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B e w ä h r te  W e r k e  aus dem  B e a m te n re c h t

Das Standardwerk des öeutfchcn Beamtenrechts

Deutfehes Boamtcngefet}
®erücksichtigung des in  sonstigen Gesetzen, Verordnungen und Erlassen enthaltenen deutschen Beamtenrechts 

erläutert von D r . O s k a r  G e o r g  F i s o h b a c h ,  Geh. Reg.-Rat,
Ministerialdirigent im  Reichsfinanzministerium,

Mitglied des Ausschusses für Beamtenrecht der Akademie fü r Deutsches Recht.
Z w e i t e  v e r m e h r t e  A u f l a g e .  1940. 

nPrj.{ 2 Bände, 1528 Seiten. Preis geb. 46.-— RM.
S 'k  SW kr don w ert eines Kommentars ist letztlich der Dienst, den er der Praxis leistet. Auch in dieser Hinsicht wird das 
r  ,ha alJen Ansprüchen gerecht. Die m it der eigenen Erläuterung Hand in Hand gehende umfassende Verwertung
7  Geset^^hung sowie auoh die er8Chöpfende Wiedergabe und Verarbeitung des fast unübersehbaren Materials an Vorschriften 
7  ßf-aiat’ Ver°rdnungen und Erlasse machen das Werk zu einem kaum entbehrlichen literarischen Ratgeber auf dem Gebiet 

hat i5echts- Verwaltungsbehörden und Gerichte, Beamte und Anwälte, ja jeder, der eine beamtenrechtliche Frage zu 
• Kann zu diesem Werk m it Erfolg seine Zuflucht nehmen.“ Rechtsanwalt am Kammergericht Hermann Reujl

EntfriiciÖungcn Des Rcidisöienftftmfhofes
Herausgegeben von Mitgliedern des Gerichtshofes.

Band 1 1939, 226 Seiten. Preis brosch. 7.—  RM., geb. 8.40 RM.
Band 2 1940, 176 Seiten. Preis brosch. 5.60 RM., geb. 7.— RM.X/CU1U u lUTU) i. I v woivv**! *  ------------  ‘ O

z,u begrüßen, daß auoh der Reichsdienststrafhof entsprechend der Überlieferung anderer höchster Gerichtshöfe 
Beisr, der Länder seine wichtigsten grundsätzlichen Entscheidungen in einer Sammlung der Öffentlichkeit unterbreitet. 
Beamt &Us dem Inhalt der beiden Bände zeigen die große Bedeutung der Tätigkeit des Reichsdienststrafhofes für die 

beider «tensohaft wie auoh für die übrige deutsohe Öffentlichkeit. Den Mitgliedern des Gerichtshofes gebührt daher der
Reichs Verwaltung s b latt.

ReidiöÖieiiitftrnforÖnung

es

Kommentar fü r die Praxis von O b e r r e g i e r u n g s r a t  D r .  K u r t  B e h n k e  
Vertreter der Obersten Dienstbehörde beim Reichsdienststrafhof.

^ w e i t e .  vö  11ig n e u b e a r b e i t e t e  u n d  e r w e i t e r t e  A u f l a g e  1940.
837 Seiten. Preis geb. 25.— RM.

V a‘nöe8fimm,,Ier8tanden, die Systematik der Reichsdienststrafordnung darzulegen, die Zusammenhänge der einzelnen gesetz- 
i 8sieripV,fen aufzuweisen und dank seiner souveränen Beherrschung der Entscheidungen sowohl des Preußischen 
°mrnen *-8 7® des Reichsdienststrafhofes seiner Neuauflage eine Fülle und Tiefe zu geben, die der Rechtsprech g 

J» «iwetlststrafp Dur°h die glückliche Verbindung von Wissenschaft und Praxis steht dieses Werk an der Spitze der zur 
SeT® «Uvet]„c dnun« erschienenen Erläuterungsbücher; es ist ebenso geeignet zur Einarbeitung in das üienststrafrecht wie 
g»t IS i 11,*1 Beamt g6n Ratgeber für den Dienststrafrichter und die m it der Bearbeitung von Dienststrafsachen befaßten Be 
1 bren in j6*1’ ,denen «Ben es nur wärmstens empfohlen werden kann. Hierzu glaube ich befugt zu sein, a

ts' t*ti® ?en höchsten Dienststrafgerichten, seit der Errichtung des Reichsdienststrafhofes als Vorsitzender eines Dienst 
8 bln- Von Salpius, Senatspräsident heim Preuß. OVG., Stellvertreter des Präsidenten des Reichsdienststrafhofes,

in der Zeitschrift „Reichsvtrwaltungsblatt.“

V 6 erftnUungsgcfetj
as ^ erfahren für die Erstattung von Fehlbeständen an öffentlichen Vermögen vom 18. April 1937. 

Kommentar von H e r m a n n  Re u ß ,  R e c h t s a n w a l t  am K a m m e r g e r i o h t .
^  D o z e n t  d e r  V e r w a l t u n g s a k a d e m i e  B e r l i n .

f ä-n̂ to|V  s:Tl 1939. 362 Seiten. Preis geb. 8.— RM.

8dase„  diß I?axis V *  die Wissenschaft dem Y“ lie8^ ® nja 'X rtro ffe n  w^^^
">» T r T  " ersohl“ ,Buolt  m Ä  XSbedeutsam e Erläuterungswerk geschaffen worden. Das Buch

N e tz te ile n  aller VerwT/886“ 80̂ H e r ' W e h r m a c h t  und des Reichsarbeitsdienstes und für die Gerichte ein u®r zuvoria Verwaltungen einschließlich der Wenrmacm uuu d v.u , ,  m 7 W)“ verlässiger Helfer und Berater.“ Landgerichtspräs. a. D. Prof. Dr. Brand in „ Deutsches Recht (verein, m. J. TV.)

Z u  bez iehen du rc h  a l l e  B u c h h a n d l u n g e n .

C a r 1 H  e y m a n n s  V e r la g ,  B e r lm M V  8



lieh gerechtfertigte Maß tibersteige. RQ.j 
DR. 1941, 643 Nr. 10 (Lampe)

§ 1 PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 (RGBl.
I, 955). War ein Hypothekendarlehn mit 
einem Disagio (Damnum) auf mehrere 
Jahre fest gegeben und ist nach Eintritt der 
Fälligkeit seine Laufzeit verlängert worden, 
so ist ein hierbei neu vereinbarter Zinssatz 
zwecks Feststellung seiner Zulässigkeit mit 
dem gesamten früheren Nutzungsentgelt 
einschließlich des auf die bisherige Laufzeit 
verteilten Disagios zu vergleichen. KG.: 
DR. 1941, 647 Nr. 11

Vertragshilfe und Mietrecht
§ 4 VertragshilfeVO. Für die Mieteherab­

setzung durch richterliche Vertragshilfe ist 
der Zeitpunkt der Antragstellung nicht von 
entscheidender Bedeuturlg. OLG. Hamburg: 
DR. 1941, 648 Nr. 12 (Vogels)

§ 537 BGB.; VertragshilfeVO. v. 30. Nov. 
1939. Die Vorschrift des § 537 BGB., wie 
sie von der Rspr. nicht bloß auf Sachmän­
gel, sondern auch bei der Auswirkung 
öffentlich-rechtlicher Maßnahmen auf die 
Miet- bzw. Pachtsachen angewandt wird, 
ist von den Bestimmungen der Vertrags­
hilfeVO. unberührt geblieben. OLG. Celle: 
DR. 1941, 648 Nr. 13 (Vogels)

Die Möglichkeit richterlicher Vertrags­
hilfe hindert den Mieter oder Pächter ge­
werblicher Räume nicht, auf Grund der 
Kriegsverhältnisse Minderung geltend zu 
machen. Dieser Einwand kann aber bei der 
Pacht einer Tankstelle nicht auf die Neu­
regelung der Abgabe von Betriebsstoffen 
oder den Umsatzrückgang, sondern nur auf 
die Einstellung der Betriebsstofflieferung 
gestützt werden. KG.: DR. 1941, 650 Nr. 14 

MietSchG. Gegen die Entscheidung des 
LG. über die Beschwerde gegen die Ent­
scheidung über die Verlängerung der Räu- 
mungsfrist findet eine weitere Beschwerde 
nicht statt. KG.: DR. 1941, 650 Nr. 15 

Auch wenn der Untermieter nicht einen 
Rechtsanspruch auf Küchenbenutzung hat, 
kann er in den Räumen eine selbständige 
Haushaltung im Sinne der Mieterschutzvor­
schriften führen. KG.: DR. 1941, 650 Nr. 16

Schuldenbereinigungsgesetz
§ 3 SchuldBereinG. n. F. Wer einen selb­

ständigen Beruf mit Hilfe erheblicher sach­
licher Mittel ausgeübt hat, kann gleichwohl 
den Schutz des § 3 SchuldBereinG. n. F. in 
Anspruch nehmen, wenn die Mittel ihm 
nicht gehörten und deshalb nicht zur Be­
friedigung der Gläubiger hingegeben wer­
den konnten. KG.: DR. 1941, 651 Nr. 17

SchuldBereinG. Die Behandlung von So­
zialversicherungsforderungen.

Einfluß der VO. v. 22. Febr. 1939 über die 
Durchführung des Vier jahresplanes auf dem 
Gebiete der Handwerkswirtschaft auf ein 
Schuldenbereinigungsverfahren. _

Bereinigung des Nachlasses eines im Ver­
fahren verstorbenen Schuldners. AG. Bre­
men: DR. 1941, 651 Nr. 18 (Vogel)

Freiwillige Gerichtsbarkeit
§ 15FGG. Auch wenn die uneheliche Mut­

ter bereit ist, über die Person des Erzeu­
gers ihres Kindes auszusagen, um damit 
den Anspruch des Kindes auf eine Waisen­
rente aus § 1258 RVO. darzutun, darf das 
VormGer. sie hierüber nicht eidlich verneh 
men. KG.: DR. 1941, 653 Nr. 19

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
§ 4 ZPO. Zinsen und gleichartige Neben­

forderungen stehen in einem engeren Zu­
sammenhang zur Hauptsache als die Pro 
zeßkosten. Wenn auch diese Nebenforde 
rungen nicht mehr im Streite sind, können 
die Prozeßkosten zur Hauptsache werden 
RG.s DR. -194ly-654 Nr. 20

§§ 115, 127 ZPO.; AllgVfg. des RJM. vom 
12. Aug. 1935.

Die Entschädigung dritter Personen, wel­
che in einem Rechtsstreit zur erbbiologi­
schen Untersuchung herangezogen werden, 
richtet sich nach den Bestimmungen der 
ZeugGebO. Demgemäß ist eine Beschwerde 
gegen die gerichtliche Entsch. nach § 6 VO. 
v. 4. 0kt. 1939 ausgeschlossen.

Die Entschädigung der Partei selbst für 
Reisekosten, falls sie mittellos ist, richtet 
sich nach AllgVfg. v. 12. Aug. 1935 und ist 
Verwaltungsangelegenheit, welche nur 
Dienstauislchts-, keine Sachbeschwerde aus­
löst.

Ist jedoch der Partei das Armenrecht be­
willigt, dann handelt es sich um eine ge­
setzliche Armenrechtsbewilligung. Die Ent­
scheidung über die Reisekostenentschädi­
gung der Partei obliegt dann dem Gericht 
und ist mit der (durch Beschwerdesumme 
nicht eingeschränkten) Beschwerde nach 
§ 127 ZPO. anfechtbar.

Entschädigung für die Begleitperson einer 
solchen Partei (z. B. minderjähriges Kind) 
ist als Entschädigung der Partei selbst zu 
behandeln. Ob eine Begleitung notwendig 
ist, unterliegt dem pflichtgemäßen Ermessen 
des Vormundes, welches für das Gericht so 
lange maßgebend ist, als nicht von dem Er­
messen ersichtlich unangemessener Ge­
brauch gemacht wird.

Die von dem beauftragten gerichtlichen 
Sachverständigen abgegebenen Erklärungen, 
Vorladungen und sonstigen Maßnahmen 
sind in ihrer kostenrechtlichen Auswirkung 
wie Erklärungen und Maßnahmen des Ge­
richts selbst zu werten, solange sich der 
Sachverständige im Rahmen seiner Befug­
nisse hält. KG.: DR. 1941, 654 Nr. 21 

§ 606 ZPO.; A rt.29, 17 EOBGB. Schei­
dung von Polen. OLG. Jena: DR. 1941, 655 
Nr. 22 (Lauterbach)

§ 13 Ziff. 3 RAGebO.
Ein selbst gegenseitig abgegebener 

Rechtsmittelverzicht bedeutet für sich allein 
noch keinen Prozeßvergleich.

Im Eheprozeß kann eine vergleichsweise 
Beilegung durch Rechtsmittelverzicht nur 
auf dem Wege über einen Gesamtvergleich 
erfolgen, welcher zur Beilegung sowohl des 
Eheprozesses als auch zur Regelung der 
Unterhaltsansprüche der Parteien geschlos­
sen wird. Andernfalls gehört der Verzicht 
zu einem nur der vereinfachten und be­
schleunigten Abwicklung des Eheprozesses 
dienenden Vereinbarung, welche sich als — 
gebührenrechtlich bedeutungsloser — Zwi­
schenvergleich darstellt. KG.: DR. 1941, 658 
Nr. 23

§ 13 Ziff. 3 RAGebO. Ein Prozeßvergleich 
verlangt das Aufgeben einer wirklichen 
Rechtsposition, ein Nachgeben in bezug auf 
konkrete Ansprüche. Dazu gehört ein Ver­
zicht auf bloße in der Zukunft liegende 
Möglichkeiten nicht. Deshalb liegt in dem 
gegenseitigen Unterhaltsverzicht von aus 
gleicher Schuld geschiedenen Ehegatten re­
gelmäßig kein Vergleich, auch nicht in Ver­
bindung mit einem Rechtsmittelverzicht im 
Eheprpzeß. KG.: DR. 1941, 658 Nr. 24

auch eine Vergleichsgebühr, 
ben der für den Prozeßbe^ ,UCll UCl IUI uu. V , UiillT* ei
entstehenden Vergleichsgebu r ^b5
und nach Maßgabe des g y m-- jgjer <>'
ZPO. erstattungsfähig sein,/„0l er\/erg'fS 
Anwälte entscheidend zu a nR. 1$‘! 
Schluß mitgewirkt hat. Ku.: ,
Nr. 25 (Wegener) -  s 45,̂

§ 1 ArmAnwG.; § 39 ^ ^ ' ’d riA r 
GebO. Ist in einem besonder^ fl0nvê  
Falle der ArmAnw., der a ein£ 
gen persönlichen Wahrneh jjert $
wärtigen Beweistermins ve ..»hiwärtigen Beweistermm» y-anzUSehet'¿jk 
nahmsweise als berechn» ¡VAA«' 
auswärtigen f et d'emächtigten mit der Wahrten ^  « 
weistermins zu beauftrag ’ die de ¡¡ei- 
vollen Gebühren und A.u*lapal)e se<  df 
wärtige Rechtsanwalt im rA O - als 
Ordnung nach den §§ d \  alteu *!*,se & 
Reichskasse erstattet Reichen, 1^’ 
eigene Auslagen aus‘ dp reSdem D ' 
stattet verlangen. OLAJ.
661 Nr. 26 (Gaedeke) ße< V

§ lAr mAnwO. ; 8 5 U f £ V B f f t  
für den BerBekl. erst nac» 
rücknahme zwecks Erwi k w dle.r K°ste 
urteils läßt für den V }
gebühr nur nach dem - jvVögl‘cll\en. A, 
entstehen, da trotz d ^  erW'iickflaf l  noch ein Verlusturteil zrufungsru ^  
Rechtsstreit durch die priedt»11, rRechtsstreit durch die grjedi&-
in der Hauptsache seine Nr.V 
den hat. KG.: DR. 1941-00

iteilig^e'!“ A f -

- - 1 77 
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Maß der Beteiligung. } öKöJK yed« 
dungshaftung (§ 79 -‘ oraeOO^. vo',e.A
Kostenentscheidung v l )ien d Streif
,__  „.„»„ei= einer su„‘ de'.aer1'

is1 
de*

S8 4, 77, 79 GKG.
Bei verschiedener d* bei u- ^

genossen am R|cll ‘ssg^o,) bg

lung, mangels e[nerJlitungT der. 

der
nossen aus
stenhaftung der . ^ ‘ '̂¿stenen'T’ö 

§ 79 Ziff. 1 OK°- ..„de
Rechtsgrundlage. Un»bC s le Ä ’ ̂

Unbeschadet dieser dgr A« ^ 11» ^
die Kostenentscheidi »_ ¿ea^),
gebenenfalls aUiA  cheiduflg 
außerhalb der Er - tfestse: z 2g
ständen (z. B. 663
tahis. KO , DR. « *■  V(,

schritten auf eRes0iduiui!. payj'fdef. 
Beamten-, des ^ R x ndG;); W ,erbänA

amten der Oemem °f^jß\. 5' ReChts'and Körperschaften ig33 (Ov
n  RA VA v. 7. Aug- _(2. BAV.) v. <•--» r  sctim 

Gerichte sind , der V- e

d .e n  A ^ Ä e n .  \chung gebunden.
eines üf A

13 Ziff. 3, 42, 43, 45 RAGebO.
Die Tätigkeit des Substituten läßt Gebüh­

ren grundsätzlich nur in der Person des 
Hauptbevollmächtigten entstehen, außer 
wenn das Gesetz selbst — so in § 45 RA- 
GeBO. etwas • anderes vorsieht. Das gilt 
auch für die Vergleichsgebühr, die sonst 
grundsätzlich eine Mitwirkung desjenigen 
Anwalts voraussetzt, welcher die Ver­
gleichsgebühr für sich beansprucht.

Wird dagegen außer dem Prozeßbevöll- 
mächtigten auf Verlangen der Partei noch 
ein anderer Anwalt tätig (§§ 42, 43 RA­
GebO.), dann kann außer den für letzteren 
vorgesehenen besonderen Gebühren für ihn

die

stungen des -  _
nach II 2 e d ' der
die Ruhegehälter

Rei
,teU

vof f f

zogen ist. ¿er Rfgltid0
Eine ÄnderungEine A n uc “ - "  , des BbJigeir!fJo11 I r11 

gen die
kürzt waren, W 
aussetzungen der *  nUr ß K  d
w a ltu n g s a k te n  n icn  ß

Pflicht Der S ic^e h e u -fd e f 
nicht dahin ?uoV L d eA5  <f0* 
Zeitpunkt e,n,e.sAig 
nicht mehr M l** * *



gommtnv Stöcpecidiaftö,

tn+*fiet i r0rt Seuatspräfibent ¿{üloiu uitb Dberregierungs* 
^Cftcriitg. Oftan. Uber 400 Seiten. 1941. 9?9Ji. 7.20 

uttentagfĉ e Sammlung Deutfdjer 91cid)sgcie(jc 9!r. 190a
beioitbers f la re r  imb in ap p er Ülusbruds* 

Stc 6 nnrö ^*ct nus berufeufter gebet eine fü r ben. 
i,Q,.1|1.er3f, t)ter ebenfo tu ie fü r ben S teu erb era te r  
id)afk ^rlöu êru,1nsaus9abe bes lEiniommeit», Körper* 
®u(ti/■ j "0 ®ürgeriteuergeieljes norgelcgt. Das Heine 
t i J , » f i d ) a u s  burcf) öie 'Uusroertuttg ber und) =
**9ften i{a]^e unl> aBicber9nbe ber

®mw;
3um tlctunbenfteueegefcti

c* ' 0e«tsGiff(cr, ipreufjifdjes Stempelfteuergefet))

tUnflsb'eiHai 1936 m‘* nn'Uid)er SBegriinbung, Xmrdjfiit)- 
munne,, ln™ u"9en unb aitbereit ergänjenben ®e[tim= 
"iitetini,"* J* ®*'ifüt)ruug. 58on Dr. Kurt (Sifflcv, «DU. 
Ottan 7o,\ il11 5Rcid)sfinan3minifterium. 2. A u f l a g e .
ffiutte ’ 9 Seite"- ®ebunben MSÜt 18-
{j^ ®ammlung Steutfdjcr 9ieid)sge[egc Sür. 200
®*ehf)sn]ê e Auflage 1937 urteilt bas 
anttn i( ^ “ «»ItuugsMatt 12/1938:
«itaunt < $ . bcJ. ®enufeung biefes liiertes immer rnieber 
[*ub. $ er et ble Sülle ber grageu, bie l)ier behandelt 
“e$I)aIb ei,,01!  j ’ffUr gegebenen SBfung iommt ober and) 
QlbeitCr n bc)°nbere SBebcutuug ju, toeil et ber 93e 
m*nMteriii1̂ 1' j ^ r tu i ,benfteuer im 9?eid)sfiuan3 =

h a l t e t  6c ( ftc u p tc r  &  <£o.
» 3 5

CAFE W IE

On nür^e er(d)cint in dritter dtuflage:

die Rckh0öien|tftrafordnung
(RDStO)

oom 26. Januar 1937 mit der amtlichen Begründung, 
ben öurd)fül)rungs= unb StgänjungsDorldjciflen 
unter befonderer 6erücf|uf)tigung des Kriegs* 
Dienflftrafrcchfs und der für die ©ffmarf, 
den Sudetengau, das Protefforat Ödemen und 
Mähren und die eingcgliederten ©flgebicte er* 

gangenen dienft|lrafrcd)tliifyen 
Sonderuorfd)riften

Kommentar
0011 Profcflot: Dr. f t r t b u r  ß r a n d

Ian6gcrid)t0prafi6cnt a. £>. in Ötcßöcn, 
ttlitglicb 6ee Slusfdniffeo für Seamtenrcdit 6er 3lfaöcmfc 

für öcutfd)co Äcd)t

Dr i t t e ,  ooUf tändfg neu bearbei tete Auf l age

iefte ©roßdeutfdfe Buflagc
cBtrua 550 ©eiten. 1941 

©ebunden Rill 1 8 .-

5u begehen imrd) jede 3uct)l)andlung

Der l ag non J u l i u s  S p r i n g e r  in ß e r l i n

Tretf/’W1.
WU\ W W ^

KbRFn
° am m  26i— -S tüber undkrüger

í Dr. A tz le r 1
F E R N K U R S E
zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung)

B e r I i n W  3 0 , L u i t p o l d s t r a ß  e 4 0 j

d  e t M  7 t g 1 i  e d  d e r  N . S V  !

usw. i 
••riinau R

Unser

71. JAHRESBERICHT
über das

Geschäftsjahr 1940

ist erschienen und sfeht jetzt bei allen unseren 
Geschäftsstellen zur Verfügung der Interessenten

COMMERZBANK
Akt i engesel l schaf t



E n d e  M ä r z  e r s c h e i n t :

£>cr
S TA A TS A N W A LT
u n d  s e in  A r b e i t s g e b ie t  m i t  B e is p ie le n

Von

D R . K A R L  B U R C H A R D I
OBERST A ATS A N W A I.T  IN  BF,RI,IN 

u n te r  M itw ir k u n g  von

D R . G E R H . K L E M P A H N
S T A A T S A N W A L T  I N  B E R T , I N

Das neue Werk führt in den Aufgabenbereich des Staats­
anwalts beim Landgericht ein und gibt Ratschläge und 
Anleitungen für die sachliche und formelle Erledigung 
seiner Amtsgeschäfte. Dem erfahrenen Staatsanwalt er­
leichtert es seine Arbeit durch Wiedergabe der Vor­
schriften, die sonst an vielen Stellen verstreut sind, und 
h ilft bei der Ausbildung der Referendare, dem Referen­
dar aber h ilft es in seiner kurzen Ausbildungszeit bei 
der Staatsanwaltschaft, die formalen Schwierigkeiten 
des staatsanwaltschaftlichen Dienstes zu überwinden 
und zu dem sachlichen Kern seiner Aufgaben vorzu­
dringen. Aufbau und Gliederung der Staatsanwaltschaft 
werden geschildert und die Folgerungen aus dem Auf- 
sichts- und Weisungsrecht der Vorgesetzten Dienst­
stellen. Bei Darstellung des Geschäftsganges werden 
Grundsätze für den Schriftverkehr und den Umgang 
mit dem Publikum wiedergegeben. Das Ermittlungs­
verfahren ist besprochen, die Fahndungsmaßnahmen, 
das Recht der Untersuchungshaft, der Beschlagnahme 
und Akteneinsicht. Das Verhältnis zum Verteidiger wird 
erörtert. Beispiele für Einstellungsbescheide und An­
klageschriften zeigen deren zweckmäßige Gestaltung. 
Hauptverfahren und Hauptverhandlung werden be­
sprochen und Ratschläge für den Schlußvortrag erteilt. 
Es folgen Ausführungen über Rechtsmittel, außer­
ordentliche Rechtsbehelfe und Wiederaufnahmever­
fahren, die Aufgaben des Staatsanwalts nach der Rechts­
kraft, insbesondere in Strafvollstreckung und Gnaden­
verfahren, über Straflöschungssachen und Berichter­
stattung in Entschädigungssachen. Ein Überblick über 
die sonstigen Aufgaben des landgerichtlichen Staats­

anwalts bildet den Schluß.

260 Seiten Din A 5 • Kart. ca. 7.50 RM

Zu bez i ehen  d u r c h  den B u c h h a n d e l  oder  
d i r e k t  vom Ve r l ag

DEUTSCHER RECHTSVERLAG  G. M. B. H. 
B E R LIN  ■ L E IP Z IG  • W IE N  
Berlin W gg, Hildebrandstraße 8 

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher RechtsverlagG.m.b.H.,WienI,Riemergasse 1

D ie

U e r lrn g o h ilfe  Oes Richters 

aus A n laß  Oes ß rleges

Dctotinung uom 30. Iloaembot 1930

K o m m e n t a r  non

Rechtsanwalt De. habil. Gerharö tjubetnflOßl
Ultö

BynOihus De. fiarl ßiinne

IB.'ll* 0°Ute Bertragshilfeoerorbnung oont 30. Booember 

grofee ißopu 1 ar i t ä t  errungen, roeil iie uuabl)öiiöl9
be«

jebe«

,en »l>"
ia Be fiU

Berorbnung potettiieü betroffen. Snsbefonbere

©renjen beftimmter Berufstreife grunbfü ljlid) i f 

treffen fanu. Sille ©laubiger uttb Sd)ulbuer toerbe» iie

SBirt fdiaf t  uon gröfjtcr Sebeutung. 3 flt0re’ĉ c ^
ijlciiio

,, oeiflC11
Subiiftriclic, Wcioitbctreibcnbc
burd) bie Ülustuirfungcn bes Rrieges befonbers tti<----  . -i'-ct.
3f)nen lommt ber Staat unter beftimmten, rl 

nuitg geregelten Borausfetiimgen jur Silfe. — ...

(jilfc geroät)rt ber Staat aber erft, uadjbetn e* 

aufiergerid)tlid)e ©tniguug gefdjeitert ift- 3Blc , g&ef 
oor fid) 3U gei)en Ijabe, fagt bie iB e ro rb n u n g  1 ^  

and) bas möd)te uttb mufj ber T'raltifev tu'^eT ^ 0 *" 
befonbere, t£>n über alles eiufdjlägige Sdirif<tu ^  

Ijebenbe Bote erhält nun ber oorliegenbe ' !l jiiiftb 

burd), bafi er in 14 Slbfdjnitten (ausfübrlid) hm! * * * ' 0  
Unten fü r bie «Bearbeitung außcrgeriA1 1 ^  uie f’^

enthält, bie aus ber B ian* getoonneu n,ur‘̂ 1 ^  ßP  
in ber B ra* 's bewährt hoben. Bitd) bas ■ flnfj«r

mar t ,  insbefonbere bas öfterreichifdK "3,t 

Streitfadien", ift berüdfid)tigt. ©benfo ijt aU<Ö ^  
Schr i f t t um bereits oerarbeitet, fo bafj bu ¡n

lid) einen ¡Kommentar auf beut tie«ei, f "

tliA0

§anb belommt.

i ß r e t s :  I a r t 0 11 i e r t  B®1-
4.80

3u beziehen burd) beu Buchhanbel ober
birffi
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Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H.,»«
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Deutsche Girozentrale 
-  Deutsche Kommunalbank -

A bgekürzte  Bilanz fü r den 31. D ezem ber 1940

preserve:
Kassenbestand

A ktiva

r Guthabe _ _ __
®chccks^'nS'  Und Gividendensclicine

RM. 221 644.58
Fällige i 611 aid Keichsbank(;iro- und Postscheckkonto............................................................................... RM. 185 777 292,96

êchsel . . . .
'atzwcchsel und unveizinsliche Schatzanweisungen des Reichs und der Länder

Anlage der L iqu id itä tsreserven:
enthalten in

Pos. Barreserve...............................................................................RM. 171 200 000,
Pos. W e ch se l.................  RM. 477 389 381,61
Pos. Schatzwechsel usw. ............................................................RM. 385 665 618,39

RM. 1 034 255 000 ,-

Papiere...................................................................................
Kurzfäiij RM' 234 507 191,89 Wertpapiere, die die Reichsbank beleihen darf.
Schuldnere Fnrden"'gen unzweifelhafter Bonität und L iqu id itä t gegen Kreditinstitute

befrist'Javon■Se Ausleihungen
Kiesen u,1!] ?,as Deckungsregisler eingetragene Kommunaldarlehen RM. 624 506 787,31
DUrchia“ ,„ '¡ crwal(ungskostenbeilräge von langfristigen Ausle ihungen.........................
Beteiligungen Kredite (nur Treuhandgeschäfte).................................................................
Grim-' ■- 11

udstticke und Gebäude .Belt | u
p°sten Srnü"j Geschäftsausstattung' °le der Rechnnnir.ahar.n,,,Rechnungsabgrenzung dienen

JLM

185 998 937,54 
14 950 399,68 

70 151,86 
1 038 314 296,73 
1 457 226 507,03

244 414 478,76

32 757 659,04 
45 635 145,91 

694 352 061,59

2 576 645,49 
1 673 424,59 

995 805,—
1 0C0C01 —

1,—
2 003 077,03

3 721 968 592,25

Ql;
135 006,51

äubiger. Passiva
Einlagen^ Kundschaft bei Dritten benutzte K re d ite ............................................................................JJJJ. - - - - - - - - -

*•« ö S K“ ‘“ SU’SgSS
Liquid itä tsreserven der Spar- (und Giro)kassen:

enthalten in Pos. G läubiger...........................................  RM. 1 034 255 000,-

A"leihen u „r iL~------- '---------------------------
Davon anfgenommene Darlehen 

Idverscli 
'■“.sen iur :  ¿ehUndi;
KurchIau(en,|l' ' eA*,en und aufgcnoinmene Darlehen 
Ru^bskapit-n " red,'*e (nur Treuhandgeschälte)

unci!l,,d; , ..............................
^nsen fjjr A ^kün d ig te  Schuldverschreibungen

averschreibungen im Umlauf RM. 624 308 071,88

sssrs,Kw°°eIn8eivi-e dcrinn : 
înnvo

Rechnungsabgrenzung dienen
RM. 810 876,07 
RM. 3 509 616,82

JLM

3 000 194 773,53

632 647 476,44

6 545 064,47 
3 394 228.27 
1 673 424,53 

30 00U 000,— 
18 000 000,- 
5 970 000,- 

19 223 132,06

4 320 492,89
3 721 968 592,25

Gewinn- und Verlustrechnung für den 31. D ezem ber 1940

Aufwand
*ün8s « S K I V ’1 Wallungskosten

A8sch" Und A b g a b e endunEen fUr de"  Ueulschcn Sparkassen- und Giroverband 

7 1}Vendu>"n"”~
* * * ! : n die 7)GZ-Gefolgscliaftsliilfe GmbH. 

Gew ¡¡nvor*rai
w""> 1940 ‘ • .................................................

RM.
RM.

810 876,07 
3 509 61* ,82

Gew;KinsJnhnvortrag Ertrag
^a h u f ' ' -

V.. Und \rKu
Auß'

Erträge Erträg

JUt
4 698916,04 

401 380,61
5 984 981,— 

149 323,91 
300 000,—

4 320 492,89

15 855 094,45

JLM 
810 876,07 

11 798 167,77 
830 050,- 

1 603 376,28 
644 591,07 
168 033,26

15 855 094,45



Uvim tM idicL
alle. fyedcAte, RechtiamjäUe, l^mhäudec 

und  W.izt&clici{.tii/icüf.ec.!

MINISTERIALRAT IM RWM. ALF KRÜGER

Die Sofutio 
btt 3u6cnfco0t 
in btt ftcutfcben

m ttm n
KOMMENTAR ZUR JUDENGESETZGEBUNG

Umfang 420 Seiten ■ Leinen RM 0.80

Eine zusammenfassende Darstellung der Gesetzge­
bung des Deutschen Reiches,soweit sie dieEntjudung 
der Wirtschaft in weiterem Sinne zum Gegenstand 
hat, sowie der Judengesetzgebung im Protektorat 
und Generalgouvernement; mit einem Überblick 
über die Entwicklung des Judentums in der deut­
schen Wirtschaft und einer übersichtlichen Statistik.

Krüger hat m it seinem Werk eine Lücke aus- 
geflillf. Es w ird allen ein wertvolles H ilfsmittel 
sein, die bei der Entjudung der deutschen W irt­
schaft mit der Überführung wirtschaftlicher 

Werte befaßt sind.
Reg.Rat Dr. Carl Johanny im „Deutschen Recht“ .

Bezug durch jede Buchhand l ung 

W ILHELM  LIMPERT-VERLAG ■ BERLIN SW 68

„RECHTSPFLEGE UND VERW ALTUNG“  HEFT 15

Arbeitsrecht
von

Amtsgerichtsrat Dr. Johannes Loschke

K a r t o n i e r t  RM  2.10

Die Schrift w ill dem Leser Klarheit über die arbeitsrecht­
lichen Grundbegriffe vermitteln und ihn befähigen, sich 
auf dem außerordentlich weitverzweigten und schwer 
übersehbaren Gebiete des Arbeitsrechtes so zurechtzü- 
finden, wie es der praktische Dienst für das Arbeiisleben 
erfordert. Beginnend mit einer Erklärung der Grund­
werte des Arbeitslebens erläutert der Verfasser die ein­
zelnen aus dem Arbeitsleben entstehenden Begriffe, die 
Betriebsgemeinschaft und deren Arbeits- und Lehrver 
hältnis, die Dienstgemeinschaft und die Hausgemein­
schaft. Die Verfahren der Arbeitsgerichtsbarkeit und der 
sozialen Ehrengerichtsbarkeit werden unter Berücksich­
tigung der Gesetzgebung bis Oktober 1940 eingehend 
behandelt. Das Heft gibt dem lernbeflissenen Leser 
Anregung und ist ihm Wegweiser zu weiterer eigener 

Vertiefung seiner Kenntnisse.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H.- Berlin • Leipzig - Wien
Berlin W 35, • Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland:
Deutscher Rechtsverlag Q. m. b. H., Wien I. Riemergasse 1
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Achter und Staatsanwälte:
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Das Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken vom 15. November 1940

Von Oberlandesgerichtsrat Dr. D ä u b l e r ,  Berlin

. A l l g e m e i n e s
recht! •ian' ,1941 sind auf dem Gebiet des Schiffs- 
cJeutsD ^Rlteiche rechtlich und wirtschaftlich be- 
QeSe?e Rechtsvorschriften in Kraft getreten: das 
Schi f f  ü b e r  R e c h t e  an e i n g e t r a g e n e n  
1940 m lrl u » d S c h i f f s b a u w e r k e n  v. 15. Nov. 
hitn» BI- 1499), die S c h i f f s r e g i s t e r o r d -  
DUrfbV-,19' Dez- 1949 (RGBl. I, 1591) und die 
(Rq Bi | l j l r u n g s v e r o r d n u n g  v. 21. Dez. 1940 

p) *• *> 1609).
re§eIunQ ese tz  v. 15. Nov. 1940 enthält eine Neu- 
See. Un|  « r  dinglichen Rechte an eingetragenen 
der Sch • . nilenschiffen und Schiffsbauwerken. In 
kgendpi l \ ! s r e g i s t e r o r d n u n g  sind die grund- 
Führunrr Vorschriften über die Einrichtung und 
reSistor« des Schiffsregisters und des Schiffsbau­
fähre,, ; ^?wje die Vorschriften über das Ver- 
[atlgreich ^ ifis rcgistersachen getroffen. Die um- 
halt eine D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g  ent­
öle Vor;  £r?ße Zahl von Anpassungsvorschriften. 
nämlich - nften dcs Ges. v. 15. Nov. 1940 haben 
dcs BnRe,n!  Änderung zahlreicher Bestimmungen 
der R0  ^es HGB., der ZPO., des ZwVerstG., 
Die D u ic^danderer Gesetze erforderlich gemacht. 
*■ ühp, Vi r -  br'ng t ferner Übergangsvorschriften, 
v°rhandpnn ^  Behandlung der am 1. Jan. 1941 
Punkt ho t i  Schiffsregister, der in diesem Zeit- 
b<?nden W f tenden Pfandrechte und der schwe- 
l ehende "  jCgistersachen, schließlich auch ein- 
ri°biet d p r \ 1r ervorschriften, besonders auf dem 
Dstihark Vollstreckung, fü r die Reichsgaue der 
. h i  der foi den Reichsgau Sudetenland, 
t en V o r g.und.en Übersicht sollen d ie  w i c h t i g -  

werdenScb r *f t e n  des G e s e t z e s  kurz erläu-

h dnuiiff*hpB,ebandIung der Schiffe in der Rechts- 
V1 e Rechtst j hen grundsätzlich zwei Möglichkeiten: 
S?’n, was 1: nHng kann die Schiffe als das behan- 
ait kann c;f.C ullld > nämlich als bewegliche Sachen. 
3.1 ihren v; ,?ber auch, insbesondere mit Rücksicht 
M e  g e H ach erheblichen Wert, den für Grund- 

r Reitenden11 Grundsätzen unterwerfen. Das bis- 
nde Recht hat die Schiffe, und zwar im

allgemeinen in gleicher Weise die See- und Binnen­
schiffe, die im Schiffsregister eingetragenen und die 
nicht eingetragenen Schiffe, in der Mehrzahl ihrer 
Rechtsbeziehungen als bewegliche Sachen behan­
delt. Dies galt insbesondere für die Übereignung 
der Schiffe, die sich, soweit nicht für Seeschiffe 
besondere Erleichterungen geschaffen w ^en, nach 
den 88 929 ff. BGB. richtete, und für die Bestellung 
des Schiffspfandrechts, das allerdings, von dem 
allgemeinen Pfandrecht an beweghehen Sachen te i^ 
weise abweichend, als Registerpfandrec def en 
staltet war (§§ 1259ff. BGB.). Auf der anderen 
Seite unterlagen schon bisher die ^*ug g 
Schiffe der Zwangsvollstreckung in das unbeweg 
Helle Vermögen (§864 ZPO.). Anders war es wie­
derum bei den Schiffsbauwerken auch wenn sie 
rptrisfriert waren. Hier waren nach § 5 des ues. 
über die Bestellung von r 'faInd. ' i ä t 'ioQp,| ™  307)

s t 're c S g  ins bewegliche Vermögen m i e.n.gen 
Abweichungen anzuwenden. Die b sher gelter K

gelung hatte t ° d f s " o e T e t f “  R . So%. iSS) 
I f fe " n  l i a " “ “  n d e l n . d e u t i g e n  S e h r i t t  zu r

S u id e n t o i S i l d s i c k e r n  Es1 S te llt^ fü r die Be-

ROR durch die der Hypothek des Grundstücks- 
S s  nachgebildete Sefiffshypothek. Das Gesetz 
schließt sich in weitem Umfang an die für dingliche 
Rechte an Grundstücken geltenden Vorschriften des 
BOB an, sieht jedoch aus Zweckmaßigkeitsgrunden 
fart durchweg von Verweisungen auf das BGB ab. 
o*: einander entsprechenden Vorschriften wählt es 
im allgemeinen den gleichen bzw. entsprechenden 
Wortlaut. Da und dort sind aber auch Fassung und 
W ortlaut der übernommenen Vorschriften des BGB. 
der heutigen Gesetzessprache angepaßt worden.

Die Gleichstellung der eingetragenen Schiffe mit
77
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den Grundstücken, die die neue Schiffsgesetzgebung 
gebracht hat, greift in ihren Auswirkungen über 
den Bereich der dinglichen Rechte hinaus: In der 
DurchfVO. sind auch schuldrechtliche Vorschriften, 
die bisher nur für Grundstücke galten, in dem 
Sinne geändert oder ergänzt worden, daß sie jetzt 
auch auf eingetragene Schiffe Anwendung finden. 
So ist durch Art. 2 Nr. 12 der DurchfVO. ein neuer 
§ 580a in das BGB. eingefügt, der die §§571, 572, 
576 bis 579 BGB. — d. h. den Grundsatz „Kauf 
bricht nicht Miete“  — im Falle der Veräußerung 
oder Belastung eines im Schiffsregister eingetra­
genen Schiffs für entsprechend anwendbar erklärt. 
Trotzdem wäre es falsch, anzunehmen, daß alle ge­
setzlichen Vorschriften, die für Grundstücke gelten, 
auf Schiffe entsprechend angewendet werden könn­
ten. Soweit nicht die eingetragenen Schiffe durch aus­
drückliche Gesetzesbestimmung den Grundstücken 
gleichgestellt sind, ist vielmehr eine solche entspre­
chende Anwendung grundsätzlich ausgeschlossen. 
So kann, um nur e in  Beispiel zu nennen, die für 
Grundstücke geltende Vorschrift des § 313 BGB. 
nicht auf Schilfe angewendet werden.

D as G e s e t z  g i l t ,  wie §1 Abs. 1 oestimmt, 
n u r  f ü r  S c h i f f e ,  d i e  i m  S c h i f f s r e g i s t e r  
e i ne s  d e u t s c h e n  G e r i c h t s  e i n g e t r a g e n  
s i nd.  Es findet also keine Anwendung auf Schiffe, 
die in einem ausländischen Schiffsregister einge­
tragen sind, ebensowenig auf Schiffe, die über­
haupt nicht in einem Schiffsregister eingetragen 
sind, auch wenn sie ihren Heimathafen oder Hei­
matort ‘ n Reichsgebiet haben. Hieraus folgt, daß 
auf diese Schiffe grundsätzlich die für bewegliche 
Sachen geltenden allgemeinen Vorschriften des bür­
gerlichen Rechts Anwendung finden. Ein kleines 
Motorboot, das in das Schiffsregister gar nicht 
eingetragen werden kann, kann sein rechtliches 
Schicksal nur außerhalb des Schiffsregisters finden. 
Es muß als bewegliche Sache behandelt werden.

Da das Gesetz auch in den Reichsgauen der Ost­
mark, im Reichsgau Sudetenland und in den ein­
gegliederten Ostgebieten gilt, schafft es zugleich für 
das ganze Großdeutsche Reich einheitliches Recht 
auf dem Gebiet der dinglichen Rechte an See- und 
Binnenschiffen und Schiffsbauwerken. Dies ist in­
sofern besonders wichtig, als die Gesetze der Ost­
mark und des Sudetenlands bisher weder ein Pfand­
recht noch eine Hypothek an Schiffen kannten. Bei 
der zunehmenden Bedeutung der Binnenschiffahrt 
im allgemeinen und der Donauschiffahrt im beson­
deren bestand aber vor allem in der Ostmark ein 
dringendes Bedürfnis, den Schiffskredit durch die 
Ermöglichung der Bestellung von Schiffshypotheken 
zu beleben.

D ie  Ü b e r e i g n u n g  e i n g e t r a g e n e r  S c h i f f e
Das Gesetz unterscheidet zwischen der Übereig­

nung von Seeschiffen und der von Binnenschiffen. 
B e i d e r  Ü b e r e i g n u n g  v o n  B i n n e n s c h i f f e n  
g i l t  d e r  oben erwähnte G r u n d s a t z  des E r ­
f o r d e r n i s s e s  d e r  E i n t r a g u n g  i m S c h i f f s ­
r e g i s t e r .  §3  Abs. 1 des Ges. bestimmt, daß zur 
Übertragung des Eigentums an einem im Binnen­
schiffsregister eingetragenen Schiff die Einigung 
des Eigentümers und des Erwerbers und die Ein­
tragung des Eigentumsübergangs in das Binnen­
schiffsregister erforderlich ist. Es ist aber nicht 
nötig, daß diese Einigung wie im Grundstücksrecht 
bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Teile vor dem 
Registergericht erklärt w ird ; eine Auflassung im 
Sinne des § 925 BGB. gibt es im Schiffsrecht nicht. 
Nach den §§30, 37 der SchiffsregisterO. muß aber
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die Einigungserklärung entweder zur Niedersc 
des Registerrichters abgegeben oder durch ot 
liehe oder öffentlich beglaubigte Urkunden n 
gewiesen werden. nn

Anders vollzieht sich die Ü b e r e i g n u n g  v 
S e e s c h i f f e n .  Hier ist im Gegensatz zu 
sonst in dem Gesetz verwirklichten Grundsatz 
b i s h e r  g e l t e n d e  R e g e l u n g  b e i b e h a  
worden. Nach § 2  Abs. 1 des Ges. ist es zur 
tragung des Eigentums an einem Seeschin . f 
derlich und genügend, daß der Eigentümer un ^ 
Erwerber darüber einig sind, daß das big ^  
auf den Erwerber übergehen soll. Wie nacn eS 
— jetzt aufgehobenen — § 474 HGB. bed 
also nicht einmal J~"mal der Besitzübergabe, vielmc _ 
die formlose Einigung über den Eigentum ^  
gang ausreichend. Der Grund für diese a ge. 
auffällige Regelung liegt, wie in der amthen 
gründung (DJ. 1940, 1329) ausgeführt ist, m ^  
Erfordernissen der Praxis. Seeschiffe weru daS 
häufiger als Binnenschiffe im Ausland oder Li. 
Ausland veräußert. Solche Veräußerungen, u njciit 
rasch vollzogen werden müssen, dürfen aoe 
durch Formvorschriften übermäßig geherni ^e r- 
gar vereitelt werden. Vollzieht sich also di 
eignung von Seeschiffen außerhalb des des
registers, so fo lg t hieraus, daß die Eintragi |  ge-
Eigentumswechsels in das Schiffsregister e „ eB.
richtigung darstellt, die sich nach den dafürg 
den Vorschriften der SchiffsregisterO. rum _  daß 

In diesem Zusammenhang ist zuerwan_ c’g29a 
durch Art. 2 Nr. 15 der DurchfVO. ein ned der 
in das BGB. eingefügt ist, der die Übereig ^¡[fe 
nicht im Schiffsregister eingetragenen ejn-
regelt. Bei diesen ist — ähnlich wie be . U er- 
getragenen Seeschiffen — die Übergabe werbef 
forderlich, wenn der Eigentümer und de ^er- 
darüber einig sind, daß das Eigentum s 
gehen soll. . ne See'

Eine allgemeine Vorschrift für ein.§etri, des 0&' 
schiffe und Binnenschiffe tr ifft § 1 A ^s'Vprlust de® 
Danach bestimmt sich der Erwerb und . ¡ffsregi8, „ 
Eigentums an einem Schiff, das im Sc ■ j, ¿e 
eines deutschen Gerichts eingetragen i > 
d e u t s c h e n  Gesetzen.

D ie  B e l a s t u n g  des S c ll i.Jf L ,eI1 ei* 
Als beschränkt dingliche Rechte, ml keHA 

eingetragenes Schiff belastet werden ^ iifl
das neue Gesetz nur die S c h i f f s h y p  ding'‘cL  
den N i e ß b r a u c h .  Andere beschra , . s Mo
Rechte an Schiffen, insbesondere ein d e gegr^ ,
kaufsrecht, gibt es nicht. Wie die _ so l c .
düng ausführt, besteht für d e Z “
Rechte kein Bedürfnis. Dasselbe gi S.  ̂ derne <s 
auch vom Nießbrauch. Das besetz ^gjn 
sprechend davon ab, den Nießbrauc ^ ¡ f f  jß 
ein beschränkt dingliches Recht a ^¡„ßbrauci1. e 
lassen. Nach §9  kann vielmehr e," „ ‘ damit ^  
einem Schiff nur bestellt werden, eßbrauch® f 
Verpflichtung zur Bestellung eines der an .eLt\s 
ganzen Vermögen des Eigentümers Verm<v
"  ’ ’ "  ider an einem Bruchteil Qedacf1

rbschaft erfü llt werden sod ntümer 
hierbei vor allem daran, daß der„ .p “ rl(y den. mr

ist
nes

oder der Erbschaft erfü llt werden
n daran, daß d e r ^ s —  den 

Schiffs in einer letztwilligen v ^ fu^ rl5ächtp‘-; ■ { 
brauch an seinem Nachlaß ®is . e ßestm1!11 ¿es 
seine Ehefrau oder andere Angehongthek und 

Für die Bestellung der Schil shypo EintragU> ge-
Nießbrauchs g ilt uneingeschränkt £ s ob das jff 
prinzip, und zwar unabhängig dav n, ßjI1flens 
lastete Schiff ein Seeschiff oder ein



f /  (§8 Abs. 2, §9  Abs. 2). Dasselbe g ilt für die 
nnRänc*erunS und Aufhebung dieser Rechte. Stets ist 
* ,üer der Einigung der Vertragspartner die Eintra- 
s w? i*11. Schiffsregister erforderlich. 
a. einer Schiffshypothek kann nach § 8 Abs. 3 

der Bruchteil eines Schiffes belastet werden, 
stpu f f  in dem Anteil eines Miteigentümers be- 
Vn?' , Für den Nießbrauch ist eine entsprechende 
Vorschrift nicht getroffen.

S o n s t i g e  d i n g l i c h e  R e c h t s v o r g ä n g e  
Nach dem Vorbild des Liegenschaftsrechts regelt 
s nene Qesetz in den §§5 bis 7 für See- und

auf aSchlife die E r s i t z u n g ,  den V e r z i c h t  
eitr„ as E i g e n t u m  und das R e c h t  z u r  A n -  
sot? n llg  h e r r e n l o s e r  S c h i f f e .  §5  betrifft die 
Schiff Uc*lersitzung durch den als Eigentümer im 
E r s i i , gister eingetragenen Nichteigentümer; die 
nach Rn£ sdauer beträgt aber nicht 30 Jahre, wie 
10 t J* BGB. bei Grundstücken, sondern nur
demri- r-Dem § 927 B 0 B - entspricht der § 6, in 
Eitrenk .^Sitzung durch einen nicht eingetragenen 
E>aupr^Sltzer geregelt ist. Auch hier beträgt die 
das Fi ^er Ersitzungszeit 10 Jahre. Der Verzicht auf 
BiQr Sentum vollzieht sich nach § 7 wie nach § 928 
gericiif r<;h Erklärung gegenüber dem Register- 
Das AUnd durch Eintragung in das Schiffsregister.
Reich y :‘Snungsrecht steht ausschließlich dem
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V o rb ild 10 bis 14 behandeln, ebenfalls nach dem 
die ZUl. “ es Gründstücksrechts, die V o r m e r k u n g ,  
oder Ai,fi! i runS des Anspruchs auf Einräumung 

eines Rechts an einem See- oder 
Ändern,, °der an einer Schiffshypothek oder auf 
Rechts im Q S.,nhalts oder des Rangs eines solchen 
^erkuinT.. b'ffsregister eingetragen wird. Die yor- 
P fa tid rA ile bisher nur in Beziehung auf ein Schiffs- 
Eigentumo z^ s s ig  war, hat jetzt auch für die 

SVerhältnisse Bedeutung bekommen.

^ ec h t s v e r m u t u n g  u n d  d e r  ö f f e n t l i c h e  
ü as h aube des S c h i f f s r e g i s t e r s  

Eintrao^'Si!e.r geltende Recht kannte keine an die 
^hhütuniY Schiffsregister geknüpfte Eigentums-
k°nnte h& i, * der Eintragung im Schiffsregister 
|eleitet ns eine tatsächliche Vermutung her-
¿.achen o-ou en’ Daneben war die für bewegliche 
B<aB. amu, ncle Eigentumsvermutung des § 1005 
getragen „  mif Schiffe anzuwenden. Für das ein- 
/ rdutuno- • “ ^Pfandrecht wurde zwar eine Rechts- 
NQmtn un'ri11 Schrifttum angenommen (vgl. RGR- 
^sdrückiioi ’ Anm- 1 zu § 1262 BGB.); an einer 
„e r  auH, e,n. gesetzlichen Bestimmung fehlte es 
/den Qe~ , ller- Demgegenüber stellt § 15 des 
PCr des k onS, e'ne R e c h t s v e r m u t u n g  auf, d ie  
E ' /er!? 1 B Q B - i n h a l t l i c h  e n t s p r i c h t :

d/'^rauch ' ' '  t111 Kecnt an einer soicnen ouer cm 
l / . ^ echt „e,ltIge r̂agen, so wird vermutet, daß ihm 

ê t, So . s/eht; ist ein eingetragenes Recht ge- 
Bip ...Ircl vermutpf HnR pc nirhf rnehr besteht.

Gesetz dem 
vor allem

B(Y£>S’ w i e ' V ^ n g  des ö f f e n t l i c h e n  G l a u -  
kenne,, 1u l.'ln , aus dem Grundstücksrecht des 

Ein« r "'urdp .i ier’n Hegt eine wichtige Neuerung. 
ge/u.gun?Pn ^Cr §ut<: Glaube an die Richtigkeit der 
bot ^Rtzt n ; lr?, Schiffsregister grundsätzlich nicht 

keinen f  U rs c h r ift des § 1262 Abs. 2 BGB.

Glauben. Die §§ 16, 17 des neuen Gesetzes, die den 
öffentlichen Glauben des Schiffsregisters regeln, ent­
sprechen den §§892, 893 BGB. Der Kreis der nach 
§16 geschützten Personen umfaßt diejenigen, welche 
das Eigentum, eine Schiffshypothek, ein Recht an 
einer solchen oder einen Nießbrauch durch Rechts­
geschäft erwerben. Zugunsten dieser Personen g ilt 
aber nicht der ganze Inhalt des Schiffsregisters als 
richtig, sondern nur insoweit, als er das Eigentum 
und die andern eben erwähnten Rechte betrifft. Der 
öffentliche Glaube erstreckt sich also nicht aut die 
in der ersten Abteilung des Schiffsregisters ein­
getragenen tatsächlichen Verhältnisse des Schuts. 
M it anderen Worten: der gute Glaube des Erwer­
bers an die Richtigkeit der eingetragenen tatsäch­
lichen Verhältnisse, etwa der Ergebnisse der amt­
lichen Vermessung oder der Tragfähigkeit des 
Schiffs, w ird nicht geschützt. Eine weitere wichtige 
Ausnahme von dem Grundsatz des öffentlichen Glau­
bens g ilt für die Eintragung des Korrespondent­
reeders und für die die Schiffsparten betreffenden 
Eintragungen in der zweiten und dritten Abteilung 
des Schiffsregisters. Da das Gesetz die Schiffspart, 
wie unten noch näher ausgeführt w ird, nicht a . 
Miteigentumsanteil, sondern als Anteil am Reederei- 
vermogen behandelt, treffen die Voraussetzungen 
des § 16 nicht auf sie zu.

Dagegen g ilt der Grundsatz des öffentlichen Glau­
bens des Schiffsregisters uneingeschränkt auch für 
die Eintragung der Eigentumsverhältnisse an See­
schiffen. Da sich die Eigentumsübertragung bei 
Seeschiffen, wie oben erwähnt, auch in Zukunft 
außerhalb des Schiffsregisters vollzieht, konnte die 
vom Gesetz getroffene Regelung widerspruchsvoll 
erscheinen. Denn gerade wenn das Eigentum ohne 
Eintragung im Schiffsregister übergeht, kann es 
öfters Vorkommen, daß die Eigentumseintragung un 
Schiffsregister unrichtig ist. Der nicht eingetragene 
Berechtigte ist aber, worauf auch die amtliche Be­
gründung hinweist, jederzeit in der Lage, die Be­
richtigung des Schiffsregisters zu veranlassen oder 
durch Eintragung eines Widerspruchs die Berufung 
eines Dritten auf den Registerinhalt auszuschheßen. 
Ferner sieht §33 der Schiffsregisterordnung einen 
Berichtigungszwang in dem Sinne vor, aan uas 
Registergericht, wenn die angestellten Ermittlungen 
die Unrichtigkeit des Schiffsregisters ergeben» / J f  
Beteiligten anzuhalten hat, den Antrag auf Bericn 
tigung zu stellen. ,

Aus der Einführung des öffentlichen °>aub^ 8
des Schiffsregisters ergeben slch. f 1® ^°'Registers über die B e r i c h t i g u n g  des unrichtigen Registers 
und über den W i d e r s p r u c h  gegen d ^  Rieh g
keit des Schiffsregisters (§§ 18 bis J^ lP g e tte n d e n  
Schriften entsprechen den für Grundstücke geltenden
Bestimmungen des BGB. . . .  .

Eine wichtige Ü b e r g a n g s v o r s c h r i f t  zu den 
rr m  17 pnthält A rt 14 der DurchfVO. 1 ür einen 
! d  raum von 3 Monaten vom Inkrafttreten des Ge­
setzes a^ also bis 31. März 1941, erfahrt der Grund- 
S  des'öffentlichen Olautens des » f fs r e ^ s te r s  
eine Beschränkung, wenn am 1. Jan. 1941 das Schiffs- 
reglster unrichtig war. Derjenige, dessen Recht 
nicht oder nicht richtig eingetragen oder durch die 
Eintragung einer nicht bestehenden Belastung oder 
Beschränkung beeinträchtigt war, soll die Möglich­
keit haben innerhalb des genannten Zeitraums das 
Register berichtigen oder einen Widerspruch ein- 
tragen zu lassen. Tut er dies, so kann sich ein 
D ritter ihm gegenüber auf die Vorschriften über 
den öffentlichen Glauben des Registers nicht be­
rufen.
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D ie  S c h i f f s h y p o t h e k
Von großer Bedeutung ist die Neuregelung der 

Schiffshypothek in den §§24 bis 75 des Oes. Im 
Altreich galten für die eingetragenen Schiffe bisher 
die Vorschriften der §§ 1259 bis 1272 BGB. Danach 
konnte ein eingetragenes Schiff m it einem Pfand­
recht belastet werden, fü r dessen Entstehung die 
Eintragung im Schiffsregister erforderlich war. Das 
Schicksal des einmal begründeten Schiffspfandrechts, 
seine Übertragung, Änderung und Aufhebung, voll­
zog sich aber außerhalb des Schiffsregisters, dem kein 
öffentlicher Glaube verliehen war. Sodann fehlte es 
vor allem an einer eingehenden, dem Grundstücks­
hypothekenrecht ähnlichen Ausgestaltung des Schiffs­
pfandrechts, wie sie für einen in größerem Maßstab 
organisierten Schiffskredit Voraussetzung gewesen 
wäre. Zwar gab es schon seit einiger Zeit Bank­
institute, die See- und Binnenschiffe gegen Bestel­
lung von Schiffspfandrechten beliehen und sich das 
hierfür erforderliche Geld durch Ausgabe von 
Schiffspfandbriefen beschafften (vgl. das Ges. über 
Schiffspfandbriefbanken v. 14. Aug. 1933 [RGBl. I, 
583]). Aber die Beträge der bisher ausgegebenen 
Schiffspfandbriefe bewegten sich in engen Grenzen, 
da weder die Lombardfähigkeit noch die Mündel­
sicherheit dieser Pfandbriefe anerkannt war. So 
waren die Möglichkeiten der See- und Binnenschiff­
fahrt, sich Realkredit zu beschaffen, sehr beschränkt. 
Nun hat aber die Binnenschiffahrt durch die An­
spannung der Verkehrslage wie auch durch den 
immer weiteren Ausbau der Binnenwasserstraßen 
neuerdings einen solchen Aufschwung genommen, 
daß alle geeigneten Maßnahmen für eine Vergröße­
rung der Binnenflotte ergriffen werden müssen. Zu 
diesen Maßnahmen gehört auch die Schaffung einer 
verbreiterten Kreditunterlage. Ähnlich wie in der 
Binnenschiffahrt werden nach dem Krieg die Ver­
hältnisse bei der Seeschiffahrt liegen. Auch die 
deutsche Seehandelsflotte w ird dann in großem Maß­
stab erweitert werden müssen. Zur Bewältigung 
dieser großen Aufgaben beizutragen, ist der Zweck 
der in dem Gesetz getroffenen Neuregelung des 
Schiffshypothekenrechts. H ierin liegt die große w irt­
schaftliche Bedeutung des Gesetzes. Die §§24 bis 75 
des Ges. sind in weitem Umfang den Vorschriften 
des BGB. über die Grundstückshypothek (§§ 1113ff.) 
nachgebildet. An die Stelle des nur in knappen Zü­
gen geregelten Schiffspfandrechts ist die nach dem 
Vorbild des Hypothekenrechts in allen Einzelheiten 
geordnete Schiffshypothek getreten. Schon in der 
Bezeichnung als „Schiffshypothek“  kommt die An­
lehnung an das geltende Hypothekenrecht zum 
Ausdruck. Da sich die §§24 ff. des Ges. im allge­
meinen an die §§ 1113 ff. BGB. anschließen, kann 
hier davon abgesehen werden, auf die einzelnen 
Vorschriften einzugehen. Nur die Grundzüge des 
Schiffshypothekenrechts und vor allem die w ichtig­
sten Abweichungen vom Recht der Grundstücks­
hypothek sollen hier behandelt werden.

Schon oben ist erwähnt worden, daß das Gesetz 
als beschränkt dingliches Recht an einem Schiff 
außer dem Nießbrauch nur die Schiffshypothek 
kennt. Im Schiffsrecht gibt es weder eine Grund­
schuld noch eine ihr entsprechende Pfandbelastung 
des Schiffs. Aber auch für die Schiffshypothek selbst 
is t in dem Gesetz nur e i ne  Form vorgesehen. 
Während das BGB. zwischen Verkehrshypothek und 
Sicherungshypothek, Briefhypothek und Buchhypo­
thek unterscheidet, ist die S c h i f f s h y p o t n e k  
ausschließlich a ls  S i c h e r u n g s h y p o t h e k  a u s ­
g e s t a l t e t .  Nach §8  Abs. 1 Satz 3 bestimmt sich 
nämlich das Recht des Gläubigers aus der Schiffs­
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hypothek nur nach der Forderung. Eine dem § ^  
BGB. entsprechende Vorschrift fehlt in dem Gestf • 
Das bedeutet, daß sich der öffentliche Glaube ” 3

die
icm irsregisters mcnr aui Qie uer ocnmsnypuu»^* . 
gründe liegende Forderung erstreckt. Hieraus i° V  
daß der Eigentümer gegen die Schiffshypotlu 
dem persönlichen Schuldner gegen die Forden^s 
zustehenden Einreden geltendmachen kann (s 
auch wenn sie nicht im Schiffsregister eingetrag . 
und dem Schiffshypotliekengläubiger nicht beka 
sind. Diese Beschränkung des öffentlichen u  
bens des Schiffsregisters ist jedoch „fü r den 0 
nisierten Schiffskredit — namentlich der Sen 
beleihungsbanken — ohne Bedeutung; denn 
Schiffsbeleihungsbanken erwerben nur in Ausnan 
fällen Schiffspfandrechte von einem früheren 
biger. Im Regelfall w ird das Schiffspfandrecn ^  
sie als ersten Gläubiger in das Schiffsregiste* ]t 
getragen und insoweit würde auch bei der r  
der Verkehrshypothek der Erwerb des Pfand' n,‘‘ 
von der Entstehung der Forderung abhang 
(Amtl. Begründung.) • ¡d

Da das neue Gesetz k e i n e  G r u n d  s c ” ^ £, 
o d e r  g r u n d s c h u l d ä h n l i c h e  S c h i i t  ^
I a s t u n g  k e n n t ,  fehlt auch die Rechtsform ^  
Eigentümergrundschuld, und zwar sowohl die f, 
ursprünglichen wie der nachfolgenden Eigc”  j f. 
grundschuld. Soweit die ursprüngliche Eigen r 
grundschuld dem Zweck dient, dem Eige”  
eine Rangstelle offen zu halten, w ird sie ^  
durch den Rangvorbehalt des § 27. Danae ^ er
sich — entsprechend §881 BGB. — der_ Eige“  . ¡jfS, 
bei der Belastung eines Schiffs mit einer L re, 
hypothek die Befugnis Vorbehalten, eine . ^¡t 
dem Umfange nach bestimmte Schiffshyp0* zii
dem Rang vor jener Schiffshypothek eintrag er. 
lassen. Das Fehlen der nachfolgenden Eigf* $ $  
grundschuld hat zur Folge, daß die Schiffs* y i^  cr-
— im Gegensatz zur Grundstückshypothei ^ s . ‘ 
lischt, wenn die Forderung erlischt (9¿ M it  cks 
Satz 1) — hier allerdings mit dem Vorb rSöfl; 
Übergangs der Schiffshypothek auf „Y?ni-.;o-er al1 
liehen Schuldner, § 59 —, wenn der Gla,‘P § chiffs' 
sie verzichtet (§57 Abs. 2) oder wenn di persofl 
hypothek mit dem Eigentum in derselbe: ¿er
zusammentrifft (§64 Abs. 1). Beim Erlo tiac*1'
Schiffshypothek aber rücken die im Ka g dicSe,, 
folgenden Schiffshypotheken auf. Wenn n s
Aufrücken ausnahmslos durchgeführt et
würden nicht nur die im Range n a c ^  b ' 
Schiffshypotheken ohne ausreichenden ¡fiC
günstigt werden, sondern es würde vor an 4 
der Eigentümer, der häufig ein Ixitcre . . sei • 
Erhaltung der Rangstelle hat, benach ß
§57 Abs. 3 g ibt deshalb dem Eieentume . her|ge* 
fugnis, im Range und bis zur Hödie de ^gfeUf /  
Belastung eine neue Schiffshypothek ’
Voraussetzung für die Ausübung der n|clit V 
daß die erloschene Schiffshypothek n gr n 
Schiffsregister gelöscht ist. Da der Eig . ung d
§35 Satz 1 der SchiffsregisterO zur L o sd i]ti ^
erloschenen Schiffshypothek die Z j e)r be.*
teilen muß, ist sichergestellt, daß er rechR * e 
sichtigten Löschung Kenntnis erhalt m h ” . K ¡ffs 
von seiner Befugnis Gebrauch mach| ¿eSScb
Befugnis, die dem jeweiligen Eigentum^
zusteht und nicht übertragbar ist, ist e i ^  u-3 Rech 
reichischen Grundstücksrecht eutn bisher ¿„jud 
einrichtung, die dem deutschen Recht 1 ^  3 

. Ergänzende Vorschriften zu §=>' ¿iewar
fü r einige Sonderfälle, insbesondere c^o
samtschiffshypothek in den §§ 68 bis >

s\b°
öd

ffeb-
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Gesetz sieht ferner in § 58 eine Löschungsvor- 
jjerkung — entsprechend § 1179 BGB. — für den 
^a11 vor, daß sich der Eigentümer einem anderen 
gegenüber verpflichtet, die Schiffshypothek löschen 
u 'assen, wenn die Forderung erlischt.
Nach §32 erstreckt sich die Schilfshypothek auf 

p.e V e r s i c h e r u n g s f o r d e r u n g ,  wenn der 
'gentümer oder fü r seine Rechnung ein anderer 
me Versicherung für das Schiff genommen hat. 
Ie § § 32 ff. schließen sich an die §§1127ff. BGB. 

^¿enthalten a{jer darüber hinaus eingehende Vor- 
j i  I l‘l e:n>. die in den Bestimmungen des VVG. über 
dir y^audeversicherung ihr Vorbild haben und 
bPv ^-'höhung der Sicherheit der Schiffshvnothek 
,plnŵ k e n . Es würde zu weit führen, sie 

ei1 hier zu behandeln. 
setT Son.derfälIe der Schiffshypothek hat das Ge- 
dir r  wiederum nach dem Vorbild des BGB. — 
Inh.K samtschiffshypothek, die Schiffshypothek für 

Und Orderpapiere und die Höchstbetrags-
n'tfshypothek aufgenommen.

G

im ein-

&28ln?1 G e s a m t s c h i f f s h y p o t h e k  liegt nach 
den.n S' 1 nicht n lir dann vor> wenn iü r €ine For_ 
bestpiH euic Schiffshypothek an mehreren Schiffen 
eigpnt ’ sondern auch dann, wenn mehrere M it- 
hvnnm?santcile eines Schiffs mit einer Schiffs- 
besteh'E\  beIastet sind. Die im Grundstücksrecht 
eigentr e Streitfrage, ob eine von mehreren M it­
ais ein 55n an ihren Anteilen bestellte Hypothek 
Komm ,9esamthypothck anzusehen ist (vgl. RGR- 
fiir A nm .l zu §1132 BGB.), ist damit
Ferner . ^ffsrecht in bejahendem Sinn entschieden. 
s a m w Ä  für den Fall des Erlöschens der Ge- 
blgers rf” Shyp°thek oder der Befriedigung des Gläu- 
SchnirI„ Urcl1 den Eigentümer oder den persönlichen 
vorsrh9Lr 111 den §§68 bis 70 eingehende Sonder- 

m nn” en getroffen.
die S c h i f f s h y p o t h e k  f ü r  eine F o r -

Für
l e r n n - "'  ° e n i i r s n y p o t n e K  r u r  e i ne  i u i - 
aui aus  e i n e r  S c h u h d v e r  S c h r e i b u n g  
eine m n I n h a b e r ,  aus e i n e m  W e c h s e l  o d e r  
bis 741 ¡a.n.d e re n  i n d o s s a b l e n  P a p i e r  ( §§72 

- ’ st 111 8 73 vorgeschrieben, daß sich die Ab- 
lerung — und damit auch der Hypo- 

--¡n für die Abtretung dieser Forde- 
Währenri tenden allgemeinen Vorschriften bestimmt, 
und E n( nach der Regel des §51 Abs. 3 Einigung 
sind. lragnng in das Schiffsregister erforderlich

tret
thei

§75 e. J ^ h s t b e t r a g s s c h i f  f s h y p o t h e k  ist in 
c,nt.bält .,Plecllend dem §1190 BGB. geregelt. §75 
, hsmin9+ auüerdem eine Ermächtigung für den 
zU erIasspStCl\ der Justiz, ergänzende Vorschriften 
^Weck baKn„ Von „ dieser Ermächtigung, die den

jkünft jben dürfte, Zweifelsfragen, die sich in 
f, iffshvnrni der Anwendung der Höchtsbetrags- 
,, S zu Lis k ergeben werden, im Verordnungs- 
W°rden. aren’ ' st bisher nicht Gebrauch gemacht

vä'tfshvmun^i b c r g a n g s v o r s c h r i i t e n zum 
r_°- getmff kenrecht sind in Art. 13 der Durchf- 
% te r  fc»' Ein am 1. Jan. 1941 im Schiffs- 

h; ib s h v n Ä traI enes Pfandrecht g ilt jetzt als 
ist fpr k' ^ Um Schutze der alten Pfandgläu- 

t? 1- la„ ,n5r bestimmt, daß ein Gläubiger einer
fsch

• Jan^oJi bestimmt, daß ein Gläubiger einer 
Ung' • -Gl bestehenden Schiffshypothek die

im Rntirr irnrrrMinnrlpn nHpV (xleich-w ild e n  Rang vorgehenden oder gleich-
ch lcber v^bchiffshypothek, falls diese erlischt, in UlPim WeiSP lrn-1--------  ’üng df9lseA vcrlansjen kann, wie wenn zur Si- 
crJ vies pi'  '>‘‘Spruchs auf Löschung nach § 58 

ragen 9 :” e Vormerkung im Schiffsregister ein- 
are. Weiterhin sollen die da und dort

noch eingetragenen Papiermarkpfandrechte aus dem 
Schiffsregister beseitigt werden. Art. 13 Abs. 3 be­
stimmt daher, daß am 1. Jan. 1941 eingetragene 
Schiffspfandrechte, deren Geldbetrag noch in Mark 
oder in einer anderen nicht mehr geltenden inlän­
dischen Währung bezeichnet ist, mit dem 31. Marz 
1941 erlöschen und von Amts wegen gelöscht wer­
den, wenn nicht vorher der Antrag auf Eintragung 
der Aufwertung gestellt wird.

Die wertbeständigen Schiffshypotheken und die 
Schiffshypotheken in ausländischer Währung wer­
den von dem neuen Gesetz nicht berührt. Art. 16 
der DurchfVO. bestimmt ausdrücklich, daß es J u r  
diese Schiffshypotheken bei den dort aufgeführten 
besonderen gesetzlichen Vorschriften verbleibt.

D ie  S c h i f f s h y p o t h e k  an S c h i f f s b a u w e r k e n  
In das Gesetz sind auch die materiellrechtlichen 

Vorschriften des — in der DurchfVO. aufgehobenen 
— Gesetzes über die Bestellung von Pfandrechten 
an im Bau befindlichen Schiffen v. 4. Juli 1926 
(RGBl. I, 367) aufgenommen; sie sind im sechsten 
Abschnitt (§§76 bis 81) enthalten. Eine Schiffs­
hypothek kann — wie bisher ein Pfandrecht — an 
einem auf einer Schiffswerft im Bau befindlichen 
Schiff (Schiffsbauwerk) bestellt werden, sobald der 
Kiel gelegt und das Schiffsbauwerk durch Namen 
oder Nummer an einer bis zum Stapellauf des 
Schiffs sichtbar bleibenden Stelle deutlich und dauernd 
gekennzeichnet ist. Nicht jedes Schiffsbauwerk kann 
aber m it einer Schiffshypothek belastet werden, Vor­
aussetzung ist vielmehr eine bestimmte Mindest­
größe. Das Schiffsbauwerk muß nach der Fertig­
stellung als Seeschiff mehr als fünfzig Kubikmeter 
Brutto raum ge halt haben oder als Binnenschiff nach 
den Vorschriften der Schiffsregisterordnung zur Ein­
tragung in das Binnenschiffsregister geeignet sdn. 
Zur Bestellung der Schiffshypothek ist — wie bei 
der Schiffshypothek an einem eingetragenen Schiff 
— Einigung und Eintragung erforderlich. An die 
Stelle des Schiffsregisters tr it t  aber das R e g i s t e r  
f ü r  S c h i f f s b a u  w e r k e  ( S c h i f f s b a u r e g i s t e r ) ,  
das als ein besonderes Register geführt wird. Nach 
§ 79 erstreckt sich die Schiffshypothek auf das 
Schiffsbauwerk in seinem jeweiligen Bauzustand. 
Sie erstreckt sich ferner nicht nur auf das Zubehör 
(§31), sondern auch auf die auf der Bauwertt be­
findlichen und als solche gekennzeichneten Bau­
teile mit Ausnahme solcher Bauteile, die nicht in 
das Eigentum des Eigentümers des Schiffsbauwerks 
gelangt sind. Eigentümer des Schiffsbauwerks ist 
regelmäßig der Werftbesitzer, möglicherweise¡aber 

.  auch der Auftraggeber oder ein D r'den Aut die er- 
sicherungsforderung erstreckt sich nach § 
Schiffshypothek nur, wenn der Eigentümer für das 
Schiffsbauwerk eine besondere Versicherung ge­
nommen hat. Im übrigen finden die fü r die Schiffs­
hvnothek an eingetragenen Schiffen geltenden Vor­
schriften Anwendung. Ist das Schiffe+dlte2 Schiffs’ 
so bleibt eine am Schiffsbauwerk-bestellte Schiffs­
hypothek m it ihrem bisherigen Rang an dein Schiff 
bestehen (§ 81). W ird das fertige Schiff in das 
Schiffsregister eingetragen, so ist eine im Schiffs- 
bauregister eingetragene Schiffshypothek nach § 16 
Abs. 3 der SchiffsregisterO. von Amts wegen in das 
Schiffsregister zu übertragen.

Eine wichtige Vorschrift für die Schiffsbauwerke 
selbst enthält §78. Danach gelten von dem Zeit­
punkt an, in dem die Schiffshypothek in das Schiffs­
bauregister eingetragen ist, die §§3 bis 7 auch für 
das Schiffsbauwerk. Dies bedeutet, daß die Eigen­
tumsübertragung (ebenso die Ersitzung usw.) bei
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Schiffsbauwerken, die nicht eingetragen sind, sich 
nach den für bewegliche Sachen geltenden Vor­
schriften bestimmt, während eingetragene Schiffs­
bauwerke wie Binnenschiffe, also durch Einigung 
und Eintragung, übereignet werden. Hierbei kommt 
es nicht darauf an, ob das Schiffsbauwerk nach der 
Fertigstellung in das Seeschiffs- oder in das Binnen­
schiffsregister eingetragen wird.

D e r N i e ß b r a u c h  an e i n g e t r a g e n e n  
S c h i f f e n

Von der Bestellung des Nießbrauchs ist schon 
oben gesprochen worden. M it Rücksicht auf die 
ebenfalls schon erwähnte geringe praktische Be­
deutung, die der Nießbrauch an einem eingetra­
genen Schiff auch in Zukunft haben wird, hat das 
Gesetz von einer eingehenden und selbständigen 
Regelung dieses Rechts abgesehen; es begnügt 
sich hier damit, die für den Nießbrauch geltenden 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts für sinngemäß 
anwendbar zu erklären (§82 Abs. 1). Eine beson­
dere Vorschrift w ird nur in § 82 Abs. 2 für das 
Rangverhältnis zwischen Nießbrauch und Schiffs­
hypotheken getroffen. Entgegen der sonstigen Regel 
bestimmt sich dieses Rangverhältnis nach dem Zeit­
punkt der Eintragungen, nicht nach ihrer Reihen­
folge. Erwähnt mag noch sein, daß das Gesetz 
einen Nießbrauch an einem Schiffsbauwerk nicht 
kennt.

D ie  S c h i f f s p a r t e n  des S e e r e c h t s
Nach § 1272 BGB. galten bisher für das Pfand­

recht an der Schiffspart die gleichen Vorschriften 
wie für das Pfandrecht an einem eingetragenen 
Schiff. Dabei war es zweifelhaft, ob als Schiftspart 
i. S. des § 1272 BGB. nur die Schiffspart des See­
rechts oder auch der Miteigentumsanteil an einem 
Binnenschiff zu verstehen war. Umstritten war fer­
ner, ob die Schiffspart des Seerechts, die der § 474 
HGB. a. F. als den Anteil an einem zum Erwerb 
durch die Seefahrt bestimmten Schiff bezeichnete, 
einen Miteigentumsanteil oder einen Anteil am Ree­
dereivermögen, also ein Gesellschaftsrecht, dar­
stellt. Es kann hier dahingestellt bleiben, welche 
Auffassung über diese Streitfragen vorherrschend 
war und den Vorzug verdiente. Denn das Ges. vom 
15. Nov. 1940 hat die bisher geltende Regelung 
beseitigt und sich dafür entschieden, die Schiffspart 
nicht als Miteigentumsanteil, sondern als Anteil an 
der Reederei zu behandeln. Dies ist freilich dem

[Deutsches Recht, Wochenausgä^

Gesetz, in dem wohl von Miteigentumsanteilen, aber 
nicht von Schiffsparten die Rede ist, nicht

UC11CH, -
nicht ohB(

weiteres zu entnehmen. Es wäre ein Irrtum vonglauben, daß etwa in § 8 Abs. 3 des Ges., )voß 
der Belastung des Bruchteils eines Schiffs die 1<
ist, auch an die Schiffspart gedacht wäre. ^ 
muß vielmehr die DurchfVO. heranziehen, um . 
Behandlung der Schiffspart zu erkennen. Da 
ist zunächst zu beachten, daß durch die 'ü
hebung des §474 HGB. die bisherige Begriff 
bestimmung für die Schiffspart weggefallen ist-
ihre Stelle ist jetzt die in § 491 Abs. 1 HGB. 01] £ 
Fassung des Art. 4 Nr. 1 der DurchfVO.) enthauv, 
neue Begriffsbestimmung „Anteil der Mitree 
getreten. Hieraus ergibt sich, daß der Gesetzg
die Schiffspart nicht als Miteigentumsanteil, s°erl 
rlorn ole A n+oil otn r^ppHprpivPrmHiYPtl Gdern als Anteil am Reedereivermögen ange^- j  
wissen will. Dementsprechend kann eine S ch lu ß ,
weder nach den für die Übereignung vonh''II1it 
schiffen geltenden Vorschriften veräußert n^ ê ere
einer Schiffshypothek belastet werden. Eine ■■ s 
Folge ist die, daß die Vorschriften des Oes 1 
die für das Schiff oder für den Miteigentums. 
am Schiff gelten, auf die Schiffspart keine A 
düng finden. Deshalb erstreckt sich auch der o ^  
liehe Glaube des Schiffsregisters nicht aU , '¡e|ieir
t r n r r i t n r r p n  H ip  n i l f  H ip  S r h i f f s n a r t e n  D'CZ „ , iftragungen, die sich auf die Schiffsparten oe allf 

jrunde  kann der AnspruchAus dem gleichen Grunde kann der AI1*iJYt"rITier- 
Übereignung einer Schiffspart nicht durch u„g 
kung gesichert werden. § 503 HGB. in der r  ... er. 
des Art. 4 Nr. 2 der DurchfVO. regelt dm
tragung und Belastung der Schiffspart. Die
l!_I ■' t1_ _ \7 nxl! 14 n AtM 1 H ZV ^

hiff! .
Für die Belastung der“ Schiffspart gelten die ^  
Schriften über die Belastung von Rechten.

liehe Übertragung oder Veräußerung der ¡stef. 
part bedarf der Eintragung in das Schinsrfk yof.iintragung Vof'

§ 1274 Abs. 1 Satz 1 BGB. die Bestellung des i ' g  
rechts an einem; Recht nach den für die ln>e , naUcli 
des Rechts geltenden Vorschriften erfolgt, gcj,jffs- 
für eine Bestellung des Pfandrechts an de 
part die Eintragung in das Schiffsregister 
lieh. M it den Vorschriften des § 491 A1?S’ ge"
n. F. und des § 503 HGB. n. F. ist der A n t^»  ge­
macht zu einer gesetzlichen Neuregelung ü ist 
samten Rechtsverhältnisse der Reederei. ^  er- 
der Reichsminister der Justiz in § 83 ° r sffeTechn5, 
mächtigt. Es kann deshalb wohl darnn- s ^is 50 
werden, daß in absehbarer Zeit die §8 neederel 
HGB. einer allgemeinen Neuordnung des 
rechts Platz machen werden.

Die Schiffsregisterordnung vom 19. Dezember 1940
Von Oberlandesgerichtsrat 

E i n l e i t u n g
Die bisher geltende Regelung des Schiffsregister­

rechts war wenig befriedigend. Es fehlte vor allem 
an einer einheitlichen Rechtsquelle; die Vorschriften 
über das Schiffsregister waren in zahlreichen Ge­
setzen zerstreut. Für das Seeschiffsregister waren 
die grundlegenden Vorschriften in dem Ges. betref­
fend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe vom 
22. Juni 1899 (RGBl. S. 319) — abgekürzt Flaggen- 
ges. — enthalten, für das Binnenschiffsregister im 
Binnenschiffahrtsgesetz (BSchG.). Die Eintragung 
von Schiffspfandrechten und der sich hieran an­
knüpfenden Rechtsverhältnisse in das Schiffsregister 
war im FGG. (§§100 bis 124) geregelt, während 
die zugrunde liegenden materiell-rechtlichen Be-

Dr. D ä u b l e r ,  Berlin n...u
crfiließ)1,,

immungen im BGB. getroffen waren. - maict'C;n 
ar das Schiffsbauregister, und IzwaIRpZjcliU'1̂ , rt(i
:chtlicher wie in formellrechthcher ßestelb'^

Sondergesetz, dem Oes. über d Sclii Linem
ron
’. 4

n Sondergesetz, dem ues uuy. -- bc„ 
Pfandrechten an im Bau befindlichen V*

, Juli 1926 (RGBl. I, 367) g e r e g t  u n d * .  
ilt der Gesetze erschwerte den üb_ pie . ef 
faktische Handhabung der Morse war a
arige Regelung des Schiffsregister _ hjreiche 
ich deshalb nicht befriedigend, we
;en ungelöst blieben. v>

Nunmehr hat die Schiffsregisteror n«^ q  'j'Nui-
)40 (RGBl. I, 1591) — abgekürzt SchjKe^e 
m 1. Jan. 1941 in Kraft getreten ist, fsfegiS 
lenfassende Regelung des formellen

i i -P f f i



•Jahrgang 1941 H eft 12] Aufsätze 615

rechts gebracht, während die materiell-rechtlichen 
y°rschriften über das Schiffsregister in dem Ges. 
uoer Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffs- 
Bauwerken v. 15. Nov. 1940 (RGBl. 1, 1499) getrof- 
Ja sind, über dessen wesentlichen Inhalt in dieser 
Zeitschrift 1941, 609 ff. berichtet worden ist. Die 
j^hiRegO., die vom Reichsminister der Justiz als eine 

aichfVO. zu dem Ges. v. 15. Nov. 1940 erlassen 
worden ist, ersetzt die das Schiffsregister betreffen­
de Forschriften des Flaggenges., des BSchG. und 
Srh-« Q> Auch die formellen Vorschriften über das 
IQofi‘‘Sbauregister, die bisher in dem Ges. v. 4. Juli 
p-pn enl:halten waren, sind in die SchiRegO. auf- 
allp°™men- Darüber hinaus sind in der SchiRegO. 
S „|\ 'rgendwie praktisch bedeutsamen Fragen des 

'ttsregisterrechts gelöst worden, 
frei Schiffsregisterrecht gehört wie bisher zur 
SehiD Igen Gerichtsbarkeit. Trotzdem wird in der 
FQq  g0 - an keiner Stelle auf Vorschriften des
form Ferwiesen. Die SchiRegO. regelt vielmehr das 
auch 6 Schiffsregisterrecht ebenso selbständig und 
GrnnJtrundsätzlich abschließend, wie das formelle 
aiu.n,. 'Uchrecht in der GBO. geregelt ist. Soweitallerri; “ “ «-ui in uer u c u .  gcicgcu »i._
LüC| / ‘ngs noch in einzelnen Fragen allgemeiner Art 
Pqq  n vorhanden sind, können Vorschriften des 
4ie <? ffSänzend zur Anwendung kommen. Denn 
Ren-oC 11 tsreg istersachen gehören nach § 1 Schi- 
gespt,' ?u den Angelegenheiten, die durch Reichs- 

Da„ det] Gerichten übertragen sind (§ 1 FGG.). 
J'ch-rpni, , ffsregister hatte schon bisher öffent- 
öf f en i  - he und privatrechtliche Bedeutung. Die 
daß d l„ l c h : r e c h t  l i e h e  B e d e u t u n g  lag darin, 
gestat+P+ . hiffsregister, dessen Einsicht jedermann 
Größe ' ls*> über Herkunft und Alter, Bezeichnung, 
Schift„„u«d andere tatsächliche Verhältnisse des 
Hchen c» „ skunft erteilt und damit zugleich amt­
lichen 7 en sichere Unterlagen für ihre behörd- 
außerdpi Wecke gibt. Das Seeschiffsregister dient 
genrecht grundsätzlich der Feststellung des Flag- 
^eutschpS,nCi'. der Befugnis, auf dem Schiff die 
Nach s 11 l e,'cksflagge (Ffandelsflagge) zu führen, 
über 5o flaggenges. ist nämlich bei allen Schiffen 
Besitz =■ BruttoraumgehaIt das Flaggenrecht vom 
^gestern von einem deutschen Registergericht 
Zert'fikat * Bchiffszertifikats abhängig; das Schiffs- 
v°raus n  • aber die Eintragung im Schiffsregister 
des Schiff le  P r i v a t r e c h t l i c h e  B e d e u t u n g  
E in trag ,„„E s te rs  beschränkte sich bisher auf die 
J,eg>sters* 11! in der dritten Abteilung des Schiffs- 
r^r Pfanrf , in dcr Hauptsache auf die Eintragung 
i s foltrf rec, ■ Sie ist jetzt wesentlich erweitert, 
fes drei p Scbon aus dem Ges. v. 15. Nov. 1940, 
. u E r lü F runc Isä tze  aufgestellt hat, die bereits in 
f e]t w0rtrperu!1gen zum Ges. (S. 610, 611) behan- 
!■ , rdernico Slnfe den Grundsatz des Elntragungs- 
lchen Qi .es> die Rechtsvermutung und den öffent- 
.. 'n f0], 1 en des Schiffsregisters, 
festen v ;nde,m solI eine Übersicht über die wich.1 \ r  T  . u u  U D c r s ic m  u u c i  u i t  w i u r
0rm eeo-PkC lriften der SchiRegO. in gedrängter 

s e g e b e n  w e r r iPn

^ ie b iV 06 ^ 0 r s c h r i f t e n ,  Z u s t ä n d i g k e i t  
fed Bitlnb(,)fe g'bt es auch künftig Seeschiffsregister 
r l n> §3 A,chlrfsregister, die getrennt geführt wer- 
f f g i s t e r  i S- \  SchiRegO. In das s t e s c h i f f s -  
;ifeetraaenw5 den nach §3  Abs. 2 die Seeschiffe 
L s' zur Fi-,kdle nacb dcn Vorschriften des Flaggen- 
b eschiffe • rilI1S der Reichsflagge berechtigt sind, 
ßfeerbe d ; ‘ad die Kauffahrteischiffe, d. h. die zum 

'a § 26 p! die Seefahrt bestimmten Schiffe und 
ä hencle L ,ct-agLgenges- aufgeführten Schiffe (see- 

uust]achten, Schulschiffe u. dgl.). Voraus­

setzung für das Flaggenrecht aller dieser Schilfe ist, 
daß sie im ausschließlichen Eigentum von Reichs­
angehörigen stehen. In das B i n n e n s c h i f f s -  
r e g i s t e r  werden nach §3  Abs.3 die Binnenschiffe 
eingetragen, d. h. die zur Schiffahrt auf Flüssen und 
sonstigen Binnengewässern bestimmten Schiffe. Da 
vermieden werden soll, daß das Schiffsregister durch 
die Eintragung von ganz kleinen Binnenschiflen un­
nötig belastet wird, ist in § 3 Abs. 3 Satz 2 bestimmt, 
daß nur solche Schiffe eingetragen werden können, 
deren Tragfähigkeit mehr als 10 Tonnen betragt 
oder die eine eigene Triebkraft von wenigstens 
50 effektiven Pferdestärken haben. Ohne Rücksicht 
auf Tragfähigkeit oder Triebkraft aber können Tank­
schiffe, Schlepper und Stoßboote eingetragen wer­
den. Diese Regelung entspricht im wesentlichen dem 
bisher geltenden Recht. Ein Unterschied liegt nur 
in folgendem: während bisher nach §128 Abs. l 
BSchG. kleinere Binnenschiffe mit einer Tragfähig­
keit zwischen 10 und 20 Tonnen oder mit einer 
eigenen Triebkraft zwischen 50 und 100 effektiven 
Pferdestärken nur dann eingetragen werden konn­
ten wenn sie einem gewerblichen Betrieb dienten, 
ist die Eintragung jetzt ohne diese Voraussetzung 
zulässig. Bei der Eintragung der Binnenschiffe 
kommt es auch künftig nicht darauf an, ob sie im 
Eigentum von Reichsangehörigen stehen; das Bin­
nenschiffahrtsrecht kennt den Grundsatz der Natio­
nalität nicht. In einem deutschen Binnenschms- 
register können aber naturgemäß nur Schiffe ein­
getragen werden, die im Inland beheimatet sind, in­
soweit sind auch der Registrierung der Binnen­
schiffe nationale Grenzen gezogen.

Nach §1 Abs. 1 SchiRegO. werden die S c h i f f s ­
r e g i s t e r  v o n  den A m t s g e r i c h t e n  g e f ü h r t .  
Dies entspricht der seit 1. Jan. 1936 geltenden Rege­
lung Nach § 1 Abs. 2 bestimmt der Reichsminister 
der Justiz die AG., bei denen Schiffsregister zu fuh­
ren sind, und die Registerbezirke. Nach seinen An­
ordnungen, die überwiegend schon vor dem l. ja n . 
1941 getroffen und insoweit aufrechterhalten wor­
den sind, ist die Führung der Schiffsregister aut 
verhältnismäßig wenige A.G. konzentriert )■ Ua°  , 
ist bemerkenswert, daß die Seeschiffsregister 
Amtsgerichtsbezirken, die Binnenschiffsregister aber
nach Stromgebieten und Gewässern zusammenge-

^ F ü r 'd ie  Eintragung des einzelnen Schiffs ist nach 
§4  Abs. 1 das S c h i f f s r e g i s t e r  des H e i m a t ­
h a f e n s  (Seeschiff) oder des H e i m a t o r t s  (ßm 
nenschiff) ö r t l i c h  z u s t ä n d i g .  Der Grundsatz^der 
Registerfreiheit, wie er hier und da für Sees 
gefordert worden ist, ist auch in der Sch R g -  
verwirklicht. Nur dann, wenn di ¡ ¡afen aus
einem Seeschiff von einem ausländischen Hafen aus
betrieben wird oder wenn ein ^  H n e n tü m i d S  
u : „ Pn Heimathafen hat, kann der Eigentümer aas
Schiffsregister in das das Schiff eingetragen werden 
soh auswählen. Selbstverständlich muß auch in die­

sen Fähen das Schiff im SSC n 'p^ R ^^H ff^d e ^H e r
V0 H lafens'^sf'dem ^S^^O ^^G B^entm sm m en: der 
Hafen von dem aus§die Seefahrt m it dem Schiffe 
bdHeben wird. Entsprechendes g ilt für den Heimat­
ort, dessen Begriffsbestimmung sich in § 6 BSchG. 
findet.
—1\ 7„ r Zeit gelten für das Seeschiffsregister die AV. 
v. ¿4 März 1937 (DJ. S. 527), AV. v 9. O kt 1940 (DJ. 
S 14281, AV.v.27. Jan. 1941 (DJ. S. 157), für das Binnen- 
schiffsregister die AV. v. 12. Aug. 1939 (DJ. S. 1361), AV. 
v 18. Dez. 1939 (DJ. S. 1902), AV. v. 23. Dez. 1940 (DJ. 
1941, 63).
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Die s a c h l i c h e  Z u s t ä n d i g k e i t  d e r  R e ­
g i s t e r  b e a m t e n  ist teils in der SchiRegO., teils 
in der auf Grund der §§ 2, 91 SchiRegO. erlassenen 
neuen Schiffsregisterverfügung v. 23. Dez. 1940: DJ. 
1941, 42 (abgekürzt SchiRegV.) geregelt. Es handelt 
sich hier besonders um die Abgrenzung der Zustän­
digkeit des Richters und des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle. § 26 SchiRegV. gibt dem Urkunds­
beamten entsprechend § 4 der VO. zur Ausf. der 
GBO. v. 8. Aug. 1935 (RGBl. I, 1089) eine erweiterte 
eigene Zuständigkeit. §3  SchiRegV. behandelt die 
Übertragung richterlicher Geschäfte auf den U r­
kundsbeamten als Rechtspfleger. Wie in § 4 Abs. 1 
der jetzt aufgehobenen SchiRegV. v. 5. Mai 1939: 
DJ. S. 846, ist in §3 Abs. 1 der Grundsatz auf­
gestellt, daß die Oberlandesgerichtspräsidenten die 
selbständige Erledigung aller vom Richter zu be­
arbeitenden Geschäfte dem Urkundsbeamten als 
Rechtspfleger übertragen können. Dieser Grundsatz 
w ird jedoch in § 3 Abs. 2 erheblich eingeschränkt 
dadurch, daß eine Reihe von wichtigen Geschäften 
von der Übertragung ausgeschlossen sind. Im ein­
zelnen muß auf den W ortlaut des § 3 Abs. 2 ver­
wiesen werden. Nur soviel soll hier gesagt sein, 
daß die gerichtlichen Verfügungen über die eine 
Schiffshypothek betreffenden Eintragungen nicht 
von der Übertragung ausgeschlossen sind, während 
bisher die gerichtlichen Verfügungen über die Ein­
tragung eines Schiffspfandrechtes nicht übertragbar 
waren. Andererseits sind jetzt die gerichtlichen Ver­
fügungen über die Eintragung einer Eigentums­
änderung von der Übertragung ausgeschlossen. Die 
getroffene Regelung ist keine endgültige, wie in § 3 
Abs. 2 Satz 2 SchiRegV. zum Ausdruck kommt. Da­
nach bleibt es dem Reichsminister der Justiz Vor­
behalten, auch die Übertragung der bisher nicht 
übertragbaren Geschäfte zuzulassen.

Neue Vorschriften allgemeiner A rt enthalten die 
§§ 5 und 6 SchiRegO. Nach § 5 ist die Eintragung 
des Schiffs nicht deshalb unwirksam, weil in das 
Binnenschiffsregister ein Seeschiff oder in das Sce- 
schiffsregister ein Binnenschiff eingetragen ist. Nach 
§ 6 kann sich der Eigentümer eines im Seeschiffs­
register eingetragenen Schiffes nicht darauf berufen, 
daß das Schiff ein Binnenschiff sei. Entsprechendes 
g ilt fü r ein im Binnenschiffsregister eingetragenes 
Schiff.

Die Vorschrift des § 7 SchiRegO., wonach jedes 
Schiff eine besondere Stelle im Schiffsregister (Re­
gisterblatt) enthält und wonach das Registerblatt für 
das Schiff als das Schiffsregister anzusehen ist, ist 
der alten SchiRegV. (§7  Abs. 1) entnommen.

§ 8 regelt die Einsicht in das Schiffsregister (bis­
her §5  Flaggenges., §120 BSchG.). Der öffentlich- 
rechtlichen Bedeutung, die das Schiffsregister auch 
in Zukunft hat, ist dadurch Rechnung getragen, daß 
seine Ö f f e n t l i c h k e i t  erhalten geblieben ist. Ein­
sicht in das Schiffsregister ist jedem gestattet, nicht 
nur dem, der ein berechtigtes Interesse darlcgt (so 
§ 12 GBO.). Dagegen ist nach § 8 Abs. 2 SchiRegO. 
die Einsicht in die Schiffsregisterakten nur bei Dar­
legung eines berechtigten Interesses gestattet. Das 
gleiche g ilt für die Einsicht in Urkunden, auf die im 
Schiffsregister zur Ergänzung einer Eintragung Be­
zug genommen ist, sowie in die noch nicht erledig­
ten Eintragungsanträge. Unberührt bleiben natur­
gemäß die Vorschriften des Ges. über die Eintra­
gung in gerichtliche öffentliche Bücher und Re­
gister v. 30. Sept. 1936 (RGBl. 1, 853).

D ie  E i n t r a g u n g  des S c h i f f e s
Der zweite Abschnitt der SchiRegO. behandelt die

— erste — Eintragung des Schiffes, die Anmeld 
pflicht, den Inhalt der Eintragung, die Anmeldung 
und Eintragung von Veränderungen und die J- 
schung der Eintragung des Schiffes.

Vorangestellt ist der Grundsatz, daß das Sc 
eingetragen wird, wenn der Eigentümer es o 
nungsmäßig zur Eintragung anmeldet, § 9. _ t  
Eintragung des Schiffes von Amts wegen gmf 
also nicht. Wohl aber stellt die SchiRegO. eine V 
p f l i c h t u n g  zur A n m e l d u n g  auf. Nach § 1U „„ 
der Eigentümer eines Kauffahrteischiffes, de®’ 
Bruttoraumgehalt 50 cbm übersteigt, zur Anmeld , 
verpflichtet. Damit w ird für die größeren K 
fahrteischiffe als die wichtigste Kategorie der . 
schiffe eine Anmeldepflicht eingeführt, während j , 
den Bestimmungen des Flaggenges. nur ein nj111 )s 
barer Zwang zur Anmeldung insofern bestand, ¡_ 
die Flaggenführung von der Ausstellung des Z  ̂
fikats abhängig war, ein Zertifikat aber erst 
der Eintragung im Schiffsregister ausgestellt vv 
Von der Anmeldepflicht bei Kauffahrteischiffen t 
aber der Reichsminister der Justiz im Einverne ' 
mit dem Reichsverkehrsminister durch Verwaltu' s 
anordnung allgemein oder im Einzelfall Ausna . 
zulassen. Zum Binnenschiffsregister muß der £ o 
tiimer ein Schiff anmelden, wenn es eine Tragy e 
keit von mehr als 20 Tonnen oder eine e &,-r, 
Triebkraft von mehr als 100 effektiven Pfetd Ufld 
ken hat; ferner sind alle Tankschiffe, Schleppe' 
Stoßboote anzumelden. j en

Der Kreis der Schiffe, die angemeldet w 
müssen, deckt sich nicht mit dem Kreis 
tragungsfähigen Schiffe (vgl. oben). Soweit ^ £l-.

UCl IMCia UCl JU Illll-, HIV a.igv gjfl-
müssen, deckt sich nicht m it dem Kreis taffe, 
tragungsfähigen Schiffe (vgl. oben). Soweit - cr. 
die nicht eintragungspflichtig sind, e in g e tra g e n ^  
den können, steht dem Eigentümer die Anrne 
frei, §10 Abs. 3. 0def

Was bei der Anmeldung eines Seescnine* ¿[ewas UCl ULI AlUllLlUUUg (ji*
eines Binnenschiffes anzugeben ist, bestimm 
§§11 und 12. Hier ist die SchiRegO. von de* ^  
schritten des Flaggenges. und des BSchG. » bei 
wesentlich abgewichen. Hervorzuheben ist, Jesweseruiicii augcwii_ncn. u u , uuuhvuh . —. .  û
See- und Binnenschiffen neben der Oätt' 1 s ¡st. 
Schiffes jetzt auch der Hauptbaustoff anzuge1u ß
Dies war bisher gesetzlich nicht vorgeschrieu ’ bis- 
Angabe und Eintragung des Materials, wie ef- 
hei hieß, war jedoch allgemein üblich. r e' W' 
setzt die SchiRegO. die Angabe der „Ze it stapc1' 
bauung“  durch die Angabe des „Jahrs de 
Iaufs“ . Auch hier hat sich der Gesetzgeber

seizr uie •acmn.cgw. uic m igaut uv* - staR 
bauung“  durch die Angabe des „J a h rs 1de!® öe'
Iaufs“ . Auch hier hat sich der Gesetzgeber 
pflogenheiten der Praxis angeschlossen. Mf,ßbrie 

Bei der Anmeldung des Schiffes ist der i v0r- 
(Seeschiff) oder der Eichschein (Binnenset ' jejcH 

n iim ii riiVcp i irlnmHpti werden ,1Azu legen, u u ilu  uicac u^uuuu«  A >1 er iiflQ p 
die Angaben über den Namen, die Gattung , njSsc 
Hauptbaustoff des Schiffes und über die 
der amtlichen Vermessung bzw. die l i a k ng K ;  
glaubhaft gemacht. Auch für die übrigen a 
die bei der Anmeldung zu machen sind, 
gemeinen Glaubhaftmachung vorgeschri D puU 
die Angabe der Tatsachen, die das R?cil ü<rt ^  
rung der Reichsflagge begründen, 
aber die SchiRegO. nicht m it Glaub Tats^nr 
§13 Abs. 2 verlangt vielmehr, daß dies ^  V 
durch öffentliche Urkunden nachzuweisen haf e 
m it soll eine erhöhte Sicherheit dafür 
werden, daß nur solche Seeschiffe, die u jciisJ  
haft im ausschließlichen Eigentum v=on |ffsregis' 
gehörigen stehen, in das deutsche ^
eingetragen werden. . . in

Da eine Doppeleintragung eines Schiffes 
inländischen und in einem ausländische p i 
register zu mancherlei Schwierigkeiten m*
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deshalb unter allen Umständen vermieden wer­
den muß, stellt 8 14 SchiRegO. den Grundsatz auf, 
daß ein Schiff nicht in das Schiffsregister eingetra- 
gen werden darf, solange es in einem ausländischen 
ehiffsregister eingetragen ist. Das Registergericht 

kann eine Glaubhaftmachung darüber verlangen, 
daß eine solche Eintragung nicht besteht. Hieraus 

daß der Eigentümer eines Schiffes, das aus 
üem. Ausland ins Reichsgebiet verbracht worden ist, 
^nächst die Löschung der Eintragung in dem aus- 
andischen Register veranlassen muß. In allen Fal- 
3  'n denen eine Eintragung in einem ausländi- 

ßen Schiffsregister bestand, ist grundsätzlich eine 
?escheiniguhg der ausländischen Registerbehorde 
. er. die Löschung der Eintragung des Schiffes ein- 
t; i^h e n . Diese Vorschriften sind besonders wich- 
g für Binnenschiffe, bei denen es, wie schon oben 

S^aßnt, nicht auf die Nationalität ankommt. Für 
„  schiffe gilt zwar in den allermeisten Ländern der 
V'rundsatz der Nationalität, aber es gibt immerhin 
einßnahmen (Panama); außerdem bleiben die Falle 
ei ...doppelten Staatsangehörigkeit des Schi fs- 
d g 11d)rners. Hier kommt es nicht darauf an, daß 
dem ,’Sentümer auch Reichsangehöriger ist. Das 
aiifr,Si i e. Seeschiffsregister ist auch dem Reichs- 
au“iC. or‘gen verschlossen, wenn sein Schiff in einem 
entot ■',schen Schiffsregister eingetragen ist. Dies 
(aQPjlcht übrigens dem bisher geltenden Recht 
ReLdcs FIaggenges.). Neu ist aber, daß jetzt ein 
ihm "^g e h ö r ig e r grundsätzlich verpflichtet ist, ein 
Bri Hgehörendes Kauffahrteischiff m it über 50 cbm 
Schiff°faumeehalt zur Eintragung in ein deutsches 
auslä,5ngister anzumelden, auch wenn es in einem 

t> . fischen Schiffsregister eingetragen ist. 
teii!ijj,.er, Anmeldung eines Schiffes, das ganz oder

'V ' ISO im  ___1 __ . i  f o r n a r  no r*1l  & 1S^ilw r»r • llllCIQUn& eines OWimw, uaa 
Schip,.Scr ,im .Inland erbaut ist, ist ferner nach § 15 
des eine Bescheinigung des Registergerichts
Schi«cn0rtes darüber vorzulegen, ob das Schiff im 
ist rj; R eg is te r (hierüber vgl. unten) eingetragen 
§4 lti ; Se Vorschrift entspricht dem bisher geltenden 
gestern Qes- v- 4- Juli 1926. M it ihr soll sicher- 
getraö» VVerden, daß die im Schiffsbauregister ein- 
ühertra en Schiffshypotheken in das Schiffsregister 
drücki ; i etl werden, was §16 Abs. 3 SchiRegO. aus- 
steliu ‘ „ ft. vorschreibt. Zugleich bewirkt die Aus- 
Paurefffc* 1 Bescheinigung die Sperrung des Schiffs- 
theken ? ers für die Eintragung von Schiffshypo- 

D7 n (vgl. hierüber unten)
t r ao-u „ 0rschriften der SchiRegO. über die E i n -  
''altiich -g des S c h i f f e s  (§16) entsprechen in- 
»timmu„ ltn wesentlichen den bisher geltenden Be- 
gerino-f,",^11, B*ie Eintragung des Schiffes hat — mit 
y°rgeg ,Sigen Ausnahmen — die für die Anmeldung 
Meßbrief‘ebenen Angaben, die Bezeichnung des 
Pi:atra(ir7 s ° der des Eichscheines und den Tag der 
das dem Qgi ?u enthalten. Bei Seeschiffen ist ferner 
®cheiciun„ .di vom Registergericht zugeteilte Unter­
laß dieugssignal sowie die Feststellung einzutragen, 
1 pr.- is Eigentümer einzutragenden natürlichen

.(.lOllQ9 TI ZVnbXt'i rv A ojji^
kann es Vorkommen,

, - E S «  vom Registergericht zugeteilte Unter­
laß ßie g?s‘gnal sowie die Feststellung einzutragen, 

ersone £ Eigentümer einzutraj 
Itn a h"eichsangehörige sind, 

daß ei ntneldungsverfahren kann es vorKommen, 
der Eintr,anderer gegenüber dem Registergericht 
z!'t der bgUng des Anmeldenden als Eigentümers 
wjher d p o l ^ u d u n g  widerspricht, daß er Eigen- 
n 'dtzcn - ~c*\iffes sei. Um hier den anderen zu 
» t e r L l St, *n §16 Abs. 4 bestimmt, daß das 

snih,.r1Ĉ  be  ̂ der Eintragung des Schiffes — 
Tpbich p,..y ~~ zugunsten des anderen einen Wider- 

eintr^611 die Richtigkeit der Eigentumseintra- 
rl Fü'- die Ä§en kann-

eriU ]? uuieldung und Eintragung von V e r a n -  
der eingetragenen Tatsachen g ilt §17

Abs. 1. Zur Anmeldung, die unverzüglich zu er­
folgen hat, ist der Eigentümer, bei einer Reederei 
auch der Korrespondentreeder, verpflichtet. Als die 
wichtigsten Fälle einer Veränderung sind zu er­
wähnen: Änderung des Namens, Wechsel des Hei­
mathafens oder Heimatortes, Neuvermessung des 
Seeschiffes, neue Eichung des Binnenschiffes, Än­
derung in der Person des Korrespondentreeders. Zu 
den Veränderungen im Sinne des § 17 gehören aber 
nicht die Änderungen der eingetragenen Rechtsver­
hältnisse, besonders der Eigentumsverhältnisse.

Die E i n t r a g u n g  des S c h i f f e s  w ird g e ­
l ö s c h t ,  wenn zum Schiffsregister angemeldet wird, 
daß das Schiff untergegangen oder ausbesserungs­
unfähig geworden ist, §§ 20 Abs. 1, 17 •
SchiRegO. In diesen Fällen vollzieht sich die Lo 
schung ohne Schwierigkeiten, insbesondere: ohne 
Rücksicht auf etwa eingetragene Schiffshypotheken.
Weniger einfach verlaufen die übrigen Falle der
Löschung: Die Eintragung eines Seeschiffes ist auch 
zu löschen, wenn der Verlust des Rechtes zur Füh­
rung der Reichsflagge angemeldet wird. Em See­
schiff verliert das Flaggenrecht, wenn es in auslän­
disches Eigentum übergeht oder wenn es nicht mehr 
als Kauffahrteischiff, Lustjacht, Schulschiff u. d j . ,  
sondern etwa als Staatsfahrzeug, in Kriegszeiten als 
Hilfskriegsschiff, verwendet wird. Ist allerdings der 
durch die andere Verwendung des Schiffs bedingte 
Flaggenrechtsverlust nur vorübergehend, so ist dies 
nicht zum Schiffsregister anzumelden § 17 Abs. 2 
Satz 2. Die Eintragung eines Binnenschiffes ist aucn 
zu löschen, wenn das Schiff seinen Heimatort im 
Ausland erhält, §20 Abs. 1 Satz 2 SchiRegO. c n e  
lieh w ird die Eintragung von See- B in n e n ­
schiffen, die eintragungsfähig, aber nicht eintra­
gungspflichtig sind, auch aut bloßen Antrag des
Eigentümers gelöscht, §20 Abs. 1 Satz 3^ S c h i f f s -  
In allen diesen Fällen komm zugunsten der Schitts 
hvnothekengläubiger die Schutzvorschrift des §
Z  2 in B e tra ch t Danach darf die Eintragung des
Schiffes nur gelöscht werden, wenn die scnni 
hypothekengläubiger und, falls eine S ^ . f ^ R e d i t
nach dem Inhalt des Schiffsregisters mit dem Recht
eines Dritten belastet ist, auch dieser die Losen 
bewilligen. Liegen im Falle des Verlustes des Flag 
genrechtes oder der Verlegung des He'matortesjns
Ausland diese Bewilligungen bei der Anmddu g
nicht vor, so ist nach §20 Abs. 3 alsbald in das 
Schiffsregister einzutragen, daß das Sch B
zur Führung der Reichsflagge verloren hat oder dad 
es seinen Heimatort un Ausland hat.

Nach § 19 SchiRegO kann d>e Vornahme de' An­
meldung durch Androhung und Verhängung 
O r d n u n g s s t r a f e n  erzwungen we den. Dies g ilt

l ü f d  Ä m e ld S g  der Ver.
^ gSpf^ n  fn den eingetragenen Tatsachen, des 
Unterganges der Ausbesserungsunfähigkeit, des 
Verlustes des Flaggenrechtes und der Verlegung
Verlustes des m ^ e s  Binnenschif fes ins Ausland, 
des Heimatort ™ .g olaubhaftmacilung und die

Pflicht zur Vorlegung von Urkunden An die Stelle 
u Ir  kriminellen Strafe, wie sie § 6 Flaggenges. an- 
d roh te^st jetzt auch bei Seeschiffen die schon bis- 
Ser n §127 BSchG. vorgesehene Ordnungsstrafe 
betreten Für das Ordnungsstrafverfahren gelten die 
88 132 bis 139 FGG. sinngemäß.
8 Sehr bedeutsam sind die dem bisherigen Recht 
unbekannten Vorschriften der §§21 22 über die 
L ö s c h u n g  de r  E i n t r a g u n g  des S c h i f f s  v o n  
A m t s  weg e n .  Sie sollen dazu dienen, aus den 
Schiffsregistern, besonders aus dem Binnenschiffs-
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register, die verhältnismäßig zahlreichen Eintragun­
gen nicht mehr vorhandener Schiffe zu entfernen.

Voraussetzung für die Amtslöschung nach § 21 
ist, daß das Schiff untergegangen oder ausbesse­
rungsunfähig geworden ist, daß ein Seeschiff das 
Recht zur Führung der Reichsflagge verloren hat 
oder daß der Heimatort eines Binnenschiffes ins 
Ausland verlegt ist. Dazu muß noch kommen, daß 
die Anmeldung der genannten Tatsachen nicht durch 
Ordnungsstrafen herbeigeführt werden kann. Eine 
Amtslöschung ist ferner zulässig, wenn das Schiff 
eingetragen worden ist, obwohl die Eintragung 
wegen Fehlens einer wesentlichen Voraussetzung 
unzulässig war. Für das Löschungsverfahren tr if f t  
§ 21 eingehende Bestimmungen, die den Schutz der 
eingetragenen Berechtigten, insbesondere des Eigen­
tümers und des Schiffshypothekengläubigers, be­
zwecken. Das Registergericht hat den eingetragenen 
Eigentümer und die sonstigen aus dem Schiffs­
register ersichtlichen Berechtigten von der beab­
sichtigten Löschung zu benachrichtigen und ihnen 
zugleich eine angemessene, nicht weniger als drei 
Monate betragende Frist zur Geltendmachung eines 
Widerspruches zu bestimmen. Die Eintragung des 
Schiffes darf nur gelöscht werden, wenn kein W ider­
spruch erhoben oder wenn das Registergericht den 
Widerspruch rechtskräftig zurückgewiesen hat. In 
den Sonderfällen des § 21 Abs. 4 Satz 2 kommt es 
gar nicht zur Löschung; hier wird vielmehr nur ein­
getragen, daß das Seeschiff das Recht zur Führung 
der Reichsflagge verloren oder das Binnenschiff 
seinen Heimatort im Ausland erhalten hat.

Die Voraussetzungen für die Amtslöschung nach 
§22 sind folgende: Seit dreißig Jahren darf keine 
Eintragung im Schiffsregister erfolgt sein. Nach An­
hörung der zuständigen Schiffahrtsbehörde, bei See­
schiffen auch der Seeberufsgenossenschaft, muß an­
zunehmen sein, daß das Schiff nicht mehr vorhan­
den oder nicht mehr zu Schiffahrtszwecken verwend­
bar ist; schließlich darf weder eine Schiffshypothek 
noch ein Nießbrauch eingetragen sein. Sind diese 
Voraussetzungen erfüllt, so ist die Eintragung des 
Schiffes von Amts wegen zu löschen, ohne daß es 
des Verfahrens nach § 21 bedarf.

D ie  E i n t r a g u n g  v o n  R e c h t s v e r h ä l t n i s s e n
im dritten Abschnitt der SchiRegO. (§§ 23 bis 

59) ist die Eintragung von Rechtsverhältnissen ¡m 
Schiffsregister geregelt. Es handelt sich hierbei um 
die Eintragungen, die in der II. und III. Abteilung 
des Schiffsregisters ihren Platz finden, nämlich um 
die Eintragung von Eigentumsveränderungen, von 
Vormerkungen, Widersprüchen und Verfügungs­
beschränkungen, die sich auf das Eigentum be­
ziehen, um alle Eintragungen, die eine Schiffshypo­
thek oder einen Nießbrauch betreffen, sowie um die 
Eintragung der Übertragung oder Belastung von 
Schiffsparten. Die §§ 23 bis 59 SchiRegO. gehen 
also weit über den Rahmen der — jetzt aufgeho­
benen — §§ 100 bis 124 FGG., die sich nur auf das 
Schiffspfandrecht bezogen, hinaus. Wie das ma­
terielle Schiffsrecht im Ges. v. 15. Nov. 1940 in 
starkem Maße dem Grundstücksrecht des BGB. 
nachgebildet ist, so lehnt sich der dritte Abschnitt 
der SchiRegO. weithin an die GBO. an. Von Ver­
weisungen auf die GBO. ist allerdings abgesehen, 
um die praktische Handhabung der neuen Vor­
schriften zu erleichtern. Dafür stimmen die meisten 
Paragraphen des dritten Abschnitts der SchiRegO. 
wörtlich oder doch inhaltlich mit den entsprechen­
den Paragraphen der GBO. überein. Es kann des­
halb hier davon abgesehen werden, sie allgemein

zu erläutern. Nur einige vom Grundbuchrecht &  
weichende und dem Schiffsregisterrecht eigentüfl' 
liehe Vorschriften sollen kurz beleuchtet werden.

In §28 Abs. 2 SchiRegO. ist von der Eintragung 
eines S c h u t z v e r m e r k s  die Rede: W ird im Falk 
der sog. Zwischenverfügung vor Erledigung de“ 
Antrags eine andere Eintragung beantragt, duren 
die dasselbe Recht betroffen wird, so ist zugunsten 
des früher gestellten Antrags von Amts wegen ejn 
Schutzvermerk einzutragen. Die Vorschrift entsprich 
dem § 18 Abs. 2 GBO., wo von einer Vormerkung 
oder einem Widerspruch die Rede ist. Tatsache 
handelt es sich aber hierbei weder um eine Vorrn®' 
kung noch um einen Widerspruch im Rechtssjj^
(vgl. H e s s e - S a a g e - F i s c h e r ,  2. Auf!., Anm.
zu § 18 GBO.). Die von der SchiRegO. gewüJ|L 
richtigere Bezeichnung „Schutzvermerk“  begründ 
also keinen sachlichen Unterschied gegenüber s 
Abs. 2 GBO.

§ 30 SchiRegO. schreibt vor, daß im Falle 
rechtsgeschäftlichen Übertragung des Eigentums 
einem Binnenschiff die Eintragung nur erfo 
darf, wenn die Einigung des Veräußerers und 
Erwerbers erklärt ist. Die Vorschrift deckt s'c^p-n:. 
mit § 20 GBO., soweit darin der Nachweis der t  . 
gung bei der Auflassung eines Grundstücks verlaß 
ist. Der Unterschied liegt aber darin, daß bei j 
Übereignung von Binnenschiffen die Einigung nl1 
bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Verträgst 
vor dem Registergericht erklärt werden muß- A ,£f 
eine Bedingung oder Befristung, die es bei 
Auflassung nicht gibt, ist bei der Einigung 
Schiffsregisterrechts zulässig. s

Nach § 32 SchiRegO. ist die Eintragung 
neuen Eigentümers oder des Erwerbers einer Sc*1 
part auch von dem N a c h w e i s  des F l ag g  ^  
r e c h t s  abhängig. Damit wird der Tatsache 
nung getragen, daß in das deutsche Seesen 
register nur solche Schiffe eingetragen werden , 
nen, denen die Befugnis zum Führen der deuts 
Handelsflagge zusteht. gcjtj-

Wegen des Unterschiedes zwischen § 3$ ge. 
RegO. und § 27 GBO. mag ein kurzer Hinwei & e 
nügen. Nach § 35 Satz 1 SchiRegO. dart ^  
Schiffshypothek im Wege der Berichtigung nu atl5. 
Zustimmung des Eigentümers gelöscht werden, ^
genommen den Fall, daß die Schiffshypothek
zur Entstehung gelangt ist. Handelt es sieBrlin^t,s. t 
rechtsändernde Löschung, so ist nach §_5ö tirfl' 
des Ges. v. 15. Nov. 1940 gleichfalls die Z 
mung des Eigentümers erforderlich. . . .  ¿es

Gegenüber der strengen F o r m v o r s c h i 1 
§ 29 GBO. bringt § 37 SchiRegO. eine berne^ofd. 
werte L o c k e r u n g ,  die auch bei einer *N 
nung des Grundbuchrechts als Vorbild dien0 .¡gen 
Für die Eintragungsbewilligung und die s° j,rei^ 
zur Eintragung erforderlichen Erklärungen .j^eii 
zwar auch § 37 SchiRegO. die Form der ö f‘ c■ j y0r' 
oder öffentlich beglaubigten Urkunde zwing ^ n.g 
Bei den übrigen Voraussetzungen der hin . ^ ejs 
aber kann das Registergericht, wenn der yti' 
durch öffentliche Urkunden nicht oder nur ^¡-¿ei1 
verhältnismäßigen Schwierigkeiten gefühlt , cr- 
kann, einen anderen Nachweis für ausreic be­
achten, wenn durch ihn die Tatsache für 
rieht außer Zweifel gestellt ist.

Nach §58 SchiRegO. gelten für 
g u n g  d e r  R e c h t s v e r h ä l t n i s s e  
S c h i f f s p a r t  die §§23 bis 57 sinngem?"- gC|j0»' 
die rechtliche Bedeutung der Schiffspart is ^  
in dem das Ges. v. 15. Nov. 1940 erläuternd«1

die Ei
a « „e ‘|jber
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satz (oben S.614) Näheres ausgeführt worden. Der 
Gesetzgeber behandelt die Schiffspart nicht mehr 
äs Miteigentumsanteil — sonst hätte es auch der 
^ondervorschrift des § 58 SchiRegO. gar nicht be- 
durft sondern als einen Anteil am Reedereiver- 
^°gen. Da aber für die Veräußerung und Belastung 
e! SchiffSpart J ie Eintragung in das Schiffsregister 

erforderlich ist, werden die Rechtsverhältnisse an 
er Schiffspart registerrechtlich grundsätzlich ebenso 
'handelt wie die Rechtsverhältnisse des Schiffes 
Übst. Es mag aber auch an dieser Stelle nochmals 
aiauf hingewiesen sein, daß es keine Schiffshypo- 
ek> sondern nur ein Pfandrecht an einer Schiffs- 

P?rt gibt, daß sich der öffentliche Glaube des Re- 
"!s‘ers nicht auf die Eintragung der Rechtsverhält- 
pTSe. an einer Schiffspart bezieht und daß es im 

ereich der Schiffsparten weder Vormerkung noch 
wjrlerspruch gibt.
s„. Ji'G Sonderstellung nimmt auch die rechtsge- 
W  >. e Übertragung des Eigentums an einem 
l o ^ i b  ein. Da sich nach §2  des Ges. v. 15. Nov. 
re • der Eigentumsübergang außerhalb des Schiffs- 
Eia v°bzieht, stellt die Eintragung des neuen 
na?un^ mers stets eine Berichtigung dar, zu der 
stL  » 31 Abs. 2 SchiRegO. grundsätzlich seine Zu- 

lmmung erforderlich ist.

D ie  S c h i f f s u r k u n d e n  
(so 15-^SchiRegO. enthält in ihrem vierten Abschnitt 
die s s 64) die grundlegenden Vorschriften über 
s c h i f fT ^ u n d e n :  das Schiffszertifikat (bei See- 
den !en) und den Schiffsbrief (bei Binnenschiffen), 
und ^Siaubigten Auszug aus dem Schiffszertifikat

un-

lirjH J -"« ‘ßiv-u AUÖZUg auo uuu .........
Und sm  .r ' cb te r lich e  F lag ge nze ug n is . S c h iffs z e rt if ik a t 
gen inK i r ie f s ind  U rku n d e n , d ie  den v o lls tä n d i­
g e n  t der E in tra g u n g e n  im  S c h iffs re g is te r  e n t- 
das c ü  S c h iffs z e rt if ik a t w ird  fe rn e r bezeug t, daß 
D ie s g l i  zur F ü h ru n g  de r R e ich s fla g g e  b e fu g t is t. 
das Eis 64 sch ließen s ich  im  w ese n tlich en  an
sina r, ge ltende R echt an. E in ig e  B e s tim m u ng en  
Auch h - a .ien S ch iR e g V . v. 5. M a i 1939 en tnom m en, 
der Scn-näußere F o rm  de r S c h iffs u rk u n d e n , d ie  in  
v°n „ e’ !Reg.v -. v. 23. Dez. 1940 g e re g e lt is t, is t 
^ r ä n d A ^ E ig ig e n  A b w e ich u n g e n  abgesehen —

w G .. geblieDen.
§ 1 2 a Kq o  das r ic h te r lic h e  F lag ge nze ug m s (b ish e r 
regelt ¡«t • E 'aggenges.) je tz t in  § 6 4  S ch iR egO . ge- 
§12 Abs i ' St { i i r  das ko nsu la risch e  F la g g e n ze u g n is  

Sl 1 i iaggenges. m aß gebend  geb lie be n .

An d- ^ 3S S c h i f i s b a u r e g i s t e r  
?Ecn er!,e- / ^ eße d er F o rm v o rs c h r ifte n  des schon 
Eis 74 c f r  Uten Ges. v. 4. J u li 1926 s ind  d ie  § § 6 5  
? esctz»pCK11̂ eSE). (F ü n fte r  A b s c h n itt)  g e tre ten . D e r 
°loßenb 9 er >iat s ich aber auch h ie r  n ic h t m it e in e r 
° egnÜD-t Crna,lme d er vo rh an de ne n  V o rs c h r if te n  
^a rt ^ - SOndern sie den B e d ü rfn isse n  d e r G e gen- 
EJas Rerri f Und v o r  a llem  w e ite r  ausgesta lte t. 
¡7 bisher r| S ch iffsb a u w e rke  (S ch iffsb a u re g is te r)
Endlichen » R eg is te r fü r  P fa n d re ch te  an im  Bau be ­
s t e r  Von ^ h ' f f e n “  —  w ird  als se lb s tä nd ig e s  Re- 
r i^ tim m t i n A 9 -  g e fü h r t. W ie  b e im  S c h iffs re g is te r  
?Jgen A r , er R e ich sm in is te r de r Ju s tiz  d ie  zustän-
.V Jan. i’o ^ id d lre  R eg is te rb e z irke . D u rch  A V . vom  

v nu i'n rr .41, :. DJ. S. 132 is t e ine v o r lä u fig e  Be- 
f ° n. den A n  n g e tro ffe n , daß das S ch iffsb a u re g is te r 
^g is te r fXp9 ;  g e fü h r t w ird ,  be i denen e in  S ch ifts - 
ri SchiffPo /n , r t  w ird ,  u n d  daß das B a uw e rk  eines

a ^  (üinn»hPAU:fi! — \ j _« c'„u:£foK'inri>o-!Qtpr-j /r>* Vi|u, UilU UcllJ U«j — -  .
Ä? Aq  pjJBinnenschiffes) in das Schifisbauregister 
l'Unenscmt2fUtragen ist, in dessen Seeschiffsregister 
ware „"cmtfsregister) das fertige Schiff einzutrager 

der Bauort sein Heimathafen (Heimat

ort) wäre. Die näheren Vorschriften über die Ein­
richtung und Führung des Schiffsbauregisters und 
über die sachliche Zuständigkeit der Beamten sind 
in der SchiRegV. v. 23. Dez. 1940 getroffen. Ört­
lich zuständig ist das Register des Bauortes, § 67 
Abs. 1. Wie in §2  Abs. 2 des Ges. v. 4. Juli 1926 
ist in § 67 Abs. 2 bestimmt, daß das einmal zustän­
dige Registergericht zuständig bleibt, auch wenn 
das Schiffsbauwerk an einen anderen Ort außerhalb 
des Registerbezirkes gebracht wird.

Im Gegensatz zum Schiffsregister ist das Schiffs­
bauregister nicht öffentlich. Da es nur privatrecht­
liche Bedeutung hat, ist die E i n s i c h t  n u r  g e ­
s t a t t e t ,  s o w e i t  e i n  b e r e c h t i g t e s  I n t e r ­
esse d a r g e l e g t  wird, §65 Abs. 2 SchiRegO.

In das Schiffsbauregister werden nicht alle Schiffs­
bauwerke eingetragen. Eine Anmeldepflicht besteht 
hier nicht. Ein Schiffsbauwerk kann vielmehr nach 
§ 66 nur dann in das Schiffsbauregister eingetragen 
werden, wenn zugleich eine Schiffshypothek einge­
tragen wird oder wenn die Zwangsversteigerung des 
Schiffsbauwerkes beantragt ist. Zur Anmeldung be­
rechtigt ist der Inhaber der Schiffswerft, auf der das 
Schiff erbaut wird, § 68. Regelmäßig ist dieser der 
Eigentümer des Schiffsbauwerkes. Ist aber ein an­
derer Eigentümer, so kann auch dieser das Schiffs­
bauwerk zur Eintragung anmelden. Ferner ist auch 
der zur Anmeldung berechtigt, der auf Grund eines 
vollstreckbaren Titels eine Eintragung in das Schiffs­
bauregister verlangen oder die Zwangsversteigerung 
des Schiffbauwerkes betreiben kann. Die Tatsachen, 
die bei der Anmeldung anzugeben sind, sind nach 
§ 69 im wesentlichen die gleichen wie bisher. Der 
in §1 Abs. 2 Satz 2 des Ges. v. 4. Juli 1926 ge­
forderte Eigentumsnachweis, der nach Form und 
Inhalt eine höchst fragwürdige Angelegenheit war, 
ist aber beseitigt. Nur noch in dem als Ausnahme 
angenommenen Fall, daß ein anderer als dei Wertt- 
besitzer als Eigentümer des Schiffsbauwerkes be­
zeichnet w ird, ist nach §69 Abs. 2 eine genchtlic 
oder notarisch beurkundete Erklärung des Wertt- 
besitzers einzureichen, in der dargelegt wird, aut 
welche Weise der andere das Eigentum erworben 
hat. Während ferner bisher die Zulässigkeit der 
Pfandbestellung (Kiellegung, Kennzeichnung und 
Mindestgröße des Schiffsbauwerkes) dur^h eme ge 
richtliche oder notarische Urkunde nachzuweisen 
war, w ird der Nachweis für die ZuJias| 1f o eii hd o 
Schiffshypothekenbestellung jetzt ^ c h  §69 Abs. 3 
durch eine Bescheinigung d^r ^ständigen SchiFb 
Vermessungsbehörde oder Eichbehorde erbracht. Da­
mit ist das® Eintragungsverfahren dessen Regelung
bisher nicht recht klar war, erheblich verbessert.

Veränderungen in den eingetragenen Tatsachen 
und die Fertigstellung des Schiffes sind nach § 71 
vom Werftbesitzer und Eigentümer unverzüglich 
dem Registergericht anzumelden und glaubhaft zu 
machen. Ist die Fertigstellung angemeldet, so kann 
eine Schiffshypothek
eingetragen werden, § 72. Es tr itt also insoweit aie 
Sperrung des Registers ein. Das gleiche gilt, wenn 
das Registergericht eine Bescheinigung über die 
Fintrapuno- des Schiffsbauwerkes zum Zweck der 
Fin raaung des Schiffes in das Schiffsregister erteilt 
hat W ird das fertige Schiff in das Schiffsregister 
eingetragen, so wird das Registerblatt des Schiffs- 
baure°asters geschlossen und sein Inhalt, soweit er 
noch von Bedeutung ist (Schifishypotheken), in das 
Schiffsregister übertragen.

Dagegen w ird die Eintragung de9 Schiffsbauwer­
kes gelöscht, wenn der Werftbesitzer anmeldet, daß

78*
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das Schiff ins Ausland abgeliefert ist, wenn der 
Eigentümer und der Werftbesitzer die Löschung be­
antragen oder wenn das Schiffsbauwerk untergegan­
gen ist, § 73. In den ersten beiden Fällen bedarf es 
aber außer der Anmeldung bzw. dem Antrag noch 
der Löschungsbewilligung des Schiffshypotheken­
gläubigers und der sonst aus dem Schiffsbauregister 
ersichtlichen Berechtigten.

Für die Eintragung von Rechtsverhältnissen (Schiffs­
hypothek, Pfandrecht an einer Schiffspart, Eigen­
tumsänderung) gelten die Vorschriften des dritten 
Abschnitts sinngemäß.

D ie  B e s c h w e r d e
Nach dem Vorbild der GBO. ist in der SchiRegO. 

auch das Beschwerdeverfahren selbständig geregelt. 
Von Verweisungen auf dasFGG. ist ganz abgesehen. 
Auch auf Vorschriften der ZPO. ist nur ausnahms­
weise verwiesen (§ 89 Abs. 2). Neben der ein­
fachen Beschwerde kennt die SchiRegO. auch die 
sofortige Beschwerde, § 90. Sie ist z. B. in § 21 
Abs. 3 vorgesehen.

Ü b e r g a n g s  v o r  Schrif ten und D u r c h f ü h r u n g
So groß die Änderungen sind, die das Schifs 

registerrecht durch das Ges. v. 15. Nov. 1940 
durch die SchiRegO. erfahren hat, so baut 
das neue Recht auf dem auf, was bisher da 
Dies zeigt sich vor allem in der Fortführung 
bisher angelegten Register. Art. 12 der Durch_ 
bestimmt ausdrücklich, daß die nach den bisherig 
Vorschriften geführten Register als Schiffsreg 
bzw. Schiffsbauregister im Sinne des Ges. • c 
15. Nov. 1940 und der SchiRegO. gelten. Auen e 
Umschreibung der nach den Vorschriften der' r
RegV. v. 5. Mai 1939 angelegten RegisterDiai ^  
findet nicht statt. Nur geringfügige Änderungei 
einigen Überschriften der Vordrucke sind en
lieh geworden. Auch die bisher ausgestellten ~ - So 
urkunden behalten ausnahmslos ihre G ü l t ig e m { 
ist der Übergang zu dem neuen Schiffsregisj. 
wesentlich erleichtert, und es darf die n °  ge. 
ausgesprochen werden, daß die getroffene 
lung in allen beteiligten Kreisen als ein roru> 
betrachtet wird.

Neuerungen bei der Zwangsvollstreckung in Schiffe 
und Schiifsbauwerke

Von Amtsgerichtsrat

Das Ges. über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiffsbauwerken v. 15. Nov. 1940 und die 
SchiffsregisterO. v. 19. Dez. 1940 *) haben die Außer­
kraftsetzung und die Änderung einer großen An­
zahl von Bestimmungen des BGB., des HGB., der 
ZPO., des ZwVerstG., der KO. und anderer Ge­
setze erforderlich gemacht. Diese Neuerungen sind 
in der VO. zur Durchführung des Ges. über Rechte 
an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken 
v. 21. Dez. 1940 (RGBl. I, 1609) zusammengefaßt. 
Sie betreffen, soweit die ZPO. in Frage steht, fast 
durchweg deren achtes Buch, also die Zwangsvoll­
streckung. Bei den Änderungen des Vollstreckungs­
verfahrens in Schiffe und Schiffsbauwerke handelt 
es sich zum Teil um eine bloße Anpassung der bis­
herigen gesetzlichen Bestimmungen an die Neuord­
nung des Rechts an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken und des Schiffsregisterwesens; im 
übrigen aber, wie z. B. bei der Arrestpfändung in 
Schiffe, bei der Zwangsvollstreckung in Schiffsbau­
werke, der Pfändung einer Schiffspart usw., vo ll­
zieht sich die Vollstreckung in durchaus neuen und 
neuartigen Rechtsformen.

I.
Z w a n g s v o l l s t r e c k u n g  w e g e n  G e l d f o r d e ­
r u n g e n  i n  e i n g e t r a g e n e  S c h i f f e  u n d  
S c h i f f s b a u w e r k e ,  d i e  e i n g e t r a g e n  s i n d  

o d e r  e i n g e t r a g e n  w e r d e n  k ö n n e n
Bei der Zwangsvollstreckung wegen einer Gcld- 

forderung in Schiffe und Schiffsbauwerke ist aus­
zugehen von dem in die ZPO. neueingefügten 
§ 870 a. Hiernach erfolgt die Zwangsvollstreckung in 
ein eingetragenes Schiff oder in ein Schiffsbauwerk, 
das im Schiffsregister eingetragen ist oder in dieses 
Register eingetragen werden kann, durch Eintragung

i) Vgl. hierzu D ä u b l e r ,  „Das Gesetz über Rechte an 
eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken v. 15. Nov. 
1940": DR. 1941, 609 und „Die Schiffsregisterordnung 
V. 19. Dez. 1940“ : DR. 1941, 614,

Dr. S e b o d e ,  Berlin
durch

einer Schiffshypothek für die Forderung odef . eV).
Zwangsversteigerung (Ausnahme für Arrest se ¿¡£
Die Vorschrift enthält eine zweifache N eucr.unp,‘ntra' 
Möglichkeit der Zwangsvollstreckung duren vnd 
gung einer Schiffshypothek für die Fordert &.^ra. 
die Gleichstellung eines eingetragenen oder o-ctra- 
gungsfähigen Schiffsbauwerks m it einem e b 
genen Schiff. ItcfreCIcUiil

1. Schon früher war in der Zwangsvolls n{C{1t-
zu unterscheiden zwischen eingetragenen un dk 
eingetragenen Schiffen. Im ersteren Fall cr JJerstei' 
Zwangsvollstreckung im Wege der Zwang def 
gerung, im anderen Falt nach den Sachel1;
Pfändung und Verwertung von bewegliche „354 
Hieran hat sich auch nach der Neufassung -ndem 
ZPO. und des §162 ZwVerstG. nichts g , ei«' 
Welche Schiffe eingetragen werden könne"‘ ¡gtefO- 
getragen werden müssen, ist aus der Schit
zu ersehen. . j , 1(TP(ren JVfc

2. Eine grundlegende Neuerung ist
Gleichbchandlung der Schiffbauwerke rru j  n 1 
fen. Die Vollstreckung in Schiffsbauwe '  ’ g r iffe  
auf einer Schiffswerft in Bau befindß gen
unterlag bisher den besonderen )rechte*’ n-
Gesetzes über die Bestellung von I m (R".
im Bau befindlichen Schiffen v. 4- Ji naCIi d 
Bl. I, 367). Danach erfolgte die P%nd^ h üng- 
allgemeinen Vorschriften für Mobiharp Q ^ch11 
Versteigerung bedurfte es dagegen - Sac 
gung des VoIlstrGer. Diese einzuholen,., der O 
des Gläubigers. Das Gericht hatte n ^ g  deS E 
nehmigung zugleich auch die H jn te r^g  befie l, an

ivaf-
die 
das

loses anzuordnen, wenn das im atldrecWe 
Schiff ausweislich des Registers fu hejaStet v
solchen Schiffen mit einem Pfandi , dui-0]1
Das Ges v. 4. Juli 1926 ist nunr^ e, und
DurchfVO. v. 21, Dez. 1940 “ fÄ be„ach 
vorstehend geschilderte Verfahre fuf
Abs. 2 der DurchfVO. nur noch B c d e u tu ^  h  Ja 
Pfändung von Schiffsbauwerken, die vo f a„, 
1941 erfolgt ist. Nunmehr kommt es Q
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das Schiffsbauwerk im Register eingetragen ist oder 
dieses Register eingetragen werden kann. Ist das 

nicht der Fall, so w ird auch das Schiffsbauwerk 
¡nnht anders wie ein nichteingetragenes Schiff in der 
Zwangsvollstreckung wie eine bewegliche körper- 
nche Sache behandelt. Für die Zwangsvollstreckungs- 
°rgane ist die Sachlage einfach, wenn das Schiffs- 
nauvverk eingetragen ist, schwieriger, wenn geprüft 
^¿den muß, ob es eintragungsfähig ist. Welche 
^niffsbauwcrke eintragungsfähig sind, ergibt sich 
Urch eine etwas komplizierte Verweisung aus § ioz 

ZwVerstG. n. F., §§ 66, 6S, 69 Abs. 2 SchiffsregisterO. 
au‘ §76 Abs. 2 des Ges. über Rechte an eingetra- 
Senen Schiffen und Schiffsbauwerken. Hiernach 
r l \ n e'n Schiffsbauwerk eingetragen werden so- 
vj der Kiel gelegt und das Schiffsbauwerk durch

arnen oder Nummer an einer bis zum Stapellauf 
^es Schiffes sichtbar bleibenden Stelle deutlich und 
^uernd gekennzeichnet ist. Ferner ist erforderlich, 

das Schiffsbauwerk nach der Fertigstellung als 
^ s c h if f  mehr als 50 Kubikmeter Bruttoraumgehalt 

°der als Binnenschiff zur Eintragung in das 
nenschiffsregister geeignet ist. Ob dies der ra ll 

un wird, w ird vielfach ohne weiteres durch Augen- 
A i i / n festzustellen sein, ln  Zweifelsfällen w ird eine 
h, s> f t  der zuständigen Schiffsvermessungsbe- 
spn 6 ?der der Eichbehörde eingeholt werden mus- 
nnf’ d‘e an Hand der Bauzeichnungen usw. die 

'Sen Feststellungen treffen kann.
7 Bisher war bei eingetragenen Schiffen eine 
schr-fPhypotIiek unzulässig. Jetzt ist der diese Vor- 
Nnri /nthahende §870 Abs. 2 ZPO. aufgehoben. 
Zvv? detn neuen §870a ZPO. kann im Wege der 
een ^Vollstreckung eine Schiffshypothek eingetra- 
2PnWerden' W 'e die Verweisung in §870a Abs. 2 
ent,: aaf § 866 Abs. 2 und 3 und § 867 ZPO. ergibt, 
SieCncht das Verfahren dem der Eintragung einer 
der | ungshypothek an einem Grundstück gemäß 
runJn sache< daß die Schiffshypothek der Siche- 
Qru° s,y..P°thek des BGB. nachgebildet ist. Die 
867 7r5tze der Rechtsprechung und Lehre zu § § 866, 
Schiff i dürften daher im wesentlichen auf die 

...^hYnothp*u opin riiiQ Schicksal der
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Aift i uurnen daher im wesenim-ncn am 
SchiffSi!yp°tt'ek allwendbar sein. Das Schicksal der 
fechu-uypothek bei Fortfall ihrer vollstreckungs- 
reeeltlCj en Voraussetzungen ist im §870a ZPO. ge- 
sPricht 'm großen und ganzen § 868 ZPO. ent- 
daß ' b'ne Abweichung ergibt sich aber daraus, 
kennt s Qesetz nur eine Form der Schiffsbeleihung 
schnm So. daß die Einrichtung der Eigentümergrund- 
daher ?lc.“ t übernommen werden konnte. Während 
§868 Vorliegen der Voraussetzungen des
niußto i • eine Eigentümergrundschuld entstellt,
'öschen T r im § 870 a Abs. 3 ZPO. mit dem Er­
lichen n , Forderung auch das Erlöschen des ding- 
WeiSu ^ohts angeordnet werden. Durch die Ver­
e in e s  aUf § 57 Abs. 3 des Ges. über Rechte an 
aber a,i Scll'ffen und Schiffsbauwerken steht
*dschenCli ™er dcm Eigentümer die durch das Er­
stelle L  i 1 Schiffshypothek freigewordene Rang- 
{o'nipii Iange offen, als die Schiffshypothek nicht 

1 i  ist.
Voi,

An i . •
Schiff im Verfahren der Zwangsversteigerung 

■ anp-xv n 'l Und Schiffsbauwerken im Wege der 
e’ngetret° S reckunS s'nd verschiedene Neuerungen 
>es Gesru” ' 9 ic Bestimmungen des 2. Abschnitts 
Zwan^. l2es über die Zwanasversfeinerun!? und die

Gespt- „ Desummungen oes z. nubximm;. 
'^annsvp s über die Zwangsversteigerung und die 
c "F sirufrWa tunl? §§162ff. sind 1  T. geändert, 
u ken w i r  in e u e  Paragraphen eingefügt. Im wesent- 
v?-> der h- es» k‘er genügen, auf Art. 6 der Durchf- 
j 7' enthäH6 Anderungen des ZwVerstG. §§ 162 bis 
testen vr 9 2U verweisen. Eine der bemerkenswer- 

euerungen stellt §169 dar. Die Bestimmung

des § 169 Abs. 1 a. F., daß die Vorschriften über 
das geringste Gebot keine Anwendung finden, ist 
in Fortfall gekommen. Der Grundsatz des gering­
sten Gebots g ilt jetzt auch bei der Zwangsverstei­
gerung von Schiffen und Schiffsbauwerken. Soweit 
das Meistgebot im Versteigerungstermin nicht be­
richtigt wird, ist für die Forderung gegen 
steher eine Schiffshypothek an dem Schiff (Schnfs- 
bauwerk) im Register einzutragen.

II.
Z w a n g s v o l l s t r e c k u n g  w e g e n  G e l d f o r ­
d e r u n g e n  i n  n i c h t e i n g e t r a g e n  e b e n n  e 
u n d  n i c h t e i n g e t r a g e n e  u n d  n i c h t e i n t r a ­

g u n g s f ä h i g e  S c h i f f s b a u w e r k e  
Nichteingetragene Schiffe werden, wie oben aus­

geführt, in der Zwangsvollstreckung wie bewegliche 
Sachen behandelt. Sie werden daher wie solche nach 
der Regel des §808 ff. ZPO. gepfändet und ver­
wertet. Die Kennzeichnung der Pfändung geschieht 
im allgemeinen in der Weise, daß dem Schili (.tun­
lichst um den Mast) eine mit Schloß und Siegel ver­
sehene, m it dem Ufer verbundene Kette angelegt 
wird. Wenn dies nicht angängig ist oder es sich 
um ein kleineres Fahrzeug handelt, w ird auch die 
Ersichtlichmachung der Pfändung in der sonst übli­
chen Art genügen. Ein geeignetes M itte l durfte auch 
die Sperrung des Steuerruders durch eine Kette 
oder dergleichen sein. Außer der Pfändung; hat der 
Vollstreckungsbeamte nach Maßgabe des §bUb/.i u . 
auch die zur Bewachung und Verwahrung des ge­
pfändeten Schiffs erforderlichen Maßregeln zu ver­
anlassen, und zwar, wenn Gefahr im Verzüge ist, 
sofort nach der Pfändung, im übrigen sobald die 
durch die Maßregel voraussichtlich entstehenden 
Kosten gesichert sind. Zur Vollstreckung und d - 
wachung des Schiffs ist, soweit das erforderlich und 
zweckmäßig erscheint, die Hafenbehorde um ih 
Unterstützung zu ersuchen.

Auch die nichteingetragenen und nichteintragungs­
fähigen Schiffsbauwerke werden wie sonstige De- 
wegfiche körperliche Sachen gepfändet und - 
wertet Eine Schwierigkeit kann sich aber für den 
Vollstreckungsbeamten bei der Vol!streckung dar­
aus ergeben, daß sich nicht immer m it Sicherheit die 
Eigentumsverhältnisse an ihnen werden festste 
lassen. Der Inhaber der Schiffsbauwerft auf der das

f Ä S a t l l ?  W g  if fS re l?
nrag" deTB m w erk?anSdM  etwaige"’ Auftraggeber
nung acs oauw besonderenUbereignungs-

T t e lS ü r f e n  (Sgl. § «  ^ „ ^ e Ä f eFür den Vollstreckungsbeamten werden die £ ifeen

S S Ä e Ä Ä Ä
gebnis damit gerechnet werden darf, daß der Voll- 
streckungsbeamte von sich aus in der Lage sein 
w ird, eine Feststellung darüber zu treffen ob er 
gegen den Schuldner pfänden darf oder nicht.

III.
P f ä n d u n g  v o n  Z u b e h ö r  u n d  B e s t a n d t e i l e n  

v o n  S c h i f f e n  u n d  S c h i f f s b a u w e r k e n  
Nach § 865 ZPO. umfaßt die Zwangsvollstreckung 

in das unbewegliche Vermögen auch die Gegen­
stände, auf die sich die Hypothek erstreckt. Solche
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Gegenstände dürfen nicht gepfändet werden. Nach 
der neuen Fassung des §865 ZPO. g ilt das gleiche 
für die Gegenstände, auf die sich bei Schiffen 
oder Schiffsbauwerken die Schiffshypothek erstreckt. 
Welche Sachen hierher rechnen, war früher auf 
Grund von Gesetzesverweisungen aus dem BGB. 
zu entnehmen. Jetzt bestimmt das Ges. über Rechte 
an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken — 
ohne sachliche Änderungen — selbst den Kreis der 
Zubehörstücke und Bestandteile, auf die sich die 
Schiffshypothek erstreckt. Für Schiffe g ilt § 31 des 
Ges., auf den verwiesen werden darf, und der aus 
sich heraus verständlich ist.

Was Zubehör, was wesentlicher Bestandteil eines 
Schiffes ist, läßt sich heute wie früher nur im all­
gemeinen sagen. Nach dem auch hier geltenden 
§ 97 BGB. sind Schiffszubehör Sachen, die, ohne 
Bestandteil des Schiffs zu sein, dem wirtschaftlichen 
Zwecke desselben zu dienen bestimmt sind und zu 
ihm in einem dieser Bestimmung entsprechenden 
räumlichen Verhältnisse stehen — falls nicht etwa 
die Benutzung nur eine vorübergehende ist oder der 
Verkehr die Zubehöreigenschaft der betreffenden 
Sache verneint. Hiernach sind Zubehör z. B. Anker, 
Ankerketten, Kompaß, Signalapparate, Netze, Fisch­
apparate, Fanggeräte. Zu den Bestandteilen eines 
Schiffes hingegen sind die Stücke zu rechnen, „ohne 
die das Schiff nicht Schiff oder Schiff der betreffen­
den Art zu nennen wäre“  (Schaps ,  Seerecht, 
§478 Anm. 2 HGB.), wie Planken, Tauwerk, Segel, 
Steuerruder, Kessel, Maschinen, auch wenn sie nur 
angesehraubf oder angenietet sind. Die dem per­
sönlichen Gebrauch dienenden Einrichtungsgegen­
stände der Kajüte sind dagegen von sich aus nicht 
Zubehör. Sind sie aber im Schiffsregister eingetra­
gen, so sind Sie — wie alle anderen im Schiffsinven­
tar verzeichneten Stücke — nach § 478 Abs. 2 HGB. 
als Zubehör anzusehen. Auch Schiffsboote sind nach 
der ausdrücklichen Bestimmung in § 478 Abs. 1 
HGB. Zubehör des Seeschiffs.

Eine gesetzliche Sondervorschrift g ilt endlich für 
die Schiffsbauwerke. Hier konnte die rechtliche Be­
handlung der für den Neubau bestimmten Bauteile, 
die sich auf der W erft befinden, zu Zweifeln An­
laß geben. Das Gesetz hat im § 79 die Frage selbst 
entschieden. Die Schiffshypothek erstreckt sich auf 
das Schiffsbauwerk in seinem jeweiligen Bauzustand. 
Sie erstreckt sich ferner neben den oben im § 31 
genannten Gegenständen auch auf die auf der Bau­
werft befindlichen, zum Einbau bestimmten und als 
solche gekennzeichneten Bauteile mit Ausnahme der 
Bauteile, die nicht in das Eigentum des Eigentümers 
der Schiffsbauwerft gelangt: sind. § 31 Abs. 2 g ilt 
entsprechend.

IV.
Z w a n g s v o l l s t r e c k u n g  in e i ne  S c h i f f s ­
h y p o t h e k ;  P f ä n d u n g  e i ne s  A n s p r u c h s ,  de r  
e i n e i n g e t r a g e n  e s S c h i f f o d e r S c h i f f s b a u -  
w e r k  b e t r i f f t ;  P f ä n d u n g  e i n e r  S c h i f f s p a r t

Änderungen des Zwangsvollstreckungsverfahrens 
sind nicht nur insoweit erfolgt, als das Schiff oder 
Schiffsbauwerk selbst Gegenstand der Vollstreckung 
ist, sondern auch insoweit, als Rechte am Schiffe 
und Schiffsbauwerk in Frage stehen, also die Grund­
sätze über die Zwangsvollstreckung in Forderungen 
und andere Vermögensrechte (§828 ff. ZPO.) in 
Betracht kommen.

1. H ier ist zunächst der neueingefügte §830a 
ZPO. zu erwähnen, der die Pfändung einer For­
derung betrifft, für die eine Schiffshypothek (an 
einem Schiff oder Schiffsbauwerk) besteht. Die

Pfändung ist ganz den Bestimmungen über die 
Pfändung einer Buchhypothek angeglichen, wie sie 
im § 830 ZPO. geregelt ist. Zur Pfändung ist die 
Eintragung im Register erforderlich. Sie erfolg* 
auf Grund des Pfändungsbeschlusses. Die zu § 830 
ZPO. entwickelten Grundsätze dürften auf die 
Schiffshypothek sinngemäß zu übertragen sein. M» 
den Nebenansprüchen der Schiffshypothek befaß* 
sich §830a Abs. 3 ZPO., der sein Gegenstück in 
§ 830 Abs. 3 ZPO. findet.

Zur Überweisung der gepfändeten SchiffshypotheK 
genügt, wenn die Forderung zur Einziehung übej" 
wiesen wird, die Aushändigung des Überweisung5' 
beschlusses an den Gläubiger. Zur Überweisung a*j 
Zahlungs Statt ist die Eintragung der überweis**11? 
in das Schiffsregister oder in das Schiffsbauregiste 
erforderlich (§ 837 a). Auch dies entspricht der Re?e' 
lung bei der Buchhypothek (§ 837 ZPO.), bei de 
Überweisung an Zahlungs Statt entsprechend de 
§§ 873, 1154 BGB. für die Buchhypothek.
,2 . Neu in die ZPO. eingefügt ist ferner §847 • 

Nach §847 ZPO. ist bei Pfändung eines Anspruchi > 
welcher eine bewegliche körperliche Sache betrug 
anzuordnen, daß die Sache an einen vom Gläubig 
zu beauftragenden Gerichtsvollzieher herauszugeb 
ist. Entsprechend bestimmt §848 ZPO., daß bei ü 
Pfändung eines Anspruchs, welcher eine unbewe? 
liehe Sache betrifft, anzuordnen ist, daß die Sac 
an einen auf Antrag des Gläubigers vom AG. **
belegenen Sache zu bestellenden Sequester
zugeben sei. Nunmehr ist durch §847a ZPO.
neuer Fall geschaffen: die Pfändung eines An-

•etc
Spruchs, der ein eingetragenes Schiff oder Sein

Hier ist anzuordnen, daß' ,‘n 
an einen vom VollstrGer. zu bestelle'1*1,^

bauwerk 
Schiff
Treuhänder herauszugeben ist. Der Unterschied 
Treuhänders vom Sequester liegt mehr im Ausd* ^i  i guiiciuuci & v u n i  o c i ju c b ic i  n e g i  n ie m  xrCU '
als in der Tätigkeit. Wegen der Aufgaben deS „47 a 
händers im einzelnen muß auf das Gesetz, 8
Abs. 2 und 3 ZPO. verwiesen werden. pfäö;3. Erhebliche Neuerungen bestehen bei der * - ^  
düng einer Schiffspart, § 858 ZPO. n. F. Dies*- 
ihrem Wesen nach rechtlich umgestaltet. bi £_)

1 Ree;jetzt nicht mehr ein Miteigentumsanteil am
Schiff, sondern eine Art Gesellschaftsanteilam ^
dereivermögen (vgl. Art. 4 der DurchfVO., 3 j- 
Abs. 1 FIGB. n. F.). Damit ist nicht mehr der ,^ei,

il

am Schiff, sondern nur der Anteil am Reede 
mögen Gegenstand des Pfandrechts. Hishef

Die Pfändung einer Schiffspart erfolg*^ pf̂ n«
durch Pfändungsbeschluß. Jetzt bedarf d>e aUf 
düng der Eintragung in das Schiffsregister, -
Grund des Pfändungsbeschlusses erfolgt.. Z
beiführung der Eintragung wird ein an das K jk^efs 
gericht gerichteter formloser Antrag des uia p ^ .  
genügen, dem eine Beschlußausfertigung tlc ci,eint 
->------ 1----- ----------  Klausel er**- . mdungsbeschlusses beiliegt. Eine iviau=v- - g » 
nicht erforderlich. Dies entspricht der ReS^j Ria
dem gleichliegenden Fall der Pfändung ui ! je ¿ort

af­
ire

tragung einer Buchhypothek in § 830 ZPO- . f 
entwickelten Grundsätze dürften sinngema pra 
zuwenden sein. Zweifelhaft kann aber muss^ 
sein, ob es der Zustellung des Pfändungsö ^  Re-
an den Schuldner bedarf. Früher war dies an 
jähen. Die Pfändung wurde mit der Z*1Ŝ „ AnmN
den Schuldner wirksam ( F a l k m a n n ,  pie
ZPO.). Jetzt ist die Lage eine andere gewon ^  jgs 
Beschlagnahme wird durch die Eintrag ß „ß  s 5LJCÖLllldg UdlUlIC WUU uui eii  ̂ «5, .

Register genügend kenntlich gemacht, e r „ efejM ' 
SchiffsregisterO. wird die Eintragung den. r aUcS 
ten mitgeteilt. Auf diese Weise ̂ e r f ä h r t s0 Jan
der Schuldner von der erfolgten Eintragung*
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îne Zustellung mit doch dem gleichen Ziel über- 
tlussig erscheint (so auch bei der Pfändung einer 

Uchhypothek: F a l k  m a n n ,  §830 ZPO. Anm. 5 a). 
Dagegen soll nach dem Gesetz die Zustellung an 

Qen Korrespondentreeder erfolgen. Diese Zustellung 
j^pfiehlt sich immer. Der Korrespondentreeder spielt 
¿Cl der Partenreederei eine sehr wichtige Rolle. Die 
Reederei kann sich zur Verwaltung der Reederei- 
§eschäfte einen Korrespondentreeder bestellen. Die- 

hat nach außen Vertretungsmacht für die oft 
, zahlreichen Mitreeder hinsichtlich der gewöhn- 

"chen Geschäfte. Es ist daher stets von Wichtigkeit, 
gerade er von der Pfändung erfährt. W ird ihm 

p i  der Eintragung zugestellt, so g ilt sogar die 
anaung ihm gegenüber mit der Zustellung als 

öewukt (§858 A b t  3 Satz 2 ZPO. n. F.). 
t , 'e Verwertung der gepfändeten Schiffspart er- 
fg S 0-  wie bisher -  im Wege der Veräußerung 
ziou Abs> 4 z p O. n. F.). Die Überweisung zur Ein- 
iihii ng Jnußte fortfallen, da das Recht einer Aus- 
n;„UL%. die zur Befriedigung des Gläubigers führt, 
p-ttjiu ig 'st- Die Überweisung an Zahlungs Statt 
j üRIa|h> weil es an einem Nennwert fehlt. Die Ver- 
srhi ng geschieht auf Grund eines Gerichtsbe- 
enfuSj es nach Maßgabe des §844 ZPO., und zwar 
f],. ,c^er durch Versteigerung der Schiffspart oder 
zpp.1 ^¡händigen Verkauf ( F a l k m a n n ,  § 838 

A.nm.5b)
Er,,,le. '-'hertragung der versteigerten Part an den 
Qerjfri £ erio>gt nach den Regeln des Zivilrechts. 
?etrtie hier ist aber eine erhebliche Neuerung ein- 
iußer Nach § 503 HGB. bedarf jetzt die Ver- 
Schi ffng der Schiffspart der Eintragung in das 
ist u f ef . lster- Solange die Eintragung nicht erfolgt 
Wenio-1 . Veräußerung nicht vollzogen. Ebenso- 
Forrip Wle nun aber bei der Überweisung einer 
die r,uÜng ?us Wechseln oder anderen Papieren 
(Sc .. erweisung das Indossament ersetzen kann 
VH „Zwangsvollstreckungsrecht“ , § 28
run’p-sg’ V^nsowenig macht etwa der Versteige- 
flüs! i „ es^ lluß die Eintragung im Register, über- 

. Die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers ist 
tragunü-ICb̂  eber beendet, als nicht die Registerein- 
nach h etd° lg t ist. Eine Eintragung erfolgt aber 
Schrift  ̂ n . dem Grundbuchrecht angepaßten Vor- 
jenige'1 der SchiffsregisterO. nur auf Antrag des- 
f°lgen c 3 zu dessen Gunsten die Eintragung er- 
desseil Sn 1 (§ 23 Abs. 2), und wenn der sie bewilligt, 
nun der cCl von ihr betroffen w ird (§ 29). W illig t 
bung p. Schuldner nicht fre iw illig  in die Umschrei- 
^ f ° t e;‘n- so kann die Eintragung zunächst nicht 
lantenri„ ,ei der Versteigerung eines auf Namen 
ZpQ n Wertpapiers hat das Gesetz im § 822 
4aß es .nem solchen Zustand dadurch vorgebeugt, 

Gerirlitevnll /iphor pnnärhtifrf mif Grund
. U Cs Hö wwiuich xGUoltlllki U flu u iu i Vu‘ 6 v-L''-Ub l )

eiues o  ■ Gerichtsvollzieher ermächtigt, auf Grund 
^ellen p.nc‘itsbesch1usses den Antrag selbst zu 
bier, ]u;-lne entsprechende Bestimmung fehlt indes 
helfen wird sich mit § 45 SchiffsregisterO. be- 
gesetziipu®se,n. wonach in den Fällen, in denen nach 
.̂egister0er- Yorscbl'ib  eine Behörde befugt ist, das 

b'e Eint? , 1 c" t  um eine Eintragung zu ersuchen, 
^ rde erf'^Ung aid Grund des Ersuchens der Be­
in ling  j 0 gt. Es muß versucht werden, bei Wei- 

biffsreJrs, 8(diuldners eine Eintragung nach § 45 
, nWend,, stcrG- zu erwirken, evtl, in entsprechender 
f c 'b e iz Ä  Von § 822 ZPO- einen Gerichtsbeschluß 

der dann die Grundlage für den 
.Auch i  gSantrag bildet.

?.vilrechH;!!uS* s'nd vom Vollstreckungsbeamten die
bei p. nen Voraussetzungen zu berücksichtigen,

e'n >hüsSeru y eräußerung der Schiffspart erfüllt
' sen. Hierzu gehört § 503 Abs. 2 HGB. n. F.,

wonach die Veräußerung einer Schiffspart, infolge 
deren das Schiff das Recht, die Reichsflagge zu 
führen, verlieren würde, nur mit Zustimmung aller 
Mitreeder erfolgen kann. Dieser Fall tr itt bei der 
Veräußerung der Schiffspart an einen Ausländer 
ein ( F a l k m a n n ,  § 858 ZPO. Anm. 5b; G i e r k e ,  
„Handelsrecht und Schiffahrtsrecht“ , § 76 II, 1 a).

Ergibt der Auszug aus dem Schiffsregister (§858 
Abs. 4 und 5 ZPO. n. F.), daß die Schiffspart mit 
einem Pfandrecht belastet ist, das einem anderen 
als dem betreibenden Gläubiger zusteht, so hat das 
Gericht zwar die Veräußerung, aber zugleich die 
Hinterlegung des Erlöses anzuordnen, ohne in eine 
Prüfung des Vorranges eintreten zu dürfen. Es tr itt 
dann das Verteilungsverfahren ein. Der Gerichts­
vollzieher hat somit den Erlös abzuführen.

V.
A r r e s t v o f l z i e h u n g  i n e i n g e t r a g e n e  

S c h i f f e  u n d  S c h i f f s b a u w e r k e
Von dem Grundsatz, daß eingetragene Schiffe in 

der Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen 
wie unbewegliche Sachen behandelt werden, hat das 
Gesetz schon früher für das Arrestverfahren eine 
wichtige Ausnahme gemacht, indem dort aus prak­
tischen Gründen die Schiffe wie bewegliche Sachen 
behandelt wurden (vgl. § 931 ZPO. a. F.). Das 
Verfahren ist insoweit im grundsätzlichen beibehal- 
ten, ist jetzt auf die eingetragenen Schiffsbauwerke 
ausgedehnt, im übrigen aber durch die neue Fas- 
sung des §931 ZPO. in wesentlichen Punkten ab­
geändert.

1. Bisher erfolgte die Arrestpfändung in ein ein­
getragenes Schiff durch Pfändung nach § 808 ZPO. 
Dieses Arrestpfandrecht wurde auf Antrag des Gläu­
bigers in das Schiffsregister eingetragen. Das Ver­
fahren hatte aber einen Nachteil. M it der Pfändung 
erwarb zwar der Gläubiger nach § 931 Abs. 1 ZPO- 
a. F. ein Arrestpfandrecht an dem Schiff, dessen 
Rang sich nach §804 ZPO. bestimmte. Dieses 
Pfandrecht entstand abweichend von §1200 dcjö. 
schon vor der Eintragung und war „gutgläubigen 
Dritten gegenüber wegen des öffenthehen Glau­
bens des Schiffsregisters unwirksam (§ 1262BU ö .), 
namentlich gegenüber einem Erwerber des Schitts 
( Jonas  §931 I I ;  B a u m b a c h ,  §931 ZPO. Anm.2). 
Der Arrestgläubiger war daher in Gefahr, solange 
er nicht nach §931 Abs. 3 ZPO. a. F. die Berichti­
gung des Schiffsregisters durch Eintragung seines 
Pfandrechtes erwirkt hatte. Es galt nu"> J ese", Vn’ 
befriedigenden Zustand zu beseitigen und zugleich 
das Verfahren der neuen Gestaltung des öffent­
lichen Glaubens des Registers und der Möglichkeit 
der Eintragung von Schiffshypotheken anzupassen. 
Man hättegdiefes Ziel vielleicht: durch «ne völlige 
Anlehnung des Arrestpfandrechts an Schiffen an 
die Grundsätze über die Pfändung von Forderungen 
erreichen können. Das Gesetz ist indes einen M it­
telweg gegangen und hat ein Verfahren vorgesehen, 
das teils mit einer Forderungspfandung Ähnlich­
keiten zeigt und teils auf dem Grundsatz der Pfän­
dung nach §§808 ff. ZPO. beruht.

Entsprechend der bisherigen Regelung begründet 
auch nach § 931 Abs. 2 ZPO. n. F. die Pfändung 
dn  Pfandrecht an dem gepfändeten Schiff (Schiffs­
bauwerk); das Pfandrecht gewährt dem Gläubiger 
im Verhältnis zu anderen Rechten dieselben Rechte 
wie eine Schiffshypothek. V ö llig  neu ist aber, daß 
jetzt nach § 931 Abs. 3 ZPO. n. F. die Pfändung 
einer besonderen, auf Antrag des Gläubigers er­
gehenden Anordnung des Arrestgerichts als Vollstr-
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Oer. bedarf, und daß zugleich mit der Anordnung 
das Gericht das Registergericht um die Eintragung 
einer Vormerkung zur Sicherung des Arrestpfand­
rechts in das Register zu ersuchen hat. M it dieser 
Eintragung ist der Schutz des Gläubigers vor nach­
teiligen Verfügungen des Schuldners gewährleistet. 
Die Eintragung des Arrestpfandrechts selbst erfolgt 
alsdann später nach § 931 Abs. 6 ZPO. n. F.

An dieses Verfahren schließt sich nunmehr die 
Pfändung des Schiffs oder Schiffsbauwerks als kör­
perliche Sache durch den Gerichtsvollzieher nach 
§ 808 ZPO. an. Hier gelten keine Besonderheiten. 
Auch die Bestimmungen des § 931 Abs. 4 ZPO. n. F., 
daß der Gerichtsvollzieher bei der Vornahme der 
Pfändung das Schiff (Schiffsbauwerk) in Bewachung 
und Verwahrung zu nehmen hat, enthält im Grunde 
nichts Neues, da sich diese Pflicht schon aus der 
allgemeinen Obhutspflicht des Gerichtsvollziehers 
nach §§ SOS ff. ZPO. ergibt.

2. Das neue Verfahren führt aber zugleich zu einer 
Reihe von Fragen, zu denen im Gesetz nicht Stel­
lung genommen ist, deren Beantwortung aber not­
wendig erscheint. Der Prüfung bedarf zunächst, ob 
der Gerichtsvollzieher zur Vornahme der Pfändung 
eine Ausfertigung des Beschlusses benötigt und ob 
der Beschluß mit der Vollstreckungsklausel ver­
sehen sein muß. Das erstere dürfte zu bejahen, 
das zweite zu verneinen sein. Die Anordnung hat 
offensichtlich eine doppelte Funktion. Sie bildet ein­
mal für das Gericht die Veranlassung, das Register­
gericht um die Eintragung der Vormerkung zu 
ersuchen, zum anderen aber ist sie nach dem Auf­
bau des Gesetzes eine Voraussetzung für die Vor­
nahme der Pfändung als solcher. Daraus ist aber 
zu entnehmen, daß der Gerichtsvollzieher das Vor­
liegen der Anordnung zu prüfen hat. Dazu muß 
ihm aber eine Ausfertigung der Anordnung vor­
gelegt werden. Die Urschrift der Anordnung ist ihm 
nicht zugänglich. An ihre Stelle tr it t  die Ausferti­
gung, die gemeinhin die Aufgabe hat, die Voll­
streckungsurschrift im rechtlichen Sinne zu ersetzen. 
Die Beschaffung und Vorlegung an den Gerichts­
vollzieher dürfte daher notwendig und Sache des 
Gläubigers sein.

Zu diesem Ergebnis führt auch ein Vergleich mit 
dem nicht ganz fernliegenden Fall der Pfändung 
einer Briefhypothek (§830 ZPO.). Auch dort ist 
die Vollstreckung eine zweiteilige. Es schiebt sich 
in den Akt der Forderungspfändung eine sekundäre 
sog. (H ilfs-) Zwangsvollstreckung ein, deren Zweck 
nun zwar nicht ist, den Hypothekenbrief als be­
wegliche Sache oder Wertpapier fü r den Gläubiger 
zu pfänden, sondern ihm den Besitz des Briefes 
durch Wegnahme nach §883 ZPO. zu verschaffen, 
durch den sich die Pfändung der Forderung voll­
endet (h. M. J o n a s  IV, 2 a. a. O.). Den T ite l zu 
dieser Wegnahmevollstreckung bildet nicht der (auf 
Geldleistung lautende) Schuldtitel, auf Grund dessen 
der Gläubiger den Pfändungsbeschluß erwirkt hat, 
sondern eben der Pfändungsbeschluß. Von diesem 
Beschluß muß der Gerichtsvollzieher eine Ausferti­
gung neben dem Schuldtitel zur Vornahme der 
Vollstreckung besitzen. Die Ähnlichkeit mit dem Fall 
der Pfändung der Briefhypothek w ird im übrigen 
noch größer, wenn man mit F a 1 k m a n n und 
Bau mb ach in der Inbesitznahme des Hypotheken­
briefs nicht eine Hilfszwangsvollstreckung auf Weg­
nahme, sondern eine Hilfspfändung erblickt, die 
sich dann nach § 808 ZPO. vollzieht.

Ein Vergleich mit der Pfändung einer Briefhypo­
thek trägt aber auch mit zur Lösung der Frage bei, 
ob hier die Vollstreckungsklausel notwendig ist.

Im Fall des §830 ZPO. bedarf der Pfändungsbe­
schluß nach der vö llig  herrschenden Lehre keine 
Vollstreckungsklausel ( B a u m b a c h  Anm. 2, b; J°. 
nas IV, 2; F a l k m a n n  6, c). Das gleiche gilt ^  
der Arrestpfändung ( B a u m b a c h  a. a.O.). Es > 
aber kein Grund ersichtlich, bei der ArrestpfändtUL 
in Schiffe (Schiffsbauwerke) etwas anderes anzu­
nehmen. .

3. Des weiteren ist zu prüfen, ob die Anordnung 
der Zustellung bedarf. Auch bei Beantwortung 
ser Frage liegt ein Vergleich mit der Pfändung 0 
Briefhypothek nahe. Dort w ird allgemein angeno 
men, daß, da die Wegnahme des Briefes e‘ 
Zwangsvollstreckung im engeren Sinne ist, , 
Pfändungsbeschluß dem Schuldner mindestens g'e 1 « 
zeitig zugestellt werden muß. Bei der Arrest 
Ziehung in Schiffe w ird man nun zwar nicht so '  
gehen können, die Pfändungsanordnung mr ¡f(j 
Grundlage der Pfändung anzusehen. Immerhin w 
sie aber nach dem oben Gesagten zum mum 
für eine Bedingung für die Pfändung gehalten- ^  
sofern ist cs aber dann gerechtfertigt, auch tu , ^  
Pfändungsanordnung das Erfordernis der 
lung aufzustellen. Der Zweck der Zustellung ¡j, 
Titels ist der, dem Schuldner vor dem Eingru* t. 
sein Vermögen die als Vollstreckungsgrundlage j0 
wendigen Urkunden bekanntzumachen, um m"? 
die Möglichkeit zu geben, einwandfrei nachzup™' a 
ob die fü r den Gläubiger ausgeübte Z w a n g s g ^  
rechtmäßig zur Anwendung kommt. Dieser 
würde nur unvollkommen erreicht, wenn im ¡¡. 
auch die Anordnung zugestellt würde. Denn y of, 
dem einmal das Gesetz sie offensichtlich zur ^  
aussetzung für die Pfändung gemacht hat, m. ng
Schuldner auch in der Lage sein, diese tsea h „ er 
nachzuprüfen. Es erhält nun zwar der g
auch auf dem Umweg über die Benachric &v0fl 
von der Eintragung der Vormerkung Mit
1 A __1_~ ZTnoInUi/i /̂<li ironfl fllco ,<

[Deutsches Recht, Wochenausgäbe

VUU UC1 LUUiagUUg vuiuieMiwi.f, " _g
der Anordnung des Gerichts. Doch kann a* = zu- 
teilung ihm erst lange nach erfolgter P 'anJY. 
gehen. Die Zustellung erübrigt: sich also nie • aI1ii 

4. Eine andere Frage ist allerdings die, o ^  
diese Zustellung erfolgt sein muß. Zwiscn ^  
Anordnung der Pfändung und der Vorn3 , ver-
Pfändung durch den Gerichtsvollzieher '  jMa« 
schiedentlich ein längerer Zeitraum heg i  
denke nur an den Fall, daß dem Gläubig „es 
bekannt ist, daß der Schuldner ein 
Schiff besitzt und er die Anordnung dci . 1 ünd 
erwirkt hat, daß aber das Schiff auf Fahn „^e t 
erst nach einiger Zeit zurückkehrt und g i j ¡ zUgs- 
werden kann. H ier w ird die Frage cler, p. onderei 
fristen des §929 Abs. 2 und 3 ZPO. von bes 
Bedeutung. Diese Fristen von eine31J  Arrest 13 
einer Woche gelten natürlich auch beim ^  
eingetragene Schiffe. Doch es tragt s > ,£{ de 
Frist von der Anordnung der Pfanaung, ,en §o • 
Vollziehung der Pfändung an gerechnet ßgeblic1'. 
Nach dem oben Ausgeführten kann als . .Ja dU . 
Vollziehung nur die Vornahme der ^ t3 Weä 
den Gerichtsvollzieher angesehen wei Vorill<',r 
die Anordnung noch die Eintragung cM ,Zd 
kung vermag für sich allein das P lCjung 
Entstehung zu bringen. Ohne die v e n ^ L r  
keine Vollziehung vor. Man muß cfat1̂  halb 3 
daß auch die Pfändung des Schiffes 
Monatsfrist erfo lgt .n de^]e\

Vom Zeitpunkt der Pfändung 3b mg ¿29 AbsAf 
sprechend auch die Wochenfrist de 8 aUch 
gerechnet werden. Diese Frist durfte g f lg ,
die Zustellung des Anordnun«beschIus o fuP
Bei der Pfändung einer BnefhypotheK
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eines Arrestes w ird allgemein angenommen, daß 
“ ‘e Frist des § 929 Abs. 3 ZPO. auch für den Pfän- 
aungsbeschluß zur Anwendung gelangt ( Jonas -  
°  au mb ach a. a. O.), daß also die Wegnahme des 
fbjefes vor der Zustellung erfolgen kann. Es dürfte 
, Grund vorhanden sein, bei der Arrestpfändung 

'{ “es Schiffes etwas anderes anzunehmen. Die Z.u- 
hlhing des Anordnungsbeschlusses wird daher in- 

“ “malb der Wochenfrist nachgeholt werden können.
. 5- Nichts geändert hat sich an dem alten Privileg 

§482 HGB. Hiernach darf ein zum Abgehen 
5 tlges (segelfertiges) Schiff nur wegen einer Schuld, 
p!e gerade zum Zwecke der bevorstehenden Reise 
{““ gegangen ist, m it Arrest belegt werden. Hat der 
Gerichtsvollzieher Zweifel, ob das Schiff segelfertig 

so empfiehlt es sich, zu den erforderlichen Fest­
u n g e n  einen Sachverständigen zuzuziehen oder 

Unterstützung der Hafenbehörde in Anspruch
nehmen.

9 ie Befriedigung des Arrestgläubigers erfolgt 
rerM en allgemeinen Vorschriften des Schiffspfand- 
ei ,“ ts “ nd des Schiffsvollstreckungsrechts auf Grund 
ru„ vollstreckbaren Titels, also durch Versteige- 
Vu“ g des Schiffs oder Schiffsbauwerks nach den 

orschn^gjj des ZwVerstG. Eine Ausnahme luer- 
at,Pri'VUrde aber für den Fall des § 930 Abs. 3 ZPO. 
runrr a n t Ordnete das VollstrGer. die Versteige- 
betr u s- “ ‘“ getragenen Schiffes wegen der Gefahr 
hältrc ■•cher Wertverringerung oder wegen unver- 
So, " ^ “ ßiger Kosten der Aufbewahrung an, so 
durri sie in diesem Falle als Fahrnisversteigerung 
Qer;,ie finen von dem Gläubiger zu beauftragenden 
den rv ollz‘“ her nach §§816ff. ZPO. bewirkt wer- 
durch “ ‘“ getragenen Schiffspfandrechte sollten 
40/Q4 d‘e Versteigerung unberührt bleiben (KGJ. 
dUn„> B a u m b a c h  §931 Anm. 1). Diese Entschei- 

s War ■ ................ * ’Warö .Wc,r zweifellos richtig, ln  formaler Hinsicht 
Abs l le. durch die direkte Verweisung auf § 930 
Hinsirh*1 § 931 ZPO- a F - gestützt- ln  materieller 
dürfn,- ‘ “ “ tsprach dieses Ergebnis allein den Be- 
gestaH>Sen d“ s Verkehrs. Auch nach der neuen Aus- 
“ “ tsch-lF d“ s Arrestverfahrens in Schiffe dürfte die 
eine Vplciu“ g in diesem Sinne zu lauten haben. Nur 
die tm?rste‘gerung “ ach Mobiliarrecht gewährleistet 
“ ach , vvendig schnelle Verwertung. Doch fehlt es 
ten Vpl1' Neufassung des § 931 ZPO. an der direk- 

“ rweisung auf § 930 Abs. 3 ZPO. Gleichwohl

wird man nicht umhin können, diese Bestimmung 
hier wenigstens entsprechend anzuwenden. Das 
Stehenbleiben der Pfandrechte beruht jetzt nicht 
mehr auf §1262 BGB., der aufgehoben ist (Art. 1 
der DurchfVO.), vielmehr folgt dies jetzt “ ach Ein­
führung des Grundsatzes des öffentlichen Glaubens 
des Registers aus dem Gesetz (§15 ff. des Ges. 
über Rechte an eingetragenen Schiffen und bchitls- 
bauwerken) selbst. _

7. Bei nicht eingetragenen Schiffen und bchitts- 
bauwerken vollzieht sich die Arrestvollziehung ohne 
jede Besonderheit wie bei einer sonstigen beweg­
lichen Sache. Es gelten also nicht die im §931 
ZPO. n. F. enthaltenen Abweichungen vom allge­
meinen Verfahren.

VI.
S o n s t i g e  Ä n d e r u n g e n  

v o n  V o l l s t r e c k u n g s v o r s c h r i f t e n  de r  Z l  u .
Auch auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung 

zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen und zur 
Erwirkung von Handlungen und Unterlassungen 
(§8 883ff. ZPO.) sind einige, wenn auch nicht allzu 
erhebliche Neuerungen zu verzeichnen. Bisher waren 
nach § 885 ZPO. bei der Herausgabevollstreckung 
den unbeweglichen Sachen die bewohnten Schiffe 
Gleichgestellt. Jetzt kommt es nicht mehr auf das 
Bewohntsein, sondern nur auf die Eintragung des 
Schiffes oder Schiffsbauwerks rrn Register an (§ 880 
ZPO n F )  Das gleiche g ilt bei der Räumung eines 
Schiffes oder Schiffsbauwerks nach abgeschlossenem 
Zwangsversteigerungsverfahren im Aufträge^des iE t -
stehers nach §§162, 93 ZwVerstG,, § 8&> ZPO. n F.

Des ferneren kommt die in §§ 165, 170 ZwVerstG. 
vorgesehene Bewachung und Verwahrung jetzt nicht 
nur fü r Schiffe in Betracht, sondern nach §17Ua 
ZwVerstG. auch für Schiffsbauwerke.

Endlich mag noch auf den neugeschaffenen § 800a 
ZPO hingewiesen werden. Hiernach gelten die vor 
Schriften der §§799, 800 ZPO. für eingetragene 
Schiffe und Schiffsbauwerke, die mit e>“ er S“ hl s 
hypothek belastet sind, entsprechend. Dies“ J “ iden 
Sonderfälle, in denen es ausnahmsweise nicht der 
Zustellung der das Rechtsnachfolgeverhältnis bewe - 
senden Urkunden bedarf, gelten sonach nun auch 
für eingetragene Schiffe und Schiffsbauwerke.

Verhältnis zwischen der Einsatz-Wirtschaftsbeihilfe 
und der richterlichen Vertragshilfe

Von M inisterialdirigent Dr. V o g e l
'Ä'enn a

k B- ein u  "diaber eines gewerblichen Betriebes, 
t r“ fen „Handwerksmeister, zum Wehrdienst ein- 
.°lge a-iR11 . so bat dies in manchen Fällen zur 

fcn£“ schr;i iCier Betrieb stillgelegt oder doch stark 
n “ ‘ ‘lienn .Werd“ “  “ mb- Auf Grund des Einsatz- 

hierin terhaltsG. v. 26. Juni 1940 (RGBl. I, 911), 
a Bl I n i ^ nSene“  DurchfVO. vom selben Tage 
t H ' i n ’dn sowie des RdErl. des RMdl. vom 
& “ ode (R.M BliV. S. 1363) w ird dem Einberu- 
\»^hrt n- s“ ' “ “ “  Angehörigen Familienunterhalt 

v i r tsVh ieiSf r Unterhalt umfaßt u. U. auch eine 
v l  ErlniH,a f t s b e i h i l f e “  zur Fortsetzung oder 
lu -  Juli Ä  Sf ines Betriebes (Nr. 122 des RdErl.

abgedr. in DJ. 1940, 1358). Die W irt- 
m z \veet- 6 wird dem Einberufenen u. a. auch zu 

Ke gewährt, daß er die Miete für Räume,

s, Reichsjustizministerinm, Berlin

in denen sich der eingeschränkte oder sbUgdegte

GThnf che^oskn^e^W irtsch^ftsbe ih ilfe  nicht über 
Gebühr anschwellen zu lassen, haben die zus an- 
digen Verwaltungsstellen in manCj 1“ '1 Fa' Ie:n dem
Einberufenen z u r W h t  Vd$ “ v T i o f
triGshilferichter auf Grund §4  VHV. v. JU. ino\ .  
1939 einen Antrag auf Herabsetzung der Gewerbe- 
aummiete anbringe. Die Voraussetzungen für eine 

soIcTrc Herabsetzung werden wenn der Betrieb in­
folge der Einberufung stillgelegt oder erheblich ein­
geschränkt werden mußte, an sich in der Regel

^E h iig e  Gerichte haben jedoch Bedenken getragen, 
die Mietherabsetzung in solchen Fällen auf Grund 
des § 4 VHV. vorzunehmen. Denn dort werde die
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Herabsetzung nur insoweit für zulässig erklärt, als 
„der Gewerbetreibende auch bei angemessener Be­
rücksichtigung s e i n e r  s o n s t i g e n  M i t t e l  nicht 
in der Lage sei, die bisherige Miete weiterhin zu 
bezahlen“  (§ 4 Abs. 2 Satz 2 VHV.). Zu den son­
stigen M itteln im Sinne dieser Vorschrift gehöre 
auch die im Rahmen des Einsatz-Familienunterhalts 
gewährte Wirtschaftsbeihilfe. Da der Gewerbetrei­
bende durch diese Beihilfe in den Stand gesetzt 
werde, die Gewerberaummiete trotz der Stillegung 
oder Einschränkung des Betriebs zu bezahlen, sei 
eine Herabsetzung der Miete nicht zulässig (so 
Beschl. des OLG. Nürnberg v. 11. Sept. 1040: 
DR. 1940, 2178).

Hierbei w i r d  j e d o c h  das V e r h ä l t n i s  z w i ­
sc h e n  d e r  V e r t r a g s h i l f e  u n d  d e r  E i n s a t z -  
W i r t s c h a f t s b e i h i l f e  v e r k a n n t .  Die VH\A 
geht von der Grundanschauung aus, daß Mieter und 
Vermieter eine Schicksalsgemeinschaft bilden, und 
daß dem Vermieter daher, wenn die Leistungsfähig­
keit des Mieters infolge der Auswirkungen des Krie­
ges erheblich sinkt, eine angemessene Herabsetzung 
der Miete zugemutet werden kann. Die Einsatz- 
Wirtschaftsbeihilfe soll nicht dem Vermieter, son­
dern dem einberufenen Mieter helfen. Sie greift da­
her nur insoweit ein, als der Mieter auch eine in 
angemessenem Umfang herabgesetzte Miete infolge 
seiner Einberufung nicht aufbringen kann. Um dies 
klarzustellen, hat der Reichsminister des Innern m 
Nr. 122 A 111 2 seines RdErl. v. 5. Juli 1940 (RM- 
BliV. S. 1363) folgendes bestimmt:

, In Fällen, in denen den Beteiligten die Vertrags­
hilfe des Richters auf Grund der VHV. v. 30. Nov.
1939 oder der VO. über die Abwicklung von Liefer­
verträgen v. 20. April 1940 zur Verfügung steht, 
kann ^die Gewährung der Wirtschaftsbeihilfe mit 
der Bedingung oder Auflage verbunden werden, 
daß die Vertragshilfe des Richters in Anspruch ge­
nommen wird. Von der Inanspruchnahme der Ver­
tragshilfe kann abgesehen werden, wenn durch frei­
w illige Einigung den besonderen Verhältnissen des 
Betriebes in angemessener Weise bereits Rechnung 
betragen worden ist oder wird. Auf eine solche Eini­
gung soll der Stadt- oder Landkreis gegebenenfalls 
hinwirken.“

Hiernach kann also kein Zweifel darüber be­
stehen, daß die Gewährung der Einsatz-Wirtschafts- 
beihilfe der Anwendung des § 4 VHV. nicht ent­
gegensteht; vielmehr kann umgekehrt die Gewäh­
rung der Wirtschaftsbeihilfe davon abhängig ge­
macht werden, daß die Miete im Wege der richter­
lichen Vertragshilfe oder auch außergerichtlich an­
gemessen gesenkt wird.

Hierzu hat der RJM. in seiner A llgVfg. v. 2. Dez.
1940 (DJ. S. 1357) eine amtliche Erläuterung ge­
geben: Der Richter soll bei der Bestimmung des 
Betrages, um den die Miete herabgesetzt werden 
soll, die Möglichkeit einer Einsatz-Wirtschaftsbei­
hilfe zunächst außer Betracht lassen und zuerst 
lediglich ermitteln, in welcher Höhe dem Vermieter 
eine Herabsetzung der Miete zugemutet werden

kann. Stellt sich heraus, daß der Mieter nicht in 
Lage ist, den auf diese Weise ermittelten Betrag 
aufzubringen, so wäre an sich die Auflösung 
Mietverhältnisses geboten (§ 4 Abs. 2 Satz 2 V ■. 
Dies würde jedoch dem Zweck der Wirtschar 
hilfe widersprechen. Daher soll der Richter . 
Mietverhältnis nicht auflösen, sondern dern . 
berufenen Mieter Gelegenheit geben, eine Entsc» _ 
düng der Verwaltungsbehörde über die Wirtscn 
bcihilfe herbeizuführen. W ird die Beihilfe in. .. u  
Umfang gewährt, der es dem Mieter ermog 
die nach den Verhältnissen des Vermieters / 
gemessene Miete zu bezahlen, so nimmt der ^ 
ter auf Grund § 4 VHV. eine entsprechende Her 
Setzung der Miete vor. „,;Pder-

Diese (vorstehend dem Sinne nach w l . ei 
gegebene) amtliche Erläuterung v. 2. Dez. } \  . zlir 
das Verhältnis der Einsatz-Wirtschaftsbeilulfe ^  
Vertragshilfe ist ausdrücklich auf §36 V rty- ® 
stützt und daher für die Gerichte und .Verwalte

Vor-
Die richterliche Vertragshilfe^hat also den^ v0f

}aß
_ _ JSp  -

klärt "sicl'r zum Teil daraus, "daß bei einer w ich tig  
Roihilfp rlnc Verhältnis rrenau tim

der uemeinscnaiiMiinc uu  w nw u iau ,. ~ ,
Verhältnis zeitweilig verkannt werden konm

Die ricnterucne venragsrnuc uai ^  y  , v0r 
rang vor der Einsatz-Wirtschaftsbeihilfe ( i:eses 
riö«- rioi-noinerhaffchilfe Hör Wirtschaft'). . q$*

äg
anderen'B eih ilfe das Verhältnis genau u^ gQrund 
geregelt wurde: denn die Beihilfe, die aUJV/tietzab' 
des Erl. des RWiM. v. 30. Dez. 1939 zur M i ge„ 
hing bei gewerblichen Räumen des n a n a ' 0 t \
währt wird, hat den Vorrang vor der Vertrag dje 
hier soll zunächst die Beihilfe gewählt vorge- 
richterliche Mietherabsetzung nur insoweir ung 
nommen werden, als dies auch bei Berucksic b^Q. 
der Beihilfe noch angemessen erscheint 
¡geI s : DR. 1940, 2178; ferner V o g e l s ,  ^  
terungsbuch zur Vertragshilfeverordnung > bei
sowie Nachtrag S. 2). Diese für die Mietbe» d,rf 
Handelsbetrieben getroffene Sonderregeh “ s ^ i ig  
jedoch nicht verallgemeinert werden, y  - vof
einwandfrei klarzustellen, ist der Zweck u (pj-
erwähnten AV. des RJM. v. 2. Dez.
S.1357). , ■ M  Pinvvendc!rt

Man kann gegen diese Regelung nicht e ”  peiU1 
daß sie dem Vermieter Unbilliges zu?} p aiis 
der von einer Mietherabsetzung betrotM  g yHy- 
besitzer kann seinerseits auf Grund §8 ’ ^ 
von seinen Hypothekengläubigern Stun i ^  f i  
Herabsetzung der Zinsen (oder^ A llsse V  ,+|1ekenka[l e 
gungsraten) sowie Stundung des ByP 
tals verlangen. Die Regelung hat als gclasSL . 
des Hausbesitzes keineswegs außer ac den b 
Sie hat sich vielmehr bemüht, zwiseh * der M'e, 
langen des einberufenen Mieters, des und fnir 
herabsetzung betroffenen Hausbesitzer g^o irt" 
Hypothekengläubiger, unter m°g licly  enen ^ 
der öffentlichen M ittel, einen angemes 
gleich herbeizuführen.
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Blick in die Zeit
Aus dem Generalgouvernement 

1. T r a n s i t v e r k e h r  
Nach einer Vereinbarung der slowakischen Staats-Ihn 1 ^  1 i* „ I/rob-allhau 1 einer Vereinbarung- aer s iow a^i^ncu oi««» 

und der Generaldirektion der Ostbahn in Krakau 
T rd der Verkehr von der Slowakai nach Rußland über 

s Generalgouvernement gehen.

^ • S i c h e r s t e l l u n g  de r  E n e r g i e v e r s o r g u n g  
,,,|N.ach einer VO. des Generalgouverneurs über energie- 
. dschaftliche Maßnahmen v. 20. Febr. 1941 ist die Re- 

r ptu?S des Generalgouvernements zur Sicherstellung 
Ah« YerSorgung mit elektrischer Energie befugt, die 
. gäbe der zur Verfügung stehenden elektrischen Ener- 

kpuan die Verbraucher nach dem Grade der Dringlich-
»s *• ZU rßrrol*. a_rr__ »~:«,,A^n>mi»irrciintprnphni(in Undkeif veroraucner nacn uem urauc uu
Bei ZU regeln, den Energieversorgungsunternehmen und
An,, ?-ern von Eigenanlagen die hierzu erforderlichen 
nisrV,eiSUnken zu erteilen und Auskünfte über ihre tech- 
Sip Und wirtschaftlichen Verhältnisse zu erlangen, 
ordn» be.fuSt. alle Maßnahmen zu treffen oder anzu- 
Wich*:n’ die geeignet sind, die Energieversorgung der 
Au«, ?etl Verbraucher sicherzustellen und die volle 
, r^nu ty iinzv a . . , , r r _____: . „ ^ l n n-Qn -m r rP tt /n n r -
Ausnnt. vcrDraucner sicncrzubicucn un« \ r ‘
leist"n zun£ der vorhandenen Energieanlagen zu gewahr-

p,, S. E i nsa t z  im S t r a ß e n v e r k e h r  
Qesna ®es'tzer von Beförderungsmitteln zu Lande, von 
QenerPinen °- dSk, sind auf Grund einer neuen VO. des 
kehr , Gouverneurs über den Einsatz im Straßenver- 
zu$tW 20- Febr. ig i l  verpflichtet, auf Anordnung des 
auszufr,r?en kreis- (Stadt-) Hauptmannes Beförderungen 
günstifr* .n oder ausführen zu lassen. Der Einsatzbe- 
Reichik6 ,‘.st zur Zahlung einer Vergütung verpflichtet, 
liehen Y td,ese Maßnahmen nicht aus, um dem offent- 
n - ‘Hteresse 7., ^sprechen, so ist die Regierung des 

berechtigt, Zug- und Tragtiere

‘V ia nna n ra en  nicni aub, um uem 
^ enenir^Cresse zu entsprechen, so ist die Regierung des 
s°wie\<j>°uyernements berechtigt, Zug- und Tragtiere 
VerL i aildfahrzeuge aller Art im Interesse einer straffen 

, i ! kung gegen angemessene Entschädigung zu- 
de$ Ein * ter Personen einzusetzen. M it der Anordnung 
EinsahK -63 erwirbt der in  der Verfügung genannte 
,aihrzei,^unsdgte das Eigentum an den Tieren oder 

s'ch «ne ?• Für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, die 
5*cht Hp. d®r Pflicht zum Einsatz ergeben, ist, soweit 
p s Deut« p ecFtsweg ausgeschlossen ist, ausschließlich 
r trafbest;Ühe Gericht zuständig. Die VO. enthält ferner 
v°rsätzii.,inmungen gegen ersatzpflichtige Personen, die
nachkommen°der fahrlassiS ihrer EinsatzPflich t nicht

Aus Norwegen

t>eutscl 1- d e u t s c h e  K u r s e  
i?Q:r'Vee,.Je Sprachkurse haben in der letzten Zeit in 
« vom na!j i >erordentliche Fortschritte gemacht. Neben 
hn besriufti'lskomm'ssar eingerichteten deutschen Kur- 
beP®rtempnt sich auch das norwegische Polizei- 

d e FicAnKoViM \rprcrhipHpne andere
mit der Vorbereitung von Kursen.

2. g :  -
...Nach i aRen s t e i g e r u n g  be i  den B a n k e n
Öle eV de r 7., ,. . . .  .. o , 1011 ,
,, ' *kCn 1 -»»Vigv, !  Ul lg U V. I - --
s!e Einlappnnof w.eS*scben Statistik v. 31. Jan. 1941 sind 
Ir.o NAiliiYYn” , den Aktienbanken im Januar um 

MiUin„ en Kronen und bei den Sparbanken um 
Ulonen gestiegen.

liehe oder Ordensangehörige, die in einein Amt als 
Leiter einer Unterrichtsanstalt tätig sind, spätestens am 
30. April 1941 ihres Amtes enthoben. Dieses Verbot g ilt 
nicht für Schulen, die der Verwaltung unterrichterteilen- 
der Brüderschaften unterstehen oder die ihre Lehrer 
ausschließlich oder zum größten Teil aus Mitgliedern 
eines Klosterordens beziehen.

2. B i l d u n g  e i ner  W i r t s c h a f t s f r o n t
Am 22. Febr. 1941 wurde in Gegenwart einiger hun­

dert führender Persönlichkeiten des holländischen W irt­
schaftslebens in Utrecht die holländische Wirtschafts- 
front errichtet. Die Front wird eine zweckmäßige Urü 
nung des nichtagrarischen Betriebslebens in den ! ” e, 
landen vorbereiten. Zum Zwecke der Zusammenfassung 
des gesamten Wirtschaftslebens werden Fachgruppen 
gebildet, und jeder niederländische Unternehmer wird in 
Zukunft der Wirtschaftsfront angehören müssen.

3. E i n f ü h r u n g  des n u m e r u s  c l a u s u s
Eine VO. des Reichskommissars v. 11. Febr. 1941 be­

stimmt, daß die Immatrikulation von Juden an nieder­
ländischen Universitäten und Hochschulen durch Vor­
schriften eingeschränkt wird, die der Generalsekretarim
Ministerium für Erziehung, Wissenschaften und Kultur­
verwaltung erläßt.

Jüdische Studenten, die nicht an einer niederländi­
schen Universität oder Hochschule immatrikuliert sind, 
sind erst nach Genehmigung des Generallsel krr a,rf  * 
einer Prüfung an einer niederländischen Hochschule zu­
zulassen Die VO. bezieht sich auf Personen, die nach 
der früher erlassenen AAeldepflicht ganz oder teilweis 
jüdischen Blutes sind mit Ausnahme jener, die von nur 
einem volljüdischen Großelternteil abstammen.

Zur Ausführung dieser VO. hat der Generalsekretär 
im Ministerium für Erziehung, Wissenschaften und Kul­
turverwaltung Bestimmungen erlassen, wonach judisc 
Personen, die sich für das Studienjahr 1941/42 an einer 
niederländischen Universität oder Hwhschu 
kulieren lassen wollen, dazu der Qeneb™ f  " f  ei„Yr 
Generalsekretärs bedürfen. Juden, die noch me a n j “  
niederländischen Universität oder Hochschule mmat _ 
ku'iert waren, werden bis auf weiteres nicht lmmam 
kuliert. , . ,4. F i n a n z a u s g l e i c h

Nachdem durch die neue E i n k ° m { e n t ^  
(s. DR. 1941, 95) die bisherigen Grundlagen de h,edie 
liehen Finanzwesens geändert * ord“  s‘f  ’USgIeich zwi- 
Notwendigkeit ergeben, auch den Finanza gcicn ^
sehen Staat und Gemeinden neu zu Finanzen
VO. der Generalsekretäre in den Mimstene ru 
und des Innern werden nunmehr Bestimmungen g 
troffen, die den neuen Verhältnissen entsprechen.

j  Dle er 3- T a b a k a n l i e f e r u n g  , 
is*r . ̂ inbe^r,Sr° ^ e Tabaklieferung nach Norwegen nach 
Hi-ktzt 1,Un2 des Landes in die britische Blockade 

ehen Tah>i1Crb ^ ° r kurzem trafen 100 Tonnen italie- 
*abaks «  Norwegen ein.

*' Amt-  ^ US dcn Niederlanden 
tioKUrch einn 1 h e b u n 2 g e i s t l i c h e r  S c h u l l e i t e r  
liou 1Minister; Anordnung des Generalsekretärs im Unter- 
Dtitf6 n'cht i”1 kdnnen Geistliche oder Ordensatige- 

rrichtsanst;!nm, Direktor, Rektor oder Leiter einer 
astalt bestellt werden. Ferner werden Geist-

6. S t e i g e n d e  S t a a t s e i n n a h m e n  
Die niederländischen Staatseinnahmen sind im Januar

S% "iS » Un,rhm“
« ! »  Millionen Onlden im Januar 1940.

Aus Belgien
1. B e a m t e n v e r e i n i g u n g  

Im Rahmen der Union der Hand- und Geistesarbeiter, 
in der jetzt alle Schaffenden in Belgien zusammengefaßt
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werden, ist nunmehr eine Vereinigung aller Staats-, Pro­
vinzial- und Kommunalbeamten sowie der Eisenbahn­
beamten gegründet worden. Die Vereinigung hat ihren 
Sitz in Brüssel.

2. U m b a u  de r  W i r t s c h a f t  
Im belgischen Staatsauzeiger erschien am 15. Febr. 

1941 eine VO. der belgischen Generalsekretäre, der eine 
entscheidende Bedeutung zur Neuordnung des belgischen 
Wirtschaftslebens zukommt. Die aus einer Reihe von 
Artikeln bestehenden Gesetzesmaßnahmen lassen sich 
auf die kurze Formel bringen: Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz.

Durch die VO. wird die ganze Wirtschaft privater 
oder öffentlicher Natur dem Staate und damit dem 
Volkswohl dienstbar gemacht, ohne jedoch der privaten 
Initiative oder der privaten Wirtschaft etwas zu nehmen.

3. S t e u e r e i n n a h m e n
Die belgischen Steuereinnahmen im Dezember 1940 

betrugen 875 029286 gegenüber 845309409 fr. im Jahre 
1939. Damit erreichen die Gesamtsteuereinnahmen 1940 
die Höhe von 7591953916,64 gegenüber 9603 884963,88 
im Jahre 1939.

Aus Frankreich
1. K o m m i s s a r i s c h e  V e r w a l t e r  f ü r  j ü d i s c h e  

B a n k e n  i n P a r i s
Auf Grund einer VO. des Staatssekretariats für F i­

nanzen wurden für 29 Pariser Banken, die sich bisher 
in jüdischen Händen befanden, besondere kommissari­
sche Verwalter eingesetzt.

2. E r h ö h u n g  de r  W e i z e n a n b a u f l ä c h e  
Die Weizenanbaufläche im besetzten Gebiet ist auf 

Grund einer Anordnung des Militärbefehlshabers um 
etwa 20o/o vergrößert worden. In der Umgebung von 
Paris und einigen anderen Provinzen beläuft sich die 
Anbauflächenvergrößerung sogar auf 25<>/o.

3. S t e i g e n d e  K o h l e n f ö r d e r u n g  
Die Kohlenproduktion in den nordfranzösischen Berg­

werken und im Departement Pas de Calais wird für 
Januar 1941 auf 2,4 M ill. Tonnen geschätzt. Die nord­
französischen Bergwerke erreichten mit dieser Zahl die 
Kohlenförderung vom Dezember 1938.

Aus Luxemburg
1. A u f l ö s u n g  v o n  V e r w a l t u n g s k o m m i s s i o n e n  

Durch VO. des CdZ. v. 15. Febr. 1941 wurde die bis­
herige luxemburgische Verwaltungskommission für die 
Gefängnisse und das sogenannte Bettlerdepot aufgelöst. 
Die Dienstgeschäfte werden vom Kommissar für den 
Strafvollzug beim CdZ. wahrgenommen.

2. Z a h l u n g s v e r k e h r  m i t  F r a n k r e i c h  
Der Bereich des CdZ. in Luxemburg ist nunmehr dem 

deutsch-französischen Zahlungsverkehr eingegliedert. Die 
Zahlungen erfolgen auf dem Verrechnungswege durch 
die deutsche Verrechnungskasse und über das Office 
de Compensation de Paris. Die Regelung g ilt auch für 
bereits früher fällig gewordene Verbindlichkeiten.

Aus Lothringen
1. B e z e i c h n u n g  der  B e vö l k e r y n g 4. t,e.

Der CdZ. hat durch Anordnung v. 13. Febr. 1 ^ .  jn. 
stimmt, daß die Angehörigen der einheimischen mit 
gischen Bevölkerung bis auf weiteres emnei all­
deutscher Volkszugehörigkeit, Lothringer zu 
nen sind.

2. E i n f ü h r u n g  der  H i n t e r l e g u n g s o r d n u n ^
Durch VO. des CdZ. vom 13. Febr 1941 'J^rd hfüh- 

Hinterlegungsordnung v. 10. März 1937 mit 
rungsverordnungen in Lothringen eingeführt.

3. S c h u l w e s e n  wUrde
Durch zehn Verordnungen bzw. Anordnungen . ^ q.» 

das gesamte Schulwesen in Lothringen (Schuip gerufs- 
VO. über das Volksschulwesen, VÖ. über da egelt. 
Schulwesen, über das höhere Schulwesen u. a.l s

4. G l a u b e n s -  u n d  G e w i s s e n s f r e i h e u  ns.
Zur Gewährleistung des Grundsatzes der dnete 

und Gewissensfreiheit, auch an den Schule > ¡^t-
der CdZ. mit Wirkung v. 1. März 1941 an, da sämt­
lich der Erteilung des Konfessionsunterrichts ltende
liehen Schulen Lothringens die in der Saarp °terrict’t 
Regelung Anwendung findet. Am Konfessio ^ e £r-
nehmen nur diejenigen Kinder teil, die du 
klärung ihrer Eltern dazu angemeldet werdet.

Aus dem Elsaß
1. R e g e l u n g  d e r  S t e u e r b e r a t  f eifle 

Auch die Steuerberatung hat im Elsaß m TS\jO- be’ 
Regelung erfahren. Nach dieser Steuerberatern^ stelier-Kegeiung erianren. ivacn u io t .  -77.,, in 51c“ -
dürfen Personen, die geschäftsmäßig Hüte Er|aub-
sachen leisten, dazu der vorherigen allgemei gezCicn 
nis des Finanzamtes. Sie sind dann befugt, 
nung „Helfer in Steuersachen“  zu führen.

2. A u f b a u  des H a n d w e r k s  Ha„d-
Durch eine VO. des CdZ. über den Aufbau dlageii 

werks im Elsaß werden die gesetzlichen efl plan 
für den organisatorischen Aufbau des elsa .  mit w 
werks erbracht. Durch die VO. werden ,,rHelltet■
kung v. 1. Jan. 1941 Handwerkerinnungen ¡t

3. W i e d e r  R ü c k g a n g  d e r  A r b e i t  * * ° ^ etters ^  
Nach den Auswirkungen des winterhen vo t n . A st 

den Arbeitseinsatz im Elsaß trat in der . g in u„; 
15. Febr. 1941 wieder eine stärkere tntiaa ,15! V e b r 1941" wied'cr eine stärkere Entiasiu^ bel- bej 
allen elsässischen Arbeitsbezirken ein, v_ wurden )
den männlichen Arbeitslosen. Am 15. ■ 31. J e
gesamten Elsaß 8248 (gegenüber 10085 
arbeitslose Männer und 8775 (gegen 8 V g08j. 
Frauen gezählt, insgesamt 17 023 (gegen

c o r d n u n g  1
' P fä f

dungsschutz für Arbeitseinkommen eine s°"fibi

4. Lohnpfändungsverordnu ^ , g
Durch VO. des CdZ. v. 18. Febr. 1941, d1 def P»uurcil vca ues eui.. V. -----------  FlsalJ «etlW

1941 in Kraft trat, hat nunmehr auch 1 • ünd\eBt  j,j
dungsschutz für Arbeitseinkommen vv7ahrt s? sjbt
und einheitliche Regelung erfahren- üche u|ld °uS- 
den Gläubigern ihre berechtigten I ¡t elnes 
andererseits den Schuldnern die Mog 
kömmlichen Einkommens. , März l y

(Abgeschlossen am

Mitteilungen
Berufspflichten der Rechtsanwälte 
auf dem Gebiet der Steuerberatung

Die folgende Anordnung, die der Präsident der Reichs- 
Rechtsanwaltskammer am 20. Febr. 1941 getroffen hat, 
wird hierdurch zur Kenntnis der Justizbehörden und der 
Finanzbehörden gebracht.

Anordnung des Präsidenten der Reichs-Rechtsanwalts- 
kammer v. 20. Febr. 1941 über Berufspflichten der Rechts­

anwälte auf dem Gebiet der Steuerberatung
Der Rechtsanwalt ist der berufene, unabhängige 

Vertreter und Berater in a l l e n  Rechtsaiigelcgenheiten.

_____________________ ——  -------------------------------- . p fliC i*1»

Daraus ergibt sich für die A" w®}*sdh?nft 
auch der Beratung und sjCh bZ
widmen. Je mehr die Anwaltschaf derjjCh, daß ar|vVält 
unterzieht, um so mehr ist es er die Rechts^ elr  
sonderen Berufspflichten, die sich ergeben, T1“ ¿¡ese1,1 
auf dem Gebiet der Steuerberatung e r g ^  Zu
heitlichen Gesichtspunkten beurteilt ^  steUer-
Zweck weise ich auf das Folge „,,fo-etragc,ll£Cr

1. W ill ein Rechtsanwalt eine ihm a« 8 darf e nwal > 
sache nicht selbst bearbeiten ^  R e c ^ ecl>U 
Auftraggeber nur an e“ e"  jt für Ste‘ 
insbesondere an einen Fachan 
verweisen.
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2- Rechtsanwälte (Fachanwälte für Steuerrecht), die 
ihren Beruf nicht allein ausüben wollen, dürfen sich 
zur gemeinschaftlichen Berufsausübung nur mit 
anderen Rechtsanwälten (Fachanwälten für Steuer­
recht) oder mit Notaren verbinden. Die gemein­
schaftliche Berufsausübung mit Angehörigen anderer 
Berufe ist untersagt; der Rechtsanwalt (Fachanwalt 
für Steuerrecht) kann jedoch Helfer in Steuersacheu, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Bücherrevisoren oder 
Steuerberater als Angestellte beschäftigen.

T Der Rechtsanwalt darf keine Beschäftigung be­
treiben, die mit dem Beruf als Rechtsanwalt nicht 
vereinbar ist. Es kann zur Verhinderung der Ent­
stehung eines besonderen Wirtschaftsanwaltstandes 
' n Z u k u n f t  einem Rechtsanwalt nicht gestattet 
Werden, gleichzeitig den Beruf als Wirtschaftsprüfer 
neu zu ergreifen, da der Rechtsanwalt als solcher 
bereits alle Voraussetzungen für die Beratung der 

, Wirtschaft erfüllt.
• soweit einige wenige Rechtsanwälte schon bisher 
den Beruf als Wirtschaftsprüfer gleichzeitig aus­
sen, wird dies die Anwaltschaft unter den folgen­
den Voraussetzungen nicht beanstanden: 
a) Ein Rechtsanwalt-Wirtschaftsprüfer, der eine 

Pflichtprüfung durchführt, handelt dabei aus­
schließlich als Wirtschaftsprüfer. Er ist dem­
gemäß nicht berechtigt, sich dabei als Rechts- 

, anwalt (Fachanwalt für Stcuerrecht) zu bezeichnen. 
Ein Rechtsanwalt-Wirtschaftsprüfer, der in Rechts­
sachen, insbesondere auf dem Gebiet des Han­
delsrechts oder auf dem Gebiet des Steuerrechts, 
Rat erteilt, die Vertretung übernimmt oder sonst­
wie geschäftsmäßig Hilfe leistet, wird dabei aus­
schließlich als Rechtsanwalt, nicht als Wirtschafts­
prüfer tätig. Er ist demgemäß verpflichtet, sich 
dabei ausschließlich als Rechtsanwalt (gegebenen­
falls als Fachanwalt für Steuerrccht) zu bezeich­
nen (Ziffer 60 der Richtlinien für die Ausübung 

5 «» . Anwaltsberufs).
r p ein Rechtsanwalt (Fachanwalt für Steuer- 
f-cnt) als Angehöriger eines anderen Berufes oder 
b.rn einen anderen Beruf berufspolitisch tätig sein 
m> hat er in erster Linie die allgemeinen Belange

der Rechtsanwaltschaft zu wahren. Widerstreiten die 
Belange der von ihm vertretenen Berufsgruppe den 
allgemeinen Interessen der Anwaltschaft, so muß er 
sich entscheiden, ob er auf die Interessenwahrung 
der Berufsgruppe oder auf die Zugehörigkeit zu* 
Anwaltschaft verzichten will.

6. Rechtsanwälte (Fachanwälte für Steuerrecht), die aus 
der Anwaltschaft ausscheiden, müssen  ̂ sich bewunt 
sein, daß sie nach dem Ausscheiden keinen Anspruch 
aus der bisherigen Zugehörigkeit zur Anwaltschaft 
herleiten können. Der Reichsminister der Finanzen 
hat durch Erlaß v. 18. Febr. 1937 (RStBl. 1937, 314) 
angeordnet, daß für eine Zulassung als Steuerberater 
nur solche Personen in Betracht kommen können, 
die seit mindestens sechs Monaten als Heiter in 
Steuersachen zugelassen sind. Eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz kann ich in Fällen, in denen ein 
Rechtsanwalt aus der Anwaltschaft ausgeschieden 
ist, nicht befürworten, und zwar auch dann nicht, 
wenn es sich um einen ehemaligen Fachanwalt tui 
Steuerrecht handelt.

(Gemeinsamer Erlaß des RJM. u. des RFM. v. 25. Febr. 
1941 [RJM. 3170/1 — I a 7 301; RFM. S 1143—69 III RI- 
-  DJ. 1941, 279.) ________

Zustellung
Gegen die Bundesmitglieder Finanzassessor U I r i c h  

W i l h e l m  (Bundesnummer A 17347), früher Gottingen, 
Calsowstr. 7, und Steuerberater A n t o n  v on  S c h e i d - 
W e s e l p f e n n i g  (Bundesnummer B 103 855), früher 
Wien 7, Burggasse 68, jetzt unbekannten Aufenthalts, ist
ein Entscheid ergangen. . . T

Melden sich die Genannten nicht binnen 14 Tagen 
schriftlich oder persönlich bei der Reichsdienststelle, 
Hauptabteilung Verwaltung, so w ird der Entscheid rechts­
kräftig.

Berlin, den 22. März 1941.
Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund 

Hauptabteilung Verwaltung 
gez. M ö n n i c h  
Abteilungsleiter.

der Gebühren bei der Beurkun- 
Sammlungsbeschlüssen und bei

D. Eintragungen im Handelsregister
?■ 132717 kanntmachung des RJM. v. 20. Nov. 1940 (DJ. 
$apitai-„ '„h ins ich tlich  der Kostenbestimmungen für die 
r 'e t t / l t i  ^ha ften  erhebliche Ergänzungen gebracht, 
naben Messungen nach den §§41 und 72 KostO. 
lst  nicht 1 ln .den vier Jahren, seit die KostO, in Kraft 

t so einnrpcrUoH oc wünschenswert gewesen 
zwar mannigfache Richt-

lch die dB<?’

Se'üK16-

Rechtspolitik und Praxis______
nähme des Regelwertes von 20000 M L  Nach der nun 
maßgeblichen Staffel wird er für die Be“ rku" dun£ 
sonstigen Beschlüsse einen Wert \o n b 2 Q m M M  anzuineh­
men haben. (1 Million mit 20 vervielfacht ergibt nach der 
Staffel einen Wert von 520000. ^ . )  Die Gebühren er 
fahren dadurch eine Erhöhung von u to

Bei den Rahmengebühren des § 72 N r.3 K°stO. w ir 
allerdings eine Ermäßigung eintreten. Dadurch daß das 
KG. in seiner Entsch. v. 25. Sept 1936 (1 a Wx H19/36 emc 
Gesellschaft mit einem Kapital von 2 MillioneniM J l ab 
mittleres Unternehmen bezeichnet hat u" d „ 5m für 
mittleren Satz der Rahmengebuhr m it etwa M ü ^ t u r
angemessen hielt, würde man , n iq00 %]{4 Millionen MM schon zum Hochstsatz von l K) ) . .
kommen. Nach der Staffel wird man a ^ r  bei emem 
Ifanital von 2 Millionen MM höchstens 250 m m  una oei
4 Millionen1 MM höchstens 3 !» * * ia ls  Geb«du 
haben. De« 3l M, 
l i D T e  neue Berechnung nach der Staffel ergibt dem-

" 3AlißerCdeSCKapHaiVis t ^ b a u c h  der Reingewinn zu 
berücksichtigen, der mit 20 zu vervielfachen ist. Je nach-
5 * 1  ja« Ergebnis höher oder niedriger ist, wird 
die Wertbemessung nach § 41 bzw. die Gebühr des §72 
Nr 3 b KostO, höher oder niedriger als nach dem eigent­
lichen Kapital festgesetzt

Bei Berücksichtigung dieses Reingewinns entsteht nun 
die Frage ob nur der in dem Jahresabschluß ausgewie­
sene Reingewinn, der der Beschlußfassung durch die 
Hauptversammlung unterliegt, oder ob hier auch weiter­
hin freiwillige Rücklagen und starke Abschreibungen 
hinzuzurechnen sind. Durch das AnlStockG., das aller*

s"»telie*‘f CM* 1, nach denen man die Gebühr s0 Sut
g.erichtcn ,?nn.te, daß namentlich bei großen Register- 
1 °stO i-„ llnsichtlich der Rahmengebühren des § 72 

’ Kau?i noch Erinnerungen und Beschwerden vor- 
Behörden mit geringerer Praxis konnten 

vielen ^"¡nengebühren begreiflicherweise nicht so ein- 
h n dürft».,alb hier cine stetige Unsicherheit herrschte. 
a.en Rieh tu durcb die in der Bekanntmachung enthalte-
‘ Iclln^l L in i e n  n n k r l  r lp «  U A !p >A f." .w in n  C + o f f / l ! n  r l lo c o  T Tn -

‘‘ Kichfi; • “ ,U1 U1C m aer tseKannxmauiung uuuum<-- 
lc!lerheif u 1?11 nebst den beigefiigten Staffeln diese Un- 

sein.
duften n,-,1 für den § 41 KostO, bringt für die Gesell- 
lespn is t ./1 §v°ßem Kapital eine Erhöhung; denn bei

fl; ILVn »nli. ^ t l  IXUSIV. UUUgl IUI Uiv
rreset> ist r i1 ii roßcni Kapital eine Erhöhung; denn bei 

unH , °Jav .kaum je über den Regelwert hinaus-

'en ge^pK^" st“ rm gelaufen, und es hätte Unstimmig- 
Qeselfc^u i l  d.'e dann meist dazu geführt hätten, daß 

1. ^Vaiirli- ..f!att Sich für dip Frünrp pinpm anderen Notar

»:saiigen , 0Tar kaum je über den Kegelwert ninaus- 
1 lat die >n der Staffel vorgesehenen hohen 

kp-?rt dairprr kai lm angewendet. Die Gesellschaft wäre 
die H1 geuohp”  j l.lrm gelaufen, und es hätte Unstimmig-

VSelkpU rl . vlauu UdiU na».»,
andte \v/ * S1?h für die Folge einem anderen Notar 
! über h; en,15 d‘e Gesellschaft in einer Hauptversamm- 

U< Rpc5t,TV prwendung eines Reingewinns von 1 Mil- 
■ündnn iUB faßfe> begnügte sich der Notar bei der 

unR der sonst üblichen Beschlüsse mit der An-

1
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dings jetzt abläuft, waren die Gesellschaften verpflichtet, 
eine Dividende von über 6 bzw. über 8<>/5 zum Anleihe­
stock abzuführen. Die Gesellschaften hatten nun eine Ab­
neigung gegen diese Abführung und das Bestreben, mög­
lichst wenig dem Anleihestock zuzuführen, aber das 
Mehr zu Rückstellungen und erhöhten Abschreibungen 
zu benutzen. Durch dieses Verfahren wurden die Gesell­
schaften im Inneren allerdings recht gesund und flüssig. 
Heute ist nun das Bestreben, die Dividende nicht viel 
über den üblichen Zinssatz hinausgehen zu lassen, was 
auch wieder zu Rückstellungen und erheblichen Ab­
schreibungen führt. Der wirkliche Reingewinn ist also 
meist höher als der im Jahresabschluß zur Beschluß­
fassung durch die Hauptversammlung ausgewiesene Rein­
gewinn. Es wird also recht und billig sein, diese Rück­
stellungen und erhöhten Abschreibungen bei Feststellung 
der Wertstufen hinzuzurechnen.

M it der Zeit werden diese Rückstellungen und erhöhte 
Abschreibungen allerdings ihre Grenzen haben, und dann 
muß das Unternehmen mit einer niedrigeren Gewinn­
spanne arbeiten, wodurch weiterhin von selbst die er­
wünschte Warenverbilligung eintreten wird.

Ferner gibt die Bekanntmachung noch Richtlinien für 
Organgesellschaften. Nach der Bekanntmachung versteht 
man hierunter Gesellschaften, die nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich 
und organisatorisch derart in ein anderes Unternehmen 
eingegliedert sind, daß sie keinen eigenen Willen haben 
und das Kapital und der Ertrag nicht in angemessenem 
Verhältnis zu ihrer wirtschaftlichen Bedeutung steht. Bei 
der Bewertung ist auch die Bedeutung des hinter der 
Gesellschaft stehenden Unternehmens angemessen zu be­
rücksichtigen. Der Wert kann dann mit dem doppelten 
Kapitalbetrag bemessen werden.

Nicht erwähnt ist hier jedoch eine andere Art von 
Organgesellschaften, die auch ein verhältnismäßig ge­
ringes Kapital haben und keinen oder kaum einen Ge­
winn ausweisen, dagegen oft mit hohen Zuschüssen 
arbeiten. Es sind dies die Gesellschaften, die für eine 
Mehrheit von Unternehmungen oder Personen eine ge­
wisse Funktion ausüben; z. B. die Verkaufsorganisation 
der vereinigten Spiegelglasfabriken, Exportvereinigung 
der Steinzeugröhrenfabriken, der Kassenverein der orts­
ansässigen Banken, die Verwaltung des Vermögens 
mehrerer Familienangehörigen (aus einer Erbschaft), Ver­
suchsunternehmungen, Einkaufsorganisation der Lebens- 
mittel-Filialgeschäfte usw. Wenn diese Art von Unter­
nehmungen auch eine gewisse Selbständigkeit haben, so 
wird es doch angebracht sein, außer dem Umsatz auch 
die dahinterstehenden Unternehmen oder Personen in 
bezug auf ihre Kapitalkraft, gegebenenfalls auch die Zu­
schüsse zu berücksichtigen und dementsprechend die 
Wertstufe bzw. die Gebühren festzusetzen.

Bei Kommanditgesellschaften auf Aktien sollen dem 
Grundkapital die Einlagen der persönlich haftenden Ge­
sellschafter, soweit sie nicht auf das Grundkapital ge­
leistet sind, hinzuzurechnen sein. An sich braucht der 
persönlich haftende Gesellschafter nicht mit eigenem 
Kapital beteiligt zu sein, hat er aber doch Kapital ein­
gebracht, ist es jedoch meist nicht üblich, in dem zur 
Veröffentlichung bestimmten und durch die Hauptver­
sammlung festgestellten Jahresabschluß diese Einlagen 
besonders auszuweisen. (In wirtschaftlichen Kreisen ver­
tr itt man den Standpunkt, daß die Einlagen der persön­
lich haftenden Gesellschafter die Öffentlichkeit nicht 
interessiere, und stellt daher einen Abschluß auf, der 
immerhin als „schief“  zu bezeichnen wäre.) Man wird 
daher die Gesellschaft zur Angabe der Einlagen des per­
sönlich haftenden Gesellschafters veranlassen müssen.

Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit treten 
an Stelle des Kapitals der Gründungsstock und die' ge­
setzliche Rücklage. Bei älteren Versicherungsvereinen ist 
nun kein Gründungsstock mehr vorhanden. Dieser ist 
durch die Inflation verloren und das Reichsaufsichtsamt 
für Privatversicherungen hat sich mit der allerdings aus­
reichenden Rücklage begnügt. Wo der Gründungsstock 
nun nicht mehr vorhanden ist, wird man bei der Wert­
festsetzung also nur die Rücklage berücksichtigen können.

Bei den Versicherungsgesellschaften in der Form der 
Aktiengesellschaft ist es üblich, nur ein Viertel des 
Grundkapitals einzuzahlen, da diese Gesellschaften ja in

■ arbeite11,der Hauptsache mit den vereinnahmten Prämien _ nur
Es würde nun unbillig sein, hier für die Be■ n(je zU
das Doppelte des eingezahlten Kapitals z e ^  rsjChe-
i ......... i r . i __...... .T. I, ni* nri P hPI CI CI* , •Udo LAU[J[JC1 IC UCi> UÛCidUH'-u ,

legen. Vielmehr müßte auch hier wie bei u ’ hinzu- 
rungsvereinen die oft sehr erhebliche Kuc ä 
zurechnen sein. , , „ „ „  Hie berg'

Nicht erwähnt sind in der Bekanntmachung von 
rechtlichen Gewerkschaften. Bei der Bern < maI1) so- 
Beschlüssen der Gewerkenversammlung " i  verviel' 
weit ein Gewinn vorhanden ist, diesen nu■ 
fachen und den so gefundenen Betrag der w vorhanden> 
zugrunde legen können. Ist ein Gewinn nic^ jassen uiiis-

aUC,h. iznnital5

zugrunde legen können, ist ein uewuui . „en m»3 
wird man sich den Jahresabschluß vol'1.e?e” 1-,(.i<sichtigel1,' 
sen und das Anlagekapital entsprechend b jgn yo^ 
Wenn dies nicht möglich ist, könnte m an^ ^  Kapi

« Ä ifS
\$/e nß 

[est-

W1IU 111 d 11 Ö1G1I UC1I |dllM.3dU3Ullu»
sen und das Anlagekapital entsprechend 
Wenn dies nicht möglich ist, könnte mm 
Finanzamt ermittelten Einheitswert an 
treten lassen. „  .„TcTPselisc»“

Für Einzelkaufleute und offene Hande t,oStO )
bzw. Kommanditgesellschaften (§ 72 Nr. 1 1 uen. W
die Bekanntmachung keine Richtlinien g =_ j,e;d f-  
man hier den in dem Gewerbesteuerme w;rd ma 
gesetzten Gewerbeertrag mit 20 vervielta ’ ¡¡chen A 
zu einem Betrag kommen, den man in oe festsetzü = 
wie bei den Kapitalgesellschaften der Gebt j ; eS für a 
zugrunde legen könnte, insbesondere gj sChaft 
Eintragungen einer offenen Handelsges ^  dies 
Kommanditgesellschaft bzw. für Änderung na|]rTieii 1 
Gesellschaften, da die hierfür bestnnmt j er P
den Rahmen der Eintragung bzw. Los j=e über 
kuren bei Kapitalgesellschaften in der ^
stimmen. , . . , .,irh der ft 'L  7

Auch bei der Wertbemessung hmsicnt ^ s, 1 
Anmeldungen zum Handelsregister (3 nach 9 .
KostO.) zu erhebenden Gebühren, dejen, nie ßê a 
Abs. 2 KostO, zu bestimmen ist, konn ben 
machung immerhin gewisse Anhaltspun A  e, Kol • 

Rechtspfleger K a r l  F r i e d r .  Ko»

Widerruf von Erklärungen an
Grundbuchamt über die Aus . *e

e ingere ich te r Hypotheken ^  ,gt der
Ausgangspunkt nachstehender Erö'teru ung ui 

Fall, daß d «  Zedent einer Hypotheken^ d£S 
Übersendung der AbtretungserklarunL Antrag uen* 
thekenbriefes bei dem Grundbucham zU verruß ^  
den Übergang der Hypothek i,m,9 ro"lünmung 
In die Abtretungserklärung ist die Bef tlroprjCht

! vern16 
iufgen 
ung

iom-
de'11
des
ssl

In die Abtretungserklärung ist die Bes RerjChtigunL  
men, daß der Hypothekenbrief nacl\ ,  gr lechiT'& j> 
neuen Gläubiger auszuhändigen sel- jhn nZc,iderrU* 
Antrags jedoch nimmt der Anträgstell unter .^ L reicl1' 
GBO. zurück und beantragt gleichz ö deS enjg ¿et 
seiner bisherigen Erklärung die Ruckg‘ gs sind .¡e5eifl
ten Hypothekenbriefes an sic)l sel  ' 0b er 
Praxis gelegentlich Zweifel entstan , ’_e;ne Bes* . e uü' 
Rückgabeverlangen berechtigt, oder (- i aUbiger ¿¡esd1 
auf Aushändigung des Briefes an dev t nur al üfhe'
widerrufliche ist und das Grundbucham Qtwiderrufliche ist und das Urnnuuuw-“ -- v0n se- 
aushändigen kann. Die El0la“ ^ ru«g7U s 60) und7war äf e 
T r i e b e i  (6. Aufl., Anm.8 Abs. 2 zu 9^'e ten  s 0»« 
S a a g e - F i s c h e r  (Anm. IV zu.§ 6..L rereichte.^ zliriiyk
Standpunkt, daß die Erklärung, der 0 je(jerz_eu grU*1
einem Dritten ausgehändigt wel. n’aber kei/ 1*.M itte l 
genommen werden könne.HCiiurnrncii wciucn ivumiv.. o ,
düng für ihre Ansicht, obwohl , nac ‘ ~ jbe ^ ‘¡¡‘¡¡ng 
nunmehr aber einhelliger Ansicht Neueri~b
Erstbewilligung einer Hypothek e , T r i e tt ¿¡es
Briefes n i c h t  widerruflich ist ( „  ; e b e I *r ¿ie A f 
Anm. 7; OLG. 21, 26). G ü t h e - T wen" öe g
Meinung mit der Erwägung bei, f i‘]äubiger ohf beZab • 
Stimmung unwiderruflich sei, der oegen've/At>tre U' 
vor dem Empfang des Br efes der1 ^  d e r g f t ä  
könne. Ist diese Lage nicht auch ju^ reChthch ^  3 ^  
gegeben und muß zu den g‘ ,g ^ufl-> n£ .e\, 
rungen führen? Im V e r c ^ U t

1154 BGB.) wird ausdrücklich, b e jf*  f j g1154 BGB.) wird ausdrucKiicn, -  ^
§1117 Abs. 2 BGB daß de/^ a u s h ä u d ^ e jb tre l/^ id
sich den Brief vom Grundbucham vorn . j afldpa es
bei der Abtretung der Hypothek g e lb e n  S ^ n h  
nicht einseitig widerrufbar erklärt. ^  251'' 
vertritt offenbar auch das RO. t ^
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ruf der ¡nEn*scheidung heißt, daß ein einseitiger Wider- 
rutigen QKp ?er Abtretungserklärung enthaltenen Erldä- 
^ rundbur-hr ia4Upt nicbt mehr zulässig sei und daher vom 
pag dahpram auc.b nicht beachtet werden dürfe. Es 
Ung zu nehme^26'8* erscheinen, zu dieser Frage Stel-

huchrecht'f^j'c^ zunächst um das Verhältnis von Grund- 
achter den, D-materiellenl Recht. Darf der Grundbuch- 
nicht ent«,,.. Ruckgabeersuchen des Abtretenden deshalb"'v.ntent -'«^gaueersucnen aes ADtretenaen aesnaio 

. §§ 11k/  , ,e,n> we*l die materiellrechtlicheVereinbarung 
'v>derrufh-,r’ - i i ^  Abs. 2 BGB. zweifellos nicht einseitig 
tuenden f 1? , Dies ist nicht der Fall. In einer grund- 
Rrage deŝ  ,hat ^das KG. (OLG. 21, 26) die
• ‘tbUnO1 p* LM -ouuuuuug u u v i un . n u o -

j ’HJängs f»<.ines neu zu bildenden Briefes erörtert und 
 ̂nde Bripf tgestellt, daß die Frage, wem der zu bil- 

uec.ht, sonri,?Uszi’banc*‘2en sei, nicht aus dem materiellen 
{yteinnr.̂  . rn aus der GBO. zu entnehmen sei. Diese
SöOGbo ¡of Unangefochten. Nach dem maßgebenden 
P̂ zuhändio-p . r ^ r*ef. dem Eigentümer des Grundstücks 
^2entümer“  ‘/¿J'uf^eme^abweichende Bestimmung des
eiÜidunE

Dbarung?mt

Prc f  i ----  a u » * u u iw iu c  u t a u u u i iu i i v  viv.o
p. 'J 'id  § 29 Satz 1 GBO. entsprechende An- 

r ,,„_,k0„ramt also auch bei Vorlage einer Ver­

des

‘ UtlO- n _ t n ----  u u e n  u u  v U l m r c  l h i u  v v i  ~
nur die .§ 1117 Abs. 2 BGB. für das Grundbuch- 
et.racht i ,af ln enthaltene Erklärung des Eigentümers 

10 ./..•’.doch ist nach der genannten Entscheidung
Bet

KqWüi VJ* anol-» j .  u l i  ^  c u c u i iu .c n  l- i i  i b c n c i u u n g
Pi, rrUflich ?e Erklärung des Eigentümers nicht 
3 g  eine ei ,,sie ebenso wie die Eintragungsbewilli- 
thMCbendeii “ ndbuchrechtliche Parallele zu den ent- 
hs„ cnbestpii„lateriel lrechtlichen Vorgängen der Hypo- 
in^'gUng dL'1» d?r Vereinbarung über die Aus- 

•>ntlerem 7,, arietes bildet und mit diesen Vorschriften 
to.f*ar bezti iatniTlenhang steht.
^ e i lu n »  j; s>ch § 60 GBO. nur auf den Fall der 
ein« ten Grin!^e8j Hypothekenbriefes. Die vom KG. ent- 
$of«S ZUni V e J Sa,tze ge'ten aber auch für die Rückgabe 
G3« der aff!e[ k der Abtretung eingereichten Briefes, 
inn ige r bcsfimte‘l de^ die Aushändigung an den neuen 
Verr.e,n 2usn‘mmt; Denn diese Bestimmung steht in 
BCiRlnbarUncr r, uieuhang mit einer materiellrechtlichen 
det Lbe' der8 5lali § 1117 Abs. 2 BGB., die nach §1154 
Erki- rUndsät7i! l . ung entsprechende Anwendung fin- 
ßriefarung des A m 1S* ciciher die Unwiderruflichkeit der 

Pt.Cs an den „ “ tretenden über die Aushändigung des 
rUf 3 s  ander« .Gläubiger zu bejahen.
QBone Rückn-,ugl“  Jedoch dann, wenn mit dem Wider- 
Qim, Verbunclen̂ H?e. des Eintragungsantrages nach §31 
<reteH e' T r i eb - ,lsE -I'1 ^*esem Falle wird dem von

A > t
Stand,MinirUnd ^ e s s e - S a a g e - F i s c h e  
Un» ;.,*uunkt, daß die vom Zedenten abgegebene

r ver-
ng über i• c V(JI“  z-euenten aogegeDene

f'Set»«‘a(> der v  lc Aushändigung des Briefes wider- 
V fc *c Meinlnia ? r̂ üß  zu geben sein. Die entgegen- 
Ü!s A ^ erantnnKWUrde einmaI zu einem für die Grund- 
^ebn, r,agsteller aren Ergebnis führen. Macht der Zedent 

und der Möglichkeit der Rücknahme
b>ger auf ; „ n!lte ,e.r nicht zugleich damit seine Be- 

denWl. errufen snandigung des Briefes an den Gläu- 
3  b„ Antrag „■„?? mi'ißte das Grundbuchamt, obwohl 
aHer pennten oi!ukJneflr..erledigen kann, den Brief an 
3 h  dfSel bei Daup‘ger übersenden. Nun wird aber in 
¡e3rri« n'aterieii«C iü ! lme des Umschreibungsantrages 

“ cn sejn_ . rechtliche Abtretungsgeschäft hinfällig 
Ä  3  einen in.aL  G'^ndbuchamt würde also dann den 
r ^nfr.mbiite in V;enel, f?'cht Berechtigten aushändigen, 
rlellreclmderung ¡Pf!+ rü/ ung cintreten, wem die Hypo- 
5cht hii 'cl>e Prüi „ zt zusteht. Aber gerade diese mate- 

lerrac h e n Ä WldersPricht dem das Grundbuch- 
n formellen Konsens-Prinzip.

Zum andern folgt auch die Widerruflichkeit bei Rück­
nahme des Umscnreibungsantrages schon daraus, daß 
die Bestimmung über die Aushändigung des Briefes eine 
Erledigung des Antrages voraussetzt. Die Erklärung 
wendet sich an das Grundbuchamt und ist verbunden 
mit dem Antrag auf Vermerk der Abtretung im Grund­
buch. Wird das Grundbuchamt durch Rücknahme an der 
Erledigung des Antrages gehindert, so entfällt auch die 
mit dem Umschreibungsantrag zusammenhängende Ver­
pflichtung zur Aushändigung des Briefes an den neuen 
Gläubiger, und es muß dem Rückgabeersuchen nach dem 
allgemeinen Grundsatz, daß eingereichte Urkunden dem 
Einreichenden zurückzugeben sind, entsprechen.

Bei der Neueintragung einer Hypothek besteht dieses 
Problem nicht, da im Falle der Rücknahme des Antrages 
der ja erst nach Erledigung anzufertigende Brief noch 
nicht existiert. Es ist aber die an sich unwiderrufliche 
Eintragungsbewilligung an den Antragsteller zurück­
zugeben ( G ü t h e - T r i e b e l  §19 Anm. 83). Dasselbe 
würde bei der Abtretung für die Abtretungsurkunde gel­
ten. Es muß auch der Brief an den Antragsteller zurück­
gegeben werden können, vorausgesetzt, daß er von die­
sem und nur von diesem eingereicht ist. Dem Wunsche 
des neuen Gläubigers nach Sicherheit für die Behändi- 
gung des Briefes an ihn steht hier das Interesse des Ab­
tretenden gegenüber, den Brief nicht in unberechtigte 
Hände gelangen zu lassen, wenn triftige Gründe, etwa 
die Nichtzahlung der Valuta oder ein sonstiges H infällig­
werden des materiellen Geschäfts, ihn zu der Rücknahme 
des Antrags veranlaßt haben.

Assessor W. B u s c h m a n n ,  Neustrelitz. ,

Prokura bei Umwandlung einer 
Einzelfirma in eine Kommanditgesellschaft

Die Prokura wird von dem jeweiligen Inhaber des 
Handelsgeschäfts ausdrücklich erteilt (§ 48 HGB.). Des­
halb erlischt die Prokura bei Umwandlung der Firma 
eines Einzelkaufmannes in eine OHG., nicht aber um­
gekehrt, da dann nur einer von mehreren Inhabern fort­
gefallen ist (so G r o s c h u f f ,  „HGB.“  Anm. 3 b S. 66). 
Es fragt sich nun, welches Schicksal die von einem 
Einzelkaufmann erteilte Prokura bei Umwandlung des 
Geschäftes in eine KommGes. hat. Hier sind zwei «Fälle 
zu unterscheiden.

1. Treten in das Geschäft des Einzelkaufmannes außer 
Kommanditisten auch noch neue persönlich haftende Ge­
sellschafter ein, so erlischt die Prokura wie bei der Um­
wandlung in eine OHG.

2. Anders ist der Fall jedoch zu beurteilen, wenn nur 
Kommanditisten neu eintreten, der persönlich haftende 
Gesellschafter dagegen identisch mit dem früheren In­
haber der Einzelfirma bleibt. Ein Erlöschen der Prokura 
tr itt dann nicht ein, der „jeweilige Inhaber“  des Handels­
geschäfts ist der gleiche geblieben; daß er statt Einzel­
kaufmann jetzt alleiniger persönlich haftender Gesell­
schafter geworden ist, ändert hieran nichts. Die neu 
eintretenden Kommanditisten haben kein Vertretungsrecht 
der Gesellschaft (§ 170 HGB.), sind zur Erteilung von 
Prokuren überhaupt nicht ermächtigt. Es hat sich also 
praktisch in der Person des allein vertretungsberechtig­
ten Inhabers der Firma nichts geändert, nur die Rechts­
form ist eine andere geworden. W ill also der Inhaber, 
daß der für das Einzelgeschäft bestellte Prokurist die 
neue KommGes. nicht vertreten soll, so muß er das Er­
löschen der Prokura ausdrücklich anmelden.

AGR. Dr. J o a c h i m  K u t t n e r ,  Berlin.

C . aJ te r

tt iit

e L t« V1 d : V e r k e h r s g e w o h n h e i t , ,  liehe geschriebene Studie behandelt zwei Probleme. Sie 
i t  r \ f ch t  unci  e r g ä n z e n d e s  Sat -  nimmt zunächst die alte Frage nach der rechtlichen Be- 

. (N0„ „  r' ~- j --* -  • . deutung der Verkehrssitte auf. Die vielfach gehörte Ant­
wort, es handle sich bei ihr nur um eine kraft Partei­
willens oder besonderen Rechtssatzes zu befolgende 

erfreur . tatsächliche Übung, befriedigt den Verf. nicht. Er mißt
ücher Beschränkung auf das Wesent- ihr vielmehr Normqualität bei, weil sie in der Praxis

U e c h t  u n a  e r g ä n z e n d e s  S>at-
perH’ Recht h « ^Neue Deutsche Forschungen, Abt. 
aiW i ^40. Vpi- 1 6 unR Wirtschaftsrecht Bd. 283). 
3  : 3>20«ji ag Junker & Dünnhaupt. 69 S. Preis
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rechtssatzmäßig: verwendet wird und die Rechtsprechung 
von der konstruktiven Geltungsbegründung des vermu­
teten Parteiwillens sich mehr und mehr abgewandt hat. 
Insoweit gliedert sich also die Untersuchung in die all­
gemeine Abkehr vom Willensdogma ein. Aber auch die 
Herleitung der Geltung allein aus dem Gesetz hält 
D a v i d  für verfehlt, weil nicht erst das Gesetz die Be­
deutung der Verkehrssitte sanktioniert habe, sondern 
weil deren unabhängig bestehende reclitsbildende Kraft 
durch Sanktionierung lediglich einen „höheren Grad von 
Positivität“  erlangen könne. Sehr zutreffend macht D a ­
v id  darauf aufmerksam, daß nach der Verkehrssitte 
nicht etwa nur im Streitfall g e r i c h t e t ,  sondern daß 
vor allem in den streitlosen Regelfällen nach ihr g e 1 e b t 
wird, und daß sie eben dadurch einen wesentlichen Teil 
der objektiven Rechtsordnung darstellt. Aus dieser Be­
obachtung leitet er die Unterscheidung vom Gewohnheits­
recht ab. Letzteres entstehe in erster Linie durch Richter­
spruch, während der Verkehrsgebrauch sich außerhalb 
der Gerichte bilde. Zu solchem genetischen Unterschied 
trete ein solcher des Inhalts: das Gewohnheitsrecht sei 
meistens wertbetont, der Handelsbrauch dagegen meist 
nur technischregelnd, wertneutral. Letzlich unterschieden 
sich beide Rechtsquellen nur durch ihren Reifegrad; das 
Gewohnheitsrecht sei fertig, endgültig ausgeformt, die 
Verkehrssitte noch ein im Werden befindliches, sich 
wandelndes Recht. Trotzdem soll ihr bereits Rechts­
normqualität im Sinne der Revisibilität zukommen — die 
wichtigste praktische Schlußfolgerung, die der Verf. zu 
ziehen hat. Angesichts der ständig bejahten Revisibilität 

. von typischen allgemeinen Vertragsbedingungen, die 
ihrerseits wieder vielfach in einer Loslösung vom Partei­
willen begriffen sind, scheint mir das Ergebnis dem 
Zuge der heutigen Rechtsentwicklung zu entsprechen. 
Eine andere Frage wäre, ob nicht angesichts der staat­
lich-ständischen Durchorganisierung der Wirtschaft und 
der wachsenden Zahl direkter Rechtssetzungsmöglich­
keiten die Bedeutung jedenfalls der Handelsverkelirs- 
sitte einen starken Rückgang erfahren wird.

Wenn man nach dem Titel der Schrift annimmt, sie 
befasse sich des weiteren mit dem Verhältnis der Ver­
kehrssitte gerade zu den zuletzt erwähnten innerständi­
schen Normen, eben dem „Satzungsrecht“  des üblichen 
Sprachgebrauchs, so wird man allerdings enttäuscht. 
Denn* unter „ergänzendem Satzungsrecht“  versteht D a ­
v id  das gewöhnliche dispositive Gesetzesrecht. Ihm soll 
der Verkehrsbrauch dann Vorgehen, wenn es infolge 
seiner unumgänglichen Abstraktion einen einzelnen Sach­
verhalt grob unbillig oder unzweckmäßig regelt, wäh­
rend der Brauch eine angemessene und zweckgerechte 
Ordnung der Verhältnisse enthält. Zur Erkenntnis dieser 
inhaltlichen Wertunterschiede muß auf die gesetzlichen 
Gebotszwecke zurückgegriffen werden. Sie sollen auch 
erkennen lassen, was die Rechtsordnung als notwendige 
Voraussetzung für eine reibungslose und lautere Abwick­
lung des Verkehrslebens verlangt. Ein Brauch, der sich 
zu derartigen Grundvorstellungen in Widerspruch setzte, 
wäre Mißbrauch und infolgedessen nicht zu beachten. 
Diese Grenzziehung, die D a v i d  versucht, ist natürlich 
leichter allgemein zu umschreiben als im Einzellfall 
w irklich vorzunehmen. Aber auch hier möchte ich glau­
ben, daß die Entwicklung uns zur Herausarbeitung sol­
cher Wertungen führen wird. Für die Parallelfrage des 
Verhältnisses von dispositivem Gesetzesrecht und allge­
meinen Geschäftsbedingungen hat jüngst B r a n d t  (Dt. 
Rechtsw. 1940, 76 ff.) mit der Forderung der Rechtferti­
gung abweichender Geschäftsbedingungen aus einer be­
sonderen, nicht vom Gesetz vorausgesetzten Sachlage 
die Blicke in ähnliche Richtung gelenkt.

Prof. Dr. H e r m a n n  K r a u s e ,  Heidelberg.

Dr. R i c h a r d  B u s c h ,  Landgerichtsrat und Dozent der 
Rechte: S t r a f r e c h t  u n d  S t r a f p r o z e ß .  Deutsche 
Rechtsfibel Heft 90—95. Berlin-Charlottenburg 2, 1939
u. 1940. Rudolf Lorentz Verlag.
Der Verf. legt hier einen Grundriß der gesamten 

Strafrechtspflege vor, der das materielle Strafrecht, das 
Strafprozeßrecht und das Strafvollstreckungs- und Straf­
vollzugsrecht enthält. Darin liegt ein Vorzug gegenüber 
manchen Veröffentlichungen ähnlicher Art. In die Dar-

Stellung des Strafprozesses ist die Kriegsgesetzg*-’ ^  
eingcarbeitet, jviihrend sie in dem schon im •so 
abgeschlossenen materiellrechtlichen T e il. ’ 0
wird hier in den Einleitungen zu den el" ze‘htrag z« 
schnitten darauf hingewiesen und in einem i ff ge- 
den umgestalteten §§3f f .  StGB. eine ^^Vianze aUj 
geben. Auch sonst ist der Verf. bemüht, und
das „kommende deutsche Strafrecht“  System ge?je- 
inhaltlich auszurichten. Freilich wäre in ne neuesten

[D e u tsch e s  R ech t, Wochenausg^!

hungen eine stärkere Berücksichtigung . nsp>“- 
Ergebnisse von Forschung und Praxis vorn \ ¡r(j der 
liehen Standpunkte erwünscht gewesen. Do bes0tr 
Charakter des Werkes vorzüglich durch sein ReC|,ts- 
deren pädagogischen Zweck bestimmt: , ,nie/vveisUIlo( 
Studenten“  im weitesten Sinne eine kurze aUCh at> 
über die gesamte Materie zu geben. Darum g v«f' 
jede Anführung von Literatur und Rechtsp +prjassen-

schaf‘;

zichtet und jede Andeutung von Streitfragen LernetJ] 
M it diesem Verzicht ist der Vorteil erkauft, zU ve 
den eine sichere Meinung und ein festes W vViede,' 
schaffen. Reichlich eingestreute Beispiele 1 arn End 
holungsfragen über das Wichtigste des Sto ^  wjrd ^am <" die
der einzelnen Teile fördern das Ler,ne,n‘ rhaus SereC"
Darstellung seinem Vorgesetzten Zweck d u r ^ ^  ĵ jel.

U n s e r e  K o l o n i e n .  Die Aufgaben d ff neu^?". 
Wissenschaft in den Kolonien. Sonderheit . p L 
Iands Erneuerung“ . München-Berlin iJ • ,
manns Verlag. 129 S. Preis 2 iRM. ZeüsC i»s

egsjahre 1917 begründete  ̂ oi 
:uerung“ , die in den lewprfallszel 
iches und dann in der v 0ßeii 11 

Weimarer Systems stets mutig für unsere ^  kolo^g
nalen Belange eingetreten ist, hat jetzt ejn 
Sonderheft herausgebracht, das w e itg e h e n d e ^ « ^  
verdient. Die koloniale Frage wird hier ^cjiarldelt.
der deutschen Kolonialwissenschaft aus dcs
u c i u t u ß u ic i !  —y. Jer FiihfO jejt-
tungweisend sind die Ausführungen, die etr) Ue„ r  
Reichskolonialbundes, Ritter von Epp, m , . seinel\W  
wort macht: „Das deutsche Volk begru den* ' 3nSi 
seins- und Geltungsanspruch nicht nur , *ten »e‘ ¡st 
rassisch-biologischer körperlicher Eigen jsChen 0  
es begründet ihn viel stärker aus dem grf°*®' ¡che 
heraus, aus geistiger Leistung und Se!stlf  iien als 5 ■ ■ - 
waren und sind die Gebenden, und w ir N k° 0?hail, 
anerkannt werden.“  Aus der Feder nam ,,ialwBsenAietze 
Sachkenner folgen dann eine Reihe koio v0li £r  
lieber Einzelabhandlungen, die z. T. wj £inge]?0‘n at1’

wollen

(Imperialismus und _ Kolonisation in de^ yofträ^g  jij
Politik der großen Mächte) in Form v , rbeitstaf Uhrial1
der ersten kolonialwissenschaftlichen j er JVK pro-
Nürnberg (1940) geboten worden sin?'+crhaftl‘c 
betreffen diese Abhandlungen die w ‘ . ¡ ^  (Laf!f,is5er' 
blctne der Kolonisation und KoloniajP ],t, « aacj| 
schaft, Bergbau, Forstwirtschaft, 11 W
Wirtschaft, Geologie, Botanik). D)ane svVjssei jal-
die Tropenmedizin, Tierheilkunde und R j er KRgijcef 
(kolonialer Rechtsanspruch; Rasserecri i,ie) '.¡¡gei> 
Politik) berücksichtigt; ferner die G eograf ^
künde und Wirtschaftsgeschichte. M it °ußer ¿e&(p, 
kolonialerzieherischen Fragen befaßt s Bergv fl®?
nannten Aufsatz von Dietzel nur der jl ten *  m K 
Sprachen frage in Afrika). Hei-vorhcbei . IwlSserigcjjlii‘ 
die Übersicht über die deutschen l [laS atfl 
liehen Einrichtungen (Schiirmann) u , . jallitera ¡g, 
beigegebene Verzeichnis deutscher K LelP

Dr. E r n s t  G e r h a r d  J aC ’ e„

P o l i z e i v e r w a l t u n g s g e s e t z
r tg g *

c i v c r w a i i u u j a s ' - » ' - 1-  ,ieS t 'v -f J  
und reichsrechtlicheil Vorschriften m en Ua 
tungsrechts. Textausgabe mit Ver lind B  ̂ ¡s k3
Verzeichnis. 5., neubearb. Aufl. Mm yg0 S- D
C. H. Bcck’sche Verlagsbuchhandlung-
1,50.5?.«.

F r i e d r i c h  S c h m i d t :  „ Da s  R e ' c 
Berlin 1941. Nordland Verlag. 80 b. * 
brosch. 0,90 M i.
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Zivilrecht

; m g .
in

Bürgerliches Gesetzbuch
einer ; ,  »» 119> 123> 142 BGB-i §§ 133> 161 HGB- 

ls* eine a" \ ° as getretenen OHG. oder KommGes.
V°n Wilip n,echtung des Gesellschaftsvertrags auf Grund 
Veriraee "smängeln oder ein Rücktritt vom Gesellscliafts- 
f̂ ässitr. Fortfalls der Geschäftsgrundlage nicht
llgem r.’n,  ̂ betroffene Gesellschafter kann nur aus wich- 
Sehsehaf4 j , e gemäß § 133 HGB. auf Auflösung der Ge-
.D j, " klaScn- f )

2 und 3, Kaufmann L. und Kaufmann R., 
r Firma ffbaher der zu 1 klagenden OHG. B. & Co. 
S?4 dem v  < •Go- beschäftigte sich mit der Herstellung 
i stcllkon<;peilneb von Obst- und Gemüsekonserven und 

einerri ‘̂ eu- Die Betriebseinrichtungen befanden sich 
.„Urch e inpr^^^ück, das der Firma Gebr. R. gehört. 
riU2L. zu^ VerJrag v. 27. Dez. 1934 errichtete der Kl. 
?!r Rbefnn i?meu mit den Kaufleuten F., B. und Bö. und 
stp,,Qeschäftc£\eine OHG. unter der Firma H .O . L. & Co. 
Ä  jeder u hrern wurden der Kl. L., F. und Bö. be- 
i!i,lechtirrt n?eL,Gescbäftsführer war allein vertretungs- 
Q.e.Rabrik.,*-e ^ ' zu  ̂ B. & Co. hatte der Firma L. & Co. 
„„.Jäte üheri '°nsräume sowie eine Anzahl Maschinen und 

3, die i-ssei,'- Am ö.Okt. 1937 ließen die Bekl. zu 2 
taiiI?detiblatt aHfIeute Max K. und Willy L., im H.er 
ei-Kn s'ch an e-ne Anzeige erscheinen, in der ein Kapi- 
eino retl Kon+-e'ner ausbaufähigen Fischereiindustrie mit 
dan *°lchc 7 ,llJSenten zu beteiligen, gegebenenfalls auch 
kn ?le Kl k-p .aufen suchte. Der Makler P., der wußte, 
Am nrachte anf1 p1- zur Abfindung des Kl. zu 3, R., such- 
H n25- Nov innn ese Anzeige hin die Parteien zusammen. 
L j  &ry. . ' schlossen die Firmen B. & Co. und 
Lim ererseitc Clflerse'ts und die Bekl. Max K. und Willy 
in a an91uIU, ,.ein£ .s°g- „Abmachung“ . Darin wurde die 
hnft 15s'cht dp birma H .O . L. & Co. in eine KommGes. 
betp;iR<3er QpUüon}men> an der Willy L. als persönlich 
Ware '21 Werd,?!,sch?fter und Max K. als Kommanditist 
'',ehĤ 0rgesehpn s° llten- In § 3 Abs. 3 dieses Vertrages 
V r t ge betrich’i taß der Bekl. W illy L. für das not- 
l9>ni?nark fiir j ‘pital sorgen und die ihm in englischer 
 ̂ i!!Xet)fabrik^en Be r̂‘eb einer Fisch- und Gemüse-

Vert^Qe's'“ !̂,1̂ , angebotenen 500 000 XM, der neuen 
& p ages soll*,. , rtiigung stellen sollte. Nach § 4 des 
l - .arv... 9as ,n den Firmen B.&Co. und H.O. r 

al des KI. R. diesem bei Freigi 
n bar ausgezahlt werden; dagej 
ach der Auszahlung die Lösche 
vorzunehmen. An demselben T i 
nachung“  Beteiligten privatschr 

Erklärung“  ab. Danach sollte 
Kl ucm Vorbehalt getroffen sein, daß 

Spii!häber d *  c-nem von ihm gegen die übrigen 
f i; i ledsgerirkr f' " 'ma H - O. L. & Co. eingeleiteten 
fe g s b e r e fe ia b r e n  obsiegen und Alleinver-

h) <£d«n Würde- gter llbcr die Firma H - a  L- & Co' 
- ■*• K.

I
ien 
1. L

-ltni ~‘‘CU FispU. Ci IC1UC Ule I ia u u n u '- “ ‘ ‘6 “ “ &
Eui?9 Schrein,.Wj i scbafl m einem an den Bekl. K. 

Iebes ftp.. J! die Genehmigung zur Erweiterung

darp• arhgjt das in den Firmen B.&Co. und H.O. L. 
Vernff;errrnarl<h,.+ !5aP'tal des KI. R. diesem bei Freigabe 
s6ineiydete sichru^e ‘n bar ausgezahlt werden; dagegen 
gahen bcilhaberspu Vnacb der Auszahlung die Löschung 

ei» an dp* »i  Vorzimelimen. An demselben Tage 
^Sapu »Gemeine'Abmachung“  Beteiligten privatschrift- 

a\ , lyng unter81!1116 Erklärung“  ab. Danach sollte die 
5er Kl i dem Vorbehalt getroffen sein, daß

hübschen Sn,.Und W illy L. die ihnen angebotenen

Ä a M R a r * ................. .-•* und die hi Höhe von 500000 M t  er-
, Uht Nehmen „ Slc! daraus ergebenden Summen dem 
«er Uem 2,etlnZUr Verfügung stellen würden.
ächtet ben pfeZu2-.1937 crteilte die Hauptvereinigung 

o-, risChwirtcnl1oi+ dnn Rolrl K
del bie Genehmigung zur Erweiterung 

Firma H. O. L. & Co. unter den Be-

dingungen, daß die gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse 
der Firma H. O. L. & Co. einer befriedigenden Losung 
zugeführt würden und daß der Eintritt der Bekl. K. und 
W illy L. in die Firma rechtlich möglich sei, und daß die 
jetzigen Fabrikationsräume der Firma H.O. L .&C o. aut 
den Kl. Otto L. oder auf die neu zu errichtende KommGes. 
übergingen. Am 7. März 1938 schlossen die KI. Otto L. 
und R. als Inhaber der Firma H. W. B. einerseits und die 
Bekl. K. und W illy L. andererseits einen weiteren ver­
trag. Danach sollten die KL Otto L. und R. als stille Teil­
haber in die von den Bekl. K. und W illy L. gegründete 
OHG. „H.er Konservenfabrik K. & L. o. H.“  eintreten. 
Die Aktiven der Firma B. & Co. sollten auf die neue 
Firma übertragen und dafür den Kl. Otto L. und K. je 
eine Kapitaleinlage von 50 000 .//Ji gutgebracht werden. 
Die Bekl. K. und W illy L. sollten die am 21. Dez. 193/ 
von der Hauptvereinigung erteilte Genehmigung iur aen 
Betrieb einer Fischkonservenfabrik einbringen und oer 
neuen Firma die ihnen angebotenen 500000 Sperrmark 
zur Verfügung stellen. Für den Fall, daß die Sperrmark 
wider Erwarten bis zum 1. April 1938 noch nicht frei­
gegeben sein würde, sollte die neue Firma trotzdem m 
der Erzeugung unter Aufnahme zwischenzeitlicher K - 
dite beginnen Der KI. R. verpflichtete sich, nach Rück­
zahlung seiner Einlage von 50000Ä.« seine Teilhaber­
schaft ohne jede Entschädigung aufzugeben. Inzwisc 
hatte der Kl. Otto L. gegen die übrigen Gesellschafter 
der OHG. O. H. L. & Co. ein Schiedsgerichtsverfahren ein­
geleitet mit dem Anträge, ihn für berechtigt zu erklären,. 
die Firma O. H. L. mit den anerkannten Fabrikations­
rechten ohne Entschädigung als alle'/.llg^r, ’ " hab€L äZa 
übernehmen. Das Schiedsgericht wies die ™
1938 ab. Am 23. März 1938 ersetzten die Parteien den 
Vertrag v. 7. März 1938 durch einen neuen Vertrag. Sie 
errichteten unter der Firma «.er Konserven^bnk (Ha- 
Ko-Fal eine KommGes. Persönlich haftende Ueseiiscnai 
tcr wurden die BA I. K. und W illy L. Kommanditisten 
die Kl Otto L und R. Die beiden Kommanditisten ver­
kauften an die KommGes. die Aktiven (Maschinen und 
Betriebseinrichtungen) der Firma H. W. B.  öeuo. sowie 
dasFabrikationsrfcht für Obst- und Q rm ürc ta r.rven

K Ä  SkSSÄ 1 b » «
vere nigung der deutschen Fischwirtschaft erteilte Qe- 
nehmtuunif rum Betriebe einer pschkonservenfabnk ein-

schilelilich den Zwecken des U n te rn e h ^ ^ d ie n e .. Fall»

egeben sein würde sollte der Geschäftsbetrieb trotz-

S s c h e S e d h T e s c h a m  J e rd e n lln  einem Vorwort zu 
dem Vertrage ist gesagt, den Bekl. K. und W illy L. sei 
dn Spcrrmagrkkrcdit in Höhe von 500 0005?.« angeboten, 
der dPafür zu dienen habe, die im Rahmen des Vier- 
jahresplanes liegenden Bestrebungen der KommGes. zu 
fördern.

Die KommGes. ist am 23. Mai 1938 in das Handels­
register eingetragen worden. Die KI. zu 1, die Firma 
H W  B. & Co., hat die der Firma H. O. L. & Co. über­
lassenen Maschinen, Einrichtungsgegenstände und Be­
triebsräume auf Grund eines Vergleiches v. 31. Mai 1938 
zurückerlangt und sie der Ha-Ko-Fa übergeben. Die
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Ha-Ko-Fa arbeitet seit dem August 1938. Die Bekl. K. 
und Willy L. haben den in den Verträgen erwähnten 
Sperrmarkbetrag bisher nicht zur Verfügung gestellt. 
Unter dem 10. Jan. 1939 haben die Kl. durch ihren An­
walt den Bekl. K. und Willy L. eine Frist bis zum 
31. Jan. 1939 zur Bereitstellung des Sperrmarkbetrages 
gesetzt mit der Androhung des Rücktritts für den Fall 
der Nichteinhaltung der Frist.

Die Kl. haben beantragt,
1. die Bekl. zu 1, die Ha-Ko-Fa, zu verurteilen, der Kl. 

zu 1, der Firma H.W. B.&Co., oder den Kl. die in der 
Formel des BU. im einzelnen aufgeführten, der Ha-Ko-Fa 
seinerzeit überlassenen Maschinen, Einrichtungsgegen­
stände und Fabrikationsräume herauszugeben und zur 
Alleinbenutzung zu überlassen;

2. die Bekl. K. und Willy L. zu verurteilen, in die 
Löschung der zu 1 beklagten KommGes. einzuwilligen 
und die dazu erforderlichen Erklärungen abzugeben.

Das LG. hat die Klage abgewiesen.
Das BG. hat das Urteil des LG. geändert und die 

Bekl. nach dem Klagehauptantrage verurteilt.
Das RG. hob das Urteil des BG. auf und wies die Be­

rufung gegen das Urteil des LG. mit folgender Begrün­
dung zurück:

Das BG. hat ausgeführt, die Bekl. K. und Willy L. 
hätten sich in der Anzeige v. 5. Okt. 1937 im Fla.er 
Fremdenblatt wahrheitswidrig als Kapitalisten bezeich­
net, denn sie hätten tatsächlich über kein Kapital ver­
fügt. Sie hätten nichts in der Hand gehabt, als die ganz 
unverbindliche Erklärung eines Maklers, daß ein Sperr­
markkredit, wenn die Vorbedingungen dafür erfüllt 
würden, wohl vermittelt werden könnte. Ober eine lose 
Fühlungnahme mit dem Makler seien die Bekl. K. und 
Willy L. nicht hinausgekommen. Deshalb hätte bei dem 
Vertragsschluß auch ehrlicherweise nicht die Rede davon 
sein können, daß der Sperrmarkkredit aus alten Ver­
bindungen heraus „angeboten“  worden sei, und daß die 
Freigabe zum 1. April 1938 erwartet werde. Das gesamte 
Auftreten der Bekl. K. und Willy L., ihre Anzeige und 
die von ihnen geschlossenen Abmachungen und Verträge 
seien geeignet gewesen, bei den Kl. unrichtige Vorstel­
lungen über die Kapitalkraft der Bekl. zu 2 und 3 zu er­
wecken. Das Verhalten der Bekl. K. und Willy L. möge 
aber trotz alledem nicht wissentlich auf eine Täuschung 
der Kl. berechnet gewesen sein. Die Bekl. hätten viel­
leicht die Erklärungen des Londoner Maklers für ernst­
licher und verbindlicher gehalten, als sie es verdient 
hätten und als es ein vorsichtiger Kaufmann getan haben 
würde. Für die Kl. sei der Eingang des Sperrmarkkredits 
jedenfalls eine wesentliche Bedingung (conditio sine qua 
non) der Verhandlungen und Abschlüsse zu jeder Zeit 
gewesen. Auch der für den Kl. Otto L. ungünstige Ver­
lauf des Schiedsgerichtsverfahrens habe in der Stellung 
der Kl. zu den Bekl. nichts geändert. Die KI. hätten 
nach wie vor das Kapital der Bekl. K. und L. nutzen 
und ihrerseits nur die Fabrikeinrichtungen und -räume 
einbringen wollen. Danach sei den Kl. zu 2 und 3 zu 
glauben und als Tatsache festzustellen, daß sie bei dem 
Abschluß des Vertrages die in der gemeinsamen Erklärung 
v. 23. Nov. 1937 aufgeführte „Vorbedingung“  der Ein­
bringung der Sperrmarke mit dem Wortlaut der §§ 6 
Abs. 2 und 7 des Vertrages v. 23. März 1938 hätten auf­
rechterhalten wollen und daß sie der Meinung gewesen 
seien, daß diese „Vorbedingung“  darin aufrechterhalten 
worden sei. Es spreche nicht dagegen, daß die Kl. zu 2 
und 3 der Gründung der KommGes. schon vor dem Ein­
gänge der Sperrmark zugestimmt und dem Geschäfts­
gänge bis zum Januar 1939 widerspruchslos zugesehen 
hätten. Es habe eben keine Zeit nutzlos mit einer spä­
teren Gründung vertan werden sollen, damit das ein­
gehende Geld sofort habe eingesetzt werden können, 
und die Kl. hätten bis Januar 1939 noch die Hoffnung 
auf die Erfüllung der Bedingung gehabt. Die KI. zu 2 
und 3 hätten damit nicht zum Ausdruck gebracht, daß 
das Geld nun überhaupt nicht mehr beschafft zu werden 
brauchte. Andererseits sei den Bekl. K. und L. zu glauben, 
daß sie die „Vorbedingung“  nicht hätten aufrechterhal­
ten wollen und nicht der Meinung gewesen seien, daß 
diese in den § § 6 und 7 des Vertrages v. 23. März 1938 
enthalten gewesen sei. Tatsächlich ließen diese Bestim­
mungen nach ihrem Wortlaute und nach den begleiten­

den Umständen, insbes. der Vorgeschichte de punkt 
beide Auslegungen zu. Somit sei es über ü . 
nicht zu einer Willenseinigung der PaT.teie” ¿„tiich ge' 
Beide Parteien hätten diesen Punkt für w AucfaSsung 
halten. Wenn die Parteien die gegenteilige y erfrag
des Vertragsgegners erkannt hätten, \vurae ¡.-„e Mp' 
nicht geschlossen worden sein. Das wechse  ̂ _ nichtig' 
Verständnis mache den Vertrag v. 23. Marz 1938)
Das gleiche gelte auch von dem Vertrag v. ■ seien- 
über dessen Aufhebung die Parteien sich |  jfl.dis 
Wegen der Nichtigkeit des Vertrages k°nl“  .. . gsclii11̂  
Herausgabe ihrer eingebrachten Sachen und u 
der zu 1 beklagten KommGes. verlangen. _ „egenü1̂  

Der Rev. ist darin beizutreten, daß sich t^^g e s  
dem klaren und eindeutigen Wortlaut ac yor-
v. 23. März 1938, auch unter Heranziehung *• laßt-
geschichte, ein Einigungsmangel nicht t« i 
(Wird ausgeführt.) ein^. „

Wenn die Vertragserklärungen, wie nie , ^  seine 
sind, darf kein Teil sich darauf berufen,/ua« u„d f
Erklärungen einen anderen Sinn beigelegt verstedde,i.
ist für die Anwendung des Grundsatzes von ^  ma.
Einigungsmangel kein Raum (vgl. RGz.. „G Da ,,
105, 209 [211[; 162, 177 [180] *  1DR. WJJ ! t  
offener Einigungsmangel nach dem klaren ^  kB?.1 -offener Einigungsmangel nach dem mt, ^ a
Vertragsurkunde ebensowenig in Frage j55 ß,SrZ
die KI. sich weder nach §154 noch nac; „ Sv. 23- M J 
darauf berufen, daß der Gesellschaftsver. Ä ungstn^ 
1938 nicht zustande gekommen sei. Ein t,
scheidet danach aus.nacn aus. Ansprüche - ,r

Die Kl. haben weiter versucht, ihre ,untre, aus eLr
einer völligen Änderung der Geschäftsgrund ag aUS e "
unerlaubten Handlung der Bekl. zu 2 und 3 un Irrtu*
Anfechtung des Gesellschaftsvertrages „  . d̂iesen 
und arglistiger Täuschung herzuleiten. *■

aus

uuu aiguaiig'.i * uuovn»-*“ &    , . . Jpjfl
schiedenen Klaggründen ist zu bemerke ■ Bel ,038 

Änder ung  der G esc h ä f ts g ru  n dl  k jvvärZ 
Abschluß des Gesellschaftsvertrages vonrVUo.uthabeO 
wußten die Parteien, daß das SpęrrmarKg thifl a» f 
mals noch nicht bereitstand; sie konn‘®Luthaben,s niir 
falls den späteren Eingang des Sperrmar f, kom®' der 
Geschäftsgrundlage gemacht haben. =° . ¿es
ein nachträglicher Fortfall, nicht aber ^3  Veris?ts- 
Geschäftsgrundlage schon beim Abschlu D GesCpücK'
in Frage. Bei dem nachträglichen For” a,?_nr. ein, t„eefle 
grundlage gewähren Rechtslehre und bedu3 eilę
trittsrecht vom Vertrage, wenn die vertrag vertrag is 
Leistung nach Treu und Glauben ei se‘
nicht mehr zuzumuten ist. Die beklag und 
unstreitig in das Handelsregister eingetra» p je s ta n ­
dem August 1938 zu arbeiten begoni ereits 1 gfi 323 
Rspr. des RG. gellt dahin, daß bei emer ht aUs 
zug gesetzten Gesellschaft das Ruektr ¿er ^ 3  
und 326 BGB. wegen Unmöglichwerdens ^  genu. 
oder wegen Lcistungsverzuges nicnt S Recht ßßb' 
werden kann, sondern daß es durch d. cj, § 7<2/erb. ̂  
losen Kündigung aus wichtigem Gruna |33 i-vS' t 0e' 
oder durch das Recht, nach §133 °dei .Srnsung j änge,v 
§ 161 FIGB. aus wichtigem Grunde die ztl po51> 
Seilschaft durch gerichtliche Entscheid „q- i . 8l>^Lelbe" 
ausgeschlossen wird (vgl. RGZ. 78,303 [ _]). ph£r 0
89, 333 [335J, 398 [400] und 112, 2 8 0 d 
Rechtsgrundsätze müssen auch auf d §§ Gie ‘L  
schäftsgrundlage angewendet werden- g£n, fl ji 
und 133 HOB enthalten Sonderbesti®n|»r^ i Re<J 
dem Gesellschaftsrecht eigentümliche ge\vä‘"L e V1
gepaßt sind und hinter denen das so rnhß* 
auf Rücktritt vom Vertrage zurückstehen ^  d
Übung des Rücktrittsrechts mit seinen 1 be$°n,cfre' 
heit hinein wirkenden Folgen wurde, g ajsnett mnein wiruenaen roigcn -e als y, en v
der OHG. und der KommGes., s o f e unertragder £f- 
Verkehr sich betätigt haben, zu ein portfa*saljf 
wirrung führen. Wegen eines etwaig när .
schäftsgrundlage könnten die Kl. HGß- gon1̂ ch 
lösung der KommGes. nach §§ 133, VQl1 der K j er af ̂

die Herausgabe ihrer Umlagen zu ßeKi- ¡jfl * hts-
nur zu Mitbesitz fordern, noch von 
die Einwilligung in die Löschung der zWeite ¡„ 
delsregister oder, entsprechend dem \nv ]'M ü™ 
zuge gestellten Hilfsantrage, die Li
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der KI. L. und R. als Kommanditisten. Die KI.
die
der

Beki” J-n der Revlnst. noch den Hilfsantrag gestellt,
Auf'i - ' und L- zu verurteilen, die zur Eintragung 
f0rd ‘?.s,Ung der KommOes. in das Handelsregister cr- 
ist nipil* en Erklärungen abzugeben. Dieser Hilfsantrag 
'veichi r ahin zu verstehen, daß die Kl. nunmehr, ab- 
Recht-- von dem Vorbringen in den beiden ersten 
£estiHZU?en’ die Auflösung der KommOes. durch rechts-
W le n  p-eS U r t e i l  g e m ä ß  § §  1 3 3 > 161 H O B - b e g e h re u  ge|,r ' * solcher Antrag würde ein völlig neues Be-
je(leiif .®uf. geänderter Tatsachengrundlage verfolgen und 
Kl. «,„1, 111 der Revlnst. nicht mehr zulässig sein. Die
OeselkM r̂!11"  dem Hilfsantrage nicht die Auflösung der
FqJ *1 ci T t hprhpifiihroM cAnrlorn nur Alf* rPPhflii'hpn

fch? D Sern
P°,SenCl,aft herbeiführen, sondern nur die rechtlichen 
2iehe„ ngen aus einer schon eingetretenen Auflösung 
die Aufper Fortia11 der Oeschäftsgrundlage würde aber
\veite“„ °?Ung dcr Gesellschaft, wie dargelegt, nicht ohne 
eines r,- derbeiführen können, auch nicht über den Weg 
atlh%P Uck1;ritts vom Gesellschaftsvertrage. Die Haupt- 
danach S0Wl̂  sämtliche Hilfsanträge der Kl. lassen sich 
läge niM iS, e'nem etwaigen Fortfall der Geschäftsgrund-

U ICllt begründen.
^raco^.'äubte H a n d l un g :  Das BU. führt zu der
Glaubten L  «Stetigen Täuschung und damit einer un- 
nnd •) Handlung begangen durch die Bekl. zu 2
Ho,. 3US. PO _____ _ • „R  A'.r. D a r ia?avon’SPiUs’, ?s hätte „ehrlicherweise“  nicht die Rede 
Vertnnd 11 können, daß der Sperrmarkkredit aus alten 
Sabe zum f CIl  heraus angeboten sei, und daß die Frei­
es gy . ■ April 1938 erwartet werde. Andererseits sagt 
aaken (jprlnL,nerhin möge aber trotz alledem das Ver- 
ĥunc, K "ekl. zu 2 und 3 nicht wissentlich auf Täu- 

, Erkp;r[echnet gewesen sein. Sie hätten v i e l l e i c h t  
^ rbindlirv,Ungei1 des Londoner Maklers für ernster und 
u ■ läßt- ,ier Sehalten, als sie es verdient hätten. Das 
v.°Hliegpn aanach nicht klar erkennen, ob das BG. das 
,, ä,chließp®iner Arglist auf seiten der Bekl. zu 2 und 3 
, es f;,r . Verneinen oder die Frage offenlassen wollte, 
Jhschaftjve ♦ n Eall das Nichtzustandekommen des Ge- 
hlailgels 1n rtraSes wegen eines versteckten Einigungs- 
.a.aPten v Eenpmmen hat. Wenn die KI., wie sie be­
er"1 s°Hten n d,e”  Behh zu 2 und 3 arglistig getäuscht 

atzansnr;-,S? könnten für sie möglicherweise Schadens-
di "den s e i nn ' nach §§ 823 Abs-2 und 826 BOB- ent‘ 
ck nicht auf ,.ese Ansprüche könnten aber nicht gegen 
h»" Kl. eini“ l ste KommGes. auf Herausgabe der von 
¡Sl|z, sei Kebrachten Gegenstände, sei es zu Allein- 

dr Kl. auf zu Mitbesitz gehen. Ebensowenig können 
Und Bekl. ^ leser rechtlichen Grundlage die Einv/illigung 
re5 aoch ni'pUr , E. in die Löschung der bestehenden

die Kl Sei. es
r Bi
d n
Psti 
■'Set

C > an d iZ I dfe Löschung der Kl. L. und R. 
sft".t einer ,,n t°i'dern. Aus dem rechtlichen Gesichts-

nicht 1 1Serj -"-r oder ■ abSewickelten Gesellschaft im Handels- 
ke ehaft n,i„ln. die Eintragung der Auflösung der Ge- 
.°Uima„ J.0der ,n die i äcA „ „„ v\ i ,,„d p aIs
SOhv* einer l0,c|ern.

■ licht h "glaubten Handlung läßt sich die Klage 
i r “ eirriitiden. v

e,.r Täi , „ .Vng wegen I r r t u m s  oder  a r g l i s t i -
gründen.

a u s <

dYr erk- Sen- noch in RGZ. 127,186 (191) 
ie,lun!; I:Unkt gestellt hat, daß Nichtigkeitsgründe 

Seienallgetnpi,u "^-Etesellschaftsvertrages durchaus nach 
t'egin "at er 1’“ ndsätzen des BGB. zu beurteilen
v0n ivJ.derTäuJ^ '?33>19961 ausgesprochen, daß nach 
gen j ■iIlensnp;n der Gesellschaft die Geltendmachung
bä, *  Hinhli<.re n gegenüber den Gründungserklärun- 
Besarr n*cht ni„iY aii? den Schutz der Gcsellschaftsgläu- 

daß "Ipglich sei. Die Entsch. will aber nur 
Jic^HUber tl.,"u^eseBscbafter sich einem D r i t t e n  
11 I\V/"!ebr a,.f cla der Invollzugsetzung der Gesellschaft 
^ itr i "*32»124P f,tvYalge Willensmängel berufen könne. 
rrC r Anfe0i,tl bat der Senat dann auch die Möglich- 
MiimS Und ntUn0, Pinpoaro-i!nK eines Gesellschaftsvertrages wegen 

chat f^er Täuschung ge g e n ü b e r  dem
Meinilrfr!^-6 r bejaht. Das entspricht der herr- 

¡Ua„ ■> .Anm. 9 p® im_ Schrifttum (vgl. Baum b a c h,hadh'’ ,Anm uu ocnritttum (vgl. B a u m b a c n ,  
i't r ' ^ e h f * ^  §105 HOB.; K o e n i g e - T e i c h -  

hef»p J 2- Auf[ ’ 4- Aufl., Anm. 7 b zu §105 HGB.;
Anm 4QA,nni; 2d zu J  105 HGB.; Sch l ege l -  

L^ellspnre stehen uU ^ 105 HQB.). Rechtsprechung und 
Cl1 aupu;aftsvertrLda" ach auf dem Standpunkt, daß der 

" dann anre r Personalgesellschaft grundsätz- 
Lirund von Willensmängeln angefoch-

ten werden kann, wenn die Gesellschaft schon als solche 
im Geschäftsverkehr aufgetreten ist, daß daraus aber 
Dritten gegenüber, sofern sie nicht die Anfechtbarkeit 
kannten, Rechte nicht hergeleitet werden können, mit 
anderen Worten, daß an sich im Außenverhältnis alles 
so zu behandeln ist, als ob die Gesellschaft gültig er­
richtet wäre. Zum Innenverhältnis hat der Senat in JW. 
1935,26171 dahin Stellung genommen, daß der einzelne 
Gesellschafter nicht schlechthin das von ihm in die Ge­
sellschaft Eingebrachte zurückfordern, sondern nur den 
sich aus der Auseinandersetzung für ihn ergebenden 
Überschuß verlangen könne. Auch im Schrifttum wird 
anerkannt, daß nach der erfolgreichen Anfechtung einer 
einmal in das Leben getretenen Gesellschaft eine Aus­
einandersetzung zwischen den Gesellschaftern notwendig 
sei (vgl. SchIege 1 be r ge r ,  Anm. 61 zu §105 HGB.;
Baum b a c h , 4. Auf!., 2F zu §105 HGB.; K oen i ge -  
T e i c h  man n - K o e  h i e r ,  4. Auf!., Anm. 5 zu § 133 
HGB.; a. M. anscheinend R i t t e r ,  2. Aufl., Anm. 2c zu 
§105 HGB.). Bei einer OHG. oder einer KommGes. mußte 
diese Auseinandersetzung jedenfalls in dem förmlichen 
Liquidationsverfahren nach §§145ff. HGB. bewirkt wer­
den; der gegenteiligen Ansicht von Koen i ge - 1  ei c l i -  
m a n n - Ko e h l e r  a. a.O. würde nicht gefolgt werden 
können. Die Klage würde danach, wenn von dem in der 
Revlnst. unter 2 gestellten Hilfsantrage abgesehen wird, 
schon von der in der bisherigen Rspr. des erk. Sen. ver­
tretenen Auffassung aus in keinem Falle schlüssig sein. 
Die Kl. könnten weder von der KommGes. ohne weiteres 
die Herausgabe der von ihnen in Anrechnung auf ihre 
Kommanditeinlage übertragenen und im Falle der Nich­
tigkeit der Gesellschaft im Liquidationsverfahren ver­
fangenen Gegenstände verlangen, noch von den Bekl. 
zu 2 und 3 die Mitwirkung zu der Löschung der KommGes. 
im Handelsregister oder zu der Löschung der Kl. zu 2 
und 3 als Kommanditisten.

Die Kl. haben aber den Hilfsantrag gestellt, die Bekl. 
K. und L. zu verurteilen, die zur Eintragung der Auf­
lösung der KommGes. in das Handelsregister erforder­
lichen Erklärungen abzugeben. Wie ausgeführt, wollen 
die Kl. mit dem Hilfsantrage nur die rechtlichen Fol­
gerungen aus einer etwa schon eingetretenen „Auf­
lösung“  der KommGes. ziehen. Die Kl. wollen dann offen­
sichtlich geltend machen, daß die KommGes., wenn sie 
auch noch nicht abgewickelt sei, so doch infolge der An­
fechtung jedenfalls aufgehört habe, als werbende Gesell­
schaft weiter zu bestehen. Der Hilfsantrag verlangt mit­
hin weniger als der Hauptantrag auf Einwilligung m die 
Löschung der KommGes. im Handelsregister; er bedeutet 
eine Einschränkung des Hauptantrages und ist somir 
auch noch in der Revlnst. zulässig. Es ist deshalb zu 
prüfen, ob die bisherige Rspr., die die Anfechtung d 
Gesellschaftsvertrages einer OHG. oder KommGes. au 
Grund von Willensmängeln auch dann zulaßt, wenn die 
Gesellschaft schon in das Leben getreten ist, weiter aut- 
rechterhalten werden kann. Das ist zu vern^ ‘!ien' J3.I 
erk. Sen. hat für die Kapitalgesellschaften — Aktiengesell­
schaft, GmbH. -  sowie die eingetragenen Genossen­
schaften ständig die Auffassung vertreten daß nach 
Eintragung dieser Körperschaften im Handels- bzw. Ge- 
nossenschaftsregister eine Anfechtung des Gesellschafts- 
Vertrages wegen Willensmangel nicht mehr möglich ist, 
diese Rechtsbehelfe vielmehr in Abweichung von dem 
sonst geltenden Recht ü b e r h a u p t  entfallen Den 
gleichen Rechtsstandpunkt hat er hinsichtlich der An­
fechtbarkeit von Zeichnungs- und Ubernahmeerklarungen 
im Falle einer Grund- bzw. Stammkapitalerhohung sowie 
hinsichtlich der Beitrittserklärungen zu einer Genossen­
schaft eingenommen. Dem ist die Rechtslehre beigetreten 
Nun besitzen freilich die OHG. und die KommGes. nach 
herrschender Rspr. und Rechtslehre keine e i gene Rechts­
persönlichkeit. Davon abzugehen ist kein Anlaß. Insofern 
besteht also unverkennbar ein wesentlicher Unterschied 
zwischen den genannten Körperschaften und den Per­
sonalgesellschaften des Handelsrechts. Andrerseits darf 
aber nicht verkannt werden, daß die Verselbständigung 
des Gesellschaftsvermögens, deren ausgeprägteste Form 
eben die eigene Rechtspersönlichkeit bedeutet, bei der 
OHG. und der. KommGes. immerhin auch in erheblichem 
Umfange anerkannt ist und z. B. in den §§ 124 Abs. 1, 2, 
125 HGB., der gesamthänderischen Bindung der Anteile

80*



636 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausga^

der einzelnen Gesellschafter, der Notwendigkeit der all- 
gemeinen Rechtsakte der Übertragung für den Übergang 
von Gesellschaftsvermögen in das Privatvermögen des 
einzelnen Gesellschafters und umgekehrt, des Sonder­
konkurses usw. ihren besonderen gesetzlichen Nieder­
schlag gefunden hat. So gesehen, nehmen die OHG. und 
die KommGes. zwischen den juristischen Personen des 
Handelsrechts einerseits und den Einzelpersonen anderer­
seits eine Mittelstellung ein. Ist ferner eine OHG. oder 
eine KommGes. ins Leben getreten, so sind damit, wie 
schon hervorgehoben, Rechtstatsachen geschaffen, die als 
solche in aller Regel nach außen hin im Interesse des 
Rechts und der Verkehrssicherheit nicht mehr ungeschehen 
gemacht werden und deshalb auch nicht unbeachtet blei­
ben können. Eine rückwirkende Vernichtung des so im 
Rechtsverkehr aufgetretenen gesellschafterlichen Gebildes 
mit absoluter Wirkung, wie es den §§1191,141 BGB. 
entsprechen würde, müßte nach außen hin zu volhg 
unannehmbaren Ergebnissen führen; sie wäre mit den 
Bedürfnissen eines geordneten Handels- und Geschäfts­
verkehrs schlechthin unvereinbar, der sich nun einmal 
auf die nach außen verlautbarten Erklärungen und den 
so hervorgerufenen Rechtsschein muß verlassen können. 
Dem hat sich auch der erk. Sen. in seiner bisherigen Rspr. 
nicht verschlossen, und eben deshalb sich, wie schon er­
wähnt, zu dem Grundsatz bekannt, daß jedenfalls einem 
gutgläubigen Dritten die Nichtigkeit der Gesellschaft zu­
folge Anfechtung wegen Willensmangel nicht entgegen­
gehalten werden kann, vielmehr die Rechtsbeziehungen 
der „Scheingesellschaft“  nach außen hin in der Regel so 
abzuwickeln sind, wie wenn die Gesellschaft gültig zu­
stande gekommen wäre. Daran ist auf alle Fälle fcst- 
zuhalten. Der Senat ist jedoch dabei nicht stehengeblieben. 
Denn gerade in dem Urteil JW. 1935, 26171 ist ausgeführt, 
daß ein nichtiger Gesellschaftsvertrag, wenn er bereits 
in Vollzug gewesen sei, selbst im Verhältnis der Gesell­
schafter untereinander nicht ohne jegliche Wirkung blei­
ben könne. Es könne auch insoweit nicht an der Tatsache 
vorbeigegangen werden, daß der Gesellschaftsvertrag 
schon in Wirkung gesetzt gewesen sei und jedenfalls tat­
sächlich ein Gemeinschaftsverhältnis unter den Gesell­
schaftern begründet habe, dessen Abwicklung nur im 
Wege der Auseinandersetzung herbeigeführt werden könne, 
und zwar eben mit der Maßgabe, daß der einzelne Ge­
sellschafter auch im Innenverhältnis nicht schlechthin das 
von ihm in die Gesellschaft Eingebrachte zurückfordern, 
sondern nur den sich aus der Auseinandersetzung er­
gebenden Überschuß verlangen könne. Wie in anderem 
Zusammenhang bereits ausgeführt, geht auch im Schrift­
tum die überwiegende Meinung dahin, daß nach erfolg­
reicher Anfechtung einer ins Leben getretenen Gesell­
schaft eine Auseinandersetzung Platz zu greifen habe, 
die sich bei der OHG. und der KommGes. formell nach 
den Grundsätzen der §§147ff. HGB. zu vollziehen hätte, 
wie dies ohnehin im Außenverhältnis zu geschehen hat. 
Damit ist freilich noch nichts darüber gesagt, nach welchen 
s a c h l i c h - r e c h t l i c h e n  Grundsätzen diese Ausein­
andersetzung zu bewerkstelligen wäre. Zu denken wäre 
von dem bisherigen Standpunkt aus an die Vorschriften 
über die Herausgabe ungerechtfertigter Bereicherung, die 
Bestimmungen über Geschäftsführung ohne Auftrag und 
die der Gemeinschaft. Allein einmal stehen Außen- und 
Innenverhältnis in engster Wechselbeziehung zueinander 
und lassen sich vielfach kaum in ihren Wirkungen tren­
nen, zumal auch im Innenverhältnis^ daran nicht vorbei­
gegangen werden kann, daß die Gesellschaft auch in­
soweit — unter Umständen geraume Zeit — gelebt hat 
und damit zahlreiche Rechtstatsachen geschaffen sind, die 
sich fortlaufend gerade auch auf das Innenverhältnis aus­
wirken sollten, und zwar so, wie es der Gesellschafts­
vertrag vorsah. Es läßt sich auch sehr wohl sagen, daß 
Gesellschafter, die eine Gesellschaft in Vollzug gesetzt 
und es auf sich genommen haben, von der Außenwelt 
als Gesellschafter angesehen und behandelt zu werden, 
damit im Grunde fortlaufend doch zugleich den Willen 
getätigt haben, ihre gegenseitigen Beziehungen für die 
Dauer des tatsächlichen Vollzugs des Gesellschaftsver­
trags als solche aus einem zu Recht bestehenden Gesell­
schaftsverhältnis angesehen zu wissen. Letzten Endes 
kommt hinzu, daß die Auseinandersetzung eines mit Er­
folg angefochtenen Gesellschaftsvertrags einer ins Leben

•vväh11'
US"r’getretenen OHG. oder KommGes. nach den oben 

ten Grundsätzen der ungerechtfertigten Berei f  Zn
namentlich bei längerer Betätigung der Uesen 
» t >_____ -Tn c rrn l
IlctlllClUUV.il UCA ia ii^v i v.1  ̂ „ Ofpr
kaum lösbaren Schwierigkeiten, zu größt p rirel... 
wirrung und auch zu durchaus unbilligen n t, de„ 
führen könnte und müßte, alles ,Folgen> der be­
richtig verstandenen Interessen und Bcclurin . .¡cjie £r' 
teiligten Gesellschafter unvereinbar sind. + wen11
wägungen haben mit dazu geführt, daß der ;nS Leben

Rechts',er'

wägungen naben mit uazu geiuini, ^  - --  ins LeT  
eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts seno rück- 
getreten ist, den Gesellschaftern das ges«2 • aUf das 
trictsrecht aus §§ 325, 326 BGB. versagt und1 en wt. 
Kündigungsrecht aus wichtigem Grund v ,4.,ß bei 4“ 
Alle diese Gesichtspunkte sprechen dafür, oHu'
Vollzug gesetzten sozialrechtlichen Gebilde',■ . Ta}}'
und KommGes., Willensmängel (Irrtum, arg Re°tltsforn’ 
schung, widerrechtliche Drohung) nur in de „ Ee }e, 
der Auflösung aus wichtigem Grunde nach mdehne« f  
§§133ff. BGB. Beachtung finden können. AM . {tefl s» 
der Gedanke, die Auflösung solcher Gesel s ^ p ie i t  
die bloße Tatsache der erfolgten Anfechtung ¡st, Wir 
Darüber, ob eine etwaige Anfechtung begru proze“_ 
nicht selten erst nach mehr oder minder )a,(fr Zwiscbe‘ , 
dauer rechtskräftig entschieden werden. In un
zeit ist die Gesellschaft weiter als solche ltn„¡ederiu" .e(:. 
Geschäftsverkehr aufgetreten. Damit wäre haraktens 
Zwischenstadium ermöglicht, das dieselben jflS AUS 
sehen Züge aufweist, wie sie eben durch Red1, 
gefaßte Lösung vermieden werden so1}?” ; fiesells?iU
Standpunkt, daß der anfechtungsberechtig , jen W , 
ter nach Vollzug des Gesellschaftsvertragsi 1 j, §P 
der Auflösungsklage aus wichtigem Gru Verb 
HGB. zu verweisen ist, wird der Eigenart at ^  
nisse, wie sie nun einmal bei den ins Le RCbi<ei 
Handelsgesellschaften ohne eigene RechtsP p-egensajf n5. 
obwalte.,, am ehesten g e re ch t E rfaß t - m O J  j l l  ̂

Ric!ltus|

obwalten, am ehesten gereent. er iaui {ten 
der Rechtslage bei den Kapitalgesellschar fl 
mängel immerhin in einer nach außen u l<oni 
praktisch erträglichen Weise zur A usw irK ^ Rjcjil 
und schafft dabei gleichzeitig nach beiher yfie r, 
hin klare und durchsichtige Rechtsverhaltmhin klare und durchsichtige Kecntsvci.. r)Ciiuo, 
gerade im Handels- und Geschäftsverkeil vo*]” efe-
standenen Interesse aller Beteiligten beso j be^0»̂ - 
sind. Die Belange des von dem Wdlensman° ünd . 
nen Gesellschafters werden über die Auf*
Wickelung der Gesellschaft hinaus dadurch ö scha“öß. 
er gegebenenfalls gegen die Mitgesells udie”'
ersatzansprüche aus §§ 122, 823 Abs. 2 . zwcck , ¡j
erheben kann. Es scheint auch billiger e in ^ w  
licher, die Frage nach der Auflösung ¿er V}-1 ^  
Vollzug gesetzten Gesellschaft nach Lag ^  bei ^  
nisse in der Gegenwart zu beurteilen, , a ls^L ld1 
Auflösungsklage nach § 133 HGB. ße®?h‘gnden ö^ i f le|1 
Seilschaft aus in der Vergangenheit lieg . gen01r rp- 
ohne Rücksicht auf die Entwicklung, d ¿jesc” atf> 
hat, rückwirkend zu Vernichtern Aus allW vertrag^ ¿et 
den ist die Anfechtung des Gesellscha ^ q , n> 
Grund von Willensinängeln auch bei de m
KommGes. nicht möglich. Klagca" 5  3aC

Da danach alle Versuche der KL, \  rr/lircn, 
rechtlich zu begründen,, nicM zum

des LG. zurückgewiesen werden. ¿a/40.) ^aO-
(RG„ II. ZivSen., U. v. 30. Okt. 1940, H

Anmerkung: Der Entsch. ist ffe-
entwickelt in ihr die bisherige RsjW.^K”% rüOäJ g »fljgg

A»5,
fo$

einandersetzung zwischen den Gese Jlscrij1J g ]\p  p f i

I  L L l U l l v i l  (LLl U V g i  U l l U V - U j  * * * v » i iv

eine andere Möglichkeit für die Begr lUfgeho 
sichtlich ist, muß das angefochtene Urtel jsend 
die Berufung der Kl. gegen das klag

' Ä 9 4 0 . . 1 4 V * «

entwickelt in ihr die bisherige f °o runo
Nachdem auch das Schrifttum sich • , ffassü!l-  i»--
heren Entsch.: JW. 1935 2617, der Aun ^  A s 
schlossen hatte, daß die Nichtigkei rhgitnis f fo^ 
gewordenen Gesellschaft im Innen e haftern AfC
einandersetzung zwischen den Gesellsc , § A*1
habe (vgl. S c h i c g e i b e r g e r ,  ).11(.| jjeri ke‘ne 
61, 62), bringt die Entsch. im wesenthen 
rung im praktischen Ergebnis. sein, ua'<e

Es dürfte aber daran festzuhalten S ß^ggeä 
Hinblick auf die Besonderheiten de■ »  r da"kCIV 
ten gezogenen scharfen Folgerungen ” ftsVerK 
wenn die Gesellschaft schon im Ges 
getreten ist.

iifi

- ef e
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fechth îra?e> ° '3 einem Dritten seine Kenntnis der An­
kann bzw. Nichtigkeit entgegengehalten werden
den. \v/' i m vorliegenden Falle vom RQ. nicht entschie- 
hier h t aber der Qesellschaftscharakter so stark wie 
R i t t e »  datln erscheint auch die Auffassung yon 
dem dV h nm‘ 8 zu § 123) folgerichtig, daß die Kenntnis 
trauen i / ten dann nicht schadet, wenn er darauf ver- 
als SniM0nnte> daß die Gesellschaft wenigstens zunächst

Pro 6 aUftreten w o llte ‘
den FvnSUa' lst die Entsch. dagegen für den vorllegen- 
herunrr ' f e.n'g befriedigend, aber fü r  d ie  F o r m u -  
Qrunj d, d n f t i g e r  K l agen  sehr  w i ch t i g .  Auf 
vertrete-,61, 111 ^ sPr- und Schrifttum bisher überwiegend 
lassen a01?, Auffassung, konnten die Kl. sich darauf ver- 
des q p“  un Falle der Bejahung der Anfechtbarkeit 
untrag- : i s , aftsyertrages zum mindesten der Hilfs­
matt 71, Einwilligung in die Löschung der Gescll- 
^ndekp?’ A,u^e komme. Das RG. hat, ohne das Bc- 
aach jns 11 der Anfechtung nachzuprüfen, die Klage 
v.°n 'lim Z T  abgewiesen, da sie auf Grund der neu 
s'g War ertrctenen Rechtsauffassung nicht mehr schlüs-

Ein
Au|lösun^eutung des Hilfsantrages in eine Klage auf 
Uuter Hj“1 .r KommGes. hat es ausdrücklich abgelehnt 
fU/ SeändoC(S darauf> daß dies ein völlig neues Begehren

.ls in dcrD r Tatsachengrundlage darstelle und jeden- 
?lr nicht „ l' evfn?t. nicht mehr zulässig sei. Es erscheint 
; llrückvprir!lz einleuchtend, daß nicht wenigstens eine 
•■Vn2 möcrliH1SUng zur weiteren tatsächlichen Aufklä- 
„ °nomie gewesen wäre. Im Interesse der Prozen­
te n . Ware dieser Weg sicher begrüßenswert ge-

beSô '.al J sf die Entsch., wie sich hieraus ergibt,
ctliung. ier Bedeutung und bedarf allgemeiner Be-

LGDir. a. D. RA. Dr. Lenz ,  Berlin.

J *  Hg.
ei!ht k t in 'ü L 119.808*; § 92 HOB-: § 81 ZPO. Es be- 
v •»> Handi., ernis> einen Entlassungsgrund gegenüber 
Anf'Ver*en unHngSagentei1 auch als Anfechtungsgrund zu

11, t Zu u rans innerhalb des Rechtsstreits von 
RGZ 53 f t™ « * «  (vgl. Jo n a s ,  „ZPO.“ ,
Vu 53, 148>-

■ ZlvSen., U. v. 15. Nov. 1940, V II47/40.) [N.]

An-
§ 81

:i> Hg.
e i^ -^enT  ;!§ 249> .276, 459, 480 BGB.; §§ 253, 256 
Schu E>ritten „-mand im eigenen Namen für Rechnung 
6titu l ’ der H*ne 8acbe kauft, so ist er berechtigt, den 
eine!, *• seih«* Cm P rllfen durch mangelhafte Lieferung 
Preis” Qaftunji<=iH,ert1Ciltlich Sehend zu machen. — Bei 

der f - lst zwischen einer allgemeinen An-

Bew\rllgemc; ' “ «onacren Übernahme der Gewähr tur 
für hp«n , Senschaften und der Übernahme der 

Prej (AuSfau 0,1dere Eigenschaften der zu liefernden 
Hah., S der zu unterscheiden. Die allgemeine An- 
V tr?g aus dp^en̂ a.ften der Gattungsware kann eine 
''alter i'1SchIurr uU 9 esichtspunkte des Verschuldens bei 
durci. Xerletzüii^ri*ndei1' — Eine Haftung wegen schuld­
en. rTleferun„^  .VOn Vertragspflichten kann u. U. auch 
auch „ e,r kieranfClner mangelhaften Ware begründet wer- 
V°a il,n.e43en q ‘ ..gestützte Anspruch kann dem Käufer 

P., letn Vorßp„ r e’siungsansprüchen und unabhängig
f j jg  KL, der gen zustehen, f )
Seiten in BV° i l  ?ei uf Zimmermeister ist, war von der 
xisEes 0 bei aL . der Vornahme der gesamten Holz- 
¿liihle .mit der ..Ncuerrichtung ihres Mühlenbetriebes, 
eitl. au auftrao-* ers elIunS von fünf Fußböden in der 
?,"an!r7er die Art ?rden- Nach Verhandlungen mit der 
M tS  auch dip f - s zu wählenden Holzes, bei denen

te der
Bestätig

ct)IT1 Bongossi-Bohlen zum Preise von

bestem! b,irma A. und deren Architekt S. mit- 
5 s in! deren Rpfc !- ^1- im eigenen Namen bei der 

nsgesamt 74! sfat>gungsschreiben v. 12. und 22. Nov.
%

218,50 JUL je cbm. Bongossi-Holz ist eine afrikanische 
Holzart von besonderer Festigkeit und Härte. Der Ver­
kaufsbestätigung legte die Bekl. ihre Lieferungsbedingun­
gen zugrunde, wonach Mängelrügen spätestens innerhalb 
3 Tagen nach Ankunft der Ware erfolgen müssen und 
der Käufer bei Mängelrügen über die Qualiät der Ware 
unter Ausschluß des Rechtes auf Wandlung nur Anspruch 
auf eine dem etwaigen Minderwert entsprechende Her­
absetzung des Kaufpreises hat. Die Bongossi-Bohlen 
wurden im Dez. 1938 geliefert und im Jan. und Febr. 1939 
verlegt. Einige Zeit später bildeten sich Risse und Fugen, 
so daß die Fußböden undicht wurden. Die Firma A. hält 
deshalb eine Neuverlegung der Fußböden für notwendig, 
weil durch die Undichtigkeit der ordnungsmäßige Betrieb 
der Mühle in Frage gestellt werde.

Der Kl. hat deshalb Klage erhoben mit den Anträgen:
1. in  e r s t e r  L i n i e :  festzustellen, daß die Bekl. ver­

pflichtet ist, der Firma A. den durch die fehlerhalte Lie­
ferung der Bongossi-Holzbohlen entstandenen und noch 
entstehenden Schaden zu ersetzen,

2. h i 1 f s w e i s e: die Bekl. zu verurteilen, den KL von 
jeglichen Schadensersatzansprüchen der Firma A. aus der 
Lieferung dieses Holzes freizuhalten.

Das LG. hat dem Hilfsantrage des KL stattgegeben.
Das BG. hat die Klage ganz abgewiesen.
Das RG. hob auf und verwies die Sache zurück.
Das BG. stellt zwar, auf Grund des eingeholten Sach­

verständigengutachtens, fest, daß das von der Bekl. ge­
lieferte Holz nicht genügend ausgetrocknet war sowie 
daß die Spalten und Fugen, die sich im Fußboden ge­
bildet haben, auf diesen Mangel zurückzufuhren sind, t  
meint jedoch, daß die Bekl. wegen des Zustandes des 
Holzes nur dann auf Schadensersatz ge­
nommen werden könnte, wenn sie die völlige Trocken­
heit des Holzes oder die Staubdichtigkeit der Fußboden 
zugesichert hätte. Eine solche Zusicherung verneint es 
mit näherer Begründung. Danach halt es sowohl den An 
spruch des Kl. auf Freihaltung von Schadensersazanspru- 
chen der Firma A. entsprechend dem Hilfsantrage als 
auch den Hauptantrag, der ebenfalls die Schadensersatz­
pflicht der Bekl. voraussetzt, für unbegründet.

Das BG. hat hiernach sowohl den Hauptantrag als 
auch den Hilfsantrao- s a c h l i c h  beschießen, ohne zur 
Frage des Rechtsschutzbedürfnisses überhaupt Stellung 
zu nehmen Dieses ist jedoch von Amts wegen zu prüfen, 
sei es daß das Rechtsschutzbedürfnis eine Prozeßvoraus- , es, uan u v Sachentscheidung überhaupt
ni htne % S n  darf (Sgl. RGZ. 160, 209 = DR. 1*939, 1591-), 
“1, * daß es sich hierbei nur um eine Voraussetzung
für das Bestehen eines R ^ t ^ u f ^ P ^ b ^
(vgl. J o n a s - P o h l e ,  ZPO. vor § 2o3 zu 111, § 250

ZUn!Psachberechtigung des Kl. zur Geltendmachung des 
DHttschadens?unterliegt, entgegen der Annahme des LG., 
keinen Bedenken. Sie ist deshalb zu bejahen weil der 
KL die Bohlen im eigenen Namen für Rechnung der 
Firma A cypkauit hat (vgl. hierzu RGRKomm. BGB. §249 
Anm 3 ^ iü  weiteren Nachweisen über Rspr. und Schrift- 
tum)." Hierbei kann es nicht darauf ankommen, ob die 
Firma A. nach dem Vertrage, den sie mit dem k l. ge­
schossen hat den Kaufpreisbetrag Sur die Bohlen un­
mittelbar an die Bekl. zu leisten hatte oder ob der Kl. 
auch nur den von ihm verauslagten Betrag der Firma A. 
hesonders in Rechnung setzen durfte; es genügt viel­
mehr, daß die Bestellung der Bohlen durch den Kl. au f 
G r ü n d  des von  i hm  m i t  d e r  F i r m a  A g e ­
s c h l o s s e n e n  V e r t r a g e s  z u r  V e r w e n d u n g  
in deren Mühlenbau, also in  e r en  I n t e r e s s e  er- 
nUt ist daß die Bohlen tatsächlich in dieser Weise ver­
wendet ’worden sind und daß die Gesamtvergütung, die 
der Kl hierfür von der Firma A. zu erhalten hat, den 
von ihm verauslagten Kaufpreisbetrag in sich schließt. 
Daß die übrigen Voraussetzungen hier erfüllt sind, ergibt 
sich ohne weiteres aus der unstreitigen Beteiligung der 
Firma A. an den Verhandlungen mit der Bekl. über die 
Auswahl des Bongossi-Holzes für den Mühlenbau. Das 
Feststellungsinteresse des Kl. wäre nur dann zu ver­
neinen, wenn etwa die Firma A. sich mit der mangelhaften
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Ausführung des Bauauftrages zufrieden gegeben hätte 
und auf die Nachbesserung keinen Wert legte (vgl. ROZ. 
53, 43; RG.: JW. 1910, 10005); dergleichen hat die Bekl. 
aber selbst nicht behauptet und bedarf daher keiner wei­
teren Erörterung;

Da somit im Falle der Schadensersatzpflicht der Bekl. 
dem Hauptantrage stattzugeben ist, kommt es auf die wei­
tere Frage, ob auch hinsichtlich des Hilfsantrages ein 
Rechtsschutzbedürfnis des Kl. besteht, nicht weiter an. 
Erwähnt sei hierzu nur, daß auch dieser Antrag, trotz 
der äußeren Form eines Leistungsantrages, seinem Inhalt 
nach mangels Angabe einer bestimmten Summe, nur ein 
Feststellungsantrag sein kann, mit dem der Kl. die Ver­
pflichtung der Bekl., ihn von Schadensersatzansprüchen 
der Firma A. freizustellen, grundsätzlich festgestellt wis­
sen will. Ein Interesse an dieser Feststellung hätte der 
Kl. aber nur dann, wenn er dartäte, inwiefern die Firma 
A. ihn nach dem zwischen ihnen geschlossenen Vertrage 
für die Mängel der Bauausführung verantwortlich machen 
könnte; dies ist aus dem Vorbringen des Kl. deshalb 
nicht ersichtlich, weil er nach seiner Behauptung das ihm 
aufgetragene Werk ordnungsmäßig ausgeführt hat und 
der Mangel nur auf der Beschaffenheit des von der 
Bekl. gelieferten Bongossi-Holzes beruht, das er auf An­
weisung der Auftraggeberin, der Firma A., verwendet hat, 
ohne daß der Mangel des Holzes für ihn erkennbar ge­
wesen wäre; es bedürfte insoweit zum mindesten einer 
näheren Darlegung des von dem Kl. mit der Firma A. 
geschlossenen Vertrages und des Grundes seiner Scha- 
dsnsersatzpflicht, die gemäß §651 i. Verb. m. §635 BGB. 
grundsätzlich voraussetzt, daß der Mangel auf einem von 
ihm zu vertretenden Umstande beruht.

Es handelt sich bei dem Streitgegenstand um aen Gat­
tungskauf einer bestimmten Menge Bongossi-Holz. Bei 
einem solchen Gattungskauf ist zwischen einer all­
gemeinen Anpreisung der Eigenschaften (Brauchbarkeit) 
der Gattungsware, der besonderen Übernahme der Ge­
währ für diese a l l g e m e i n e n  Eigenschaften und der 
Übernahme der Gewähr für b e s o n d e r e  Eigenschaften 
der zu liefernden Ware (Ausfallware) zu unterscheiden. 
Die allgemeine Anpreisung der Eigenschaften der Gat­
tungsware kann eine Haftung nur aus dem Gesichtspunkte 
des Verschuldens beim Vertragsschluß begründen; ein 
solches ist im vorl. Falle nicht dargetan, weil der Kl. 
selbst nicht behauptet hat, daß Bongossi-Holz für Fuß­
böden, an deren Dichtigkeit besondere Anforderungen 
gestellt werden wie im Mühlenbetriebe, allgemein un­
geeignet sei; die Richtigkeit des Gutachtens des Instituts 
für ausländische und koloniale Forstwirtschaft an der 
Forstlichen Hochschule in Tharandt wird von keiner 
Seite angegriffen. Die Übernahme der Gewähr für die 
a l l g e m e i n e n  Eigenschaften von Bongossi-Holz würde 
eine selbständige Garantie darstellen, soweit sie un­
abhängig von dem Ausfall der einzelnen Lieferung erfolgt 
ist; sie enthält aber in der Regel zugleich die Übernahme 
der Gewähr dafür, mit anderen Worten' die Zusicherung 
i.S. der §§459 Abs. 2, 480 Abs. 2 BGB., daß jedenfalls 
auch die Lieferware (Ausfallware) diese Eigenschaften 
aufweist. Außerdem kann jedoch auch eine besondere 
Eigenschaft gerade der aus der Gattung auszuwählenden 
Ware (Ausfallware) zugesichert sein; als solche Eigen­
schaft kommt hier in Betracht, daß das Holz ausgetrock­
net ist und d e s h a l b  nach dem Verlegen der Fußböden 
keine Risse und Fugen bildet, so daß die Fußböden dicht 
bleiben. Nur im Falle einer Zusicherung b e s o n d e r e r  
Eigenschaften der Lieferware greifen die Grundsätze der 
Mängelhaftung (§ 480 BGB.) ein. Es ist daher von Be­
deutung, welche Art vertraglicher Zusicherung (Garan­
tie) im vorl. Falle behauptet werden soll: eine über eine 
allgemeine Anpreisung hinausgehende allgemeine Zu­
sicherung der Eigenschaften der Gattungsware, die 
zugleich die Zusicherung entsprechender Eigenschaf­
ten der Lieferware in sich schließt, oder die Zusiche­
rung besonderer, unabhängig von den allgemeinen Eigen­
schaften der Gattungsware vorhandener Eigenschaften der 
Lieferware. Dies wird bisher weder von den Parteien 
noch vom Gericht auseinandergehalten und daher zu­
nächst der Klärung bedürfen. Läßt sich eine Zusicherung 
weder der einen noch der anderen Art feststellen, so 
kommt eine Mängelhaftung nur noch auf Grund des § 480

[D e u tsch e s  R ech t, Woehenausgä^

Abs. 1 i. Verb. m. § 459 Abs. 1 BGB. in Betracht, nämWjj 
dafür, daß die Ware zur Zeit des Gefahrüberganges 
Fehlern behaftet gewesen ist, die (ihren Wert. oaeJ y(f. 
Tauglichkeit zu dem (gewöhnlichen oder) nac“ . .̂ erTiin" 
trage vorausgesetzten Gebrauch aufgehoben oder b a„j 
dert hat; eine solche Haftung ist jedoch, wie njC|jt 
S c h a d e n s e r s a t z  gerichteten Anträge ergebe , 
geltend gemacht. nichts-

M it Recht rügt die Rev., daß das BG. den V trags- 
punkt der schuldhaften Verletzung allgemeiner lhaften 
pflichten (§276 BGB.) durch Lieferung einer man» ¿¡e 
Ware überhaupt nicht berücksichtigt hat, o b i v , 0b- 
Klage aucli hierauf ausdrücklich gestützt war ,:eSern 
wohl das LG. sogar die Klage ebenfalls unte njCht 
Gesichtspunkt für begründet erachtet hatte. ts ¡f et- 
anzunehmen, daß das BG. diesen Klagegrund ^
ledigen zu können geglaubt hat, daß es sagt,, nuf
Zustand des Holzes hätte die Bekl. Schadense ^¡¡es 
zu leisten, wenn sie die völlige Trockenheit a j, für 
zugesichert hätte. Im übrigen würde es damit < yer- 
seine die Haftung wegen schuldhafter Verletzung gegriifl' 
tragspflichten ablehnende Auffassung noch kein selb-
düng gegeben haben. Die Nichterörterung di ■ 
ständigen Klagegrundes enthält ebenso wie di 
Nichtbegründung seiner Ablehnung einen Ver 
§ 551 Ziff. 7 ZPO. wegeH

Es ist anerkannten Rechts, daß eine Haftung .flSf,es-
schuldhafter Verletzung von Vertragspflichten^ u
wegen schuldhaft mangelhafter

U-
Vertragserfül|unggryndet

auch durch Lieferung einer mangelhaften War j, ¿etf 
werden kann und daß der hierauf gestützte ~iT.ieistungj’j 
Käufer möglicherweise auch neben den GeYpcren zuŝ L 
anspriichen und unabhängig von ihrem Vorli sL f0 19J 
(vgl. RGZ. 53, 200; 56, 166; 66, 289; RO.: ^  t
Nr. 139 S. 204). Allerdings werden in der •< I êge? 
gemeinen Grundsätze über die Haftung dien ^  340/ 
Verschuldens beim Vertragsschluß (vgl- R y , qok 321' ’ 
=  JW. 1932, 186232; RGZ! 148, 296 -  JW- ^  « T *  
RG.: JW. 1930, 34722; 1935, 1687 «), sondern aug_ 
schuldhafter Vertragserfüllung (vgl. RGZ- n(jbar ■ 
71, 174; 95, 4; 125, 76) insoweit für 
achtet, als die gesetzliche Sonderregelung d ' ^ei j 1. 
stungsansprüche (§§459 ff. BGB.) eingreift; der Sc»
delt es sich aber nur um eine EinschranK_ji nach-Au

“
V '

et-

U L H  CO O lC J l a u  C I I IU 1  U l l i  C H IC  - -.g  I I*1 , \ l ( f l0

densersatzpflicht aus § 276 BGB. dem Utnm_,fa2ser fü ,Lrf
rlai-n nae ioV ile tM in l/fn  rJor o r*1i i ilr l l l  U f  tPfl »C V^* ^

werden, die auch schon bei Nichterfüllung enjf,,n greift^.

dem Gesichtspunkte der schuldhaften ve =̂
können nämlich nur solche Schäden nicht e

den (z. B. wegen Unverwendbarkeit
,rP1- eilt'

—  v___  . . —  —  — -----------  . prfülledf? .0.
Ware) oder die auch bei ordnungsmäßig^ J- 
stehen würden iz . li.  Zahlung des Kaurp1 atlsztig'felC pe'stehen würden (z. B. Zahlung des 
düng der Transportkosten); diese Schäden ^he
sind ausschließlich die Gewährleistungsau r  g,cnrstimmt. Auf schuldhafte Vertragserfüllung ^  ,

doch ein Schadensersatzanspruch auch ne? wejt st ge 
leistungspflicht und unabhängig von ihr | „  i’, 8,hä,e
als mittelbare Folgen der mangelhaften Ei ej,rauch,h 
stehen, insbes. solche, die durch die m 1'
der Ware im Vertrauen auf deren V stehellj:f4j-*ucjl W tu c  im  v c iu a u c i i  a u i Si^  pfäH
ursacht sind. Derartige mittelbare Schapr1de >n îch* 
im vorl. Falle, mindestens teilweise, g • ‘3lUidhän w  
Denn der I<1. wirft der Bekl. vor, daß sie jen 
genügend ausgetrocknetes und deshalb j_j0]z g
kannten Verwendungszweck ungeeigne s rUch . . 
habe, und er stützt den Schadensersatz ^ 0]Zes, “ ‘f0|
darauf, daß durch die Verwendung die jw ke if ,c(iid' 
Vertrauen auf seine alsbaldige Verw ejn V , fe 
sei, Schäden verursacht seien. Ob der L • fällt VfLa '7,
den in der angegebenen Richtung zur .¡gte [!Lchü' ,
jahendenfalls, ob den Kl. oder V

trifft (§254 BGB.), wird das Ba Pd. ^ rJ U en 
der Frage der Zusicherung von Ligc eine M iief 
sonders zu prüfen haben. Falls danac ¿ie S ei 

§ 276 BGB. gegeben ist, wird das B< ■ „,cDaus dud . gegeueu J
ersatzpflicht der Bekl. auf die besona du0g 
zuschränken haben, die durch die * e aCfjt \V°r 
genügend ausgetrockneten Holzes verur

(RO., II. ZivSen., U. v. 13. Nov. 1940, H 4

nid1 
des 
deö

[NJ
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Anmerkung:

n^ e Ausfüh ^ ...................
^ t e r  Hinsicht bemerkenswert.

1. D r i t t s c h a d e n
rungen des Urteils zum Drittschaden sind 

a) tin^kr -rlinsic,lt beme 
^QR.FriD l? der letzten — neunten — Auflage des 
Recht * S. 510 Anm. 3 zu § 249 heißt es, mit
Anspruch Einschränkung gemacht worden, daß der 
’st, vven t Ersatz des Drittschadens ungerechtfertigt 
Aaftracro-iu, ieststeht, daß der Beauftragte von seinem 
tig njcw Der nicht ha f t b a r  gemacht ist und auch kiinf- 
Schon e in ^ n c h t werden soll“ . Demgegenüber besagt 
trage kann • Ü aus ^em Jahre 1915: „Aus einem Ver- 
^haden 7? Slca auch d‘e Verpflichtung ergeben, einen 
j°ndern ^Is?̂ zen> den nicht der Vertragschließende, 
ne? BQB f- erleidet. . . .  Daß nach dem Rechte
kein vermnIUr die Begründung eines Schuldverhältnisses 
iCliemt niHfienSrec.htliches Interesse zu erfordern ist, er- 
\eistunp- .zweifelhaft, ebensowenig, daß man eine 
a°er ein VpC+men Eiritten sich ausbedingen kann. Wenn 
rechtliches , “"ägschließender ohne eigenes vermögens- 
^hedingen11, resse eine Leistung an einen Dritten sich 
¡"ckt den ka,nn> so kann sich der Vertragschuldner 
Fingen qu ,s °em Vertrage sich ergebenden Verpflich- 
a^er nianiTip6?- Einwande entziehen, dem Vertragsgläu- 
nsbedunrrp *ur die Geltendmachung der dem Dritten 

i,Ss,e“ (Rn7 nF Vorteile das vermögensrechtliche Inter- 
t  hier efnen >v8° t292/93l =  Jw - ,9!6> 259c)- Das RG.
t, Vorstehpn.r , ftrag zugunsten Dritter angenommen. 
c?S zugUnsfo enUrteiI hat das RG. offenbar keinen Ver- 
Snnschränk,Jn„  dritter angenommen und trotzdem jene 
rfri|chs __ g, ~~ Rückgriff als Voraussetzung des An- 

ptsentwiVui ‘ 8emacht. Das verdient für die weitere 
P ®brigens fklune fest8ehalten zu werden.

e'n eitr/n^* es s‘cb> °h man nicht auch im vorl. 
din3,Versal, ?S iUicl un«Ti«ttelbares Recht der Mühle auf 
de, L0rverh']nrii e'*en könnte; denn die Mühle war in 
teil; ?edankc ‘n e‘ncr Weise eingeschaltet, daß
ir'efer,

R^.bas Dp”  Vertragserfüllung erlangen sollen. 
ohne'1' 1" 10' ^ - me-‘.n >̂ der Kl. habe die Bohlen fü r

FSten hätte fernliegt, nach dem Willen der ße- 
r CrFnS an , i le , Eihle ein Recht auf ordnungsmäßigeirÄ «  1 ........an ^ cm reccm aui uiuriunnsiriaume

iaften -  K1- Und auf Schadenersatz im Falle
RG. ,

stoffPF'eite^esdp.r A4ühie gekauft. Das leuchtet nicht 
■'ich* lrn ¡̂¡ZcnArl̂ r Wenn ein Handwerksmeister Werk­
en + ^nehm p Numeri beschafft, so ist im allgemeinen 
skhtn L"  seIhQ+nl i dai3 dies für Rechnung des Kun- 
kat n.ck des i~Fnn nicht, wenn ihm der Kunde hin- 
W nn es ist n ' i i  es Setlaue Anweisungen gegeben 
dtid j Unden H i r v 1'Schlechthin zu unterstellen, daß er 
kauf* le Rächteny°ntei!e des Geschäfts zuwenden muß 
gelbst r  hlandwpri 1 . überbürden kann. Regelmäßig
baß „y eschäftsi,,>rKsrrieis*cr für eigene Rechnung; er ist 
arbeiti, v°n vomi,rr’ Flc,hl bloß mittelbarer Stellvertreter, 
def uq 8 eine:m a beahsirlitioH Hip \Y/arp narh vpr_beabsichtigt, die Ware nach Ver-
RecßlFy1 nicht*1 ru fSt~mmten Kunden zu liefern, begrün- 

Iti ,FnS beschafft Feststellung, daß er sie für fremde 
schjesem a « habe.
yibst nert gewesen Wcar,u eine scharfere Klärung wün- 
^ chbcn*SLChäftsherr ic+° te sie ergcben» daß der KI. 
Ä / Ä u n e  z,, ändert das m. E. an seiner
V°rdUsf ?ndeln l  Geltendmachung des Drittschadens 

C ZUtlg für HilrFcF Rechnung ist nicht unbedingt 
2. ^ . e Geltendmachung des Drittschadens.

J S c h  ist ' ' ,Cr' i ng en be i G a t t u n g s k a u f^ 1'gen'i‘v;.n ist di a ö U C 1  ci a n u  n g s k a u 1 
h* restinFim Gatbnli^a^'^'l-.die das RG. über Zusiche- 
pes°ndprS ?UzUsti.nnFŜ aiy  bietet. Diesen Ausführungen 
Sn^heiri6 lUnger Rp/JV Verständnis mancher, ins-
Sp1 da7„llngen ieir ,J ’tswahrer würden solche wichtigen 
° Föniiti Verstehen Im- zu8angl'ch sein, wenn das RG. 

s a) A lf  mat> hier Wurcle' mehr Beispiele anzuführen. 
S lQatt ngenie i i e T  Verdeutlichung sagen: 

l . A n p r e i s u n g  der Eigen‘ß^Ware-dpr?/ ..e , s u n g der Eigenschaften 
?kgeme'inp„ Xerkäufer behauptet, daß Wachtel- 

>ur gewisse Jagdzwecke besonders

Mt'W m’F S e m ^ i ,!J,b e r  ̂a hme  d e r  G e w ä h r  f ü r  
> a  eCh, r t  zm hV r n , E j 8 e n s c h a f t  e n: der Ver-
^  Qewdei  Wachtelhderi H llnd PumPs die ly P '^ b 611

'Va^ r fü r  k Unde aufweist.
besondere  E i ge n s c h a f t e n :

der Verkäufer sichert zu, daß der Hund Pumps außer­
dem nicht handscheu ist.

3. Pos i t i ve  V e r t r a g s v e r l e t z u n g
Zu billigen sind auch die Darlegungen des Urteils über 

die schuldhafte Vertragserfüllung. Besonders wichtig ist 
der letzte Satz, wonach diese S c h a d e n e r s a t z ­
p f l i c h t  gegebenenfalls auf die besonderen Schäden 
e i nz us c h r än k en  ist, die durch die Verwendung des 
nicht genügend ausgetrockneten Holzes verursacht wor­
den sind. Das mußte nämlich deshalb betont werden, 
weil der Klagantrag zu 1 auf Feststellung gerichtet ist, 
daß „der“ , d. h. aller Schaden, zu ersetzen sei. Das geht 
über das Maß des Begründeten hinaus; denn unter dem 
in Rede stehenden Gesichtspunkte kann Ersatz solcher 
Schäden nicht verlangt werden, die entweder auch schon 
bei Nichterfüllung oder die auch bei ordnungsmäßiger 
Erfüllung entstehen würden. Insofern hätte dieser Klag­
antrag der Einschränkung bedurft.

Prof. Dr. W i l h e l m  He r s c he l ,  Frankfurt a. M.
*

4. RG. — §§ 249, 254, 844, 1360 BGB. Da nach § 249 
BGB. beim Schadensersatz der Zustand wiederhergesteilt 
werden soll, der ohne das schadenstiftende Ereignis be­
standen haben würde, kann eine Witwe nach § 844 BGB. 
verlangen, so gestellt zu werden, wie sie unter Berück­
sichtigung des § 1360 Abs. 1 BGB. bei Fortführung der 
Ehe gestanden haben würde. Dazu gehören u. U. auch 
ihre Freistellung von beruflicher Arbeit sowie Aufwen­
dungen für eine Haushaltshilfe und für Vergnügungen und 
Reisen (vgl. RGZ. 154, 236).

(RG., III. ZivSen., U. v. 8. Nov. 1940, 11127/40.) [N.]
*

5. OLG. — §§ 399, 400, 134 BGB.; §§ 811, 766, 793 ZPO.
1. Der Anspruch auf Herausgabe nicht pfändbarer 

Gegenstände (militärische Kleidungsstücke und Aus­
rüstung) kann nicht wirksam an die Elieirau abgetreten 
werden.

Für die Ehefrau besteht auch an der Geltendmachung 
eines derartigen Anspruches zur Einziehung, die nach 
der Rspr. des RG. möglich wäre, kein rechtsschutzwür­
diges Interesse.

2. Auch bei vorheriger Weigerung der Zulassung eines 
Vertreters der Ehefrau bei Herausgabe ihr gehöriger 
Möbel und Gegenstände kann der Anspruch auf Zu­
ziehung des Ehemannes bei der Vollstreckung nicht im 
ordentlichen Rechtswege verfolgt werden, t)

Die Kl. hat vom Bekl. die Herausgabe einer Anzahl 
von Sachen teils aus eigenem Recht, teils aus abgetrete­
nem Recht ihres Mannes begehrt und ferner verlangt, 
der Bekl. solle dulden, daß ihr Mann als ihr Beauf­
tragter bei der Herausholung der mit der Klage zurück­
geforderten Sachen zugegen sei. Durch Teilurteil ist 
der Herausgabeanspruch aus eigenem Rechte der Kl. 
rechtskräftig zu ihren Gunsten erledigt. Der Bekl. hat 
dem Herausgabeanspruch ein Zurückbehaltungsrecht we­
gen mehrerer Gegenforderungen entgegengesetzt.

Hinsichtlich der noch anh:in^"'>n Ansprüche mußte 
das Rechtsmittel des Bekl. Erfolg haben.

I. Der restliche Herausgaöeaiispiuch der KI. bezieht 
zieht sich auf Uniformrock, Waffen und Militärstiefel. 
Diese Sachen sind nach dem eigenen Vortrag der KI. 
lediglich irrtümlich in dem Klageantrag aufgenemmen 
worden, da sie ihrem Manne gehören. Dieser hat der 
Kl., damit insoweit eine Klageabweisung vermieden 
werde, durch schriftliche Erklärung v. 9. Okt. 1939 den 
ihm in Ansehung dieser Sachen zustehenden H e r a u s ­
gabea ns p r uc h  gegen den Bekl. abgetreten. Ob der 
aus dem Eigentum entspringende Herausgabeanspruch 
o h n e d a s  E i g e n t u m  übertragen werden kann, ist im 
Schrifttum und der Rspr. streitig (bejahend ohne Be­
gründung RG.: JW. 1932, 1205).

Zu dieser Frage, braucht indessen keine Stellung ge­
nommen zu werden. Denn die Abtretungserklärung vom 
9. Okt. 1939 vermag aus anderen Gründen die Klage 
nicht zu stützen.

Bei den noch streitigen Sachen handelt es sich um 
militärische Ausrüstungsgegenstände, die dem Manne der
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Kl. gehören, der zur Zeit als Hauptmann der Artillerie bei 
der Wehrmacht Dienst tut. Es kann angenommen wer­
den, daß sie deshalb nach §811 Ziff. 7 ZPO. der Pfän­
dung entzogen sind. Ob sie darum nicht Gegenstand 
eines Zurückbehaltungsrechts sein können, wie die Kl. 
meint, kann dahinstehen. Jedenfalls ist, wie die Sachen 
selbst, auch der Anspruch auf ihre Herausgabe der Pfän­
dung nicht unterworfen (vgl. Jonas,  „ZPO.“ , zu 
§81111 Abs. 1 a. E. aus § 8471 Note 3). Dann aber kann 
er nach § 400 BGB. nicht abgetreten werden. Die den­
noch geschehene Abtretung ist nichtig (§ 134 BGB.).

Zwar ist nach der nicht unbestrittenen Rspr. des RG. 
(RGZ. 94, 137; HRR. 1931 Nr. 1608; RGRKomm. zu 
§ 400 BGB.) solchenfalls gleichwohl eine Abtretung des 
Herausgabeanspruches lediglich zur Einziehung recht­
lich möglich. Jedoch hat die KI. bestritten, daß eine 
solche vorliege. Ungeachtet dieses Bedenkens vermag 
die Kl. aber auch nicht darzulegen, welches rechtsschutz­
würdige Interesse sie an der Einziehung dieses An­
spruches haben könnte (RGZ. 91, 391 ff.). Da es sich 
bei den Sachen um militärische Ausrüstungsgegenstände 
handelt, ist nicht ersichtlich, daß sie dieses Interesse, 
wie sie anführt, mit ihrem Bestreben, ihre Wohnungs­
einrichtung zu vervollständigen oder jetzt schon mit 
ihrer Rechtsstellung pls vertraglicher Alleinerbin ihres 
Mannes rechtfertigen könnte. Daß die Kl. eine teilweise 
Abweisung der Klage vermeiden will, begründet das 
Interesse nicht. Ein sonstiges Interesse ist nicht er­
kennbar.

Bei dieser Rechtslage bedarf es keiner näheren Erörte­
rung mehr, ob das Zurückbehaltungsrecht des Bekl. 
statthaft und im Hinblick auf seine Gegenforderung be­
gründet wäre.

II. Dem Duldungsanspruch fehlt das Rechtsschutz­
interesse. Im Schrifttum und in der Rechtsübung wird 
mit Recht die Auffassung vertreten, daß bei der Voll­
streckung der Gläubiger oder sein mit Vollmacht ver­
sehener Vertreter zugegen sein darf (Jonas,  „ZPO.“ , 
§758 zu IV; Preuß. Gesch. Anw. f. Gerichtsvollz. §48 
Ziff. 6). Die Kl. ist daher in der Lage, auch ohne Anru­
fung des Prozeßgerichts ihre Belange bei der Voll­
streckung des Teilurteils zu wahren. Soweit der Bekl. 
diesem Urteile freiwillig nachkommen sollte, bedarf es 
ohnehin nicht des erstrebten Duldungsmittels;. Sollte der 
Bekl. aber bei der Vollstreckung Schwierigkeiten machen, 
so ist die Kl. in der Lage, das Recht auf Anwesenheit 
ihres Ehemannes als ihres bevollmächtigten Vertreters 
im Vollstreckungsverfahren gemäß §§ 766, 793 ZPO. 
geltend zu machen. Der ordentliche Rechtsweg steht ihr 
dazu vorerst nicht offen.

(OLG. Düsseldorf, Urt. v. 29. Nov. 1940, 5 U 2/40.)

Anmerkung: I. D er H e r au s g a b e a n s p r u c h .
a) S a c h l i c h - r e c h t l i c h e  Lage.
1. Der Kreis der dinglichen Verfügungsgeschäfte ist 

im Sachenrecht beschränkt; hier gibt es keine freie 
rechtsgeschäftliche Gestaltungsmöglichkeit. Das hat sei­
nen Grund in dem besonderen Werte, der den Gegen­
ständen des Sachenrechts für die Volksgesamtheit zu­
kommt. Deshalb kann z. B. der Anspruch auf Grund­
buchberichtigung (§ 894 BGB.) nicht für sich allein ab­
getreten werden. Anders verhält es sich indessen mit 
der Abtretbarkeit des Herausgabeanspruchs I§ 985 BGB.). 
Denn diese Verfügung ist im BGB. ausdrücklich als 
mögliches Rechtsgeschäft vorgesehen (§ 255 BGB.), und 
es ist nicht anzunehmen, daß sie außerhalb des Scha­
denersatzrechtes unzulässig sein soll. Das ist heute herr­
schende, wenn auch nicht unbestrittene Meinung (vgl. 
S t a u d i n g e r - K o b e r ,  Bd. I I I 1 [10] S.625, Anm.Od 
zu §985; RGR.-ErlB. Bd. 3 (9) S.330, Anm. 1 Abs. 2 zu 
§ 985). Inwieweit diese Abtretungsmöglichkeit einzu­
schränken ist, bedarf hier keiner Erörterung.

2. Die Sachen, deren Herausgabe die Kl. verlangt, 
waren unpfändbar (§811 Ziff. 7 ZPO.). Daher konnte 
der Anspruch auf ihre Herausgabe, wie das OLG. richtig 
bemerkt, nicht abgetreten werden (§ 400 BGB.). Jedoch 
will das Urteil eine Ausnahme für den Fall zulassen, 
daß die Abtretung lediglich zur Einziehung erfolgt. 
Wenn es sich dabei auf die Rspr. des RG. stützen zu 
können glaubt, so ist das nur zum Teil richtig, weil das

l RÖ̂'
RG. neuerdings jene Ansicht preisgegeben hat. M ,t 
146, 398 (401) =  JW. 1935, 1687 & ist der Satz a ^  
sprochcn: „Das Verbot, eine Forderung abzutie ’ 
weit sie der Pfändung nicht unterworfen ist,, „ ¡nha# 
nach Sinn und Zweck des Gesetzes den gesaniten ^  
und Umfang des Anspruchs erfassen und muß s ' u„g;s- 
auf die Abtretung einer einzelnen aus dem F°r { -njs, 
recht fließenden Befugnis, hier der Einziehungsnc ^  
erstrecken.“  Dem ist beizutreten, und zwar ersten «eil 
des Wortlauts des Gesetzes (§ 400 BGB.), zwei ^ jasSe- 
nur so der Zweck des im öffentlichen Interesse 
nen Pfändungs- und Abtretungsschutzes erreich pfjti- 
kann, und drittens, weil berechtigte Belange ü 
Schuldners cs erheischen; seine Rechtsunsichen 
zu groß, insbesondere würde den schon ut< 
Lohnbüros eine neue untragbare Aufgabe zuget •

3. Man kann hier die erfolglose Abtretung äu ße­
rn eine Ermächtigung umdeuten, _ den Liei l(i
anspruch, obgleich er beim Eigentümer . r , „ > s  
eigenen Namen zwecks Einziehung geltend z: de®
Sachenrechtlichc Bedenken aus § 985 BGB. s vv,enK 
nicht entgegen; denn die Ermächtigung gen Z1I m  
weit als die Abtretung, und diese ist (vgl. 00 , § f  
zulässig. Dagegen ist die Ermächtigung _lia pf||zulässig. Dagegen ist die trmacntigung , -,j
BGB. unzulässig, weil auch sie dem Zwecke paS is 
dungs- und Abtretuugsschutzes zuwiderhei • e# 
schon in RGZ. 146, 398 (401) =  JW. 1935, t 
schieden worden. Wo unser Recht sonst de gaChî- - - - 1 * AU5mächtigungen kennt, handelt es sich stets u 1 ^ f 
halte, bei denen der Anspruch wenigstens ¡st'' 
Übung nach gepfändet werden kann. Auen 1 ^  r 
vorliegenden Falle unmöglich, so daß auc 
mächtigung nicht in Betracht kommt.lllUllll£UU£ UlUUl Ul uv.liuv.rn Ifjl U'-Ö 4

4. Der Herausgabeanspruch der Kl. ist als0riieine<1’.,,s 
det. Das mag auf den ersten Blick hart er5 Qffiz'L, 
hier die Ehefrau eines im Felde bcfindlicn g|ietiia' 
dessen Rechte wahrzunehmen trachtet. U j as 
wäre weit besser zum Ziele gelangt, wenn näcny
hätte, was dem gesunden Menschenverstand Q\\^%  
liegt: er hätte seine Ehefrau bevollmächtige ,ung o • 
den Gedanken, in solchen Fällen mit rcchtsteCijiii' 
Ermächtigung zu arbeiten, wird nur ein m pjeSer % 
sehen Dingen erfahrener Mensch kommen. tfe:¡j ii
weg hat hier auch nur deshalb einen ’chtigteV  
eine versehentlich für den falschen Sachb̂  ^ gn

' n w ogV 1!'

___________ __ ___________  mutfgc m>$,
chen. Die KL ist nicht durch das gf}teyersehê |$

eine versehentlich für den falschen sac i i u ' - .gn re0̂  
hobene Klageforderung nachträglich duren %v0ilte. 
technischen Schachzug in Ordnung bring njcl4 \v 
eines solchen Bedürfnisses willen kann m g 
tige soziale Grundsätze unserer Rechtsor . ^  V
rhpn Die Kl. ist nicht durch das gelte1. „ehe1) . creLI 1U11. JL/1C lilelll ------------ ---  Vv4. w
Recht, sondern durch ein prozessuales ¿je 
schwert. Es wäre richtig gewesen, man 
inenwoit 7iiriirkDrP70P,en und namens desinsoweit zurückgezogen und namens des 
neue Klage erhoben. .¿f

b) V e r f a h r e n s r e c h t l i c h e  Lage.  ^tss^il
Das OLG. hat diesem Teil der Klage da ^ usfiil'r 

würdige Interesse abgesprochen. Seine .¡i
darüber bedürfen der Ergänzung. ,c<rabeal1'it ^

1. Das Urteil geht davon aus, der HerausB s0 is m 
sei der Kl. abgetreten worden. Trifft eia v0rd V r  
KI. alleinige Gläubigerin der Forderung fa en ¿V
nacht das Recht nicht bloß in eigenem^ ni^r Qt‘
sondern sie erhebt ein eigenes»UF11V.IV. 1 11 Oiu V11IVUV V.»»» -- JAgl *■"
msehen, mit welcher Begründung' ™aKrctreite11 m
italtung ihr das Rechtsschutzbedürfnis sfc *aitung nir aas Kecmsscnuizucuu....-- 

2. Die Frage des Rechtsschutzinter ^
erst, wenn man nicht Abtretung, s°nd i.t das „ d fV 
annimmt. Eine verbreitete Lehre b' J «ann, 
Schutzbedürfnis des Ermächtigten nu ReC 
KI. ein besonderes Eigeninteressc an 
gung hat. M. E. bedarf diese Ansicht de Rech L y . 
Man kann gewiß der Auffassung ®î irJr,prneinê :e g i# C;0

tigung als ein Oeschäft des sachlich des■ * ^

IVldll K« 1111 gLWUl UUi nu "b Tnr1\C lflcl . Ff‘J fiO
der Ermächtigung sei überhaupt ^  . man d>e atf,
det man aber die Bedenken und erj)eJ Rech*eSgfH'?c,|i 
tigung als ein Geschäft des sachlich . des
sollte man auch das Rechtsschutzbedurfms ¿et j
tigten nicht bestreiten. Sonst nimmt man^ ¿ßt p i  
Hand den größten Teil dessen, was man n ke„ e ¿p 
Hand gibt. Eine Ermächtigung, hinter vVnf 
befugnis steht, ist ein stumpfes Schwert.
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deni V i f  anzunehmen sein, daß der Ermächtigte nach 
tun» des Ermächtigenden auch zur Prozcßfüh-
Schaft in '®t ist und daß er eine Art Prozeßstand- 
RG.: uv"nehat. Lehnt man das ab, so sollte man mit 
diirfnij ‘ 1747i2 den Begriff des Rechtsschutzbe-
^ichnptrecht vveit lassen. Dort ist es als genügend 
setzen «,•}, Wen.n der Kl. durch die Klage sich instand

hätte ' ’ seine eigenen Gläubiger zu befriedigen, 
nis 4er nian vorliegendenfalls das Rechtsschutzbcdürf- 
Was an Zn,, ,minciestens dann bejahen können, wenn — 
Schaftii»i, lehlnen ist — das Obsiegen auch ihr wirt- 

II. DerZngUte kommt.
i An J?.u ^ungsansp r uch .
"Hilf (jie P ruc'1 der Kl. darauf, daß bei der Vollstrek- 
“ekl. p„ri„ In,w,esenheit ihres beauftragten Ehemanns vom
gründet. Fi, i  " '- “ -‘tu müsse, isi saffluen-iceuun.il ue- 
sPrUch du Sn°eŝ eht aber kein- Bedürfnis, diesen An- 

,%«n Vj/A geltend zu machen npnn ein an
IzieW .. ‘^erstand des Schuldners hätte

geduldet werden müsse, ist sachlich-rechtlich be-

etw,.
volIz

Erwirk,°n 'An}ts wegen zu brechen, so daß es hierzu 
nicht bedarf ^ e'nes besonderen vollstreckbaren Titels 

br°f. nr ,v,
• Wi l he l m H e r s c h e l ,  Frankfurt a. M.

D RG *
f t W ) . '  ¿ l A ? 3 9  BGB.; Art. 131 WeimVerf.; § 127 a 
7 ‘.Mai fgnt: , r ^ R  II 1 2 ; Nr. 4 der Kabinettsorder vom 
Jil* haben , i , A i 4<))- Schrifttum und Rspr. der früheren 
t: ulen über^S ächtigungsrecht der Lehrer an Berufs-
/ 'e b e  1A1.nst™tnend bejaht (vgl. RGSt. 35, 182; 45, 1; rera“ i  »Die 7 «;i_ ,...j . iL c '.Ä iu l .  c .n . ._1 „1,

Denn einen 
des Schuldners hätte der Gerichts-

und strafrechtliche Steilung 
uSel  kaufmänn1-44̂  H 0 1 , 1 e r * »Das Recht der 
lii4 Fachseh.,, "»«ehen und hauswirtschaftlichen
sei e 2eit nach'S Pre,ußen“ > S. 400 ff.). Hieran m-..........
' cht äbn»i* j dem Umbruch festgehalten werden. Die- 

:.a.^Gewn Züchtigungsrecht des Lehrherrn nach

des Leh- 
der gewerb- 

Berufs- 
muß auch

........ - .............
or,i Sen in s' ei, auch jetzt noch maßgeblichen Bestim- 
J,!er v- 14. Mai —  ’ 11 12 sowie in N r‘ 4 der Kabinetts-
5üf?edehnt vv fri825 (ÖS. 149) niemals zu Mißhandlungen 
iihe? !,Ur auf P„it n’ welche der Gesundheit des Schülers 

uh °.b Back»n!frn.<e Art schädlich werden könnten. Dar­
ies S4nd. hat i,ei,ĉ .e und Ohrfeigen gesundheitsgefähr-W  hat cjpl, ““«* Cllll leigen gcauiiuuciiogt.ou.-
/r® Ffage n,nRC 1 kerne einheitliche Auffassung gebildet. 
wG., u [ j,. v°u Fall zu Fall entschieden werden.

lVSen-> U.v. 8. Nov. 1940, IR 24/40.) [N.j
i '-.RG.

sn,gcste]li®43.BGB-; § 1542 RVO.; § 256 ZPO. Wenn 
Mij,j Caaden an ’ . r durch einen Verkehrsunfall dauern- 
nen, 7Ung seinPrClKer Gesundheit erlitten hat, trotz einer 
Wii.» citgebpi- beruilichen Leistungsfähigkeit von sei- 
so ¡Ju.ngen vzi« Zu den gleichen Arbeits- und Entgelts- 
WariP d,ln hinsiriir dein .Unfall weiterbeschäftigt wird, 
gen s .n entstailjp 1 ucn seiner Erwerbsverhältnisse kein 
des n;'nes Arbpii^V861*58! wenn fürsorgerische Erwägun- 
^t(.||/ns‘vPrhSh5ebers lür die unveränderte Fortsetzung 
so 4 te Von einpr'SRes n,aßgebend waren. Erhält der An- 
Wl n ,'d'ese bp; a?5 “ fsXen6s8enschaft eine Unfallrentc, 

Rente,... c"’ Schädiger nicht Rückgriff nehmen, 
l*eht 4,1 Sen n|j ‘ “ ’wand kein Schaden im Sinne der Be- 
Wat?p dem - • ' ?  unerlaubten Handlungen gegenüber- 

^etin S.Präclie L ,,n Rechtsnachfolge nach § 1542 RVO. 
.'n eine e‘ ’C'len könnte/ r0chp 1 einer c„Y , K°nnte.

;ei* Sehp.tes G e s r i,Ju- ^densersatzsache die Leistungsan- 
r ’ hau' <sä<zen dpp'n1!11 ßGriedigt worden " ” A 
. ’ende aach zuküV^ 'Fhichtigen Partei er

sind und in
“Ute »'"A11 Zuküuf7-‘ '1'“LV,,USCI1 canei erklärt worden 

,Jhgen h ac*’ anerlip„ . Schadensersatzansprüche dem 
n'hsf w es §256 würden, so fehlen die Vorausset-
Wnpr 1,11 in den E k l r e‘ne Feslslellungsklage; denn,Clen P.1,1>. 1 Cöiaiciiuugaiuagc, ucau,

der Schriftsätze, die dem 
tW d0i  ‘^enVollte d’ i10,01’ kein vertragliches An- 
Ai?̂ e!n, 8chon riari ,e’ ,so lsi der Schadensersatzberech- 
Sh8Prüci«d® des f rW Cl geschützt, daß er einer Verjäh- 
tS.Hini*’’ den Fjn ‘ a^verpflichteten gegenüber späteren
W|chtS'ck auf ¿"^a".d der unerlaubten Rechtsausübung

An, 0 a enigcgen5io,.lshcnge Verhalten des Ersatzver- 
rv23.M ,: i„?ens<e,len könnte, f)

raße in p s !eßen in der Kreuzung der U.- und11038 
m e

ein Straßenbahnwagen der E.er Ver-

kehrs-AG. und der Lastkraftwagen des Bekl. zu 1, den 
der Bekl. zu 2 lenkte, zusammen. Hierbei wurde neben 
anderen der Straßenbahnangestellte K. verletzt. Die Kl., 
als die zuständige Berufsgenossenschaft, gewährte ihm 
die ihm nach der RVO. zustehenden Leistungen und be­
willigte ihm durch Rentenbescheid v. 31. Jan. 1939 für 
die Zeit v. 3. Nov. 1938 bis zum 15. Dez. 1938 eine Un­
fallrente von 60o/o und von da ab bis auf weiteres eine 
solche von 50o/o. K., der seit dem 3. Nov. 1938 wiederum 
zum alten Lohn bei der E.er Verkehrs-AG. beschäftigt 
ist, bezieht die Rente auch weiterhin.

Die Kl. begehrt Verurteilung der Bekl. zur Zahlung 
von 783,70¡RM sowie von monatlich 76,70¡RM v. l.Sept. 
1939 ab; ferner hat sie mit der Klage Feststellung ver­
langt, daß die Bekl. als Gesamtschuldner verpflichtet 
seien, ihr auch alle weiteren Aufwendungen in der Un­
fallsache K. im Rahmen des § 1542 RVO. zu ersetzen, 
die sie nach den Bestimmungen der RVO. für den Ver­
letzten noch machen müsse. Sie macht geltend, die hinter 
den Bekl. stehende Versicherungsgesellschaft habe mr 
alle übrigen Aufwendungen ersetzt, weigere sich aber, 
die dem K. zugebilligte Unfallrente zu erstatten. Auch 
hierzu seien die Bekl. aber verpflichtet. Denn wenn K. 
von seiner Arbeitgeberin auch heute noch seinen vollen 
Arbeitslohn erhalte, so sei er doch tatsächlich infolge der 
Unfallfolgen nur in der Lage, etwa die Hälfte dieses 
Lohnes zu verdienen, während ihm der übrige Teil des 
Lohnes von seiner Arbeitgeberin als freiwillige Zuwen­
dung gezahlt werde; er werde in dem Betriebe über­
haupt nur deshalb weiterbeschäftigt, weil er in ihm den 
schweren Unfall erlitten habe und keinen weiteren Scha­
den erleiden solle. K. habe daher gegen die Bekl. An­
spruch auf Ersatz des Lohnteils, den er nicht verdienen 
könne, dieser Anspruch sei nach § 1542 RVO. auf die 
Kl. übergegangen. . ... , _

Das LG. hat den Zahlungsanträgen nn wesentlichen 
entsprochen, jedoch die Feststellungsklage abgewiesen. 
Das BG. hat die Klage abgewiesen. Das RG. bestätigte.

Zur Berufung der Bekl. geht das BG. zutreffend da-, 
von aus, daß die Entsch. allein davon abhänge, ob ein 
Anspruch des verletzten K. auf Gewährung einer Rente 
nach § 843 BGB. oder nach §11, 13 KraftfG. wegen 
Minderung seiner Erwerbsfähigkeit bestehe, dei nach 
§ 1542 RVO. auf die Kl. übergegangen sein konnte. Ein 
Schadensersatzanspruch des Verletzten K. die
Bekl. wegen Minderung der Erwerbsfahigkeit hatte so­
wohl nach § 843 BGB. wie nach § 11 KraftfG. zur 
Voraussetzung, daß dem K. durch die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit ein „Schaden“ , der ersetzt werden 
könnte, oder, wie §11 KraftfG. es ausdruckt ein Ver- 
mögensnachteil entstanden wäre. Das ist jedoch nad 
den einwandfreien Feststellungen des BG. hier tatsäch­
lich nicht der Fall. K. ist auch weiterhin bei seiner frü­
heren Arbeitgeberin im Dienst und bezieht aut Grund 
seines Arbeitsvertrages denselben Lohn wie vor dem 
Unfall. Seine rechtliche Stellung gegenüber dem Arbeit­
geber ist völlig unverändert geblieben, sein Arbeitsver­
dienst, auf den er einen rechtlich verfolgbaren Anspruch 
hat, hat sich infolge des Unfalls gleichfalls nicht ge­
ändert, insbesondere nicht vermindert. Es ist daher recht­
lich einwandfrei, wenn das BG. verneint, daß dem Ver­
letzten ein Schaden hinsichtlich seines Lohnes erwachsen 
sei und ihm insoweit ein Schadensersatzanspruch, der 
auf die Kl. hätte übergehen können, zustehe.

Die Rev macht gegenüber den Ausfuhrungen des BG. 
geltend, darin, daß man den K. in die Lage versetzt 
habe den arbeitsvertraglichen Anspruch auf vollen Tarif­
lohn zu erwerben, liege eine doppelte Freigebigkeit i . S. 
der Rechtsgrundsätze über die Anrechnung von Leistungen 
Dritter Da K., so meint sie, keinen Anspruch auf Weiter­
beschäftigung gehabt habe, so habe der Betriebsführer 
ihm in der Abstandnahme von der Kündigung eine frei­
willige Zuwendung gemacht; überdies liege eine frei­
willige Leistung insofern vor, als der Betriebsführer bei 
dem°Entschluß, von der Kündigung Abstand zu nehmen, 
nicht einmal von der ihm zustehenden Befugnis Gebrauch 
gemacht habe, K. in eine geringere Lohngruppe einzu­
weisen. Diese Ausführungen vermögen der Rev. nicht 
zum Erfolg zu verhelfen. Die Frage, ob freiwillige Lei­
stungen Dritter auf die Schadensersatzverbindlichkeit des 
Schädigers angerechnet werden können oder nicht, kann
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überhaupt nur dann praktisch werden, wenn feststeht, 
daß der Verletzte hinsichtlich seines Verdienstes infolge 
des Unfalls irgendeinen Schaden erlitten hat. Liegt ein 
solcher Schaden nicht vor, dann kann auch die Frage 
einer Anrechnung keine Rolle spielen. Wenn aber ein 
Angestellter trotz des Unfalls seine Stellung behält und 
sein Gehalt weiter bezieht, so kann, wie der Senat — 
wenn auch in anderem Zusammenhänge — bereits in der 
Entsch. V I11/38 v. 23. Juli 1938 ausgesprochen hat, regel­
mäßig nicht davon gesprochen werden, daß ihm aus der 
Körperverletzung (soweit es sich um die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit handelt) ein Schaden entstanden sei. 
Lediglich für den Fall, daß der Arbeitgeber das Gehalt 
nach dem Unfall nicht mehr als Arbeitslohn, sondern 
aus rein fürsorgerischen Erwägungen weiterzahle, wird 
dort eine Ausnahme gemacht und wird es für angängig 
erklärt, einen Schaden des Verletzten anzunehmen. Dar­
an ist festzuhalten. Wird das Arbeitsverhältnis, wie es 
nach den einwandfreien Feststellungen des BG. hier der 
Fall ist, rechtlich unverändert fortgesetzt, verbleibt also 
der Angestellte in seiner Stellung und erhält er, wie vor 
dem Unfall, seinen Lohn weiter als wirkliches Arbeits­
entgelt, so kann, auch wenn fürsorgerische Erwägungen 
des Arbeitgebers für die Beibehaltung des früheren 
Zustandes mitbestimmend gewesen sind, nicht davon ge­
sprochen werden, daß dem Verletzten durch seine auf 
den Unfall zurückzuführende Minderung seiner Erwerbs­
fähigkeit ein „Schaden“  und daraus ein Ersatzanspruch 
gegen den Schädiger erwachsen sei. Rechtlich wie wirt­
schaftlich ist dann die Stellung des Verletzten, soweit es 
sich um seinen Verdienst aus Arbeit handelt, durchaus 
unverändert geblieben, und es ist nicht abzusehen, nach 
welcher Richtung hin ihm aus der Beeinträchtigung 
seiner Arbeitsfähigkeit ein Schaden erwachsen sein sollte.

Aus denselben Erwägungen folgt, daß auch der Hin­
weis der Rev. auf die Unzulässigkeit der Anrechnung 
von Leistungen, die Dritte auf Grund vertraglicher Rechts­
ansprüche bewirken, nicht durchgreifen kann. Denn es 
bandelt sich bei der Belassung des Arbeitnehmers in 
seiner Stellung und bei der Weiterzahlung des Lohnes 
auf Grund des bestehen bleibenden Arbeitsverhältnisses 
nicht um eine erst durch das Unfallereignis äusgelöste 
Leistung eines Dritten, sondern allein um die in recht­
licher und wirtschaftlicher Hinsicht völlig unveränderte 
Fortsetzung des bisherigen Arbeitsverhältnisses. Bei einer 
solchen Sach- und Rechtslage, aus der sich das Fehlen 
eines aus der Minderung der Erwerbsfähigkeit folgenden 
Schadens ergibt, muß auch der Hinweis auf § 843 Abs. 4 
BGB. versagen.

Der Rev. kann weiter auch nicht zugegeben werden, 
daß das Ergebnis, zu dem das BG. gelangt ist, von dem 
gesunden Rechtsempfinden des Volkes nicht verstanden 
werde und daher nicht zutreffen könne. Sie führt dazu 
aus, es könne nicht angehen, daß ein öffentlich-recht­
licher Versicherungsträger auf Grund der RVO. nach 
Maßgabe der in abstrakten Prozentsätzen festgestellten 
Erwerbsbeschränkung Leistungen an den Arbeitnehmer 
zu bewirken habe, welche aus der Tasche aller Arbeit­
geber und Arbeitnehmer bestritten werden müßten, 
während der Schädiger frei ausgehe. Dieses Ergebnis, 
das im Einzelfall, wie hier, gelegentlich eintreten kann, 
findet, worauf die Bekl. bereits zutreffend hingewiesen 
haben, seine Erklärung in der Verschiedenartigkeit der 
Voraussetzungen, an die die Leistungen der Träger der 
Reichsunfallversicherung und die Schadensersatzpflicht 
des Schädigers geknüpft sind. Während die Leistungen 
der Berufsgenossenschaften davon abhängig sind, ob und 
in welchem Umfange die Erwerbsfähigkeit des Ver­
letzten abstrakt und unabhängig von seinen tatsächlichen 
Erwerbsverhältnissen beeinträchtigt ist, setzt die Ver­
pflichtung des Schädigers zum Schadensersatz voraus, 
daß dem Verletzten ein tatsächlicher Schaden erwachsen 
ist; die bloße abstrakte Minderung der Erwerbsfähig­
keit ist insoweit nicht von Bedeutung. Daß sich bei 
dieser grundsätzlich verschiedenartigen Gestaltung der 
Haftungsgrundsätze auch Verschiedenheiten hinsichtlich 
der Haftung als solcher und ihrer Höhe im Einzelfall er­
geben können, liegt auf der Hand.

Die Feststellungsklage erachtet das BG. für unbe­
gründet, weil es an den Voraussetzungen des § 256 ZPO.

[Deutsches Recht, Wochenausgf!

, iri Fe-:[
fehle, insbesondere an einem Interesse der £ • ¡e sie 
Stellung der Ersatzpflicht der Bekl. als solcne , ^
der Antrag verlange. Die Rev. ist der Meinung, er'
dieses Interesse bereits aus der kurzen .VerJ unzu.'
gebe, deren Verlängerung durch Vereinbar gekf 
lässig sei. Auch diese Rüge ist unbegründet. ^  <jert 
haben die sonstigen Ersatzansprüche der K • v0r«'
Unfall befriedigt und auch im Rechtsstreit vV0l]eni
herein ausdrücklich erklärt, nicht bestreiten . der
daß sie aus dem Unfall der Kl. haften und u >„ese au1 
Verletzte Schadensersatzansprüche hat una, ßetr{le
die Kl. übergegangen sind, die entsprechen ^  ha' 
zahlen müssen; im Schriftsatz vom 22̂ ^ApaUSdrückuĉ
ben sie ihre Verpflichtung hierzu s02a,r .o“ "" wie 
anerkannt. Tatsächlich streiten die Partei 
Berufungsrichter zutreffend hervorhebt, au< 
um die Ersatzpflicht als solche, sondern 
dem Verletzten der Höhe nach in einer 11 RprUftiflfFdem Verletzten der none nacn m - ßerui11"6„
Ziehung ein Schaden entstanden ist. Wenn d ^  Kl- ?. 
richter unter diesen Umständen ein Interess , s0 i 
alsbaldiger Feststellung der Ersatzpflicht v <ett ajj 
das rechtlich nicht zu beanstanden. Daran ■ n'c 
der Hinweis der Rev. auf die kurze VeriaürujB bis z« 
Abgesehen davon, daß diese durch das Jrf.-rhenii'^'L 
letzten mündlichen Verhandlung in der La ¡ 5, 
aufrechterhaltene und betätigte Anerkenn -rze
§ 208 BGB. unterbrochen ist, läßt auch 9 ¡̂ ere A 
Verjährung im Hinblick auf die Möglichkei, nicht , 
erkenntnisse der die grundsätzliche H a f t ,  ein rer­
streitenden Bekl. in Zukunft herbeizufun ^eStstell“ j|
liches Interesse an alsbaldiger gerichtlicn n0ch m j 
der unstreitigen Haftung der Bekl. als ,s0\Lenn die. ,aeti, 
erkennen. Überdies aber würde die K I . , H,fen "'ür be. 
späterhin sich etwa auf die Verjährung ' ^a]te' ,n

den tinwand der uneriauoten Keciu»«"5̂ ^  sogal jas 
halten können, sofern nicht jenes Verli soHte’1 i* 1 » t .    bu*1» ja

u c r  u n s iie i i ig e u  i ia u u n g  u c i u u u . v e n H  ü ••
erkennen. Überdies aber würde die Kl., w 
späterhin sich etwa auf die Verjährung P iiajten, 
ihnen im Hinblick auf ihr bisheriges V ĵ echtss n. 
sondere auf ihre Stellungnahme in diese 1in(r 
den Einwand der unerlaubten Rechtsausu ® s0gaf 
halten können, sofern nicht jenes Ver« ¡n sollte' 
vertragliches Anerkenntnis zu würdige11 würd«' 
der dreißigjährigen Verjährung unter heg ^  [H l

(RG., VI. ZivSen., U. v. 16. Nov. 1940, VI ^

Anmerkung: Soweit der bezifferte F S Ä ' S  
halb abgewiesen worden ist, weil ein » v0rbeö ßes 
letzten i. S. des bürgerlichen Rechts n gjn g 
dem Urteil voll und ganz zuzustimrn nv cj,kei‘i  zjaF 
Unternehmen verfügt immer über die, conderefl. pn 
lungen rein fürsorgerischer Art aus 11 aber j ein£li
mittein zu leisten. Im vorliegenden rau , t£ ha
lung durchweg als Lohn erfolgt, der . wür° jjld  
rechtlichen Anspruch darauf gehabt, ¡stung - 
dem gleichen Grunde die Zahlung de ua„CrScli'ej
Abgaben, der Lohn- und Bürgersteuer ünte
haben. Aus diesen Anzeichen läßt slf "  chäftigu”^e ei"' 
zwischen einer wirklichen Weiterbescn rge ^
einer aus sozialen uiuuucu '•"X ® ztizusr, vv « 
deutig fcststellen. Es ist dem RG; a sozia^ffig11̂  
die bloße Tatsache einer, Mitwirkung¡. beSÄ eSefl 
legungen bei der Zubilligung der Ct1tliche5'.fl ei"e. 
den Lohnanspruch noch nicht seines vorli^B fl, 1'’ « 
entkleiden kann. Infolgedessen ist d - y erlet21 sCw 
Schadensersatzanspruches auf se' ictl n„ rI1fsgen°s 
eher nach § 1542 RVO. auf die Be« 8 flf W 
hätte übergehen können, nicht erwi ^ de' 5fr:'1'

Die allgemeinen Gesichtspunkte bezr'S^ ¿er M 
Versicherungsträger unbefriedigenden v0lI1 „,cb . 
fon Qrliiirlpnchprpr'iiniinO' der RVO. _

empfinden des Volkes, auf welches sic 
hat, wird niemals Verständnis tm

bei“en bcnaciensoerccnnung uei nas
alls überzeugend behandelt worden. dje Kj^e scj^

;rstanums -  „tze ,ej
densberechnung der Versicherungsg erjetzten> 
können. Dies gilt sowohl für den ui)£j ei"V 
seinen vollen Verdienst weiter e r enSchaft, er itĵ Jii 
durch eine Rente der Berufsgeno vrdQ &W ftf 
wird, wie umgekehrt für den Verle Er"rer i^e"1 <r£" 
einer prozentualen Minderung n und V f da5J(e 
ühprViannt nichts mehr verdienen kann au rti%.
cuiei ijiuzcuu.iiii'.“  . ,nn uriu „f -- op
überhaupt nichts mehr verdienen dahef s o " t  
eine Teilrente bekommt. Wenn man w,n, ĵe 
sunde Rechtsempfinden Rücksicht nen‘ . heruns 
man zweifellos auch für die Sozialve
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tühren̂ Cnâ ens" erec" nung des bürgerlichen Rechts ein- 
mit einPrUadurc*1 werden aber die Versicherungsträger 
die konkrgteWaltigen Verwaltungsarbeit belastet, weil für 
?telluno- ri e Schadensberechnung die medizinische Fest- 
^igkejt • Prozentsatzes der Minderung der Erwerbs- 

jsi 1J?imer nur ein Anhaltspunkt unter vielen an- 
0ffenh'eSe Ermittlungsarbeiten will der Gesetzgeber

"•Jahr Rechtsprechung 643

d«ren
aber
und
s'rakt

offenK ‘-rmittiungsarbeiten will der uesetzgeDer
es ,,e j  ,detl Versicherungsträgern nicht auflasten, “  Wird Heo„r„__________________ivi l j vcrbicncrungbiragcrii m ini duiiaaicu,
-;en Sei ?eswegen wohl notgedrungen bei der ab- 

Interest1 ¿^beueehnung verbleiben müssen. 
fC|5tstelln„ er *s4 hie Stellungnahme des RG. zu dem 
jetzigen J?saidra£e- Einmal wird man als Folge der 
F°rderunrro"u' des RG. über die Beschränkungen des 
*ö*hien rgan?es nach § 1542 RVO. sich daran ge- 

Vers-Ul Sen’ daß es eine Feststellung zugunsten 
2eben i- . , '0lle.rungsträgers nicht mehr in dem Sinne 
i endunp-pn ’ d,aB der Schädiger zum Ersatz aller Auf- 
rt Se Fes+jtpn ec!"hin verpflichtet ist. Vielmehr wird 
,ali der v J  r?® .immer der Klausel unterliegen müssen, 
h  -hutigcn t e Ze>tpunkte der Entstehung der Auf­
lage Scha/-i er Berufsgenossenschaft noch iibergangs- 

FPl S+l r,?.ahan!Prüche.n.ach bürgerlichem Recht
am it 7\v luns Kann sicn mitnin nur aui uie 

Furner ^ f a h  beziehen.
“es FeststpH, es nach diesem Urteil zur Begründung 
meLr> auf Hu^mteresses i. S. des § 256 ZPO. nicht 
mear darf ai5 Idr°liende Verjährung hinzuweisen. Viel- 
(j„etl Werden r>, „ cbisgru»dsatz aus der Entsch. entnom- 
f^.Haftuno'’ n ein im Prozeß gegebenes Anerkenntnis 
dr?es ist d ip/? P runde nach (im Sinne des Prozeß- 
ij:l Arglist n J  kain Anerkenntnis) immer den Einwand 
ent rs zu « " Ü b e r  der Verjährungseinrede des Schä- 
eg Lphcht einpmUnj ^ n Vermag. Dieser Rechtsgrundsatz 
dißoatln dahpp "ringenden Bedürfnis der Praxis, und 

S6r AllgemP;nvir- begrüßt werden, daß er vom RG. in 
8 meinhe‘t ausgesprochen wird.

RA. Dr. W. Wus s ow,  Berlin.

dun^^iisanlrt?1 BGB,; §§ 640 **• z p o - Um bei e!ncrVeT, aber den p eine möglichst richtige Entschei- 
Ugung sj„, «milienstand zu treffen, müssen alle zurUen ®Ung stehn anulienstand zu treffen, müssen alle zur 

rautHausSescliör.ft en Beweismittel, die Erfolg haben kön- 
Ver?e Zeit koPe* ,Werden. Wenn die Beweisaufnahme ge­
eit, UA«an§ stehnn ,wed nicht genügend Gutachter zur 
'Pclip destahn,. ^der Weil die Prüfung der Ähnlichkeit
NacLl'SFeit HPr des Kindes erfordert, so zwingt die *5|ite i« • uer zu Iris— j ._ -T7___ V__ - - -'acht U der — 5 *x ,u u cs  e n o ru e r i ,  so ¿ t v iu j i  u ic

r,. in Ka„tzu klärenden Frage dazu, auch solche
B e k l Z"  n e h m e " .Ie .desE b? lB?ki. ist

... a... 0? der erst im Juli 1939 geschiedenen 
J .fj? - Im Sclip.-.i "4a‘ ^39 von seiner Ehefrau geboren 
Fheiirl^isilt worn'Un2?struit ist Ehebruch der Frau mit 
£efp„. .keit .9cn- Im Scntemher 1010 hat der Kl. dielitochT'*1 "er RCbi' Im.SePtember 1939 hat der Kl. die 
®ehifii» 1 damit _e , m‘t der vorliegenden Klage an- 
'v°rden  ̂ der Bekl1'0-1 be'.m EG. Erfolg gehabt. Auf die 

B, : • !St die Klage hingegen abgewiesen
“UZUr̂ BB. rnnft . „ .

werden, weil das BG. mit 
«eit-""- ~ ........................

aufgehoben _  ............
St e;nens abgpippj’.dcn die Einholung eines Ähnlichkeits 
,Jeset?nfS Kindes , ^ . bat- E>ie Anfechtung der Ehelich­
est das S n J ehort zu den Streitigkeiten, die das 
N ’Bm 11 sie vn„ urverfahren der §§ 640ff . ZPO. ver- 
..Uaus deufllnn. besonderer Wichtigkeit sind un;.‘»ius „-umn„  ,.:„“ v-^yi'derer Wichtigkeit sind und in 
(i"d l)0̂ Uctl die über die Belange der Beteiligten 
tf11 Wirhpdcre Vorn uS■Gemeinschaft betreffen. Deslialb 
3ellp„kljchen SarVChriI te.n gegeben, deren Ziel es ist, 
&  nJ' ^ie P f i j ~ h + m ö g l i c h s t  zuverlässig fest- 

m diesen u ! d.'rs Qer>chts zu seiner Aufklärung 
dile«izeit!naus- IedPT SDande.n über das sonstige Maß er- 
cl'/Vn Kleh Falle »t zu benutzen, das
Ai. btenntl‘ Selbst , ugbar ist und der Sachaufklärung 
„ S h > r ¡n . 'venn es zuträfe, daß Ähnlichkeits- 

eineeslteMnasten Fällen die Grundlage für die 
lirt.schlifodas kein , .annes als Erzeuger abtreben kön-"ckr-meR,,- -vein AuIpr ”  al? Erzeuger abgeben kön- 
sta *it (|pUng zu unt»aiß’ um den Versuch einer solchen

gebotenen psse"  und damit auf eine Mög' i HUr Szu v e r S "  peststellung der wirklichen Ab-
' Ino L In PÖ1fÄM • .1 _____ icfeine verzichfp aer wirKiicncu *\u-

li«W=r in beschränuV 11 Fällen, in denen bekannt ist, 
ßliSütapi?ge stehen^+e- ^ nzalil1 von Männern als Er- 

Cß̂Ung meist’ es aber auch nicht zu, daß 
zu keinem genügend zuverlässigen

Ergebnis führe. Im vorl. Falle kommt, soweit bisher be­
kannt ist, neben dem Kl. nur noch J. als Erzeuger in 
Betracht. Deshalb ist ein Erfolg des beantragten Be­
weises keineswegs ausgeschlossen. Auch die Überlastung 
der zur Verfügung stehenden Sachverständigen kann die 
Ablehnung der Beweisaufnahme in einer so wichtigen 
Angelegenheit nicht rechtfertigen, wie denn auch in 
zahlreichen Fällen gleicher Art andere Gerichte solche 
Beweisführung schon zugelassen und mit Erfolg ab­
geschlossen haben. Endlich gibt das Gesetz auch keine 
Handhabe dazu, die von ihm selbst gebotene Sachaufklä­
rung mit der Begründung abzulehnen, sie werde den 
sonst entscheidungsreifen Rechtsstreit auf längere Zeit in 
der Schwebe lassen. Solange die vom Gesetz geforderte 
erschöpfende Aufklärung des Sachverhalts nicht durch­
geführt ist, kann der Rechtsstreit nicht als reif für die 
Entscheidung angesehen werden; denn die vorher mög­
liche Entscheidung ist, da sie nur auf der fortbestehen­
den Ungewißheit des Tatbestandes beruhen könnte, eben 
nicht die vom Gesetz geforderte, möglichst zuverlässige 
Feststellung über die Familienzugehörigkeit des Kindes. 
Auch die Befristung der Ehelichkeitsanfechtung, mit der 
erreicht werden soll, daß der anfechtungsberechtigte Ehe­
mann seine Entscheidung bald trifft, darf nicht mit der 
Dauer des Rechtsstreits in Verbindung gebracht werden. 
Sie hat vielmehr ihr Ziel erreicht, sobald die Ehelich­
keit zum Gegenstand eines Rechtsstreits durch die Klag­
erhebung gemacht worden ist. Dann hat der Ehemann 
seine Entscheidung getroffen. Mit diesem Zeitpunkte 
tritt an die Stelle des mit ihr verfolgten Zieles das an­
dere, das das Gesetz in der möglichst richtigen Entschei­
dung über den Familienstand sieht. Dieses Ziel aber er­
fordert die Ausschöpfung aller zur Verfügung stehenden 
Beweismittel, die Erfolg haben können. Wenn die Be­
weisaufnahme geraume Zeit kostet, weil nicht genügend 
Gutachter zur Verfügung stehen oder weil die Prüfung 
der Ähnlichkeit ein Mindestalter des Kindes erfordert, so 
zwingt die Wichtigkeit der zu klärenden Frage dazu, 
auch solche Nachteile in Kauf zu nehmen.

(RG., IV. ZivSen., U. v. 9. Dez. 1940, IV 268/40.) [He.]
*

i). RG. — §§ 1643, 1822 BGB. Da der Vater in 
der Ausgestaltung des schuldrechtlichen Grundstücks­
erwerbsvertrages freie Hand hat, so kann er, ohne daß 
die vormundschaftsgerichtliche Genehmigung erforderlich 
wäre, das Kind zur Bestellung einer Restkaufgeldhypo­
thek oder zur Übernahme einer auf dem Grundstück 
ruhenden Hypothek verpflichten. Auf diese Rechtsgeschäfte 
findet die Vorschrift des § 1822 Nr. 10 BGB. keine An­
wendung (vgl. RGZ. 133, 7; 158, 210 sowie 108, 357; 
110, 173).

(RG., V. ZivSen., U. v. 28. Nov. 1940, V 41/40.) [N.]

Preisbildungsrecht
* *  1 0 . RG. — § 134 BGB.; PreisbildungsG. v. 29. Okt. 
1936 (RGBl. I, 927); PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 
(RGBl. I, 955). Ein Grundstückskaufvertrag, der ab­
geschlossen wurde nach Inkrafttreten der PreisstopVO., 
aber vor der vom Preiskommissar am 6. Okt. 1937 getrof­
fenen Anordnung zur „Preisbildung und Preisüberwachung 
bei Grundstücken“  (Fünfte Anordnung über die Wahrneh­
mung der Aufgaben und Befugnisse des Reichskommissars 
fiir die Preisbildung; RAnz. Nr. 238; RdErL Nr. 155/37; 
RAnz. Nr. 239), kann vom Käufer nicht mit der Begrün­
dung beanstandet werden, daß der vereinbarte Kaufpreis 
das volkswirtschafllich gerechtfertigte Maß ubersteige. t )

Der Kl. kaufte durch notariell beurkundeten Vertrag 
v 26 Juli 1937 vom Bekl, einem damals in Dresden 
wohnenden Juden holländischer Staatsangehörigkeit, des­
sen in Charlottenburg, X.straße 81, gelegenes Mietwohn- 
haus zum Preise von 164 500 JU l. Die Auflassung er­
folgte gleichzeitig. Der Kl. wurde am 13. Aug. 1937 als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen, nachdem er eine 
behördliche Bescheinigung darüber vorgelegt hatte, daß 
der Eintragung steuerliche Bedenken nicht entgegenstän­
den (§ 189 b, 189 d RAbgO., i. d. Fass. v. 5. Mai 1936 
[RGBl. I, 422]) und nachdem amtlich bescheinigt worden 
war, daß es keiner Genehmigung nach dem WohnSiedlG. 
v. 22. Sept. 1933 (RGBl. I, 659) bedürfe. Der Käufer über-

81*
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nahm eine Hypothek in Höhe von 90 000 OM. 44 500 ¿RM 
vom Kaufpreis wurden bei Vertragsschluß und 3000 ¿RM 
später bezahlt. Wegen des Restes von 27 000 ¿RM kam es 
zum Prozeß. Der Käufer verweigerte die Zahlung, indem 
er Minderung und Schadensersatz wegen Nichtvorhanden­
seins zugesicherter Friedensmiete und wegen baulicher 
Mängel beanspruchte. Er wurde jedoch rechtskräftig zur 
Zahlung verurteilt, zuletzt durch Urteile des KO. vom 
24. Jan. und 26. Mai 1939. Er bezahlte die Urteilssumme, 
wandte sich aber an die Preisprüfungsstelle mit der Bitte, 
auf Grund der PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 „den Betrag 
zu ermitteln, um den der Kaufpreis mit Rücksicht auf die 
unrichtigen Friedensmieten und die vorenthaltenen beiden 
Gutachten über den wahren Wert des Grundstücks zu er­
mäßigen ist“ . Der Bezirksbürgermeister erteilte am 
28. Juni 1939 folgenden Bescheid:

„Auf Ihren Antrag v. 9. Juni 1939 bestätige ich Ihnen, 
daß der in dem Kaufverträge v. 26. Juli 1937 . . .  ver­
einbarte Kaufpreis von 164 500 ¿RM gegen die VO. über 
das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Nov. 1936 . . .
. . .  verstößt.

Der volkswirtschaftlich gerechtfertigte Wert beträgt 
unter Beachtung der obengenannten VO. 116 500 ¿RM'.U

Daraufhin verlangte der Kl. Rückzahlung von zunächst 
6500 ¿UM nebst Zinsen, da die Kaufpreisvereinbarung in 
Höhe des Überpreises von 48 000 ¿UM nichtig sei.

Dem trat der Bekl. entgegen wie folgt: Der Klage stehe 
die Rechtskraft der im Vorprozeß ergangenen Verurtei­
lung auf Zahlung von 27 000 ¿RM Restkaufgeld entgegen; 
denn darin sei die Feststellung enthalten, daß der Kl. den 
ganzen Kaufpreis von 164 500 ¿RM schulde. Die Preisstop­
VO. enthalte nichts davon, daß in Verträgen, die nach dem 
18. Okt. 1936 geschlossen werden, nur der volkswirtschaft­
lich gerechtfertigte Preis verlangt werden dürfe; sie ver­
biete lediglich Preiserhöhungen gegenüber der Zeit vor 
dem 18. Okt. 1936; der Kl. könne aber nicht behaupten, 
daß das Grundstück früher billiger verkäuflich gewesen 
sei. Eine Nachprüfung des Preises sei schon deswegen 
nicht mehr möglich, weil vor der Grundbucheintragung 
des Kl. die zu jener Zeit nötigen amtlichen Bescheini­
gungen auf Grund des WohnSiedlG. und des GrErwStG. 
Vorgelegen hätten. Der Kaufpreis sei angemessen ge­
wesen; er habe das Grundstück, das er im Jahre 1925 er­
worben gehabt habe, sogar mit Verlust verkauft. Ein 
etwaiger Verstoß gegen die PreisstopVO. würde den 
Kaufvertrag im ganzen nichtig machen und nicht, wie der 
Kl. meine, nur zu einer Preisermäßigung führen. Jeden­
falls stehe einer Rückforderung seitens des Kl. die Be­
stimmung des § 817 Satz 2 BGB. entgegen, weil dann beide 
Teile in gleicher Weise gegen die VO. verstoßen hätten.

Das LG. entsprach dem Klagebegehren mit einer Ab­
weichung bzgl. der Zinsen.

Der Bekl. legte Berufung ein. Dieser schloß sich der 
Kl. unter Erhöhung seines Anspruchs um 4500 ¿RM an. 
Die Parteien wiederholten ihr früheres Vorbringen. Der 
Bekl. erklärte, bei Nichtigkeit des ganzen Vertrags mache 
er ein Zurückbehaltungsrecht wegen des Anspruchs auf 
Rückgabe des Grundstücks geltend. Das KG. wies die 
Berufung zurück und sprach dem Kl. weitere 4500 ¿RM 
nebst Zinsen zu.

RG. hob auf und wies die Klage ab.
1. Daraus, daß im Vorprozeß dem jetzigen Bekl. der 

damals streitige Teil des Kaufpreises — 27 000 ¿RJl — 
rechtskräftig zuerkannt worden ist, entnimmt das KG. 
keine Rechtskraftwirkung gegen das jetzt vom Kl. auf­
gestellte Begehren auf Rückgewähr eines Teils von 
11 000 ¿RM vom Kaufpreise. Dieser Standpunkt ist richtig 
und der dagegen erhobene Angriff der Rev. unbegründet. 
Die Rechtskraft reicht nach §322 ZPO. so weit, wie über 
den durch die Klage erhobenen Anspruch entschieden 
wurde. Das war damals nur ein Teil des Kaufpreises. 
Diesen Teil könnte der Kl. nicht mehr zurückfordern; 
dies auch nicht mit der in der gegenwärtigen Klage 
vorgebrachten neuen Begründung aus der PreisstopVO. 
Jetzt aber wird ein Betrag aus einem anderen Teil des 
Kaufpreises zurückgefordert, der schon vor Beginn des 
Vorprozesses freiwillig gezahlt worden, daher nicht im 
Vorprozeß begriffen war. Auf diesen letzteren Teil er­
streckt sich die Rechtskraftwirkung aus den Urteilen des

früheren Prozesses in keiner Weise. Ein so ,erlj <»" 
kann weder aus der Tatsache entnommen \ a»® 
die eingeklagte Summe als „Restbetrag g ¡nge|‘-' 
so bezeichnet wurde, noch daraus, daß (Rr . veiso oezeicimei wuiuc, nucu um«», “ 7 , •,
Betrag nur von der Annahme der Gültigkeit n wede 
aus zugesprochen werden konnte und wurde. fe«1 
im einen noch im anderen liegt eine u rtakH W U y^ 
legung, die für den damals nicht im streit 
Teil des Kaufpreises von Bedeutung sein k°n festg«s. j 
ist mit Rechtskraftwirkung unter den Partei en sl)1 
worden, daß der Kaufvertrag gültig sei. D _s ^ e a 
die Gerichte nicht gehindert, jetzt über di ¡st. " 
ders zu urteilen, als es im Vorprozeß gesch ”ntsChiedeI1 
von der Rev. angezogene, in RGZ. m , w  
Fall lag anders. Damals war eine Eigentums ^  ge 
klage mit der Begründung abgewiesen wor > ¡t sta 
habe ein Recht zum Besitz der w 9jinu” c’’ ,i einer 
dies Recht unter den Parteien fest. Es stan £]age V
auf ungerechtfertigte Bereicherung gestut* „  der * .« 
Zahlung einer Vergütung für die Benutz » n„te ® 
nung entgegen; denn unter den Parteien 
nicht mehr das Gegenteil des durch die £  no«1’" „
im Vorprozeß festgestellten Besitzrechtsi , ¡n de
werden. Anders waren auch die Fälle ges gige»1̂

mcni mein uas ucgcmcn uco —• ,
im Vorprozeß festgestellten Besitzrechts 
werden. Anders waren auch die Fälle g«s p;
auf eine Grundbuchberichtigungsklage hin un<j e
selbst zum Gegenstand des Streits genl ^ai. *'1efe 

■ Urteil entschieden worden . .ad®.über dieses im
rmscn. war uann aucn nu «neu — Yhteten 
aus dem Eigentum gezogene Folge gen 
eben dieser Parteien maßgebend (RG.: J.. :_4 ,„e

P <ch 
W:

RGZ.T58,W41 ).**Für'den gegenwärtigen Fall ^
daß es sich jetzt um einen anderen tei daß d 
forderung handelt, als früher zuerkannt, „j RstiW  
tigkeit des Vertrages früher nicht urtf , « upr in1 jA
worden ist. Deswegen steht die Rechtsk ^

Entsch. war dann auch für einen^späteren,_-^erl

iJist M
es sich jetzt um einen anderen di®yt

30 f h

f

der h« däß
worden ist. weswegen s i c h  u ,e  entgeg > «
prozeß ergangenen Entscheidung dem nl |Iinien w Jf,
jetzt die Ungültigkeit des Vertrags angenmt k0̂ m f,
könnte. Eine andere, zur Zeit nicht m ,
Frage ist, welchen Einfluß auf dieRückab erden 
trags, wenn er jetzt als nichtig angenotnm Kamv,, ¡ät 
die Tatsache haben könnte, daß ein 4 ^ 1 ,  Er"
dem Verkäufer bereits rechtskräftig zuei > eueren

z . .  i_ /  c u  j k V J M g v w u o ^ i  u v » i  A iv m  --------  x / / i ( V *N_

Wägungen für begründet: Die Preisstop ‘ eodeflA 
I, 955) sei auch auf Grundstückskäufe’ ? b;idung*ii #
deren Bestimmungen " J i 2 Ä  *  $

K
VJLli *  XVJ.O  x u z u m u u v . .  _____ t _ l  P.

18. Okt. 1936, „volkswirtschaftlich

deren Bestimmungen i . veiu. in. - , Tntian 
29. Okt. 1936 (RGBl. I, 927) und nach {q3-js de„
Erl. 155/37 des Preiskommissars y. ü. Jer
ein Preis zuzulassen, der am Stichtag tigt |. jg#6 
18. Okt. 1936, „volkswirtschaftlich gerec BeSche’ 
sei. Auf Grund der vom Kl. yorgdeg« ^eo *  \>t 
der Preisstelle könne unbedenklich anSJeAâ  sic'o„fl '¡°,und daßdaß der Vertragspreis überhöht sei L^üfe. 
rechtigte Preis nur auf 116500^^ö r¿ liehe11

DeUei-
reentigte rreis nur aui hu  w  rdUCI‘1'lap' .in
Eintragung des Kl. beigebrachten b zUgrund 
nigungen lägen keine Preisprufun» pr^w it ¡i.
wegen ständen sie einer Anwendung 
nicht entgegen. Die danach anzunehn überh°B eise. pr- 
Preisvereinbarung betreffe aber nur a enen ‘„Vjß.i'v 
so bleibe der Vertrag mit dem angeng 
stehen. Den Überpreis könne dei Kl. n rsCh r i f t i o 0 
ausverlangen. Dabei stehe ihm C15 ntnis ^  M 
Satz 2 nicht entgegen, da er in Un^  ^09 0®% 
Hand des Verkäufers befindlichen Gu reinha . 
fährdeten Bauzustand des Hauses d

!“5>,id1

‘ • pS 1 dt
Tn Unkennjh^s «},.
ten Gutach 

______________tses den v«
.ür angemessen habe halten können. iScbil"&\

Die Rev. bittet demgegenüber in ers volksw>rs ¿es L  
Prüfung, ob eine Überschreitung d ^ ^ g  i- jguit^ 
gerechtfertigten Preises eine Preise:in ßescBe abeh- iä' 
PreisstojiVÖ. darstelle und ob nich rgelege” .ali 
die vor der Eigentumsumschreibung mZljläsSJj> e.
nachträglichen Feststellung einer . ¡tli^lei
erhöhung entgegenstünden. Die / volkswir!sfeu b.e detAnnahme der Überschreitung eines volK sfoßeh s,e „

ises auf Verfahrens trdg A -  
»«» u.. -■* begründet wird. ^.netn Ver
Meinung des BG. entgegen, daß bei e ^ i(re,e ^  Mt 
die PreisstopVO. der Vertrag zum * 
senen Preise aufrechtzuerhalten sei. -

rechtfertigten Preises auf

regend daß* bei e>dri
« S & S & S  g i M if» ?
was im einzelnen

IVH X ' ----------
sei ungenügend geprutt,

,11 SS--, t ,
ob nicht ein6
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s,|ä » Ä Ssteht

arung dem Kl. als Verstoß i. S. des § 817 
zur Last zu legen sei.
' ‘ zeigt, daß die PreisstopVO.

... all" rr-ö'-*“ «* Rcme Grundlage gibt. Dagegen be- 
limgcp. erdlngs kein Bedenken, daß sich das Preisbil- 

1936 und die auf dessen §3 beruhende
ẑiehen / auch auf Grundstückveräußerungsgeschäfte

^ r l  Ä l  AV- des RJM. v. 14. Juni 1937: D j. S.954; 
Sie[f  fl• 155/37 des Preiskommissars v. 6. Okt. 1937 bei 
S.53. .s au e r ; „Qrundstiicksverkehrsrecht“ , 2. Aufl., 
Richtig j f t 1 ^ h e u e r  mann ,  „Preisbildung“ S. 24). 
hung ” ,st lerner, daß die vor der Eigentumsumschrei- 
jlber Kr;*,, ,n Kl- erteilten behördlichen Bescheinigungen 

hin* ¡"Eingreifen des WohnSiedlG. und Unbedenklich­
er Preisst v  der Grunderwerbssteuer einer Anwendung 
• Wau« + ' n'cllt entgegenstehen würden, wenn sonst

fangen dazu vorlägen. Denn diese Beschei-
,rafen nicht1 v ihnen vorausgegangenen Prüfungen he­
utig der v dl5 Preisbildung und ergaben keine Billi­

ger To „on, den Beteiligten getroffenen Vereinbarung. 
Vereinbar'tcn "ie Herabsetzung des am 26. Juli 1937 
lchaftlicu n Kaufpreises auf die angeblich volkswirt- 
ean5tandu!reclltier"g te Höhe. Dies, ohne daß irgendeine

fliegtpesiVrt
ng oder Anordnung der Preisprüfungsbehörde 

Jfch;ü(s ^Hjchr lediglich die nach Durchführung des 
i ^Ksbcha!, e Auskunft, daß nach Ansicht der Preis- 
> to n Vn°lde der Kaufpreis von 164 5 0 0 ^ ^  gegen die 
r,eJ6chtfertia; XeJstoße und daß der volkswirtschaftlich 

500 Wert unter Beachtung dieser Verordnung
Zeit des Vertragsschlussesuare«Udts^prbet/ aRe- z «r

WO. v J,ei.sb'lduuosG. v. 29. Okt. 1936 und die Preis- 
;San̂ en • Nov. 1936 in Kraft. Noch nicht aber waren
dir ^ufgaben' ünite Anordnung über die Wahrnehmung 
- e Preisbilfii und Befugnisse des Reichskommissars fürS c h u ldKiZ‘ c u e r m,ng V- h. Ökt. 1937 (K i e i e r s a u e r  S. 50; 
6 r\1^7 dcf r>n- 23) u°d der oben erwähnte RdErl. 
r,i *1. IQ37 n .Keichskommissars für die Preisbildung v.-/-'Kt, /Vv
CutrWde's£ieoerstere Anordnung des Preiskommissars 
HdF ,S  auf Vr /fugnisse bei derGrundstückspreis-Über- 
Qrn ' gibt die u -andräte und Oberbürgermeister. Der 
barh^heken v, b,ei der Preisbildungs-Überwachung bei 
ktio kcaim, '1 befolgenden Gesichtspunkte und in Be- 
vCrL.Weitere ,,,, n Maßnahmen an. Er besagt, daß nicht nur 
Ws ndert,sonrigerecMfer% te Erhöhung der Bodenpreise 
SgcLan' 17. Okt ia  daß auch dort, wo die Bodenpreise be- 
volk! ^ erden m.. 936 als überholt anzusehen waren, ver- 

D; VV‘rtschafti-UkSC’ s'e uach Möglichkeit wieder auf eine

honsanordnung und der RdErl. legen
sich"-“« Orttni-'cb,Kerechtfertigte Höhe zurückzuführen. - 11 kein» &anisatu----- - ------

K Ä
. Wärp ?ereits 
5tonvÄcflon

n-stfeckun^lrk?nde Kraft bei; insbes. ist nirgends 
V / le bereiteg,.au Grundstückskaufgeschäfte angeord-

B'gcutumsübergang geführt hatten, 
n -Punkt des Kl. nur dann zu rechtfertigen,

<ten Ujgaueh „l. m PreisbildungsG. und aus der Preis- 
daß /E rl, Vn.i, ne„ <Be Anordnung v. 6. Okt. 1937 und 

!.. allen /b e n  Tage zu entnehmen sein sollte, 
lci>aitu , cEsver:i,e,n '"re111 Inkrafttreten abgeschlossenen 
ara, cb zu rerim ^/¡lgen Preise über das volkswirt- 

>esd i " / arde q.-A e, ‘8ende Maß hinaus verboten seien. 
Teil de' 8 -  sei e dailn nach § 134 BQB- Nichtigkeit des 
, De,. s PreiSp„ es 1111 Käuzen, sei es nur im überhöhten
■WSS* ÄT- "*’*«•
¡ die 'Bpt,(),,nicbf enthalten. Das PreisbildungsG.
/er 1 S t  der  i) -n,g. e‘nes Reichskommissars „zur 

Veit ' (§ 11 r,.reisbüdung für Güter und Leistungen 
kswirt '. 'esen ermächtigt es, „die zur Siche- 

?5aiHtri0r,derHchPn Ar e gerechtfertigter Preise und Ent- 
j!fses ^ ten f[jr u»^w^n?bmen zu treffen“ (8 2) und „dem

!& 2 ? *
für ‘ P” ?™“  zu treff 
zes V!eriahresplan die

(§2)
zur Durchführung

71^ *
C i^a o i\^ *O k fUiQro^ Leistungen jeder Art“ , rück- 
/ t J / h t  1936 ab iS 11 n «  ;=i ,1;» cinzio-e hiei

aj. '-i/.es J • «»»vopaii uic ¿ui uuiuuuuiimj;
/ n Verwin derllchen Rechtsverordnungen und 

/"dieses/K'ugsgeschäitc vorzuschlagen“ . Die 
eri i./end fi;»Se„ es ergehenden Anordnungen wer- 
tv, rt (s a, rdle Verwaltungsbehörden und Ge- 
k̂en Die PreisstopVO. verbietet „Preis-

liir^u-“ leses Op» 7ö”6VO'"“ auc vorzuscmagen . iziv 
b/e ppfjudenM set,zes ergehenden Anordnungen wer-

'eu gerp„, ■ ytscurni aieser vu . vom „;«■»»- 
also ledi^ii^rt-lgt| n EbeNe1*, worauf der KL ab-

ist
ab (§ 1). Das ist die einzige hier 

dieser VO. Vom „volks-

111 §2 PreisbildungsG. die Rede;

dies aber nicht i. S. eines Gebots oder Verbots, sondern 
zur Umschreibung der Aufgaben und Befugnisse des Preis­
kommissars. Die PreisstopVO. besagt nichts dergleichen. 
Erst der die Preisprüfung bei Grundstücken eingehend 
regelnde RdErl. Nr. 155/37 des Preiskommissars v. 6. Okt. 
1937 (vgl. dazu Lampe:  JW. 1937, 3004) stellt den Preis­
prüfungsbehörden die Aufgabe, die Bodenpreise „nach 
Möglichkeit wieder auf eine volkswirtschaftlich gerecht­
fertigte Höhe zurüdezuführen“ . Dazu wird in Verbindung 
mit der Organisationsanordnung v. 6. Okt. 1937 eine be­
sondere Verfahrensregelung gegeben. Auch werden die 
bei der Preisprüfung zu beachtenden Gesichtspunkte und 
die als deren Ergebnis möglichen Maßnahmen genau vor­
geschrieben. So wurde durch diesen RdErl. eingeführt, daß 
die Beanstandung einer Preisvereinbarung bei Grund­
stücken nicht nur unter dem Gesichtspunkt zu erfolgen 
hat, welcher Preis wohl am 17. Okt. 1936 vereinbart wor­
den wäre, sondern daß es auch darauf ankommt, ob der 
vereinbarte Preis als volkswirtschaftlich gerechtfertigt an­
zusehen ist oder nicht. Nicht zu bezweifeln ist, daß der 
Preiskommissar mit den am 6. Okt. 1937 getroffenen An­
ordnungen i. S. des PreisbildungsG. und in den Grenzen 
der ihm verliehenen Ermächtigung gehandelt hat; aber er­
gibt damit für die Nachprüiung der Grundstückskaufpreise 
eine umfassende Neuregelung gegenüber dem bis dahin 
vorhandenen Rechtszustand. Aus dem in der PreisstopVU. 
enthaltenen Verbot einer Preiserhöhung gegenüber dem 
am 17. Okt. 1936 üblichen Preise kann auch bei weitester 
Auslegung, so wie unter Heranziehung des §2 Preisbil- 
dungsG. kein gesetzliches Verbot eines das volkswirt­
schaftlich gerechtfertigte Maß übersteigenden Preises ent­
nommen werden. Die Beachtlichkeit dieses Gesichtspunkts 
führt der Preiskommissar erst durch die Anordnung vom 
6 Okt. 1937 in die Übung der Verwaltungsbehörden und
damit in das Rechtsleben ein.

Daß eine Überschreitung des volkswirtschaftlich ge­
rechtfertigten Preises bei Grundstücksveräußerungen aus 
der Zeit vor dem 6. Okt. 1937 völlige oder teilweise Nich­
tigkeit des Geschäfts ergeben könnte, ist um so weniger 
anzunehmen, als der Inhalt des RdErl. untrennbar zusam­
menhängt mit dem gleichzeitig vorgenommenen Aufbau 
der Preisprüfungsbehörden für den Grundstücksverkehi, 
mit der Regelung ihrer Tätigkeit und der ihnen zustehen­
den Befugnisse. Jede Grundstücksveräußerung hat von da 
an das dort vorgeschriebene Prüfungsverfahren zu durch­
laufen. Nach der VO. zur Sicherung der Preisüberwachung 
bei Grundstücken v. 8. Juli 1938 (RGBl. I, 850) kann die 
zur Grundbucheintragurig des Neuerwerbers notige Un­
bedenklichkeitsbescheinigung der Grunderwerbssteuer­
stelle erst nach Entschließung der Preisbildungsbehorde 
über Billigung oder Beanstandung des Geschäfts erteilt 
werden. Sollte es Vorkommen, daß ein von ihr nicht be­
anstandeter Vertrag in Wahrheit doch gegen die Preis­
stopVO. verstieße, so gilt in / n i  l-Ane d^  Genehmigün^ 
als Ausnahmebilligung nach /  PreisHopVO- 
6 Okt. 1937). Damit ist dann ein Verstoß gegen die I reis 
stopVÖ. geheilt. Dann kann sich auch keine Partei mehu
darauf berufen, daß der Vertrag we| eE Ae' ^ ef  
ir-inz oder teilweise auf Grund der PreisstopVO. 1. veip. 
mit 8134 BGB. nichtig sei. Das bedeutet einen Schutz 
des Grundstücksverkehrs vor Unsicherheit und nachträg­
lichen Überraschungen.

Im vorl Falle aber beansprucht der Kl. allein auf 
Grund der PreisstopVO., ohne Einschaltung des erst seit 
dem 6 Okt 1937 vorgeschriebenen Prufungsverfahrens, 
eine Herabsetzung deSg Kaufpreises, weil er in der be­
dungenen Höhe volkswirtschaftlich ungerechtfertigt sei. 
Wäfe das zulässig, so würde für den Verkäufer die Sicne- 

fehlen die ihm jetzt das vor der Eigentumsum­
schreibung ’stattfindende Prüfungsverfahren gewährt Es 
würde eine unzulässige Gefährdung der Rechtssicherheit 
bedeuten wenn man für die Zwischenzeit vorn Inkrafttre- 
fen der PreisstopVO. bis zum RdErl. v 6. Okt. 1937 die 
nachträgliche Beanstandung eines Grundstuckskaufvertra­
ges durch einen Beteiligten mit der Begründung zulassen 
wollte der Kaufpreis sei volkswirtschaftlich ungerecht­
fertigt. Eine nachträgliche Vernichtung bereits durch­
geführter Veräußerungen liegt auch nicht i.S. der vom 
Preiskommissar im RdErl. gegebenen Anweisungen, nach 
denen eine Prüfung vor Durchführung der Veräußerung
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in einem genau geregelten Verfahren wesentlich ist. Da­
hingestellt bleiben kann, wie ein Fall zu behandeln sein 
möchte, in dem etwa die Preisprüfungsbehörde doch noch 
nachträglich die Durchführung eines älteren Veräuße­
rungsgeschäfts verbieten sollte (vgl. DR. 1940, 1306). Im 
vorl. Fall hat die Prüfungsstelle sich — offenbar absicht­
lich — auf die Erteilung einer Auskunft beschränkt, ohne 
von sich aus in die Veräußerung einzugreifen.

3. Da aus den zur Zeit des Kaufabschlusses und der 
Veräußerung geltenden gesetzlichen Bestimmungen — 
PreisbildungsG. und PreisstopVO. — für sich allein ge­
sehen kein Verbot eines zu volkswirtschaftlich nicht ge­
rechtfertigtem Preise abgeschlossenen Grundstückskauf­
vertrags zu entnehmen ist, entfällt die Anwendbarkeit der 
§§ 134, 812 BGB. und damit die rechtliche Grundlage der 
Klage. Sie ist abzuweisen, ohne daß es noch auf die Pro­
zeßangriffe ankommt, die die Rev. gegen die Schätzung 
des angemessenen Werts durch das KG. erhoben hat. Es 
erübrigt sich auch die Erörterung der im Schrifttum 
streitigen Frage, ob bei Grundstückskäufen ein Verstoß 
gegen die PreisstopVO. die Herabsetzung des Preises 
auf das richtige Maß oder vielmehr die Nichtigkeit des 
ganzen Vertrages zur Folge hat (vgl. einerseits O e h l -  
Sc h l äg e r :  DR. 1940, 301, andererseits F r i e m a n n :  
DR. 1940, 564, mit den in beiden Aufsätzen enthaltenen 
Hinweisen). Bemerkt sei nur, daß diese Frage nicht ohne 
weiteres entschieden ist mit der vom 2. ZivSen. des RG. 
in einem den Kauf eines Kraftwagens betr. Streit für den 
Regelfall angenommenen Herabminderung des Preises auf 
das richtige Maß (DR. 1939, 1633 0- Zwischen dem Kauf 
einer Handelsware und dem eines Grundstücks bestehen 
wirtschaftliche und weltanschauliche Unterschiede, die für 
die Beantwortung der eben berührten Rechtsfrage von 
Bedeutung sein können.

(RG., V. ZivSen., U. v. 19. Dez. 1940, V 49/40.) |He.|
Anmerkung: Den preisrechtlichen Ausführungen des 

Urteils vermag ich nicht beizupflichten. Zutreffend ist 
der Ausgangspunkt, daß Preisvereinbarungen, die zwar 
volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigt sind, aber keinen 
Verstoß gegen die PreisstopVO. darstellen, nicht ver­
boten sind. Daran hat auch der RdErl. Nr. 155/37 nichts 
geändert, denn dieser Erlaß ist keine Rechtsverordnung. 
Erst § 22 KWVO. hat aus der als Richtschnur für die Tätig­
keit des RfPr. gegebenen Vorschrift des §2 PreisbildG. 
eine Käufer und Verkäufer verpflichtende Norm gemacht.

Bei dieser Sachlage hängt die Entscheidung des Falles 
davon ab, welches der Stoppreis des veräußerten Grund­
stücks ist. Die Tatsache, daß das RG. sich mit dieser 
Frage überhaupt nicht auseinandersetzt, zwingt dazu, auf 
die Konstruktion des Stoppreises bei Grundstücken etwas 
näher einzugehen. Da Grundstücke kein Gegenstand des 
täglichen Handelsverkehrs sind, ist als Stoppreis der­
jenige Preis anzusehen, der bei einer Veräußerung am 
17. Okt. 1936 voraussichtlich vereinbart worden wäre. An 
sich könnten die Vertragsparteien ziemlich für jede Kauf­
preisvereinbarung geltend machen, daß sie sie in der­
selben Höhe auch am 17. Okt. 1936 geschlossen hätten. 
Es ist aus dem Urteil nicht erkennbar, ob das RG. einer 
derartigen Rechtsauslegung zuneigt. Sie würde praktisch 
die PreisstopVO. für den Grundstücksverkehr bedeutungs­
los machen und kann deshalb nicht dem Sinn des Ge­
setzes entsprechen. Als Stoppreis sieht der RfPr. deshalb 
den nach dem Stande vom 17. Okt. 1936 ermittelten Ver­
kehrswert an (vgl. meine Ausführungen in JW. 1937, 2343). 
Bei Mietgrundstücken, deren Wert im wesentlichen durch 
den Ertrag bestimmt wird, entspricht der Verkehrswert 
im allgemeinen auch dem Ertragswert. Daraus ergibt 
sich die Identität von Stoppreis, Verkehrswert und Er­
tragswert. Da der Ertragswert auch der volkswirtschaft­
lich gerechtfertigte Wert ist, folgt für Mietgrundstücke 
— und zwar mit Wirkung vom Inkrafttreten der Preis­
stopVO. an — auch die Gleichsetzung von Stoppreis 
und volkswirtschaftlich gerechtfertigten Preis. Der RdErl. 
Nr. 155/37 bedeutet also für die Bewertung von Miet­
grundstücken sachlich keine Neuerung. Der Bescheid 
der Preisbehörde v. 28. Juni 1938 entsprach demnach 
durchaus der Rechtslage und ist vom KG., obwohl 
er in der vorliegenden Form keine das Gericht bin­
dende Festsetzung des Stoppreises darstellt, mit Recht 
zur Grundlage seiner Entscheidung gemacht worden.

[Deutsches Recht,

Bedenken gegen den Bescheid könnten h 
sofern bestehen, als es nicht Sache der 
sein kann, für einen bereits abgewiesenen‘ g de

..........  :h durch Festsetz«1 „ov.,,, nanu, für einen bereits _ 
ersatz- und Minderungsanspruch uu.u. ; pine m  
volkswirtschaftlich gerechtfertigten Preises zU «« 
Rechtsgrundlage zu schaffen. Es wurde a . ör(V ‘ 
führen, hier auf die Frage, welchen Ein flu _1 tz. 
Grundstückspreisfestsetzungen auf Schadens I  eisbeljJ, 
Minderungsanspriiche haben und wie sich . ue zu ' 
den bei Geltendmachung derartiger Anspru 
halten haben, näher einzugehen. . eS fjfl

Bei der eben entwickelten Rechtsaustegu^g^ufe)i^
ausgeschlossen, daß auch heute noch bei Vp " j‘sstoPv'/ 
der Zeit zwischen dem Inkrafttreten der^^ jq37 jj

'is'  ’defssS{‘
aß d erX fitif

zeit vereinbarte Kaufpreis den Stoppreis . ¿¡M 
hätte. Dem kann der Verkäufer 
begegnen, daß er bei der Preisbehörde _nâ  #

und der Fünften OrganisationsAO. v. 6 
einem Käufer die Rückzahlung eines 1 en» ”ef sei»c, 
preises verlangt wird mit der Begründung;^ -^ s c h ^

hätte. Dem kann

Genelimigung des vereinbarten Kaufpreises 
man das nicht für ausreichend halten sollte, vll(man uas rnem lur ausicJHicuu ' '" ‘„„troffeh*:11 #
Festsetzung des Preises in Höhe der ge ,verdeIlj£is 
einbarung beantragt. Derartigen ^ntragen^ bcs0rijCC l l l U d i U i i g  u v - a i i u u ^ i .  p in e

Preisbehörden, wenn es sich nicht um , a2Sabsf |.,| 
grobe und für den Verkäufer selbst bei V bandej' ¡m 
erkennbare Verletzung der Stopverordnung a üfers)i 
(z. B. Ausnutzung einer Zwangslage aes tepreC' 
allgemeinen ohne besondere Nachprüfung pecMä5(W  
weil das Wiederaufrollen so alter FäHejrt im,®*1 ¿ieweil das Wiederautrollen so alter r a ¡ . ht im 
heit gefährdet und deshalb grundsätzlich ze|fäHei $ 
liehen Interesse liegt. Der RfPr. hat in Sii,n.el -'„  ........:„u„,u„i+ in diesemPreisbehörden schon wiederholt in ci"rs hejt „ 
gewiesen. Den hinsichtlich der Rechtssic1 1 - ¡̂ nn ^  
ten, an sich berechtigten Bedenken des • ¡̂on 
auch bei der vom RfPr. gewählten Kon ^
Stoppreises Rechnung getragen werden. &>*?.

Von größtem Interesse sind die am cn a_ ___ ____ _______  pn ■ ü aUs,c feii
enthaltenen Ausführungen des RG. über 
Überschreitung des Stoppreises bei Grunü ar ¡¡fl ¡,üueiseuicuuiiji ui-s uiup[,n.iovo —- „.missaf "„»tl
ergebenden Rechtsfolgen. Der Praskom 
kanntlich von Anfang an (vgl. mie_*^tlA(jaß der°\dlilUlU.ll vuu nitiaug ***-' nau - -,v.,
JW. 1937,2343) den Standpunkt vertreten, a ztirn äUfe 
.atz, wonach preisstopwidrige VeJkAu,„,,trtücksV,# ^  
nreis iresdilossen gelten, auch auf Grün nesRarltfpreis geschlossen gelten, auch auf
Anwendung findet. Aus Kreisen der a jnter£Sei*Anwenoung rinuei. rviciscu u,.. -  ,
des Grundstücksverkehrsrechts bermlicr
Praktiker sind zwar gegen diese Auffassung
lieh Bedenken geäußert worden (vgl■Ar' p ö » ,r̂ r-» i n m  OA1 n \ T « * 7  1 0 1 (1  OAK • l P « C. tl K C '

;cb^er;

neu Dc u e i mc n  gcauucn i ,
DR. 1940,301, DNotZ. 1940,265; J e* ? bekHU«? 
1; Peters:  AkadZ. 1941, 27), die b»her D eS > n - 
dene Rspr. hat sich ihr aber durchw h s tu t^ li F 1 
(vgl. OLG. München: DR. 1940,1306V P l .  W L - U .  1 Y IU U A 1 1 V .U .  ^  /

1941,496; LEHG Celle: DR. 1940, 662 «
CG.: bisher nicht veröffentlicht s. u.). " g e i t  ft eC 
Ständen muß es besondere Aufmerks;m 
venn jetzt das RG. meint, daß zwischen wirt A e fj 
landelsware und dem eines Grundstu bestä0^^1 lctliUCI&WCU C U11U Ui.nr L* Jp

und weltanschauliche (?) Unterschiede --- 
die Beantwortung der_ Rechtsfrage u- ^  niclj:^, “h(,

aiinncne untersemeue aucu hi h« 5,fi 'A 
weglichen Gegenstände bestehen, clr j ,  njelfU:ci i |Si 

r-.,..„.io+iv7u„ u,.n rhnrakter einer n» a

sein könnten. Dieses Argument ist an .. ¿ef
Hand zu weisen. Allerdings ist Ju.,bS,,c Kr®seS 
ähnliche Unterschiede auch innerhalb ü »,

seits Grundstücke den Charakter ein gs ¡flO* $ y  
nehmen können. Entscheidend ware’ .¡spoIif'^Ul13,;;- 
zwischen den Verkäufen, die aus P ■ m .zwisenen uui verKauicn, c, „ „ ntPjS aU'!v j er> rji 
wirtschaftlichen Gründen zum Stopp n sic|' apfU,,(wirtscnartiicnen urunuen ¿um ü1 • Henen s‘ -l 
werden müssen, und denjenigen, bei mjglieif 
kommissar mit einer vollständigen 
könnte, eine klare AbgrenzungJmden.¡„
iichen Anregungen von O ehls chI  ä_L 
gegen F r i emann  (DNotZ. 1940,265) <Pjjese ^ fis r je  
vor nicht, daß das gelingen wird, zu 1vor ment, uan uas genugcu Wiriv-„figiw
durch die jeweiligen Erforderniss _ „wangs'^ef ^  
Preispolitik bestimmt wird und dm rn^
rungen unterworfen sein muß. Davon ^ ja d e J ^  
das grundsätzliche Bedenken bestcFien, ig40 m #  
Differenzierung, wie F n<: m a n n (D^ jeist 
hervorgehoben hat, im Grunde dem oe b\e 
Preisrechts widerspricht. Bei dieser Sachlag
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K a i t lderes übrig, als die Entscheidung darüber, ob ein 
geboten ¡?  z.üm Stoppreis gültig bleiben soll oder ob es 
der pre- > J“ n vollständig zu vernichten, in die Hand 
zii Fall örden zu legen. Die Entscheidung von Fall 
■8chlä.iväem. Richter zu überlassen, wie es Oeh l -  
Vörschiifo.6 F,in se n̂em ersten Aufsatz (DR. 1940, 301) 
Frag-? *?; wegen der preispolitischen Bedeutung der

Es isetme. Unmöglichkeit.
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gleichen l 'n merkwürdiges Zusammentreffen, daß zum 
?er V o l l^ P ^ k t ,  zu dem das RQ. den Gedanken 
aaufvertr̂ Ĥ ’S?0 Nichtigkeit stopwidriger Grundstücks- 
"ir dier.r^ejW'eder 'n die Debatte wirft, das KG. nicht 
schränkun“ ndsütze des ROUrt-v-29-März 1939 ohne Ein' ändern auf den Grundstücksverkehr anwenden,
fu,'gnis

rn ucn VJI UIlUi>lUUl\S> vu n.vm auvvv-uuv...,

ai. n I reisbehörden anscheinend sogar die Be- 
?«:ndi» i n will, einen stopwidrigen Kaufpreis voll-
maltl<ch a U •en- Da das Urteil des KG. bisher nur

fhvi

OhnA?1!? e'nem Aufsatz von SenPräs. Dr. W e b e r. ‘‘OArch. 1 ~ '1941,2) bekanntgeworden ist, ist es nicht
as ¿p./üer dazu Stellung zu nehmen. Es hat zw 

|Verträge z,,„ ce,ndes, den Grundsatz, daß stopwidrige 
n auf dpn bt°PPreis gültig bleiben müssen, ausnahms- 
, nmR " gesamten Wirtschaftsverkehr anzuwenden. 
v s IdaiiseiiMj. aber auch die Folgerung ziehen, Rück- 
M'abart «•’ h 1 e fdr den FaI1 einer Preisherabsetzung 
ble .̂ usühm!« j a*s ungültig anzusehen oder jedenfalls 
|fo'sbehörtl(.  ̂ u?S Rücktritts von der Zustimmung der 
I» Kdoch , “ bnängig zu machen. So weit will das 
e: ?chke rtJ1 . £ehen. Es hält vielmehr ebenso wie 

n " e ähnliche Auslegung vertritt, die Ver­
bs bisheri»pS Rücktritts für zulässig. Dann aber bleibt 
Rt,ße> Wenn yifferenzierung der Grundstückskaufver- 
JMichec; jUf" ‘n anderer Form, bestehen; denn falls ein 
n traoro„ . nteresse die Aufrechterhaltung eines Kauf-» - < v
jo. iüittskFmM’ mub die Preisbehörde eine vereinbarte 

alLWlß Wird • selbstverständlich für ungültig erklären 
Mq" " •
«in 
schl,

> „ - Up. ‘.n. den meisten — allerdings nicht in 
B l̂khkeit d? e in. Betracht kommenden Fälle die 

™iderSinncr Enteignung bestehen; es wäre jedoch

stjfÄ'kßend ,J,rtr\ ges anzuordnen oder zuzulassen, um 
lu«,,lchen \v/lm Verkaufer das Eigentum auf dem um- 
rCf a] ihm daht^e de.r Enteignung doch zu entziehen, 

hm- der vnn f owicso für das Grundstück kein höhe- 
l̂  'St Werden d * Pre‘sEehörde zugelassene Preis zu-

zunächst die Auflösung eines bereits ge-

der^vr'R* ,sow>eso fürTlas Grundstück kein höhe-

ri Ur richtio- le Praktische Bedenken gegen die vom 
verA  daß Hip® n .ene Rechtsauslegung besteht m. E. 
Internen, an ,i re'sbehörden in Zukunft auch bei
*fiB*?e » ic h *T en Aufrechterhaltung ein öffentliches 

Und sipT. .sJebt’ den Stoppreis genau feststellen 
t>aniiReHen .1 mehr darauf beschränken können,
l eHc LVv’rd in ri! ~ e r  vereinbarte Preis zu hoch ist. 
< n'g ¡st ,l" „den Fällen

untrr nC l  n‘c*it gezwungen werden soll, das 
S , 3 e Verwau. m vcre>nbarten Preis abzugeben, viel 
^ radPSSar durch 4nSsarbeit verursacht, die der Preis- 
jj M  7aerineidenwoUt0n ’*lm vorgeschriebene Verfahren

pre’-daß das RG. und das KG. in wichtigen 
Und rUu -s einen abweichenden Standpunkt 

MekiR Sinne . i  und zwar z. T. in entgegeii-

, in denen der Eigentümer nicht

ist im ,v<?n der Rechtsauffassung des RfPr. 
d'AV 1 Sie vpi.^ .teresse der Rechtssicherheit nicht 

Q;5 ,RJM v 'Ri übrigen, wie notwendig die in 
Okt. 1940 (DJ. S. 1217, DR S. 1997) 

feien p.ifreisblhörr?« Anweisung war, in geeigneten 
M o Sr ri^r. selhJ rdc.n ~  und das muß ja wohl auch 
stUt>iehr'üngnahm* ®e *en — Gelegenheit zur gutacht-

I fe'Cis s lCh ChBe,rrl«ieb! n- Nur d er. RfPi -  k a .n n . C,in e

I  'St, E'fiis.
3i,l S'0D,,,m"U Wirtel, Z ' vL'-l,-llcI1 voraussc 
V ^ob^'drige Gr,Mait?PoHtischen Gründen 
hgü 0 e hMrb,alten n;dstRckskaufverträge zun 
gcMsioilr c ü 1 ä ff e r e RsPr- Würde — das wird sowohl 

-?1s auch vor allem P e t ers nicht 
e'dr

is? PieiT’ °b und 10 i Ur der RfPr. kann letzten Endes 
■ w '.Und wirtenu welcken Voraussetzungen es

notwendig 
zum Stoppreis

jnfL Grenzen ;-Lkr ‘m nationalsozialistischen Staat
an sich\  überschreiten, wenn sie diese Ent‘ziehen wollte.

°RegR. Dr. Lampe,  Berlin.

11. KG. — § 1 PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 (RGBl.
1, 955). War ein Hypothekendarlehn mit einem Disagio 
(Damnum) auf mehrere Jahre fest gegeben und ist nach 
Eintritt der Fälligkeit seine Laufzeit verlängert worden, 
so ist ein hierbei neu vereinbarter Zinssatz zwecks Fest­
stellung seiner Zulässigkeit mit dem gesamten früheren 
Nutzungsentgelt einschließlich des auf die bisherige Lauf­
zeit verteilten Disagios zu vergleichen.

Im Grundbuche steht eine Hypothek von 100 000 6HJl,- 
verzinslich mit 4 V2°/o seit dem l.Ju li 1935, eingetragen. 
Das Kapital ist nach der zugrundeliegenden bchuld- 
urkunde am 30. Juni 1940 ohne Kündigung zur Rück­
zahlung fällig geworden. Die Schuldnerin erklärte hierauf 
zu notarischer Niederschrift, sie habe mit der Gläubigerin 
eine Änderung der Bedingungen dahin vereinbart, daß die 
Hypothek v. l.Ju li 1940 an mit 5%> jährlich zu verzinsen 
sei. Ein Antrag auf Eintragung dieser Änderung wurde 
vom GBA. unter Hinweis auf die PreisstopVO. v. 20. Nov. 
1936 (RGBl. I, 955) dahin beanstandet, daß es zu der 
vereinbarten Erhöhung des Zinssatzes der Genehmigung 
der zuständigen Behörde bedürfe. Die Gläubigerin er­
widerte, das Hypothekendarlehn sei im Jahre 1935 mit 
einem Abzug (Disagio) von 5°/o und einer Laufzeit von 
5 Jahren gegeben worden, wodurch sich der /.mssatz 
um mehr als 1 °/o erhöht habe. Demgegenüber liege in der 
neuen Vereinbarung keine Erhöhung des Zinssatzes. 
Beschw. wurde gleichwohl zurückgewiesen. Eine weiter • 
Beschw. hat Erfolg gehabt.

Das LG. geht zutreffend davon aus, daß eine Zins- 
erhöhung der Hypothek gegen die VO. v. 26. Nov 1936 
verstoßen würde und da» das GBA. einen solchen Ver­
stoß beachten müßte, da er die Zinsvereinbarung nichtig 
und demgemäß ihre Eintragung unzuiassig machen 
würde. Es nimmt weiter an, daß die neue Vereinbarung 
gegen die VO. verstoße, und führt zur Begründung hier­
für8 aus: Vom Standpunkte der Gläubigerin aus gesehen 
möge es richtig sein daß der Abzug eines Disag.os von 
5 v f b e i  der Hingabe des auf 5 Jahre fest gegebenen 
Darlehns eine effektive Zinserhohung um 1 /o jährlich 
bedeutet hätte, wenn das Darlehn am Fälligkeitstage zur 
vollen Valuta zurückgezahlt worden wäre Die ehektive 
Verzinsung hätte dann für die vergangenen Jahre 5 »/«
betragen. Die Neubelassung des Darlehns auf weitere 
10 Jahre zu 5°/o wäre aber nur dann eine Zinsherab­
setzung, wenn man den Vorgang so ansehen wollte, daß 
das Darlehen bei Fälligkeit zur volles1 Valuta zurück- 
bezahlt und dann ohne ein neues Disagio voll valutiert 
wieder beffeben worden wäre, was schon eine gekünstelte 
Konstrukten sei. Richtiger gesehen sei das unter Abzug 
von 5°/o Disagio vor 5 Jahren gegebene Darlehn aut 
weitere 10 lahre verlängert und der Zinssatz gegenüber 
den vergangenen 5 Jahren für die folgenden 10 Jahre von 
! “ »/“  |u f 5°/o erhöht werden. Die den Effektivzins er­
höhende Wirkung des Disagios verteile sich dann gleich­
mäßig auf die Gesamtheit von 15 Jahren. Auf jeden Fall 
stelle sich so die Sachlage vom Standpunkt der Schuld-

neD LeUSteüu?genahme des LG. ist bei rechtlicher und 
bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise gleichermaßen 
unhaltbar. Ist das Hypothekendarlehn, wie mangels Ein- 
S  des §29 GBO. auf Grund der formlosen Erklä­

rung der Gläubigerin unbedenklich als glaubhaft an­
gesehen werden kann, am l.Ju li 1935 mit einem Dis- 
^ " v o n  5% auf 5 Jahre fest gegeben worden, so stellen 
dfe von der Gläubigerin einbehaltenen 5°/o ein neben den 
eigentlichen Zinsen und den Verwaltungskosten geleistetes 
Entgelt für die Nutzung des der Schuldnerin überlassenen 
Kanitals von nur 95 000 3«^ dar. Dann erhöhte sich das 
S Püb gen vereinbarte Entgelt von jährlich 4 V.»/. auf 
reichlich 5*/«°/o. Am l.Ju li 1940 wurde das Kapital zum 
vollen Nennbeträge der Hypothek fällig. Die Gläubigerin 
hatte also nunmehr lOOOOO^JZ zu fordern und die 
Schuldnerin diese Summe zu zahlen. Wenn die Beteiligten 
jetzt eine Verlängerung der Laufzeit der Hypothek ver­
einbarten, so konnten sie beide nur von diesem Tat­
bestand ausgehen. Die neue Zinsvereinbarung war also 
auf das der Gläubigerin rechtlich zustehende und mit sei­
ner Belassüng der Schuldnerin wirtschaftlich neu ge­
gebene Kapital von 100 000 23U/ zu beziehen. Es ist eine 
willkürliche Unterstellung des LG., daß die Gläubigerin
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unter Verzicht auf die ihr hinsichtlich des Disagios end­
gültig erwachsenen Rechte mit einer neuen Verteilung 
desselben auf die Gesamtlaufzeit von nunmehr 15 Jahren 
einverstanden gewesen sei. Die Gläubigerin hatte nicht 
die geringste Veranlassung, einen solchen Verzicht aus­
zusprechen, und hat das auch nicht getan. Infolgedessen 
kann man auch nicht sagen, daß die Sachlage sich vom 
Standpunkt der Schuldnerin aus gesehen anders dar­
gestellt habe. Die Schuldnerin mußte die Hypothek am
1. Juli 1940 zum vollen Nennbeträge von 100 000 ¿R.JH 
zurückzahlen und hätte, wenn sie sich den hierzu erfor­
derlichen Betrag von anderer Seite beschafft hätte, dafür 
die jetzt üblichen Zinsen bewilligen müssen, ohne daß 
ihr von der neuen Gläubigerin das frühere Disagio 
irgendwie gutgebracht worden wäre. Nicht anders stand 
sie aber auch der bisherigen Gläubigerin gegenüber, 
wenn diese ihr nicht die ursprünglich gegebenen 
95 000 MJl, sondern das ohne die Verlängerung der Lauf­
zeit alsbald in Höhe von 100 000 MM  zürückzuzahlende 
Kapital beließ. Man darf daher mit dem ursprünglich ver­
einbarten Nutzungsentgelt einschließlich des vollen Dis­
agiobetrages lediglich dasjenige Entgelt vergleichen, das 
die Schuldnerin jetzt nur noch in Gestalt von 5 °/o Zinsen 
für die Belassung eines Kapitals von vollen 100 000 MM  
versprochen hat. Dieser Vergleich ergibt zweifelsfrei, 
daß die neue Vereinbarung keine Zinserhöhung enthält.

• (KG., l.ZivSen., Beschl. v. 16. Jan. 1941, lW x 585/40.)

Vertragshilfe und Mietrecht
12. OLG. — § 4 VerfragshilfcVO. Für die Mietherab­

setzung durch richterliche Vertragshilfe ist der Zeitpunkt 
der Antragstellung nicht von entscheidender Bedeutung, f )

Der Senat vermag der Rspr. des AG. Hamburg insoweit 
nicht beizutreten, als grundsätzlich eine Mieteherabset­
zung erst ab Stellung des Antrages auf richterliche Ver­
tragshilfe für die laufende Mieterate für zulässig erachtet 
wird. Diese Auffassung findet weder im Wortlaute noch 
aus dem Sinn und Zweck der VertragshilfeVO. heraus eine 
Stütze. § 4 VertragshilfeVO. enthält nicht das im ange­
fochtenen Beschlüsse angeführte Wort „künftig“ , sondern 
setzt zeitlich nur voraus, daß das Miete- oder Pachtver­
hältnis vor dem l.Sept. 1939 geschlossen sein muß. Weiter 
wird gefordert, daß die Herabsetzung sich auf einen be­
stimmten Zeitraum beschränken muß. Es fehlt eine Be­
stimmung, daß der Zeitraum sich nur in die Zukunft er­
strecken darf. Nicht zuzustimmen ist dem AG. weiter auch 
insofern, als es meint, daß das Verfahren der richterlichen 
Vertragshilfe dem § 323 ZPO. und den der Entschuldung 
dienenden Verfahren angeglichen sei. Es fehlt in der Ver- 
tragshilfeVO. die ausdrückliche Vorschrift des § 323 Abs. 3 
ZPO., daß die Abänderung erst für dfen Zeitraum nach 
Erhebung der Klage erfolgen darf.

Mehr für die vom AG. vertretene Meinung spricht der 
Hinweis auf die entstehende Unsicherheit in der Kalku­
lation auf seiten des Grundeigentümers. Entscheidendes 
Gewicht kann aber auch diesem Gesichtspunkte seitens 
des Senats nicht beigemessen werden, da diese Unsicher­
heit in mehr oder minder erheblichem Ausmaße stets als 
Folge des. Erlasses der VertragshilfeVO. eintreten wird. 
Jeder Vermieter von Räumen an Gewerbetreibende muß 
während des Krieges mit einer Mieteermäßigung oder 
Mieteherabsetzung als möglich rechnen. Für ihn ist der 
Zeitpunkt des Beginns der richterlichen Mieteherabsetzung 
ebenso unsicher, wenn auf den Zeitpunkt der Antragstel­
lung oder den Zeitpunkt der entscheidenden Minderein­
nahmen des Gewerbetreibenden abgestellt wird. Denn das 
Verfahren auf richterliche Vertragshilfe wird auch sehr 
verschieden lange dauern können, und welchen Zeitpunkt 
der Richter nach Prüfung des Umsatzrückganges des Ge­
werbetreibenden als für den Beginn der Mieteherabsetzung 
festsetzen wird, bleibt solange fraglich. Diese Unsicherheit 
für den Vermieter hat der Gesetzgeber bei Erlaß der Ver­
tragshilfeVO. also bewußt in Kauf genommen.

Vermag der Senat sonach die für die Rspr. des AG. an­
geführten Gesichtspunkte nicht als durchschlagend anzu­
erkennen, so sprechen andererseits beachtliche Gründe da­
für, dem Zeitpunkte der Antragstellung keine entschei­
dende Bedeutung zuzuerkennen. Es ist nicht zu verkennen,

[Deutsches Recht, W ocliena11̂ !

daß sonst die Gefahr entstehen würde, den v 
tungsbewußten Schuldner, der den Antrag aut 
Vertragshilfe erst stellt, wenn er gar keine anae eljt 
Möglichkeiten mehr sieht und jede Hoffnung ¡Je- 
Herabminderung der Kriegsauswirkungen aut » * stellej> 
trieb erst verschwunden wissen will, schlechter Zj ¡st 
als den Schuldner, der stets von Anfang an d sjch i" 
alle neu geschaffenen Rechtswohltaten alsbald i 
Anspruch zu nehmen bzw. den Versuch dazu z oq_ NoV' 
Hinzu kommt, daß die VertragshilfeVO. erst an ^  
1939 erlassen worden ist, also fast Vi Jalir cxjjgt f  
Kriegsausbruch. Es wird aber eine Reihe von gegii» 
geben haben, in denen ziemlich schlagartig n ^  (Jur 
des Krieges gewisse Betriebe außerordentlich i  0[Z' 
satzminderungen erfahren haben. Es kann nâ setzfÄea 
zeugung des Senats nicht die Absicht des u „ ot,e wUW of,p ¡J*'
gewesen sein, grundsätzlich für die voraufgegaa= ¿je es 
die richterliche Vertragshilfe zu versagen. ?° , vVorieS 
ausdrücklich in der VertragshilfeVO. bestim g§ 2,, 
Das wird bestätigt durch die Regelungen "L
und besonders deutlich 8 und 9 Vertragsin , g S|#  
das AG. schon in den Fällen der §§ 2 und 3 ro$fJ.
VO. auch von sich aus nicht auf den Ocdan V 
den Zeitpunkt der Antragstellung auf rieh :ire <RS L 
tragshilfe als Anfangstermin festzusetzen, so ¿jjjig j“
den Fällen der §§ 8 und 9 VertragshilfeV ■ ¿5, AB
möglich, da hier im Wortlaute ausdrücklich a ,
1939 als Anfangstermin genannt ist. Zwing . jedigJ. 
festgestellt werden, daß der Gesetzgeber 11 (sCjiei 
im § 4 VertragshilfeVO. der Antragstellung atlS(,sdr»
Bedeutung hat beimessen wollen, zumal afla'
liehe, bei der abweichenden Regelung v<?n..l1i3edii,fl v 
Bestimmungen der VertragshilfeVO. sonst ^
forderliche Anordnung fehlt. . , te

Festzustellen ist nach alledem, daß niclJ JL Meißle 
eine Mieteherabsetzung erst für die R ,  ’ yerttesf# 
nach Stellung des Antrages auf richterlich aftigeö * ^
zulässig ist. Dagegen wird jedoch in allen eme zl,!We 
len, wo Herabsetzung der Miete auch 11 soft?, zuf
liegende Zeit begehrt wird, eine besonu ruCie g|1
Nachprüfung erforderlich sein. Nach dem ^¡jcjitu^.
VertragshilfeVO. hat jeder seinen
pünktlich nachzukommen. Auch der unter ß seif1® Je
Verminderung leidende Gewerbetreibende ¡pel !Jj ein
samten Mittel und nicht nur die Gescha ^  ajs ^  
Erfüllung seiner Verbindlichkeiten einsetz • bezal,yiete' 
Gewerbetreibender zunächst die Miete ufeV0- uie|e 
w ill er dann später auf Grund der Vertrag zaJjlter J jef 
herabsetzung und Zurückzahlung berei Ipißstab b W 
erreichen, so wird ein sehr scharfer ‘ , ¡(0rnn eine 
Nachprüfung seiner Verhältnisse in ,y,(eiiung iL  £r' 
allgemeinen wird für die Zeit vor Antrag „ l1 |Sj 
Kürzuno- der Mieterückstände erfolgen K , , V sKürzung der Mieterückstände erf°lgen„ j,ar V vj-fr os 
gebnis die gleiche Auffassung vertritt o .„U 
Änm. 13, 1 zu § 4, während Bau m b 
diesen Fragenkomplex nicht erörtern.) .n a\, - 

(Hanseat. OLG., Beschl. v. 2. Dez. W   ̂ ^  f j j '

und

Anmerkung: Nach § 4 Vertrag
»t- hoi oinom Miptt/prhaltlllS. (ItlS £ter bei einem Mietverhältnis, das der V Lypete 

vor dem l.Sept. 1939 geschlossen h,at’ {Jsetzen. fu, 
bestimmten Zeitraum angemessen hera ¡sf, b 
raum, für den die Herabsetzung zulass deri 
bestens mit dem l.Sept. 1939 Hnd ®ni eL et2an̂
J s s  fe w * s s s > e i€Die Meinung des OLG., daß ein£ M„\ietzung®n0 aucl 
für die Zeit vor Stellung des Hei al gesteht ß u■ 
lässig ist, erscheint mir zutreffend. daWb ^te® J
manchen Fällen sicherlich ein Bedü A1? i^nde L\>‘
Richter Mietrückstände aus der Zei rücklJ?Sfe Hêe-
herabsetzen kann. Ist die Miete für 1 iyrägl>c ^

¡cK

allerdings voll bezahlt, so wird eine iiü
Setzung, wie das OLG. mit Recht a ßei#
wohnlichen Ausnahmefällen in Fra„ e\s,M inD irig .D r.V og

* vO V- ^
13. OLG. -  § 537 BGB.; ’

1939. Die Vorschrift des § 537 BGB., . be, deUej. b 
nicht bloß auf Sachmängel, sondern au , ¿,e n 
kuug öffentlich-rechtlicher Maßnahme
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ein. Der Pächter wollte auf diesem 
eine Tankstelle errichten und hat dies

4er v tri'len angewandt wird, ist von den Bestimmungen 
Der unberührt geblieben, f )

A.-StLn ' *st Eigentümer eines Grundstücks in U., Ecke 
D2 e “nd R.straße.

von dipcßVeÜraS vom 15. Nov. 1932 verpachtete der Kl. 
den , Endstück den Teil, der in dem von den bei- 
Mer Strnfi en-®*ra®en gebildeten Winkel liegt und nach 
ânkstpiu u ^f11 e‘ne Länge von 14 Metern hatte, an den 

die Daußen°esi*zer E. in L. Die Verpachtung erfolgte aut 
diesen iv i  v.on ^h f Jahren (bis zum l.Dez. 1937). Für 
ein Vriri,' , s Grundstücks räumte der Kl. dem Pächter 
^rUncktriUsrecEi ei
vorhZnCksteil e‘ne .........
, D u iV " ? 1’ ausgeiührt.
Kl. das ert,ag vom 1. April 1933 pachtete die Bekl. vom 
'allren. n f sam,e Grundstück auf die Dauer von zehn 
ieni v0nJ  * achtzins betrug monatlich 100 ,71M. Die von 
®ekl. v o n p r f r E. errichtete Tankstelle übernahm die 
933 räum* ' Rurch notarielle Verhandlung vom 21. März 

hinsiri der, der Bekl. für die Zeit bis zum 1. April 
, 0rkaufsi-Pßi * . de® ganzen Grundstücks das dingliche
bezüglich h11* em und machte der Kl. der Bekl. weiter 
Votl der Rpm ^anzen Grundstücks ein Kaufangebot, das 
n°mtnen u,» , nicht früher als zum 1. April 1938 ange- 

Die vo ,den durfte.
, e TanVotf« ®?K1. auf dem Grundstück des Kl. betrie- 

Kuge (ipr e lst alsbald nach Ausbruch des Krieges 
ivetl Maltn.uZur Bewirtschaftung des Treibstoffes getrof- 
Uie Rpizi i aflrnen im SpntpmVipr Uno ctillo-plpcrt worden.B'e BeklMn^men im September 1939 stillgelegt worden, 
v-fhr einCn p d^s,w.egen für die Zeit vom l.Sept. 1939 nur 

Kat dpn n , zins von monatlich 20 ¿ftJt bezahlt. Dervon,
dei

at den n ü ns von monatlich 20 MJH bezanit. uer 
l.Senf ia(Mr!z!ns von monatlich 100 JIM  für die Zeit 

R.i, Ut>ime is zunl 31. März 1940 eingeklagt, von
iJ i ' entsnrpii!1 aber acht Monatszahlungen der

"4? abgese'tzt ^  er^°'8,en Zahlungen mit insgesamt

D ‘̂e Vertrit/Pi' U1T1 Abweisung der Klage gebeten.
LPr- des Rn le Auffassung, daß sie gemäß der ständigen 
Bn? Alaßn-m,Zur Erage der Einwirkung öffentlich-recht- 
ha( 11 zUr U ™ n auf M iet- bzw. Pachtbetriebe zu § 537 
An(es abgeleii,,*11111̂  des Pachtzinses befugt sei. Die Bekl.

auf v J ’ enfsprechend der Auflage des AG. einen 
Vcrt ellen. -• ragshilfe gemäß der VO. v. 30. Nov. 1939 
M M « , daß a- M  ers*en Rechtszuge den Standpunkt 

nSle nicht Pri" ik  oraussetzungen der VertragshilfeVO. 
den3!  Ag. hr ul 1 seien.
iraffcuPadpunld der, R*aSe stattgegeben. Es hat sich auf 
bufjjKilieVo. daß die Bestimmungen der Ver-
ten den allgemeinen Bestimmungen des
aien daher ,i- 1. vorgehende Sonderregelung darstell­
b a r  auf Cir.,6^ j ®en kriegswirtschaftlicher Maßnah- 

D i nt' der VertragshilfeVO. geregelt werden 
All ,l'Ufuno- n

daß ,rrdings ¡¿t konnte keinen Erfolg haben.
adssrt!i6- Auswiri-,!6 Rec'itsauffassung des AG. abzulehnen, 
^reaß,!e[ilich (inPPi6”  kriegswirtschaftlicher Maßnahmen 

} Wor,
:tl des
i v,°a
& Vf*
?echts,

VS
Maß 
laß z

i n na

U|ich du»- (? j.  Ivllcgbwiriscnaiuicner mauiiaiiincii 
Schrift1 Worden 3  die VertragshilfeVO. v. 30. Nov. 1939 
ki'np-M des bi-,M‘"n,und daneben die allgemeinen Vor- 

. Von i,_: " erl|chen Rechts hinsichtlich der Ei
ku,

l Von kr«™ • en Rechts hinsichtlich der Einwir- 
r ;cse d Verträ<rpkM *rfschaftlichen Maßnahmen auf be- 
e*fenti. 'Clltsauhncillc“ t zur Anwendung zu bringen seien. 
ftlden5» Porten r,un? des AG. findet weder in den ein- 
VertrL?L®sfimmnnn:tr VertragshilfeVO., noch in den ein- 
ScKneiISKdfeVo h?6”  derselben eine Stütze. Hätte die 
Rtl.~ endp wj.', ese für das bürgerliche Recht so ein-*jeWpn .de W irt,,- , ur das bürgerliche Recht so ein- 

ri’naß dies Raben sollen, dann hätte es nahe- 
1’“ daß - {»«̂ ausdrücklich in ihr gesagt worden wäre; 

ach ril“  ^ehuldnern rechtliche Möglichkei
C ,,*8 
S*t*>nl nach dpm „u^nem  rechtliche Möglichkeiten, 

|,[r® StellUrM  allgemeinen bürgerlichen Recht eine

Ä Ser0Mß.enolTimen lst> durch die VertragshilfeVO'
widpro^rde,n s°Hen, würde dem Sinn dieser 
orl P8Pdechen. Nach der VertragshilfeVO.S S lmage u 1 vorl pQii • 1NJach der Vertragsnuievvz.

dlfte „Ulme,, nur die beiden Möglichkeiten in
4  4 l r? aßigt ndl edtweder der Pachtzins bis auf die 
f v  a das.). Ein! c der Pachtvertrag aufgehoben wird 
f.5®l n'd sie die r l r,mäßigung des Pachtzinses auf nur 
3  Ä  (g“ 1® BekJ. auf Grund von § 537 i. Verb m.

7; ‘47, f57maßT dw Rspr. des RG.: RGZ. 64, 268;
J w. 1935, 1771 5) erstrebt, würde nach

der VertragshilfeVO. nicht möglich sein. Dabei kann der 
Schuldner (Pächter) aber gerade ein Interesse daran 
haben, weniger als die Hälfte des vereinbarten Pachtzinses 
zu bezahlen und den Vertrag über die Kriegszeit hinweg 
aufrechtzuerhalten, also gerade eine Aufhebung nach '§ 5 
a. a. O. zu vermeiden. Man denke nur an Pächter, die bei 
Kriegsausbruch noch nicht lange im Genuß ihrer Pach­
tung waren, die kurz vorher noch größere Aufwendungen 
für die Pachtung gemacht und damit vielleicht ihre letzten 
Mittel festgelegt hatten; solchen Schuldnern würde bei 
einer Stillegung des Betriebes mit einer Ermäßigung des 
Pachtzinses auf die Hälfte nach § 4 a. a. O. nicht genügend 
gedient sein, vor allem aber auch nicht mit einer Auf­
hebung des Pachtvertrages, da ihnen dadurch ein großer 
Schaden erwachsen würde, ganz zu schweigen von der 
Gefahr, daß sie nach § 5 Abs. 3 a. a. O. noch zu einer 
Entschädigung des Verpächters für verpflichtet erklärt 
werden könnten. Auch sind die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Vertragshilfe und für eine Minderung 
grundverschieden; bei der Vertragshilfe sind die persön­
lichen Verhältnisse der Beteiligten, bei einer Minderung 
nach § 537 BGB. die objektiven Einwirkungen auf eine 
Sache die entscheidenden Umstände.

Diese Erwägungen zeigen, daß die V o r s ch r i f t des 
S 537 BGB., wie sie von der Rspr. nicht bloß auf Sach­
mängel, sondern auch bei der Auswirkung öffentlich-recht­
licher Maßnahmen auf die Miet- bzw. Pachtsache ange­
wandt wird, vo n  den B e s t i m m u n g e n  de r  V e r ­
t r a g s h i l f e V O .  u n b e r ü h r t  g e b l i e b e n  ist. Das 
ist übrigens auch die Auffassung von V o g e s , „Ver­
tragshilfeVO.“ , Einl.II, 1, S.5 Anm.13 (vgl. mr übrigen 
auch D a n i e 1 c i k: AkadZ. 1940, 177, der dem Schuldner 
die Berufung auf veränderte Verhältnisse clausula rebus 
sic stantibus -  neben den Vertragshilfebestimmungen zu­
billigt).

Die Frage ist aber, ob, wie der Kl. geltend macht, der 
Bekl. nur das nackte Grundstuck verpachtet worden ist 
und damit M ä n g e l  de r  T a n k s t  e 1 *.e u "  d d i e 
T a n k s t e l l e  b e t r e f f e n d e  ö f f e n t l i c h - r e c h t 7 
l i e h e  M a ß n a h m e n  das V e r t r a g s y e r h a l t n i s  
de r  P a r t e i e n  n i c h t  b e r ü h r e n .  (Wird naher aus-

SeDiertErwägungen darüber führen zu dem Schluß, daß 
der Kl. der Bekl nach dem Inhalt des Pachtvertrages vom 
1 Anr l 1933 lediglich ein Grundstück zur Verfügung zu 
stellen haR^das tatsächlich und rechtlich geeignet ist dar­
auf eine Tankstelle zu errichten; solange das der Fall ist, 
befindet sich das Grundstück in einem nach dem Vertrage 
vorausgesetzten Zustande, und es liegt kein Fehler der 
Sache 1 S von 8 537 BGB. vor.

Eine Minderung des Pachtzinses kann die Bekl. hier­
nach nicht verlangen. Ob sie, wie sie erst im Berufungs-
Verfahren geltend gemacht hat, auf Grund der Vertrags­
hilfeVO. eine Herabsetzung verlangen kann ist hier ohne 
Bedeutung. Denn dadurch, daß die Bekl. Minderung gel­
tend macht macht sie den Anspruch streitig und erkennt 
£ « ” $  ¡2 Abs.2 VertragshilfeVO. n.ch a n ^ n e  V e ,■ 
t r a ^ s h i l f e  ist daher z u r  Z e i t  u n z u l ä s s i g ,  so 
daß weder nach § 24 Abs. 1 VertragshdfeVO. eine Aus- 
setzumr des vorl. Prozesses, noch nach § 24 Abs. 2 das. 
eine Regelung durch das Prozeßgericht in Frage kommen

^Dadurch daß die Bekl. am 6. Nov. 1939 das Verkaufs­
angebot des Kl. vom 21. März 1933 notarisch angenom­
men und dem Kl. am 14. Nov. 1939 die Annahmeerklarung 
hat zugehen lassen, ist allerdings ein Kaufvertrag zustande 
bekommen. Durch den K a u f v e r t r a g  wird aber der 
bestehende P a c h t v e r t r a g n ic  h t ohne weiteres au f -  
gehob en ;  vielmehr muß die Bekl. b is  zum  U b e r - 
f a n g  von  G e f a h r  und  N u t z u n g e n (nach § 446 
R G B ) noch  den P a c h t z i n s  w e i t e r b e z a h l e n .  
Oh der Bekl. ein S c h a d e n e r s a t z a n s p r u c h  we-  
gen N i c h t e r f ü l l u n g  des Kaufvertrages zusteht und 
eine Aufrechnung damit die Klageforderung zu Faß brin­
gen kann mag dahingestellt bleiben. Die Bekl. hat diese 
Aufrechnung erst im Berufungsverfahren erklärt, und der 
Kl. hat gebeten, diese Aufrechnung nach § 529 ZPO. als 
verspätet zurückzuweisen. Da die Bekl. zur Zeit ihren 
Schaden überhaupt nicht berechnen kann, hat der Senat 
nach § 529 Abs. 5 ZPO. diese Aufrechnung nicht mehr be-
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rücksichtigt, da die Geltendmachung d e r A u i r e c h - 
n u n g  n i c h t  a l s  s a c h d i e n l i c h  a n z u s e h e n  ist.

(OLG. Celle, Urt. v. 14. Nov. 1940, 7 U 202/40.) [R-l

Anmerkung: Die vom OLG. Celle in dieser Sache ver­
tretene Meinung deckt sich mit der Auffassung, die das 
KG. in seinem Urteil vom 24. Juli 1940 (DR. 1940, 2113) 
ausgesprochen hat. Meine a. a. O. abgedruckten zustim­
menden Bemerkungen zu jenem Urteil gelten daher auch 
hier.

Beide Urteile gehen mit Recht davon aus, daß § 4 Ver- 
tragshilfeVO. nicht etwa die in §§ 537, 581 BGB. vorge­
sehene gesetzliche Senkung des Miet- oder Pachtzinses 
hat beseitigen oder ersetzen wollen. § 4 VertragshilfeVO. 
tritt vielmehr ergänzend neben § 537 BGB.; die neue Vor­
schrift gibt dem Richter aus Anlaß des Krieges die Be­
fugnis, die Miete oder Pacht aus Billigkeitsgründen auch 
dann herabzusetzen, wenn, an sich die Voraussetzungen 
für eine kraft Gesetzes eintretende Senkung nicht gegeben 
sind. Unzuträglichkeiten haben sich bisher aus dem Ne­
beneinanderbestehen der beiden Rechtsbehelfe nicht er­
geben und sind auch wohl für die Zukunft nicht zu be­
fürchten.

MinDir. Dr. V o g e l s ,  Berlin.
*

14. KG. — Die Möglichkeit richterlicher Vertragshilfe 
hindert den Mieter oder Pächter gewerblicher Räume nicht, 
auf Grund der Kriegsverhältnisse Minderung geltend zu 
machen. Dieser Einwand kann aber bei der Pacht einer 
Tankstelle nicht auf die Neuregelung der Abgabe von Be­
triebsstoffen oder den Umsatzrückgang, sondern nur auf 
die Einstellung der Betriebsstofflieferung gestützt werden.

Gegenüber dem Anspruch des Kl. auf Pachtzins für 
eine Tankstelle macht der Bekl. geltend, daß die kriegs­
wirtschaftlichen Verhältnisse den Ertrag der Tankstelle 
wesentlich beeinträchtigt hätten und daß dieser Ertrag 
demnächst ganz weggefallen sei, da die zuständige Stelle 
die Belieferung der Tankstelle mit Betriebsstoff vom 
20. Juni 1940 ab eingestellt habe. Er leitet daraus den Ein­
wand des Wegfalls der Geschäftsgrundlage und ein Min­
derungsrecht gern. §§ 581,537 BGB. her. Bis zur Zeit 
der Einstellung der Belieferung der Tankstelle mit Be­
triebsstoff steht dem Bekl. ein Einwand nicht zu. Denn 
der Verpächter haftet dem Pächter nicht für den Umfang 
des Ertrages der Pachtsache. Ebensowenig wie dem Ver­
pächter ein Anspruch auf Erhöhung des Pachtzinses bei 
besonders hohem Ertrage der Pachtsache zusteht, steht 
dem Pächter bei Sinken des Ertrages ein Anspruch auf 
Minderung des Pachtzinses zu.

Der Verpächter haftet dem Pächter aber dafür, daß 
die Pachtsache ertragsfähig bleibt. Wird es dem Pächter 
durch behördliche Maßnahmen unmöglich, weiterhin 
bürgerliche Früchte aus der Pachtsache zu ziehen, so ist 
die Tauglichkeit der Pachtsache zu dem vertragsmäßigen 
Gebrauch i. S. der §§ 581, 537 BGB. aufgehoben und der 
Pächter deshalb für die Zeit, während deren die Taug­
lichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung des Pacht­
zinses befreit. Wenn nun das LG. meint, diesem Minde­
rungsrecht stehe der Umstand entgegen, daß dieser Gegen­
stand eine Sonderregelung durch die VertragshilfeVO. 
erfahren habe und daß die Anträge des Bekl. auf Herab­
setzung des Pachtzinses im Vertragshilfeverfahren ab­
gelehnt worden sind, so kann dem nicht beigetreten 
werden. Die VertragshilfeVO. setzt voraus, daß die in­
folge der Kriegsverhältnisse untragbar gewordene Forde­
rung des Gläubigers besteht und vom Schuldner anerkannt 
wird. Sie will nur die anders nicht zu behebende Schwie­
rigkeit der Erfüllung des Schuldverhältnisses beseitigen. 
In diesem Rechtsstreit erkennt aber der Schuldner die 
Forderung nicht an. Das ist dem Schuldner unbenommen, 
auch wenn die Gründe auf kriegswirtschaftliche Verhält­
nisse zurückgehen. Ebenso wie neben der vorzeitigen 
Auflösung eines Miet- oder Pachtverhältnisses gern. § 5 
VertragshilfeVO. der Schuldner zu einer sonst gesetzlich 
zulässigen Kündigung (z. B. gemäß § 542 BGB.; vgl. 
Voge l s ,  „VertragshilfeVO.“  S. 65, Anm. 1 zu §5) be­
rechtigt bleibt, muß das für sein Minderungsrecht gelten, 
zumal da die Entscheidung über die Vertragshilfe gemäß 
§ 1 Abs. 2 VertragshilfeVO. nicht nur das Schuldverhält­
nis, sondern stets die gesamten Erwerbs- und Vermögens­

verhältnisse des Gewerbetreibenden berücksichtig ^¡. 
Die VertragshilfeVO. hat auch an keiner Stehe .^helf 
druck gebracht, daß sie der ausschließliche Re„(.führte 
sei, um ein durch die Kriegsverhältnisse herne s aus- 
Mißverhältnis zwischen Leistung und Gegeniei ^ erab 
zugleichen. Obwohl die Anträge des Bekl. a ab 
setzung des Pachtzinses im Vertragshilfever. ¡„gerung® 
gelehnt worden sind, kann er deshalb sein “ t, j er ßeW 
recht geltend machen. Dies hat zur Folge, . a+«Hung 7  
von dem Zeitpunkt ab, zu dem sich die Eins _eVrirK> 
Belieferung der Tankstelle mit Betriebsstoff . , _ von
hat, also vom 1. Juli 1940 ab, von der Entri ‘ ¡jMs 
Pachtzins befreit ist. Die Klage ist deshalb m , tfjrd, 
Pachtzins für die Zeit vom 1. Juli 1940 ab gef° 
unbegründet. „ , ,  ,9o5/40.)

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 27. Nov. 1940, 17 ^

15. KG. — MietSchG. Gegen die Entscheidung «Jf®fr­
üher die Beschwerde gegen die Entscheidung uwehere ne’ 
längerung der Räumungsfrist findet eine 
schwerde nicht statt. pleich »e‘

Das AG. hat die der Bekl. im Räumungsverg^geit 
währte Räumungsfrist gern. §5a MietScmJ. ce
Auf die sofortige Beschwerde der Kl. hat , zUrii( 
Antrag auf Verlängerung der Räumungs* vVeiter 
gewiesen. Die Bekl. hat gegen diesen Bes 
sofortige Beschwerde eingelegt. aeSeil ta

Nach § 5 a Abs. 2 Satz 3 MietSchG. fmfdfLfängerU"! 
Entscheidung des AG. über den Antrag auf  ̂ H'er3„n 
der Räumungsfrist die sofortige Beschwerde neU ,
folgt aber noch nicht, daß beim Vorliegen Abs-
selbständigen Beschwerdegrundes gern. SS ,i- ’zugelaSp.i| 
ZPO. auch die weitere sofortige Beschwer ,-esein r 
ist. Vielmehr ist der Rechtsmittelzug auch die, , r
ebenso wie in dem Fall der Entscheidung Stell® nS 
mungsfrist selbst, bei dem die Beschwerde•, y erfanf 
Berufung gegeben ist, zur Beschleunigung cröffnen , q. 
dienen und nicht einen weiteren Rechtszug g0 U<- g
mit dem Verfahren vor dem LG. beende1

den
ck"

Karlsruhe: JW.'1934, 20857 E b e I, 
zu §5a, S. 79; K i e f e r s a u e r ,  „Mieters jviietre _J.ge 
zu § 5a, S.63 und K r i e g  u. Ba n d mann,>> s0fom 
Anm. 6 zu § 5a MietSchG., S. 207). Die W ¡g 
Beschwerde der Bekl. ist deshalb als unz ‘ 
werfen.

(KG., 17. ZivSen., Beschl. v. 27. Nov. 1940,
* , flieh», jgjj

16. KG. — Auch wenn der Untermie eX 
Rechtsanspruch auf Küchenbenutzung hat, gjnIie 
Räumen eine selbständige Haushaltung Jltl 0 ,
terschutzvorschriften führen. te r f lh ^ v ^ '

Zwischen den Streitteilen besteht ein J? ,ea 
nis über möblierte Räume. Auf dieses 
Schriften des 1. Abschnitts des MietSchU 
der 3. AusfVO. z. KündSchVO. 
wenn der Mieter in den Mieträumen

linw-" „ 2 a u *

..........eine selbständige Wirtschaft oder H . aft 
Zur Führung einer selbständigen * ir“ , 
haltung gehört in der Regel das Rec

Zx Ben del»
B ' . 7 7  hat nun

oder Mitbenutzung der Küche. Die . ejdeH . ¡ed°c,i
BekJ •inc'/lriiol/lioli troroltiKort ilillJ til . 3̂*neKi. ausdrücklich vereinbart, dal) dr dahf Ju f t  
ohne Küchenbenutzung überlassen wu ’ fall “ peM* 
erklärt, daß sie geneigt sei, die Kuctie_ i|tfl de®,,, ftd'v.1 ivteil l, uau oiv, y . r f h *  U**1 - 7U
zur Verfügung zu stellen. Dies genUh,Jriff " 7 , m e,n 
von dem die Kl. wußte, daß er »m . f* ßMieträ«>f eS be' 
raten, das Recht zu verschaffen, in pen' jariibf ’
selbständige Haushaltung zu 7%<.rtragsteile7 ii solfar 
stand Einverständnis zwischen den Ve g werC ,.nl<t ,7  
daß dem Beld. die Möglichkeit versc ^¡ttelp^eb , 
in den Mieträumen einen selbständig rjjnden-. 
die Lebenshaltung seiner Familie zu D öAnsp1'tlC 0der7  
ist es unerheblich, ob er auch eine „bere i^ ’/ifÖf1 
hatte, die Mahlzeiten in der Küche z ¡^{ige”. SVf * 
die Kl. ihm dies auch aus weniger „^nis 
untersagen konnte. Auf das Mietve ha An* Ah ‘ 
teile finden deshalb die § § l f  - MietSg da 7 t  1*  
und das Räumungsverlangen der ■ .gchG- 
aufhebungsgrund i. S. der § § 2 f f - M . mO-)
liegt, unbegründet.

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 6. Nov. 1940,
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Schuldenbereinigungsgesetz
— § 3 SchuldBereinG. n. F. Wer einen selbstän- 

Sieiihf i rid m't Hilfe erheblicher sachlicher Mittel aus- 
“öeinr ’ *<an!1 gleichwohl den Schutz des § 3 Schuld- 
nicht „.Ü-E. >n Anspruch nehmen, wenn die Mittel ihm 
Glaubt °!iten und deshalb nicht zur Befriedigung der 

ger hingegeben werden konnten.
W|indf-f?ast-w*rt übernahm pachtweise zwei Lokale, ver- 
*nstanHcJ eme (verhältnismäßig geringen) Geldmittel zur 
Weitert» ■ unS der Räume und führte den Betrieb ohne 
Seite z, e'S®ne Mittel mit Hilfe eines ihm von fremder 
Hilfe ein ,vilutzunS überlassenen Inventars sowie mit 
im Warenkredits der Brauerei. Der Betrieb kam
lokale rann 1 zum, Erliegen. Der Schuldner mußte die 
aber mo" "~J ’
Heißt

J 5 ™ 6"  11 nü üen Offenbarungseid leisten, konnte 
•, “ eiriedigung der Gläubiger nichts hingeben. Er

rbliebenen^Uildenu1? " ^ 1 die Bereinigung der ihm ver------------
^einim,* ^ as KG. hat die Möglichkeit einer Schulden- 
anerkanntng 3US § 3 SchuldBereinG. n. F. grundsätzlich

1940 C(D<§,m der Neufassung des SchuldBereinG. v. 3. Sept. 
Richters j I’ *^09) kann derjenige die Vertragshilfe des 
Hfles selhoi-- 'n?Pruch nehmen, welcher als Angehöriger 
aen Einsat aj lgen Berufes, der im wesentlichen durch 
c°r der mZ ufT -Arbeitskraft ausgeübt wird, infolge der 
ĉl'uldennt»fC‘1 Übernahme herrschenden Wirtschaftsnot in 

sProchen i  / ■ rate.n ¡st. Wie der Senat wiederholt ausge- 
^e n tiirh ^ ’ i 81 die Erage, ob ein selbständiger Beruf im 
Wird, n i c h t ü e n  Einsatz der Arbeitskraft ausgeübt 
^inen r üie verschiedenen Gewerbearten im allge- 
¡ferbe «nÄ n Jür das vom Schuldner betriebene Ge- 
a eiti7Pi„ r Berücksichtigung der besonderen Umstände 

Schuld"6" !.alles zu beantworten. Im vorl. Falle hat 
VUr e*n trerln" " r üie Eröffnung der Betriebe N. und Y.V p-pri« ~V .1-lU U U U U R  UCl UCIHCUV. wuu *.
r ,rfüeun? „ T i  E'genkapital (etwa 5000-6000 JUL) zur 
5 le verwl. Het|abt, das fast ganz zur Herrichtung der Lo- 
i ei> aet wurde. Zur Betriebsführung in diesen Rau­

das fast ganz zur Herrichtung der Lo- 
'de. Zur Betriebsführung in diesen Räu- 

und 1 erümgs erhebliche s a c h l i c h e  Mittel vor- 
Ä s  Be n'0ü",entl?ehrlich: Tische, Stühle, Geschirr usw. 
6l,e, vom v  oskapital war dem Schuldner aber von dritter 

'eilt word0rmieter und von der Brauerei, zur Verfügung 
n*Seilen \y/ u,nd stand nicht in seinem Eigentum. An 
w Uerutig dpp d" e n se<zte er — außer den für die Er- 
-! 5entlir-s„_ Raume aufgewendeten Geldbeträgen — im

Ä art"

R» y°rausQ0*"Ur se‘ne A r b e i t s k r a f t  ein. Damit ist 
erfümUnf  des § 3 der Neufassung des Schuld- 

-n durch h ’ üer selbständige Beruf „im wesemt- 
R-, ,'st. Denn 6n Einsatz der Arbeitskraft“ ausgeübt wor- 
Wjrt̂ be, hei nnter § 3 der Neufassung fallen auch solcheWiw °e> bei h 8 J aer Neufassung lallen aucn soicne 
i ‘rtsgewerbe 6ne,ti ~  wie nicht selten gerade im Gast- 

$ e r l i 0. allerdings erhebliche sachliche Mittel e r - 
<W Yer% una ynd v o r h a n d e n ,  aber von dritter Seite 
seL nhabers*,-i?6Ste * worden sind, ohne in das Eigentum 
diea er I n'h n berzugehen. Auch in einem solchen Falle 
per„ArbeitShr B.e r ausschließlich oder überwiegend nur 
aus n"en- Dieqp ei»n> ®ei es die eigene, sei es die von Hilfs- 
des r  m Inhalt Auslegung des Gesetzes entspricht dem 
den ■ etz«-eber t--Neufassung zu entnehmenden Willen 
Wenn e SchulH0„u.Ur .den selbständig en Gewerbetreiben­
d e r e  eig” nVe,* '^ Un£  auch dann zu ermöglichen,

JbiSp6® * 1  Abs.
.Keu{a" s“ aHe aufc
'Sen l 6s Senat? *» s' cb in dieser Beziehung nach der

'UUün eme aucn dann zu ermognenen,
Qla??? des & 1 Wirtschaftsgrundlage, die er in Er- 
der \,'§ern L * (o , 1 Ziff. 2 SchuldBereinG. n. F. seinen 
^Osieuüassunlr in ° H fe,rn.können, nicht gehabt hat. § 3 

dpo cp, ,011 Slch in dieser Beziehung nach der 
Ahei  an den bisherigen Hauptfall, den des 

lenj„“ ‘e lefzterp ’ u,n .m i 11 e 1 b a r anschließen. Wäh- 
Häiiri:" zuteil u,Pvi>rsc,br ’H den Schutz des Gesetzes dem- 
'v'rtvten BerufpQüen. *aßt, der zur Ausübung seines selb- 

Gliche G r„ei , gene s a c h l i c h e  M i t t e l  (die 
Sse«,, essen imu" age seiner selbständigen Lebenshal- 
.C n a en hat w ill ‘cSe detl Gläubigern zur Befriedigung 
1 H ih,. n auch -8 ? von den selbständigen Gewerbe- 
kon es Be{r j . ejenigen einbeziehen, welche nach der 
?ee>sSi*6 n» weil c-dle Erfordernisse des § 1 nicht erfüllen 
!eH ii 6te W iHoi316 eine zur Hingabe an den Gläubigertigp„,e WirtsphA, eine zur Hingabe an den Gläubiger 

selbständia ‘£grundlage nicht besaßen. Nur die- 
“Ü 0,5 des s 1 5 5 eW£®i;nen Schuldner sollen bei Nicht- 

s«tzes nicht*53' 1 2 der Neufassung den Schutz
erhalten, welche e i g e n e  sachliche

de«

Mittel als wirtschaftliche Grundlage ihrer selbständigen 
Lebenshaltung gehabt und diese Mittel gleichwohl ihren 
Gläubigern überhaupt nicht oder mindestens nicht in den 
wesentlichen Teilen zur Befriedigung hingegeben haben 
(§ 1 Abs. 1 Ziff. 2).

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 2. Jan. 1941, 1 Wx 378/40.)

*

18. AG. — SchuldBereinG. Die Behandlung von Sozial­
versicherungsforderungen. »

Einfluß der VO. v. 22. Febr. 1939 über die Durchführung 
des Vierjahresplanes auf dem Gebiete der Handwerks­
wirtschaft auf ein Schuldenbereinigungsverfahren.

Bereinigung des Nachlasses eines im Verfahren verstor­
benen Schuldners, f )

Obwohl die sachlichen Voraussetzungen der Schulden­
bereinigung als vorliegend erachtet worden sind, Bat oas 
Gericht eine Entscheidung über den Antrag zunächst 
nicht getroffen, da die Sozialversicherungstrager Aus­
setzung des Schuldenbereinigungsverfahrens beantragt 
hatten. Das Gericht entsprach diesem Aussetzungsantrage, 
da vor Erlaß einer Durchführungsverordnung über die 
Behandlung von Sozialversicherungsbeitragen m dem 
Schuldenbereinigungsverfahren eine abschließende Rege­
lung nicht möglich war, jedenfalls nicht feststand, z 
Zahlung welcher Quoten an seine übrigen Gläubiger der 
Malermeister W „ der Schuldner, in der Lage sein wurde 
Die Aussetzung des Verfahrens erschien um so mehr 
gerechtfertigt, als sich W. darum bemühen wollte, eine 
feste Anstellung als Arbeitnehmer zu. f  langen, so daß 
es sich empfahl, abzuwarten, bis die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse des Malermeisters W. klar zu ubersehen waren. 
Als dann das Gericht die Durchführung des Schulden­
bereinigungsverfahrens aus den beze.chneten Gründen
ausgesetzt hatte, tauchte überdies, " achd^ f ̂ pJ^neh ie t die Durchführung des Vierjahresplanes auf dem Gebiet
der Handwerkswirtschaft v. 22. Feb//n1939 o ^ p L  ’ ?o30

Ä bI", k $ Ä ?  Ä ? *  V V 2
Anordnung iurVO ^über^le

Durchführung des  ̂Vierjahresplans auf dem Gebiet der 
Handwerkswfrtschaft überzuleiten war. Da in ein solches 
Abwicklungsverfahren auch öffentlich-rechtliche borde- 
rungen^ jeder Art, insbesondere auch Rückstände von
Sozialversicherungsbeiträgen einzubeziehen sin<̂ .. v̂?. ‘
AGR. E pp in  g: DJ. 1939,546 I. Sp), wurde für die 

machû ng der*Rückstän^^de^SozRdvereicherui^sbeiträge 

d iinD u Ih fX u n ? rd«  A C i X

S t e s Ä
f 0r| f a u f  Frauen als Inhaberinnen von Handwerks- 
S ie b e n  keine Anwendung finden sollte der Handwerks­
betrieb des Malermeisters W. aber unter dem Namen 
seiner Ehefrau geführt wurde. Um diese Bedenken zu 
beseitigen, wurden zwischen dem Reichsstand des Deut­
schenHandwerks und dem ReichsvviHscha tsmin^ 
längere Verhandlungen gepflogen. Ehe indessen die Zwei­
felsfrage endgültig geklärt werden konnte, ordnete das 
Reichswirtschaftsministerium durch RdLrl. v. 18 Dez. 1939, 
welcher der Handwerkskammer Bremen im Februar 1940 
zugegangen war, an, daß die Durchführung der VO.

Durchführung des Vierjahresplanes auf dem Ge- 
der HändweiS irtscbaft'v. 22. Febr. 1939 im Hin- 

blick auf die durch den Krieg veränderten Verhältnisse 
ausgesetzt werden sollte. . , . . , .

Aus dieser Anordnung des Reichswirtschaftsministenums 
ergab sich, daß ein Abwicklungsverfahren für den Maler- 
meisterW nicht mehr in Frage kam, daß vielmehr das 
ruhende Schuldenbereinigungsverfahren wieder aufgenom­
men werden mußte. Das Schuldenbereimgungsverfahren 
konnte iedoch für W. nicht mehr fortgesetzt werden, da 
er am 8 März 1940 verstorben ist. Er hat seine Witwe 
und zwei Söhne, nämlich Georg W. und Hermann W. in 
Neuyork (USA.), als Erben hinterlassen. Hermann W. 
in Neuyork hat die Erbschaft nach seinem Vater aus­
geschlagen. Die Witwe und Georg W. in Berlin stellten 
bei dem AG. Bremen, Abt. für Konkurssachen, Antrag auf

8 2*
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Eröffnung des Konkurses über den Nachlaß des Maler­
meisters W. Durch Beschl. v. 6. Juli 1940 wies das AG. 
den Antrag auf Konkurseröffnung gern. § 107 KO. ab, 
da eine den Kosten des Verfahrens entsprechende Masse 
nicht vorhanden war. Die Witwe hatte bereits vorher bei 
dem AG., Abt. Schuldenbereinigung, den Antrag gestellt, 
sämtliche Verpflichtungen ihres Ehemannes, mit denen 
sie und ihr Sohn Georg noch belastet sein könnten, im 
vollen Umfange zu streichen. Durch das Rundschreiben 
v. 30. Juli 1910 unterrichtete das Gericht die Gläubiger 
des verstorbenen Malermeisters W. über den Stand des 
Schuldenbereinigungsverfahrens und wies die Gläubiger 
insbes. darauf hin, daß nach der Abweisung des Antrages 
auf Konkurseröffnung die Rechtslage die ist, daß gern. 
§ 1990 BGB. die Erben des W. jetzt die Möglichkeit 
haben, die Befriedigung der Gläubiger insoweit zu ver­
weigern, als der Nachlaß nicht ausreicht.

Auf das letzte Rundschreiben des Gerichts haben ledig­
lich einige Gläubiger geantwortet. Die Handwerker­
krankenkasse Bremen hat unter Hinweis auf den Erlaß 
des Reichsjustizministeriums v. 6. April 1940 (DJ. S. 428) 
über die Behandlung der Rückstände von Sozialversiche­
rungsbeiträgen im “ Schuldenbereinigungsverfahren den 
Vorschlag der Erben auf Streichung ihrer Forderung ab­
gelehnt.

Die Handwerkerkrankenkasse Bremen kann mit ihrem 
Verlangen, daß die von dem Erblasser einbehaltenen Bei­
träge seiner früheren Gefolgschaftsmitglieder noch ge­
zahlt werden müßten, nicht durchdringen. Zunächst ist 
nicht festgestellt, daß der Erblasser die Beitragsteile sei­
ner früheren Gefolgschaftsmitglieder veruntreut hat; be­
straft ist er jedenfalls nicht. Sodann aber schlägt das 
von der Handwerkerkrankenkasse angeführte Argument 
den Erben des Malermeisters W. gegenüber gar nicht 
durch. Für diese ist lediglich die Rechtslage maßgebend, 
die sich aus § 1990 BGB. ergibt. Aus dieser Vorschrift 
folgt, daß unter allen Umständen die Erben nur den 
Nachlaß des Erblassers zur Befriedigung von dessen 
alten Gläubigern zur Verfügung zu stellen brauchen. In 
den eingehenden Vernehmungen der Witwe, welche so­
wohl bei dem AG., Abt. für Konkurssachen, als auch bei 
dem AG., Abt. Schuldenbereinigung, stattgefunden haben, 
hat Frau W. wiederholt erklärt, daß W. außer Klei­
dungsstücken, die nahezu wertlos seien, nichts hinter­
lassen habe. Danach ist die Leistungsunfähigkeit des 
Nachlasses des Erblassers zu irgendwelchen Zahlungen 
unzweifelhaft. Auf die Leistungsfähigkeit kommt es aber 
nach den in § 6 SchuldBereinG. (§ 2 der alten Fassung) 
festgelegten Grundsätzen allein an.

Die Forderungen der Gläubiger des verstorbenen Maler­
meisters W. waren nach alledem in vollem Umfange zu 
streichen. Von der Streichung konnte nur die Forderung 
der Handelskrankenkasse Bremen in Höhe von 5b 3tM 
ausgenommen werden. Da die Forderung dieser Gläu­
bigerin, wie W. in dem Schuldenbereinigungsverfahren 
anerkannt hatte, eine neue Forderung ist, unterliegt sie 
nicht der Bereinigung auf Grund des SchuldBereinG. Die 
Forderung ist während der Zeit entstanden, als das 
Malereigeschäft unter dem Namen der Ehefrau des Maler­
meisters W. betrieben wurde.

(AG. Bremen, Beschl. v. 22. Okt. 1940, Sch B 413/38.)

Anmerkung: In dem Beschluß werden im wesentlichen 
drei grundsätzliche Fragen d?r Schuldenbereinigung be­
rührt, nämlich

1. die Behandlung von Forderungen der Sozialversiche­
rungsträger,

2. die Einwirkung der VO. v. 22. Febr. 1939 über die 
Durchführung des Vierjahresplanes auf dem Gebiet 
der Handwerkswirtschaft auf ein Schuldenbereini­
gungsverfahren und

3. die Bedeutung des Todes des Schuldners für ein an­
hängiges Bereinigungsverfahren.

1. Das AG. hat während der Geltung des SchuldBereinG. 
v. 17. Aug. 1938 festgestellt, daß die Voraussetzungen für
eine Bereinigung des Schuldners gegeben seien. Trotz­
dem ist das Verfahren nicht abgeschlossen, sondern nur
ausgesetzt worden entsprechend dem Anträge der be­
teiligten Sozialversicherungsträger. Diese Aussetzung war

[Deutsches Recht, Wochenausga^

, uflir
vorgesehen bis zum Erlaß einer Durchführungsveror
über die Behandlung von Sozialversicherungsbeitra,, ^

Der Aussetzungsgrund war nicht zwingend. . ¡̂che 
Erlaß des Ges. v. 17. Aug. 1938 haben öffenthch-re“ ^ .  
Gläubiger immer wieder versucht, aus der ej„e 
bereinigung herauszukommen oder doch rninae . ajjel, 
Vorzugsstellung zu erlangen. Einem solchen _ und 
gegenüber war auf § 16 Abs. 2 a. F. Schuldner e[nG. 
auf die amtl. Erläuterung zum § 1 Abs. 3 .̂c .¡R "fähig' 
zu verweisen. Hieraus ergab sich die Bereinig f  ¡Jte 
keit öffentlich-rechtlicher Schulden schon tur ^jand 
Gesetz eindeutig. Im Schrifttum und in der Ks ■ ^ ¿ t  
daran ebenfalls kein ernstlicher Zweifel (¡tci'oö 354)- 
1940, 50 [Anm. Voge l l  =  DR. 1940,1348; JrU- ^ reiiH- 
In ständiger Rspr. hat das KG. besonders dLt,ehürclel1 
gung von Forderungen der Sozialversicherung egcti
zugelassen (JFG. 20, 354). Dies geschah durchweg die
den Widerspruch der Sozialversicherungspe erjefen-
sich auf einen Erlaß des RArbM. v. 26. Jan. 19 
Danach sollten (unterzogene Beträge nicht eri ‘ wejsUflo 
gar erlassen werden. Die Gerichte sahen diese1 * . ^fung" 
als nur für den inneren Verkehr der Sozialv - gerejnu 
behörden bestimmt an. Ihnen bot §2 a. F-Sen . ,ierlings' 
die Möglichkeit, die Belange der Sozialv 
träger angemessen zu berücksichtigen. . q vo®

Auch nach der Neufassung des SchuIdBe „ujeriii8 
3. Sept. 1940 gelten die Richtlinien der amtl. ^ 0geO 
zur Fassung v. 17. Aug. 1938 weiter (ßerK  §0zialyL 
2. Auf!., S. 35 Anm. 2). Für Forderungen d« ..gereiflUj 

igsträger ist im §7 Abs. 3 n. F. S Id1

"SozUlfl'
im.2). Für Forderungen

sicherungsträger ist im §7 Abs. 3 n. F. je»»-
eine besondere Regelung getroffen w°raen. * 428) ‘

Ata \ \ r  A l.) I AA xr A rxril 1 QdO (X)I* * 5
egelung getrotten  ̂ w  *

sich an die AV. d. RJM. v. 6. April 1940 (DJ- ri,eitnel,13 fl 
Ein endgültiges Verbot, nichtabgeführte A vrord 
anteile zu bereinigen, ist nicht ausgespro ,jen 
Die vorsichtig zurückhaltende Anordnung »

vforKj

i . ____________ ordnung ü b l ic h
gemeinen nicht erlassen werden“  läßt Srti?, bishervV«i/je 
bisherigen Rechtszustand bestehen. DemiaUC „„figen- , n 
an derartige Forderungen behutsam herang u g0 vVcm  ̂
bisher § 1 Abs. 4 und §2 a.F. SchuldBerei „5 un 
jetzt die diesen Vorschriften entsprechender 
n. F. SchuldBereinG. in erster Linie für die^ g 5 vvurim.QIC g 5 \VU1L1
wesentlich werden. Ist der Schuldner s m
und sind seine wirtschaftlichen Verh3 *' Rieht'1.1] eß 
günstig, daß nur eine Streichung nach £jner so* gs 
des S 6 in Betracht kommen kann, so stet rntgege%et- 
Maßnahme §7 Abs. 3 SchuldBereinG. nN jy^rtei1^ . 
können dann vielmehr auch die aus nichta g^zjalvera
tragsteilen entstandenen Forderungen eine - . v g .
rungsträgers gestrichen werden. . v. V'uteS'

2. Erst nach dem Erlaß des ^cjiuldßef^g Vjerf|a vo0

svi 
te: 
lal

______39.
Durchführung" der VÖ. v'* 22.WFebr. ^ 3̂ !se'auf

1938 ist die VO. über die Durchführung d<r^ chafj- XeZ.

1939 ist ein Runderlaß des *  ichswirtschaf5
bekanntgegeben worden (III WO U587/ 6 .ngesch f£s 
r \ .... -Ur \ / r 1 „  00 Fehr. iy jy . vvc“

planes auf dem Gebiet der Han uv.,.-
22. Febr. 1939 (RGBl. I, 327) ergangen. V W  di?
1939 ist ein Runderlaß des Reichswirtsc j0 d‘.aL|1j<t

worden ist. Loscnungsvertanrcn ;„liren so»; erKcl
nicht mehr eingeleitet, schwebende Vern Halld_taiidel1
gestellt werden, wenn nicht der betrotr ' einv.cr5i/riegs'. 
mit einer Weiterführung des Ve,rfahr i.!,ben die(„g °et 
war. Veranlassung zu dieser Regelung •llCjerU,‘®llfiiii'
Verhältnisse gegeben. Eine weitere ? die Ei°bb|eib^' 
Handwerksbetriebe, als dies schon du unlcr ah1" 
gen zur Wehrmacht geschehen war, ßrerne1 «¿en'

Zur Zeit hat daher die v~» k ° '-  -  ^ U‘
geworfene Frage nach den Ei 
bereinigungsverfahrens auf e il.. 
umgekehrt nur noch beschränkte 

Als die VO. v. 22. Febr. 1939 r 
bestand eine Konkurrenz zwischen

, u V3.1’’nKie u-— . ¡n Krahrjati-
Als die VO. v. 22. Febr. 1939 noch1 v% eidea !  de'1’ischen den "  iaS$w

Zur Zeit hat daher die _yon *

'
aeide

lestand eine Konkurrenz zwisenen V«.
rensarten. Beiden war die Zielsetzu g pebr- , f in0* 
Schuldner zu helfen. Bei der VO. ’v- .r'mfanß bcjiiedc‘r 
dies jedoch nur ein Nebenzweck- L) izen „ 
lichen Hilfeleistung war nach beiden u  ei0jgUnÄ e scU 
Das SchuldBereinG. läßt nur c ie..fi;£ „ Ur VL-
Schulden zu. Hierunter sind regelmäßig snid, defl, 0 
den, die vor dem 1. Jan. 1934 .entstanden ^
stehen. Ausnahmsweise (§ 3) können 3 ßetrafc„abe 
bis zum 1. Jan. 1937 aufgelaufen smd,■ ' dje ¡ m ■ f^ e 
men. Die VO. v. 22. Febr. 1939 verlangte ^  V 
Selbständigkeit von dem Schuldner. »
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tigten^1ie~^e2e'ung der vor der Mitteilung der beabsich- 
Schui,i , ° l c'lunS in der Handwerksrolle entstandenen 
Vq v 0? pean*ragt werden (§6 der 1. Anordnung zur
Weitere/v,Febr' 1939 [RGBl. I, 328]). Diese Hilfe ist also 
nieimf?e‘lend als die dem Schuldner im Schuldenberei-

Es • tVerfahren ZU gcwährende.
daß ¿g offenbar die Ansicht des AG. Bremen gewesen, 
antracLr ^cl,uldner. noch ein Abwicklungsverfahren be- 
SUnpsVfn t , nil' c. obwohl er schon ein Schuldenbereini- 
Redenkfrta iI"en allhängig gemacht hatte. Durchgreifende 
den |<5,n werden dem nicht mehr entgegengehalten wer- 
mit ■,tlrilnen' Die Konkurrenz der Schuldenbereinigung 
BereinQeren Verfahrensarten ist im § 14 a. F. SchulcI- 
§24 Ahs 'ierege't gewesen. Diese Bestimmung ist durch 
nach kn,M .n' f • SchuldBereinG. erweitert worden. Da- 
■n Betr'irM r-.e‘n Schutz nach dem SchuldBereinG. nicht 
^0. v m p  , r Schuldner, deren Schulden auf Grund der.V 22 P t ^Guuiuncr, ueren ocnuiuen . 
gern rniiee C')r' ^39 geregelt sind. Daraus wird man fol- 
Rnge nicht0’) dad e‘n Schuldner das Wahlrecht hat, so- 
9er Worte i s Abwicklungsverfahren durchgeführt ist. 
’¡ihren ,i; t'es. §24 Abs. 3 SchuldBereinG. könnte dazu 
er'°schen eSCS Wahlrecht des Schuldners erst dann als 
abeesch,n anzusehen, wenn die Abwicklung erfolgreich 
Sehen H-*en. lst- Diese Auffassung würde aber zu weit 
v-22.peu .dw  Schuldner einen Antrag nach der VO. 
?ers auf Sch n  gbs*e'R> so w '''d der Antrag des Schuld-

^fahren ZÛhl 
Wickln^ aUSZ'uacizt
Schon n®s,v5rfahrens.

..... '

,  ' “ a u f  C „ l  ~ . j  Ü U  W 1 IU  UC1 r t l H l U g  U C S  O U IU 1 U -

Wigt ah7 i i en'3ereinigung als zur Zeit nicht gerecht- 
.rfahren --- nen und e'n e' wa sc'lon schwebendes

f^on a , „ rfahrens. Eine endgültige Aufhebung eines 
I sWegen - i1?1,®611 Schuldenbereinigungsverfahrens wird 
.Ungsverfai,’c, s°f°rt angebracht sein, weil das Abwick- 
sUt.r Rep-r.i,,„ei1 !10c*1 aus verschiedenen Gründen nicht 
°.§9ff. ,j  S der Schulden führen kann (vgl. hierzu

So,L>Anordnung der VO. v. 22. Febr. 1939). In 
®chuldenh a'!e würde die spütere Weiter’ 

dem ,, ere|nigungsverfahrens möglich sein 
Her 7 Abvvi ’ ’
esSchuidenc,”  .a'ie würde die spätere Weiterführung 
, D dem . ^er.einigungsverfahrens möglich sein, 
ivr 3chui(i„., v'chlungsverfahren gelten die Grundsätze 

l lichkeitenCr-e'nigunkr- Auch öffentlich-rechtliche Ver- 
si„i behand,,i„ entsprechend der Schuldenbereinigung 

' i g :
ä s  gelten demnach die unter 1 gemachten
ot, n der , ,n Unterschied in der Behandlung dieser 

enbar das a p d 11 *n detl beiden Verfahren, wie dies 
ty-’jj Der S"i |^ '■’ren'en angenommen hat, besteht nicht.
Von nd des nf r,» c' er 9̂31 zusammengebrochen ist, ist 
Steiner Ehefrau rens gestor*:,en- 's'  'leer'3t worden
dit - Erherkü und e>nem Sohn, während der zweite 
stork r Prüfi.n 3 . ausgeschlagen hat. Das AG. hat sich 
Unionen die v g begnügt, ob in der Person des Ver-
ünter w'.F' Schiüd?(USŜ  r“ n,gen bü-die Bereinigung (§§ 1 
kurl'r blinweic ult'BcreinG.) gegeben waren. Es hat dann 
ÖQR ntrag üLaUt , den aus § 107 KO. abgelehnten Kon­
to;-? d'e Bere; »• das Nachlaßvermögen und auf §1990 

i, rl. mgung „bezüglich des Nachlasses“ durch-
b u|ese pj.

U?ii bcgegnet Bedenken. Die Schulden­
frei i ers o-pk,,, allgemein als ein an die Person des 
9oC] lergeleitetU1i Criler Recbtsvorteil angesehen. Daraus 
Vermach <]e.’ d?" Erben weder als Erbengemeinschaft 
ihrprnI en betroii Auseinandersetzung ein Bereinigungs- 
(§& 1 , )'rson Rönnen, es sei denn, sie erfüllen in
Girier bls 6 n F e , d'e erforderlichen VoraussetzungenA„'s Wm,) “ • 1 • SchnlHRpmi^n \ -7....... k-u___  d_
sch,
Anrh i^iid v'er,'„-ch,lldBerein0-)- Zur näheren Begrün- 
< id  S-36- v ‘ese"  a“ f O c r k e n -  Vo g e l ,  2. Aufl., 
! D -^S  des RG8.6/ ^  Anm. H S.98 und auf die Ent-

i% 1 t i r u  die Ben"
'värp'eses ein61" Sc,lu 
Mne aueh in ^ ’stellen
i 5,tenn9ill‘gesdFm V,onNachnRir rSebnis
^rben i^e le h n\01' <Urs beantragt. Dieser war mangels

¡st d ie 'R r^ '-1940' 1350-st dip„ lrbt ein c „reitugung des Nachlasses nicht 
Wäre Ses

Durch eine solche Handhabung 
AG. Bremen behandelten Fallilennki'''ges^f''/Mi0n- dein a ( j. Bremen behandelten rau 

paSse ,achlaßk(üu niS bebeigeführt worden. Die Erben

UV (ijj- Q. . ,****6u,ls UW iNtlUIlidbbCi» I11U1L JLU-
i ein2iu+ön u ^ner Ehrend des Verfahrens, so
^ih . Uch in a iien. Durch eine «nlrhp HandhahunP"

p
M ej^er
V rni.güngsv , . H P ___  i ...........  .....J H
fcH ltls°\veit * * * * *  Befriedigung der Nachlaßgläu- 

verweigern, als ’der Nachlaß nicht aus- 
LGR. Dr. H. Vo g e l ,  Hamburg.

ffom die Rechte. W<?rden- Mit 
??feimmen. Sic' ,s'v°hltat des i

Recht hatten daher die 
§ 1990 BGB. in Anspruchk' înie. '■ öle ‘ S *vyu d u d . in /uiapiukii

H'Cr pängsverfa], .n,nM? a'so auch ohne ein Schulden-

Freiwillige Gerichtsbarkeit
19, KG. — § 15 FGG. Auch wenn die uneheliche Mut­

ter bereit ist, über die Person des Erzeugers ihres Kin­
des auszusagen, um damit den Anspruch des Kindes auf 
eine Waisenrente aus § 1258 RVO. darzutun, darf das 
VormGer. sie hierüber nicht eidlich vernehmen.

Die geschiedene Amalie M. geborene T. hat als Erzeuger 
ihres am 24. März 1940 unehelich geborenen Sohnes Klaus 
Gerhard T. den Mechaniker Adolf M. angegeben. M. soll 
sich als Vater bekannt, auch für den Unterhalt des Mün­
dels gesorgt haben. Er ist am 6. Juni 1940 verstorben, be­
vor er die Vaterschaft formell anerkannt hat. Der Vor­
mund hat sich an das VormGer. gewandt mit der Bitte, 
die Mutter eidlich darüber zu vernehmen, daß M. als der 
Erzeuger des Mündels in Frage komme. Er benötige diese 
Erklärung, um für den Mündel die Waisenrente be­
antragen zu können. Das VormGer. hat die eidliche Ver­
nehmung der Mutter darüber, wer der außereheliche 
Vater des Mündels sei, als unzulässig abgelehnt Die 
Beschwerde des Vormunds hat das LG. zurückgewiesen. 
Auch seine weitere Beschwerde hat keinen Erfolg gehabt.

In DJ. 1940, 1174 =  DR. 1940, 1848 hat der Senat zu 
der Frage Stellung genommen, ob das VormGer. gegen 
eine uneheliche Mutter, die die Angabe des Namens des 
Erzeugers ihres Kindes verweigert, Zeugniszwang aus­
üben darf. Der Senat hat diese Frage mit der Begründung 
verneint, daß das VormGer. zur Ausübung staatshoheit­
licher Gewalt nur aus Anlaß solcher Feststellungen und 
Entscheidungen befugt sei, die ihm gesetzlich zugewiesen 
seien. Die Ermittlung des Erzeugers unehelicher Kinder 
sei jedoch nicht Sache des VormGer., sondern eine dem 
Vormund zufallende Aufgabe. Diese rechtlichen Gesichts­
punkte ergeben auch die Entscheidung in dem vorliegen­
den Fall, der sich von dem in DJ. 1940, 1174 behandelten 
im wesentlichen nur dadurch unterscheidet, daß hier nach 
Angabe des Vormunds die Mutter zur Aussage über den 
Erzeuger ihres Kindes bereit ist. Da, wie der Senat in 
DJ. 1940, 1174 ausgeführt hat, es Sache des VormGer. 
ist, den Vormund bei der Klärung der Abstammungs­
verhältnisse seines Mündels zu unterstützen, wird hier das 
VormGer. zwar seine Mitwirkung insoweit nicht ablehnen 
dürfen, als es sich um die formlose, also uneidliche An­
hörung der Mutter über den Erzeuger ihres Kindes han­
delt. Soweit dagegen der Vormund die eidliche Verneh­
mung der Mutter beantragt hat, hat das VormGer. mit 
Recht dies abgelehnt. Denn das Recht zur Vornahme 
förmlicher Beweiserhebungen gern. §15 FGG. ist dem 
VormGer. nur in solchen Verfahren eingeraumt, in denen 
Feststellungen und Entscheidungen zu treffen sind, die 
ihm gesetzlich zugewiesen sind. Die Feststellung dahin 
zu treffen ob M. wirklich der Erzeuger des Mündels ist 
und dem Mündel daher nach dem Verstorbenen die Wai­
senrente aus § 1258 Abs. 2 Nr. 4 RVO. zusteht, ist aber 
nicht dem VormGer. übertragen. Sie obliegt vielmehr den 
Versicherungsbehörden der Invalidenversicherung in dem 
dafür eröffneten Rentenfeststellungsverfahren (vgl. RVA.: 
RVersANachr. 1926, 2 0 4 ; K r o h n - Z s c h i m m e r - K n o l I -  
S a u e r b o r n , „RVO.“ , § 1258 Anm. 6). Soweit im übrigen 
sich der Vormund für die Zulässigkeit der eidlichen Ver­
nehmung der Mutter durch das VormGer. auf die Rspr. 
des RG : ROZ- 67, 416; 71, 303 beruft, wonach das 
VormGer. in den Grenzen seiner Obliegenheiten handele, 
wenn es den Erzeuger darüber vernehme, ob er seine 
Vaterschaft anerkenne, sich zur Zahlung bestimmter Un­
terhaltsbeträge . verpflichte und sich wegen dieser Ver- 
nflichtung der sofortigen Zwangsvollstreckung unterwerfe 
so auch RGZ. 84, "317; 87, 426; OLG. Kassel: JW. 

1925, 1898; Sc h l e g e l be r ge r ,  „FGG.“ , § 2  Anm. 11), 
hat bereits das RG. hierzu in LZ. 1917, 333 ausgeführt, 
daß aus dieser Rspr. nicht auch die Folgerung gezogen 
werden dürfe, daß es nun Aufgabe des VormGer. sei, im 
voraus die für den Vaterschaftsprozeß dienlichen Be­
weise zu erheben. Die vom VormGer. dem Vormund zu 
gewährende Unterstützung dürfe nicht darauf hinaus­
laufen, daß mittelbar die staatshoheitliche Gewalt dem 
Vormund zur Handhabe für seine bürgerliche Geschäfts­
tätigkeit diene. Am allerwenigsten sei dies zulässig in 
einem Fall, wo gar kein Hindernis dagegen bestehe, daß 
die Sache alsbald im ordnungsmäßigen Wege des Zivil­
prozesses unter Wahrung der den Parteien zustehcndeii
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Rechte bzgl. des Beweisverfahrens zum endgültigen Aus­
trag gebracht werde. Das Entsprechende muß hier gelten, 
wo die vom Vormund beantragte eidliche Vernehmung 
der Mutter durch das VormGer. lediglich der Vorberei­
tung des Rentenfeststellungsverfahrens dienen soll, in 
welchem übrigens die Mutter zeugenschaftlich vernommen 
werden kann.

(KG., ZivSen. 1 a, Beschl. v. 15. Nov. 1940,1 a Wx 915/40.)

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
20- RG. — § 4 ZPO. Zinsen und gleichartige Neben­

forderungen stehen in einem engeren Zusammenhang zur 
Hauptsache als die Prozeßkosten. Wenn auch diese Neben­
forderungen »nicht mehr im Streite sind, können die Pro­
zeßkosten zur Hauptsache werden.

M it der Klage hat der Kl. von den Bekl. die Zahlung 
von 1000 JMI nebst Zinsen als Teil des Restkaufgeldes 
aus einem Grundstückskaufvertrag gefordert. Die Bekl. 
haben die Fälligkeit des Restkaulgeldes bestritten. Das 
LG. hat die Klage durch Urteil v. 28. Jan, 1938 ab­
gewiesen. Das Urteil ist der Bekl. am 9. Febr. 1938 zu­
gestellt. Durch Schriftsatz v. 1. März 1938, beim OLG. 
eingegangen am 2. März 1938, hat der Kl. Berufung ein­
gelegt und das Rechtsmittel begründet. Mit Schriftsatz 
v. 23. Okt. 1940 hat der Kl. mitgeteilt, die Bekl. hätten 
das mit der Restkaufgeldhypothek belastete Grundstück 
Anfang Okt. 1939 weiterverkauft, der Käufer habe hierauf 
das gesamte Hypothekenkapital nebst Zinsen an den Kl. 
ausgezahlt. Es werde nunmehr beantragt, die Hauptsache 
für erledigt zu erklären und die Bekl. in die Kosten des 
Verfahrens zu verurteilen. Das OLG. hat sodann durch 
Beschluß v. 31. Okt. 1940, dem Kl. zugestellt am 11. Nov. 
1940, die Berufung auf Kosten des Kl. als unzulässig 
verworfen. Hiergegen richtet sich die am 16. Nov. 1940 
bei dem OLG. eingegangene sofortige Beschw. des Kl. 
Diese ist nach §519b Abs. 2 i. Verb. m. §547 Nr. 1 ZPO. 
zulässig, auch ordnungsmäßig eingelegt und sachlich be­
gründet. Das OLG. begründet seine Entsch. damit, daß, 
nachdem der Hauptanspruch in vollem Umfange, auch 
hinsichtlich der Zinsen, erledigt sei, eine die Berufungs­
summe erreichende Beschwer des Kl. nicht mehr vor­
handen sei. Die Prozeßkosten erreichten zwar die Be- 
rufungssumrne. Allein diese könnten nicht als Hauptsache 
angesehen werden, weil i. S. des § 4 ZPO. nicht die 
Kosten des laufenden Rechtsstreits, sondern nur die vor 
dem Beginn des Rechtsstreits entstandenen Kosten zu ver­
stehen seien. Das OLG. weicht hier bewußt von der Rspr. 
des RG. (RGZ. 118, 149; vgl. auch RGWarn. 1920 Nr. 121) 
ab. Die von ihm angegebenen Gründe geben jedoch keinen 
hinreichenden Anlaß, von dieser Rspr, abzugehen, zumal 
auch diese allein der Billigkeit entspricht. Richtig ist 
zwar, daß i. S. des §4 ZPO. die Kosten des laufenden 
Rechtsstreits nicht in demselben Verhältnis zum Haupt­
anspruch stehen wie die in dieser Gesetzesvorschrift ge­
nannten übrigen Nebenforderungen. Vielmehr stehen Zin­
sen und gleichartige Nebenforderungen in einem engeren 
Verhältnis zur Hauptsache als die Prozeßkosten. Sie bil­
den mit der Hauptforderung zusammen die Hauptsache 
im Gegensatz zu den erst durch den Streit über jene ver- 
anlaßten Prozeßkosten. Sie gehören i. S. des §15 Abs. 3 
GKG. zum Hauptanspruch. Das hat aber lediglich die 
Folge, daß, solange noch Zinsen oder eine sonstige 
Nebenforderung im Streit ist, die Prozeßkosten nicht zur 
Hauptsache werden können. Wohl aber besteht diese Mög­
lichkeit, wenn die Hauptsache, also der Hauptanspruch 
einschließlich aller Nebenforderungen, erledigt ist (vgl. 
RGZ. 145, 309). Die von dem OLG. angeführte Entsch. 
des 2. ZivSen. des RG. v. 25. Nov. 1930 (JW. 1931, 1035 >2) 
betrifft den vorl. Fall nicht, da einmal dort noch Zinsen 
streitig waren, die den Betrag der Berufungssumme nicht 
erreichten und außerdem die Hauptsache im übrigen sich 
bereits in erster Instanz durch Zahlung erledigt hatte. 
Im vorl. Falle war die Berufung zulässig eingelegt. Die 
Hauptsache einschließlich der Zinsforderung hat sich erst 
im Laufe des Berufungsverfahrens erledigt. Hier steht 
nichts im Wege, die Beschwer des BerKl. nach den noch 
im Streit befindlichen Prozeßkosten zu bemessen. Die in 
der letztgenannten Entsch. angezogene Vorschrift des

§ 99 ZPO., auf welche sich auch das OLG, beruft
iindet

ö W  i - s l vz., ÜU1 VVtlUlC OlV.Il ttUV.il VittO } oeruIUI»6

auf einen Fall wie den vorliegenden, in dem die v.„n0 , 
zulässig eingelegt war und es sich nur darum ¿¡e 
ob zur Zeit der Entsch. durch das BG. noch "¡¡egt, 
Berufungssumme erreichende Beschwer des KI. ^  ajs 
überhaupt keine Anwendung. Das von dem zu- 
widersinnig bezeichnete Ergebnis, daß die Berm ® 
lässig bleibt, wenn sich nach ihrer zulässigen £ ®oCfi 
die Hauptsache vollständig erledigt hat ten ge"
über die die Berufungssumme erreichenden NO nlir 
stritten wird, daß sie aber unzulässig wird, 'v der 
noch ein die Berufungssumme nicht erreichender ¿ar- 
Hauptsache in Streit bleibt, beruht auf dem o e d,® 
gelegten Verhältnis der Prozeßkosten zu der na t 
und den übrigen Nebenforderungen. «<18/40-

(RG., V. ZivSen., Beschl. v. 12. Dez. 1940, V B ^

vofl1
2 1 . KG. -  §§ 115, 127 ZPO.; AllgVfg. des RJM 

12. Aug. 1935. . eine«1
1. Die Entschädigung dritter Personen, welche heran?®’ 

Rechtsstreit zur erbbiologischen Untersuchung de 
zogen werden, richtet sich nach den Bestimm 5jje Üe’ 
ZeugGebO. Demgemäß ist eine Beschwerde geS « aUsge’ 
richtliche Entsch. nach § 6 VO. v. 4. Okt.

s(eo.schlossen. .gek°!
2. Die Entschädigung der Partei selbst für 12.

falls sie mittellos ist, richtet sich nach Allg»*2‘ 'r pien8 
1935 und ist Verwaltungsangelegenheit, welche 
aufsichts-, keine Sachbeschwerde auslöst. , dau°

3. Ist jedoch der Partei das Armenrecht be^';gWirl<11'lJi 
handelt es sich um eine gesetzliche Armem e ^  pan 
Die Entsch. über die Reisekostenentschädigung ,UJ.cb u
obliegt dann dem Gericht und ist mit der na 
schwerdesumme nicht eingeschränkten) Besc
§ 127 ZPO. anfechtbar. . g{ sv;.

4. Entschädigung für die Begleitperson cm ^¡gun
Partei (z. B. minderjähriges Kind) ist alsR/;„ieitung Vs 
der Partei selbst zu behandeln. Ob eine p.messe11‘ J 
wendig ist, unterliegt dem pflichtgemäßen maßt!ebl er 
Vormundes, welches für das Gericht so ,'an|,aI1geine5’ 
ist, als nicht von dem Ermessen ersichtlich ui 
Gebrauch gemacht wird. Sachen»-

5. Die von dem beauftragten gerichtlichen un̂  Er­
digen abgegebenen Erklärungen, Vorladung A«s' s( 
stigen Maßnahmen sind in ihrer kostenrecn _ ¡chtsse ej 
kung wie Erklärungen und Maßnahmen des ga<>
zu werten, solange sich der Sachverständig
seiner Befugnisse hält.

Durch Beweisbeschluß ist in dem auf oeid. 
der blutmäßigen Abstammung des Kl. .X0-'|0ofsdierl,«ld' 
teten Rechtsstreit die Erstattung eines e r b o ^  des ^  
achtens auf Grund einer Untersuchung s ' w>e ,,urg 
als auch des am 18. Nov. 1934 geborene ^,iarlott.e , ¿¡e 
seiner Mutter durch das K.-A.-V.-Haus u sChriftth, 3irt 
angeordnet worden. Demgemäß hat dies ^  Ri ¿¡¡. 
Vormünderin gebeten, zu veranlassen, “ p’ ijglini^,L  d»5 
23. Sept. 1940 zur Untersuchung in „  £ .;aekostefl4.!t 
gebracht werde, mit dem Zusatz, daß K® .. etsetf.a d'e 
Kind und eine Begleitperson vom LG. o ‘ fugt, ,/“'«■ f  
den. Nachrichtlich war außerdem binz> fLersncb ,er öe' 
Kindesmutter für den gleichen Tag zllfr ,:T-̂ *attufig ° df 
stellt worden sei. — Den Anspruch auf egieitperŜ ejI f1 
samtkosten für die Vormünderin als sgjehnU da
Kindes in Höhe von 80,10 JIM  hat (  ,  Fe
Mutter des Kindes, die selbst vorgela“ e A  besoh 
Kind hätte mitnehmen können, so daß (
gleitung nicht erforderlich gewesen w • ft'

Die hiergegen gerichtete Beschwerde 
Was zunächst die Zulässigkeit des; ^  VdJ g d*

ist davon auszugehen, daß m 11 etlangt, so isi uavon auszugeue,,, . Anwt ‘-;naiei,,.
der ZeugGebO. Anwendung fanden. I . glich, r i t j 
ser Gebührenordnung ist zwar unbedeim ^
sich um die erbbiologische Unterst
P e r s o n e n ,  die nicht selbst Partei imP e r s o n e n , üie ment semsi r «  — ■■ von c* - sSe U. 
handelt. (Zu vgl. dazu die Ausfuhrungen vReichska ,J=e
„Besteht eine Entschädigungspflicht der ^  uh
genüber Personen, die iin Rechtsstrei
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Würdig untersucht werden?“ : DR. 1939, 1128.) Diesfalls 
betreff “5 Se.richtig auch die Zulässigkeit einer Beschw. 
nacu , die Kostenansprüche solcher dritten Personen 
nen u~n ™r. die Gebührenansprüche von Zeugen gegebe- 
maRtro?rscnr‘hen sich richten und damit nach dem z. Zt. 
mittel nden § 6 v o - v- 4.0kt. 1939 jedwedes Rechts- 
schl0o„|’egen die gerichtliche Entsch. überhaupt ausge- 
e'ner r ,s®‘n- Hier steht aber in Frage der Anspruch 

p" “,‘~erson für eine der Parteien, welche ohne 
person nicht die Reise hätte unternehmen 

anders"' uVn derartiger Anspruch kann rechtlich nicht 
selbst p.. andelt werden als ein Anspruch der Partei 
10 »■ rur diesp e i l t  a tip r r lip  A llo -V fcr Hpc R IM  vom
teien h» 933 (DJ. 1935, 1171), wonach mittellosen Par- 
niunö ®rea Persönliches Erscheinen oder deren Verneh- 
die Rete.1 Bericht angeordnet worden ist, die Kosten für 
den könn un<d Rückreise aus der Reichskasse gezahlt wer- 
eine Bei der Gewährung solcher Reisekosten an
>st, hanHon°se ^ arte‘> welcher das Armenrecht bewilligt 
(Entsch 61 es S‘CR aber nach der der Rspr. des Senats 
Eeipzity Juni 1937: JW. 1937, 2240; ebenso LG. 
Auswirku 3' Nov' 1936: M.d.RRAK. 1937, 160) um eine 
obliegt riingpdes gesetzlichen Armenrechts. Demgemäß 
'Osten d'u Entsch. über die Gewährung solcher Reise- 
^UngjpippA?112*1 über deren Höhe, dem Prozeßgericht,

TS B  C l l0  A t l u r a t c n n / v  n n l k c l  C n o l m  r \ o c  \ 1  n r c i f - z C » n r J p nProVößdle. Anweisung selbst Sache des Vorsitzenden 
SaSUnp ,1p • ̂ nr ‘.ĉ <s *si- Folglich findet gegen die Ver- 
«H  vvüu1 Reisekosten die Beschw. gemäß § 127 ZPO. 
?ahme hannn es sich sonst um eine Verwaltungsmaß- 

,j naelt, welche lediglich eine Dienstaufsichtsbe- 
~ ‘ ~ ■ ■ eine

iehwerde wcicne teaigucn eine niensiauisicn
Beschwprd^s ösen kann- Für diese Beschw. ist aber*tMlwerrW “ “  t ui uicse i
i Pie tnafpS-"iiITle vorgesehen.
H’lne andprl16 e w’e verfahrensrechtliche Lage ist aber 
„ 6 Voriart*’ wenn statt der Vorladung durch das Gericht 
, f  Gerich/1̂  •durch e‘ne solche Stelle erfolgt, welche 
iuitragt w 1 .rnit der Bearbeitung der Angelegenheit be-
, jn , *uen ist; d h inclvpc r>1cr\ in rlpnipni<rpn Fäl-

Gerichj0^ durch eine solche Stelle erfolgt, welche 
agt Wr, , j tniF.üer Bearbeitung der Angelegenheit be- 

hn’ >n We i , i n ‘.st> ü. h. insbes. also in denjenigen Fäl 
J^ttraofp-c ,e*n m‘t der Erstattung eines Gutachtens 
° ! ihm "^verständiger in Verfolg und im Rahmen 

regeimäiv 1 tei! Auftrages die Parteien vorlädt, wie 
'SuchunfY E* Rh" die Zwecke einer erbbiologischen 
solch„f unentbehrlich ist. Die durch die Befolgung 

t en sind d i  Vorladung “
b'cn, w e ite r  nicht ' a

ficlltlichpn V mer Partei durch die Vorladung zu einem 
J V c h  l , I ermi,n entstehen.

Ke V;_, ü sich also hier die Beschw. der das kla-

u,
J *r soCichng
kcl sindC ^ 0riadung den Parteien entstehenden Ko- 
!>» • n> Welch» r- n*cht anders zu behandeln als Reise-

?nach enJun entstehen.
£«£ K m f 'h  sich also hier «... ............ _____
V  Büt-sorrrp.- eybbiologischen Untersuchung begleiten- 
naJagnng 7,: in aJs Beschw. der Partei selbst gegen die 

§ 127 Armenrechtswirkung dar und ist somit 
Kin?’ stütztP z u l ässig.
erhhesniutter êinc versagende Entsch. darauf, daß die 
könn0'*°£'Schpnai i ^ lnd anläßlich ihrer eigenen Reise zur 
$er |cf1) Wodu,n , u.tersuchuung nach B. hätte mitnehmen 
da[i p̂vvarid ;f* dle Kosten erspart worden wären. Die- 
rin„ die pe- , uur unter dem Gesichtspunkt erheblich, 
Ä er Höhe hlSAen des klagenden Kindes nur in ge- 
die ft VerJahrplftten zu enls*ehen brauchen, sofern sach- 
A..v ^chw. d „ w o r d e n  wäre. Demgegenüber verweist 
kostP„ aUs aii"s,ia- ,daR *n der Vorladung durch das I<.- 
sProc? Rir cn/uckbch auch von Erstattung der Reise- 
'venc“en worrinn Begleitperson durch das Gericht ge- 
Ôrrip î h er „• t? ' An s'eh ‘st auch dieser Hinweis, 

flicht '11 ist, für j 1 VOm Gericht selber ausgesprochen 
durch a.nüers ?1, c as Derieht verbindlich und rechtlich 
'teil» das Gericht6 iu11’ a ŝ e'ne entsprechende Zusage 
'v°rdp w?leher ri,» c , st.’ wenn und sofern nur diejenige 

¡u11 »st, Sjrh e Frledigung des Gutachtens übertragen 
t?r erteihen Aaû R m'* dieser Erklärung im Rahmen 
Fr, nach den u ,rags hält. Dies kann, da der Kosten- 
c aSe komm» estehenden gesetzlichen Bestimmungen

li 9 Sich „  —  ues i ju ia c ru e n s  u u m ia g m
ersatzr„er4eilten 51’*, dieser Erklärung im Rahmen
¡1 Fr "
wefj -&> |  ___________ ___ ^

en. "J‘unlt, vorliegend nicht in Zweifel gezogen 
Kg^rerseits .
fei>trienetl Vormun!??^ tdieser Hinweis der den Kl. be- 
,■ lnäeV1 das Rech* C ,a t naturgemäß nur in vernünftigem 
h, auizuwenrio ebe.n’ Kosten für die Begleitung des 
>>1% acht kommBn’ai narri' ‘cl1 nur dann, wenn nach den 
> ckrer ^eg cipr nden Umständen ein einfacherer und 
lsä° L erfüllte nicu?11, gleicher Sicherheit den erstrebten 

gegebene’ r"1™1 beschreitbar war. Insofern wurde 
dUS die naheliegende Möglichkeit, das

Kind durch die eigene Mutter nach B. begleiten zu lassen, 
sofern diese zum gleichen Tage und zum gleichen Zweck 
nach B. bestellt war, einen Anspruch auf Erstattung der 
Reisekosten für eine Begleitperson ausschließen können. 
Immerhin darf dabei nicht übersehen werden, daß irgend­
ein Zwang in dieser Richtung durch das Gericht nicht 
ausgeübt werden kann und daß z. B. im Falle der Ab­
lehnung durch die Mutter, das Kind selbst nach B. zu 
bringen, gerichtliche Maßnahmen gegenüber der Mutter, 
welche für den Rechtsstreit nur als dritte Person gilt, 
nicht in Frage kommen könnten und daß fernerhin insbes. 
dieses Verhalten einer dritten Person, der Kindesmutter, 
dem Kinde selbst, hier also der Vormundschaft, nicht 
kostenmäßig zum Nachteil gereichen kann. Tatsächlich 
hat die Vormundschaft die Möglichkeit einer Begleitung 
durch die Mutter erwogen. Dies' ergibt sich aus ihrer 
Erklärung, die Mutter des Kindes selbst haoe die I ür- 
sorgerin ersucht, mitzufahren, weil sie sich mit aem 
Kinde nicht zu helfen wisse, insbes. auch vollkommen un­
beholfen der Sache gegenüberstehe. Bei dieser Sachlage 
war es in das pflichtgemäße Ermessen des Vormundes 
gestellt, ob die persönliche Betreuung des Kindes .durch 
die Mutter als Begleitperson gerade nach B. ausreichend 
gewährleistet sei oder ob die Begleitung durch eine be­
sondere erfahrene Begleitperson am Platze sei. Die Vor­
mundschaft hat sich für letzteres entschieden. Solange sie 
dabei nicht von ihrem Ermessen einen ersichtlich unange­
messenen Gebrauch gemacht hat, fehlt es an einer aus­
reichenden Handhabe, die so entstandenen Reisekosten 
insoweit als nicht notwendig zu bezeichnen und deren 
Erstattung der klagenden Partei zu versagen.

Danach mußte dem Grunde nach die Erstattungspfhcht 
der Reichskasse hinsichtlich der Reisekosten für die Be­
gleitperson des Kindes anerkannt werden. Die Festsetzung 
im einzelnen war der zuständigen Berechnungsstelle nach 
8 575 ZPO. zu überlassen.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 18. Dez. 1940, 20 W 3652/40.)
*

22. OLG. — § 606 ZPO.; Art. 29, 17 EGBGB. Schei­
dung von Polen, f )  .

Beide Parteien haben „die polnische Staatsangehörig­
keit“ . Obwohl ihre Heimat zu den Gebieten gehört, die 
nach dem Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
Gliederung und Verwaltung der Ostgebiete v. 8.0k . 1939 
fRGBl I 2042) in das Deutsche Reich eingegliedert wor­
den sind, haben sie damit die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht erworben. Ganz abgesehen davon, daß die Parteien 
nicht zu den B e w o h n e r n  der emgeghederten Gebiete 
zu rechnen sind, werden auch diese Bewohner deutschen 
oder artverwandten Blutes — zu letzteren gehören u. â 
auch die Polen -  deutsche Staatsangehörige nur nach 
Maßgabe näherer Vorschriften (§ 6 Abs. 1 des Erlasses). 
Solche Vorschriften sind bislang nur für diê  Angehörigen 
des deutschen Volkstums ergangen (s. Erl. des RMdl. vom 
25 Nov. 1939 [RMBliV. 2385 ), mch aber für Polen

Wenn sonach die Parteien auch kerne Reichsdeutschen 
sind so ist es doch andererseits mehr als zweifelhaft, ob 
sie noch als polnische Staatsangehörige anzusprechen sind. 
Denn von einem polnischen Staat kann nach dem Polen- 
feldzuo-, der Eingliederung von Gebietsteilen ins Reich, 
der Aufteilung des übrigen bisherigen Staatsgebiets in 
eine deutsche und eine sowjetrussische Interessensphäre, 

Fr]aß des Führers und Reichskanzlers über die Ver- 
S tun?de s  besetzten polnischen Gebietes v. 12,Okt. 1939 
Tr ü BI I 2077) und der mit Erlaß v. 31. Juli 1940 verfügten 
Umwandlung des Amtes des Generalgouverneurs in eine
Regierung des Generalgouvernements“  (wodurch nach 

Dr Fraiik°zum Ausdruck gebracht wird, daß das General­
gouvernement fortan nicht mehr als besetztes, somit reichs- 
fremdes Gebiet, sondern als Bestandteil des großdeutschen 
Machtbereichs behandelt wird, s. die Tageszeitungen, Mo- 
natsheft für auswärtige Politik 1940, H. 9, S. 686) keine 
Rede mehr sein.

Nach allgemein anerkanntem Völkerrecht sind aber An­
gehörige untergegangener Staaten, solange nicht die das 
bisherige Staatsgebiet okkupierenden Mächte eine ander­
weitige Regelung getroffen haben, als staatenlos zu be­
trachten und zu behandeln (vgl. Dr. F r  a n k e: Ztschr. für 
Standesamtswesen 1940, 189 wegen der Polen im General­
gouvernement).
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Zur Scheidung von Ehen Staatenloser sind aber die 
d e u t s c h e n  Gerichte z u s t ä n d i g  (s. alle Erlaute- 
rungsbücher zu § 606 ZPO.). Nach Art. 17 l. Verb. ni. 
Art: 29 EheG, zum BGB. — i . d. Fass, des Ges. v. 21. April 
1938 (RGBl. I, 380) — sind für die Scheidung dieser Ehen 
die B e s t i m m u n g e n des E h e G. v. 6. Juli 1938 maß-

g Nicht anders ist aber das Ergebnis, wenn man die Par­
teien noch als „polnische Staatsangehörige“ betrachtet und
behandelt. „ , _ , D Dr.l7

Daß dann — entgegen der früheren Rspr. (z. B. KG/- 
150 293 = JW. 1936, 1663) — j e t z t  deutsche Gerichte für 
die’Scheidung der Ehen polnischer Staatsangehöriger als 
zuständig anzusehen sind, hat auch das LG. zutreffend an­
genommen; denn den Grund für die Bestimmung in § 606 
Abs 4 ZPO., zu verhindern, daß ein deutsches Gericht 
Ausländer scheidet, obwohl von vornherein damit zu 
rechnen ist, daß der Heimatstaat dem Urteil die Aner- 
kennung versagt, besteht nicht mehr, es ist, wie das L • 
mit Recht sagt, in der Tat nicht zu befürchten, daß irgend­
ein neuer polnischer Staat oder ein anderes polnisches Ge­
bilde dem Urteil eines deutschen Gerichts die Aneiken- 
nung versagen wird. Zu Unrecht hat jedoch das LG. an­
genommen, daß sachlich keine Scheidungsmoglichkeit 
dieser Ehe besteht.

Richtig geht allerdings das LG. davon aus, daß für die 
familienrechtlichen Beziehungen der Pal^e‘e" / ' “ e‘n,?"dRei 
und für die Scheidung der Ehe (nach Art. 17 EGBGB.) 
polnisches Rechts gilt, und zvyar das im sogen. Kongreß­
polen geltende EheG, von 1836, da der klagende Ehe„ , 
aus dem ehemaligen Kongreßpolen stammt, und daß, ob­
wohl dieses Gesetz bei Angehörigen christlicher Glaubens­
bekenntnisse nur die kirchliche Eheschließung kennt, die 
Eheschließung vor dem Standesbeamten in Chlingen Kreis 
Sondershausen am 14. Juni 1937 im Hinblick auf Art. . 
Abs 3 EheG, zum BGB. für die deutschen Gerichte als 
rechtsgültige Eheschließung anzusehen ist und auch in 
Polen°nach Art. 13 PoInGes. betr. das für internationale 
Privatverhältnisse geltende Recht v. 2. Aug. 1926 als solche 
anerkannt wird. Nun kennt zwar das polnische EheG, von 
1835 — von einer hier nicht in Betracht kommenden Aus­
nahme abgesehen — bei römisch-katholischen Ehegatten 
keine Scheidung der Ehe (dem Bande nach). Ob das wegen 
des sakramentalen Charakters der kirchlichen Eheschlie­
ßung nur für kirchlich geschlossene Ehen oder überhaupt 
für alle Ehen, auch für Zivilehen galt, war früher streitig. 
Nach einem Plenarbeschluß des Obersten (poln.) Gerichts 
vom 9./16. Okt. 1937 (abgedr in der Ztschr für osteuro­
päisches Recht 1938/39, 459 ff. und Ztschr. für Standes­
amtswesen 1939, 188) gilt dieses Scheidungsverbot nur für 
kirchlich geschlossene Ehen, danach ist auch im Geltungs­
bereich des EheG, von 1836 auf Grund des Art. 17 des 
Gesetzes über das für die inneren Verhältnisse geltende 
Recht vom 2. Aug. 1926 die Scheidung einer von Katho­
liken außerhalb dieses Gebietes in ziviler Form gültig ge­
schlossenen Ehe zplässig, wenn das letzte gemeinsame 
persönliche Recht der Ehegatten im gegebenen Fall die 
Scheidung der Zivilehe von Katholiken zuläßt, wenn aber 
dieses letzte gemeinschaftliche Recht — wie hier — das 
EheG von 1836 ist, ist die Scheidung zulässig, wenn das 
Recht des Ortes der -  zivilen — Eheschließung eine der­
artige Scheidung zuläßt. Da das Recht des Ortes der 
zivilen Eheschließung, das ist das deutsche EheG, vom 
6 Juli 1938, eine Scheidung der zivilen Ehe von Katholiken 
zuläßt, kann auch die Ehe der Parteien hier geschieden 
werden, und zwar nach M a ß g a b e  des d e u t sehen 
Eh e G  Daß die Parteien die Ehe auch kirchlich mitein­
ander geschlossen habeii und daß nach polnischem Recht 
auch dTese kirchliche, wenn auch in Deutschland erfolgte 
Eheschließung als gültig anzusehen ist, ist ohne Belang, 
da diese kirchliche Eheschließung für die deutsche Rechts­
ordnung unbeachtlich und durch sie keine von unserer 
Rechtsordnung anerkannte Ehe zustande gekommen ist 
(vgl. Art. 13 Abs. 3 EheG, zum BGB.).

(OLG. Jena, 1. ZivSen., Beschl. v. 28. Nov. 1940, 3 W 
426/40.)

l i t dte ^
1. Hinsichtlich der S t a a t s  an g eh ö r l  g A  ztt 

beide Fragen eine Rolle spielt, wird man t »
unterscheiden haben: rvvaltul1.̂

a) Der Führererlaß über die G1R^erung und V® te W 
der Ostgebiete v. 8. Okt. 1939 (RGB .
Bildung der neuen Re i c h s  gaue Westoreuß
(heute

ne?6 wurde Tn * Obers chlesien der neue 
Kattowitz, in Ostpreußen der neue S hner d»<g 
Ziehe.«« «bildet (8 4 .Zichenau gebildet (§ 4). Hinsich lieh aei ^  ß da» , 
neu eingegliederten Gebiete bestimmt der L siodl 
soweit sie deutschen oder artverwandten Bim VofSchr»soweit sie deutschen ouei allvT;1 swer  Vor»y- 
sehe Staatsangehörige nach Maßgabe nah r ZuSa 
ten werden (§ 6 Abs. 1). Ein Gesetz ubei de•. steheng
menhang mit der Eingliederung (beser Geb bisher «g, 
Erwerb der deutschen Staatsangehorigked behöfde
ergangen. Die Grundlage für die Y.erS l  RdErf'i„ 
und Gerichte sind vielmehr insofern die b ld de«*s.clte
RMdl. v. 25. Nov. 1939 (betr. den Erwerb«%ich e «

%MRIiVaS2?85li undStaatsangehörigkeit in Beni in aas u »  nd v. 
gliederten Ostgebieten [RMBliV. ¿i8A) ,sangeh°r'»L. 
1940 (betr. den Erwerb der deutschen Staat^^^ yol»e 
durch ehemals polnische Staatsangehor B js deu Ŝ e
Zugehörigkeit aus usipoieu;. - anzuse“, „ rt,
Staatsangehörige diejenigen Volksdeutschen a Staat aiVf
1. bis zum 1. September 1939 die D anzig  ^  0 ^ %  
hörigkeit besessen haben, oder 2. bis i  sen aa%eti 
1939 die polnische Staatsangehörigkeit r0ßdeü; 

___  ttJ:*___™ Ho« Rpurnlinprn des
1939 die polnische StaatsangenorigKcii -  0r0ßdeu * ^  
diesem Zeitpunkt zu den Bewohnern des 0stge 
Reiches einschließlich der eingegliederten poln>sCreli 
hört haben, oder 3. "ach Verlust d e r ^ ^  
Staatsangehörigkeit bis zum 26. Okt. 1939 des 
und an diesem Zeitpunkt zu den Be^°^egHedert phöre# 
deutschen Reiches einschließlich der el"f; A reis rkdeutschen Reiches einschließlich der “ kreis Sf als 
gebiete gehört haben. Zu diesem P.er8 wschersel deR11 
auch diejenigen Volksdeutschen, dl®r|d wurden, “cbeit
polnische Staatsangehörige angesehen den'polnjLe,-c
_C + O n ie  «itirrolirvi'i crl/PI1 fln C f v o n  ■ I*
uuiuiaunc oia«io«n6v,uv.^v — - n  den r iWinc*.
polnische Staatsangehörigkeit aber von ejne tr „t 
Behörden nicht anerkannt wurde O« bieten K a#; 
Zugehörigkeit zu den eingegliederten usb  n lc - 
es ga.so,bei de» » ¿ J » —  Ä  »es also bei den zu J genannten * - - -  fa ll Ffgeb; 
vgl. unten 2 b). Dieser l e t z t g e n i g l i c h e n  f
bei Scheidungen oftmals zu recht unerqu ^  1936 ^ }.bei Scheidungen oftmals zu recht unero. 42; y» > ¿us- 
nissen geführt (vgl. z.B. KG.: JW -J f3j60, 39?f l  sir"! 
„nd (978: 1933. 2749), bis dann in das
schließlich auch 
Interessenzone der

l-de. 4. Deutsche o w - “- — die y;; frü-
diejenigen Volksdeutsc ■' ¿ebie*
:r Sowjetunion g e h o ^d  UInteressenzone der Sowjetunion genu*-■ Jllisiediu”s■ :

heren polnischen Staates im Zuge c beauhra° i0isc- 
verlassen haben und von den Besonders oriP°'d ^  
len eingebürgert worden sind. Für ^  die ifl »L

;cHe

len eingebürgert worden sind. rur, i die 'väI'nf in % 
deutsche Volkszugehörige, msbes. solche.^
Krieges aus ihrer bisherigen ostPol,nl^  j ist e'i1, z 
eingegliederten Ostgebiete gefluchtet ŝ d’tsclie siflj
gerung auf Antrag vorgesehen. Als ,, gjirnrnU'U
hörige im Sinne der vorgenannten Be ^
diejenigen anzusehen, die sich selbst dieSes 
des deutschen Volkes bekennen, „ raChe, %  Yü 
nis durch bestimmte Tatsachen, wie ^ Mnirien ^(R & L  
Kultur usw. bestätigt wird; ausf®gbes. ] ^ eil '■ dc

Ä  £ SIS. Ä» S
Ehemann nicht vor; denni nur au dessen . AEhemann nicht vor- denn nur au ^  in £ f seitt 01V  
keit kommt es an. Die Frau w i gefolg - örigej. v.
Staatsangehörigkeit bei bestehender En geh
Rücksicht darauf, ob sie deDu*s.c e  des R ^ 1’___at,» n „m l *  des RdEil. des
Rücksicht daraui, oo sic
oder nicht (Abs. 3 und 5 des RdEil- de

Das OLG. fragt nun weiter, w e l c h  £ parte» ^  njj, 
h ö r i g k e i t  unter diesen Umstanden vermag * eti 
und spricht sie als staatenlos a -  die bis uCJi fli-eil 
zuzustimmen. Es ist zwar ricl? br besteh ’ gjriei1 ^  
gehörigen eines Staates, der mch pönnem t abef.<r.0|i'

Anmerkung: Die Entsch. befaßt sich mit der Frage der 
Zuständigkeit deutscher Gerichte für die Scheidung von 
Angehörigen des ehemaligen Polen sowie dem sachlich 
aufdie Scheidung anzuwendenden Recht.

___  Angehörige dieses Staates _
des früheren polnischen Staa es gpliäre böfig-.
Generalgouvernement Poien, interes selbst f ^ sC
deutschen Reiches, aber nichtr ^ 0uveriiements 
deutsche Regierung des Generalgou
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i«t2 80weit das in dem liier gegebenen Zusammenhänge 
im r lert’ die d e u t s c h e n  V o l k s z u g e h ö r i g e n  
fühm Cn®r a l g o u v e r n e m e n t  (vgl. VO. über die Ein- 
Gen,3i e'ner Kennkarte für deutsche Volkszugehörige rrn 
Von ,a S0uvörnement v. 26. Jan. 1940 [VOB1. GQP. I, 36]) 
mente m.Panischen Bevölkerung des Generalgouverne- 
dieslr (Y°- Y- 26. Okt. 1939 [VOBL GGP. 8J). Sie weis 
zu ^ . ° .e'ne Zugehörigkeit zum Generalgouvernement 

bei diesen Personen an Stelle der früheren 
als« /  , Staatsangehörigkeit getreten. Die Parteien sind 

am'tl staatsrechtlich als A n g e h ö r i g e  de r  p o l -nisM?Ch Blaatsrechtlich als A n g i  
nem" en B e v ö l k e r u n g  des G e n e r a 1 g o u v e r • 

U n 1 s P o 1 e n anzusprechen, 
du n o f „ unun. d>e Z u s t ä n d i g k e i t f ü r d i e S c h e i -

St
8 anbetrifft, so ist folgendes zu unterscheiden: 

t a „ ,an<lelt es sich um eine solche von  d e u t sa a t s £
c h e n

n W t ang e h ö r i g e n  i m G e n e r a l g o u v e r n e -  
ficht So smd die dort gebildeten d e u t s c h e n  Ge-  
4ie<je. /  a i r s s e h l i e ß l i  ch zuständig (§ 19 VO. über 
19. Fehl- i e Gerichtsbarkeit im Generalgouvernement vom 
iahrenV’ l9iP IVOB1. GGP. I, 57R. Das von ihnen ver- 
die jf'dlich anzuwendende Recht ist gemäß § 25 VO. 
ist dann i lch geltende ZPO. Gemäß § 606 Abs. 1 ZPO. 
ini " «Iso a u s s c h l i e ß l i c h  das deutsche Gericht 
sur 2eura. Gouvernement, in dessen Bezirk der Ehemann 
stand hat Klagerhebung seinen allgemeinen Gerichts- 
göuvemJ’ zustandig. Für den Fall, daß er ihn im General- 
paiid ; / nlent hat, für die Ehefrau aber ein Hilfsgerichts- 
!enden 7  ,rPhdeutschen Reich nach einem der dort gel- 
Ehefrau , ta"digkeitsordnungen vorhanden ist, muß die 
gönnen k auch diesen Hilfsgerichtsstand benutzen 
W j a u c h t  also nicht im Generalgouvernement zu 
yhQ. ry,„le- lch bei der Besprechung einer Entsch. des 
5as Gen,/-',- DR- 1941, 395 näher dargelegt habe); denn 
, Aschen Dg-ouvernement >st inl Verhältnis zum Größ­
te i n ü r l  , Ausland. Der Fall muß also anders als 
>  °.k a le n  Zuständigkeitskonkurrenzen (vgl.
Werden. Ausführungen DJ. 1940, 1006) entschieden

Sör igeT '? es hei d e u t s c h e n  V o l k s z u g e -
/ l'tschen Q*n Generalgouvernement, da diese insofern den 
t, 19. Feb„ aaKungehörigen gleichgestellt sind (§ 19 VO.

niann rip ■)• Siedelt der deutsche volkszugehörige
9 c'i nicv,+■ 1 hjsher in den nichteingegliederten Gebieten 
n/vPrnemp!!!1 Großdeutschen Reich), sondern im General- 
? Scl*e Staate w°hnte und auch bis zum Kriege die pol- 
iiK unter on^ehörigkeit hatte (also n i c h t zu den oben 
t, er. so i(nn Scannten Personen gehört), ins Altreich 
<&*U8C S  e/ t(hiei  klage". da §606 Abs. 1 ZPO. auch 
„ i !? auf (jiP/Q g)1*; denn als solcher ist er anzusehen, da 
d/i erstrPpi,e ersonen die zu I genannten Runderlasse 
J f"eit nicht e/ '  § 606 Abs. 4 ZPO. hindert die Zustän- 
au? 8dtendPnaa\ 7Sle auch nach der im Generalgouverne- 
/ i,8aFiihrt 7/ .  VerJahrensordnung gegeben ist, wie eben 
d/Mies Gr ■ u/ 1 ‘st es natürlich ausgeschlossen, daß ein 
Ait/yhen p„- , ,r~ rnag sein Bezirk auch nicht im Groß- 

e'chs niri,*1 leSen — das Urteil eines Gerichts des 
RcU üpi, ,.. * anerkennt.
’ V Ö ^  nr den •

m a 
ne 5

gat|*8̂ .U'wiindase8rH ,§ öO^AbsM ZPO^nicht

A n g e h ö r i g e n  d e r  p o l n i s c h e neru . ^ “ g e h ö r i g e n  de r  p o l m s c n e n  
f ü r A l t r  g- es G e n e r a l g o u v e r n e m e n t s ,  

Scbpi?l ch  w o h n t ,  ist hier die Zuständigkeit 
> ■  Auch U, HUngskla«e gemäß § 606 Abs.l ZPO. ge- 

e,1> * i i  J*ie8S? Falle sKli‘ § 606 Abs. 4 ZPO. nicht 
liegt d9,-as OLG. mit Recht feststellt. Der Grund

« a ii  ......  ......................derriP’. daß die p o l n i s c h e  G e r i c h t s -
würdenSe *-ersonen 'm Generalgouvernement

■ !„. - also der H \ e ! ne vom G e n e r a l g o u v e r -  
ricbt/i Gerichten,, , ytschen Regierungsstelle, z u g e 1 ° c - 
IVofrrkeit i£ aii eit ¡st (§ 1 VO. über die polnische
5r P . Gp, 1 ^Generalgouvernement v. 19. Febr. 1940

iie p ¡sch. der’r 4 ■ cFon das sichert die Anerkennung 
^Uts/u'Schen rJ.!ricl/ e des Altreichs. Zudem unterstehen 
V' f-fi r / n D is trü -///1*6 der unmittelbaren Aufsicht des 

Jilpkt. lS ’f e  <1 8 VO. v. 19. Febr. 1940; § 5 VO. 
Intel«?8 * GGP. 31)> der auch im Falle eines 

«cq 1 ken GerichtSeÜ die Nachprüfung der Entsch. des 
die hr,nnte (88 r,, s./e in i deutschen Obergericht beantra- 
< Uher für die’ An,X.°‘ v- «-Febr. 1940). Die Gründe, 

Gerichte ir  o e,haunS der Zuständigkeit der deut- 
n Bcheidungsverfahren von polnischen

a s - 
Ge

öffe,
P0(

Staatsangehörigen Vorlagen (vgl. RGZ. 150, 293; KG.: JW.
1937 1979 und dazu die Entsch. des OG. Warschau: DJ.
1938 251), gelten heute also nicht mehr für die Ange­
hörigen der polnischen Bevölkerung des Generalgouverne­
ments.

III. Was schließlich das auf die Scheidung früherer pol­
nischer Staatsangehöriger im Altreich anzuwendende 
s a c h l i c h e  Re c h t  anbetrifft, so ergibt sich folgendes:

a) Soweit die früheren polnischen Staatsangehörigen 
d e u t s c h e S t a a t s a n g e h ö r  i ge  geworden sind (vgl
oben zu I), kommt natürlich das deutsche EheG. y. 6. Juli 
1938 zur Anwendung. Polnisches Recht kann ledi lieh 
für zeitlich vor dem Staatsangehörigkeitswechsel liegende 
Scheidungsgründe in Betracht kommen (Art. 17 Abs. 2

b) Dasselbe ist bei den d e u t s c h e n  V 0> 1 k s 2: u g e -
h n r i  f fen im G e n e r a l g o u v e r n e m e n t  (oben li b),
für deren Scheidungsklage im Altreich e‘n̂ i? “ ta1ng : 
begründet ist, der Fall; denn gemäß § 24 X0 -^ ; 19’
1940 über die deutsche Gerichtsbarkeit un General o 
vernement i. d. Fass, der AndVO. v. 14. Dez. 1940 (VOßl.
GGP. I, 364) stehen die deutschen Volkszugehorigen mi 
Ausnahme der Frauen, die einen Mann geheiratet haben 
oder heiraten, der weder deutscher Staats- no h . 
zugehöriger ist, hinsichtlich der Anwendbarkeit des deut 
sehen Personenstands- und Famihenrechts den deutschen 
Staatsangehörigen im Generalgouvernement; gte^h, tur 
letztere stellt § 22 VO. ausdrücklich die Beurteilung ltne 
Rechtsveriiältnisse, insbes. auf dem Gebiet ^  Pe" s
Familien- und Erbrechts nach dem Heimatrecht nochmals
sicher. Mit Rücksicht auf die zur i Großdeutschen 
Reich fehlende Rechtseinheit bestimmt § M VO..das^echt 
des Altreichs als Heimatrecht für diese deutschen Volks

^c^D i^^heidungsklagen von A n g e h ö r i g e n  de r  
p o l n i s c h e n  B e v ö l k e r u n g  des G e n e r a l  o

Abs. 4 EGBGB. auch nach deutschem Recht zupiuien ist 
n  ic m  n  stützt sich nun auf eine Entsch. des OG. 

iwD st ,°  v o 46 Okt 1937 (abgedr. Ztschr. für osteuro-Warschau y. 9 /16. 0kt I J J I  (  „ ^  hie]. deut.
pa.sches Recht 1938 im Wege der Rück-
sches Rechts, d-*1- bringen. Dem kann nicht bei-
verweisung zur. F n f s c h  des ÖG. Warschau nennt 
gepflichtet werden Dm über das für die

E H ffifiS S E S fg i
angezogene Entsch. aucn Gebietsteil des
möghehked eine^m e^he^^ Pzivilehe in Kongreßpolen,

Ä r i Ä V . i TDie Kecnlf laf> .. f iber dje Möglichkeit einer Eheschei-gehoben, entscheidet über j  f  AhsA EGBGB.). Wel-
dung das poims p0ien geltenden Lokalrechte hier
ch6S f  Ä  kbmmt 2ibt das PolnGes. über das für zur Anwendung kommLgitende Recht 2 Aug 1926 an_
Das‘ OLG meint, daß es/ür die Scheidung auf das letzte 
U S JZ,crLft1iche Recht der Eheleute ankomme (so Art. 17 
fh ?  Satz 2) Ob die Voraussetzungen für diese Bestim- 
nnmr vorliegen daß nämlich zur Zeit des Ehescheidungs­
begehrens verschiedenes (polnisches Lokal-) Recht für die 
S e n  Eheleute vorliegt, läßt der nntgeteilte Sachverha t 
nicht ersehen. Jedenfalls kommt das OLG. zu der Feststel­
lung daß dieses letzte gemeinsame und damit das hier an­
zuwendende Recht das polnische EheG, von 1836 ist, das in 
Kongreßpolen gilt. Die Ehe der Parteien ist nun nicht
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nur als Zivilehe, sondern auch kirchlich geschlossen wor­
den. Mag die kirchliche Trennung auch für den deutschen 
Richter bei Deutschen rechtlich ohne Bedeutung sein, so 
doch nicht bei Ehen von Ausländern, wenn deren Gesetz­
gebung an diese kirchliche Trauung besondere Wirkungen 
knüpft. Und so ist es hier. Die zivile Trauung tritt in dem 
Heimatgebiet der Parteien gegenüber der kirchlichen 
durchaus in den Hintergrund; denn das polnische EheG, 
von 1836 ist ein Gesetz, das die Ehe noch den konfessio­
nellen Gesetzen unterstellt. Für Katholiken — die Parteien 
sind katholisch — enthält es einen Niederschlag (1er da­
mals geltenden eherechtlichen Bestimmungen des katho­
lischen Kirchenrechts. Danach ist die kirchlich geschlos­
sene Ehe nur durch den Tod auflösbar (Art. 1 PolnEheG. 
von 1836); ob eine Zivilehe daneben geschlossen ist, bleibt 
vom kongreßpolnischen Recht her gesehen gleichgültig. 
Das LG. hatte also aus diesem Grunde mit Recht das
Armenrecht versagt.

KGR. Dr. L a u t e r b a c h ,  Berlin.

23. KG. — § 13 Ziff.3 RAGebO.
1. Ein selbst gegenseitig abgegebener Rechtsmittelver­

zicht bedeutet für sich allein noch keinen Prozeßvergleich.
2. Im Eheprozeß kann eine vergleichsweise Beilegung 

durch Rechtsmittelverzicht nur auf dem Wege über einen 
Gesamtvergleich erfolgen, welcher zur Beilegung sowohl 
des Eheprozesses als auch zur Regelung der Unterhalts- 
ansprüche der Parteien geschlossen wird. Andernfalls ge­
hört der Verzicht zu einem nur der vereinfachten und be­
schleunigten Abwicklung des Eheprozesses dienenden Ver­
einbarung, welche sich als — gebührenrechtlich bedeu­
tungsloser — Zwischenvergleich darstellt.

Die vom BeschwF. als dem I<1. im Eheprozeß beigeord- 
neten ArmAnw. in Ansatz gebrachte Vergleichsgebühr ist 
von den Vorinstanzen mit Recht abgesetzt worden. Denn 
es fehlt an einem zur Beilegung des Eheprozesses geschlos­
senen Vergleich. Ausweislich des Sitzungsprotokolls sind 
zunächst die Parteien persönlich gemäß § 619 ZPO. ver­
nommen worden und haben alsdann Erklärungen dahin ab­
gegeben, daß Klage und Widerklage nunmehr nur noch 
auf die zugegebenen ehewidrigen Beziehungen gestützt 
würden und daß der Kl. zur Widerklage, die Bekl. zur 
Klage keinen Antrag stellt. Alsdann ist die Ehe der Par­
teien auf Klage und Widerklage aus Schuld beider Par­
teien geschieden worden. Nunmehr haben die Parteien 
beiderseits auf Rechtsmittel verzichtet.

Der BeschwF. ist der Ansicht, daß dieser Rechtsmittel­
verzicht einen Vergleich darstelle, und beruft sich dafür 
auf Entsch. sowohl des Senats (v. 19. Aug. 1939: DR. 1939, 
1926) als auch des OLG. Breslau (DR. 1940, 465) und des 
OLG. Dresden (DR. 1940, 463). In keinem dieser Fälle ist 
dagegen der bloße — beiderseitige — Rechtsmittelverzicht 
als Vergleich anerkannt worden. Ein solcher Verzicht stellt 
sich vielmehr, wie LG. zutreffend ausführt, ebenso wie 
eine Rechtsmittelrücknahme als einseitige — gegebenen­
falls von beiden Parteien abgegebene — prozessuale Er­
klärung dar, welche verfahrensrechtlich unter den allge­
meinen Prozeßbetrieb fällt und somit gebührenrechtlich 
durch die Prozeßgebühr abgegolten wird. Der Rechts­
mittelverzicht als solcher, auch wenn er gegenseitig abge­
geben wird, ist daher keine Vereinbarung und erfüllt schon 
aus diesem Grunde nicht die Voraussetzung des § 13 Ziff. 3 
RAGebO.

Auch die angezogenen Entsch. besagen nichts Abwei­
chendes. Wohl aber hat der Senat in einer neuerdings er­
gangenen grundsätzlichen Entsch. (20 W 2758/40 v. 20. Sept. 
1940: DR. 1940, 2122) erstmalig anerkannt, daß ein Rechts­
mittelverzicht wirksamer Bestandteil eines Gesamtver­
gleichs sein kann, welcher zur Beilegung sowohl des Ehe­
prozesses selbst als auch eines Unterhaltsverfahrens nach 
§ 627 b ZPO. geschlossen wird. Denn ein zur Beilegung 
des Rechtsstreits geschlossener Vergleich ist verfahrens­
rechtlich an sich auch dann noch zulässig, wenn bereits 
ein Urteil ergangen ist, gegen welches ein an sich zu­
lässiges Rechtsmittel eingelegt werden könnte, auf welches 
aber eine Partei oder beide Parteien gegen ein Nach­
geben in bezug auf andere Ansprüche verzichten. Nur in 
diesem Sinne spielt denn auch bei den angeführten Entsch. 
des OLG. Breslau und des OLG. Dresden der im Ehe­
prozeß erklärte Rechtsmittelverzicht eine entscheidende

(0e-
Rolle insofern, als dieser Verzicht Bestandteil ge­
samt-) Vergleichs ist, in welchem die Beendigung ¡j 
Prozesses ausgehandelt wird gegen ein Nanrüche dsr 
bezug auf andere (vermögensrechtliche) Ansp 
Parteien. i ■ h für ^

Die Frage, ob ohne solchen Gesamtvergleic ^ erein- 
allein ein Eheprozeß durch beiderseitigen, ® . ^  5eine 
stimmendem Willen beruhenden Rechtsmittelv uß ¿tf 
v e r g l e i c h s w e i s e  Erledigung finden kan , bei 
Senat verneinen. Denn in Wahrheit handelt yereü1' 
einem solchen Verzicht um das letzte Glied ei■ -ĉ e r^  
barung der Parteien, welche nicht nur eine f  
der Scheidung, sondern, was für die Frage des ^ifO 
gleichs und damit der Vergleichsgebühr aUS f nfacl> , 
RAGebO. entscheidend ist, auch eine v e r u„g iV 
Erledigung des Prozesses durch eine Dj^frlige Ver0”jErledigung aes Prozesses uuren eine ■ e vei"
Parteien erstrebt und erreicht. Eine dera « ,eres 
barung stellt aber ihrem Wesen nach mc „ „schloss016 
einen zur Vereinfachung des Prozesses g ¿wisC 
Z w i s c h e n v e r g l e i c h  dar. Ein derartig• aUSget t#

C T Ä  weil dieser Ävergleich erlullt soer gritncisätziicii u
eines Prozeßvergleichs deshalb nicht, weil riChtlicL
lieh auf eine Beilegung des Rechtsstreits oim k ^
Urteil abzielt (Entsch. v. 25.Febr. 1939: 1 Art,
Eine Vereinbarung der Parteien der erort fl(ir ¡> 
nach die Parteien sich über die Oeltendmacnu j ^ g e i  
stitnmter Scheidungsgründe zum Zwecke pr0zes . 
und vereinfachter Durchführung des Scheu 6   ̂sie 
einigen und dabei bereits in Aussicht nel,nV Jrteil bel'fe­
dern demgemäß dann ergehenden Scheidung- gs aber n, 
seits auf Rechtsmittel verzichten wollen, st rpsichtsPl,n 

. -  Urteil ab. Der Ge^trelts fr
folgung des K .. res,111 ,ie, 
wenigstens ein ^ erden s°L 
les Urteil erspar 
er Beilegung d ,ya)1rhel{t me 
steht dabei in

....  ___ __ _ .1 Hintergrund, d‘ rstehende ,er-
Herbeiführung der Scheidung durch das bev Vo(“,te 
teil dagegen vollständig und ausschlaggen agCh e 
grund. Der vereinbarte und dann tatsäcnli

seits aut Recntsmittei verzicnten wuuoj, - p.eSicnisr 
rade auf ein gerichtliches Urteil ab. Der treits 
daß damit die Weiterverfolgung des « h eres, i« V  
höherer Instanz und damit wenigstens ein erdeö f“ ¡¡s
"  k t ' — ----------- gehendes Urteil erspart w ^ g t i *

in einer Beilegung d ^ ia|irhel! ¡,|e 
gesprochen werden könne, steht dabei m vereinta^f. 
Anfang an vollkommen im u :’lW " r" nd'

ebendj*

........... .............. —------------------- ts-äf  riicht die b par-iechtsmittelverzicht kann also für sich n__,irlor der ^Vereinbarungcd^ stre>ts
wwfl ..................... . ^.legung des
geschlossenen Prozeßvergleichs zu gehe"- pailen,

\D\1Krr nnffaee io ł  A t a D o o łlłd iliT P  1 Tl U-CH _ l11 '

fung in Anspruch nehmen, der vereiuu»*--ge 
teien den Charakter eines zur Beilegung Q
cauuuaacucu i lu^cuvti^itiuto ^
Völlig anders ist die Rechtslage in de n in *

in den genannten Entsch. behandelt sind- ¿es n j,f
handelt es sich darum, daß die Beenp ‘ PMsmdteIV5 iiclie’ 
Prozesses durch — vereinbarten r  ^ r e rv>uwh> .v  ’'Sjtg
gegen ein Nachgeben hinsichtlich andei ¿ein e r­
weiche verfahrensrechtlich zulässigerwei ¿unde” zjctit 
über § 627 b ZPO. mit dem Hauptprozel ¡ttelvef ¿eldef

i ü'len, ausgehandelt wird. Hier ist aei »v- Vl,erde,,> 
nag er einseitig oder beiderseitig £l>e'
rat nur ein Bestandteil des (Gesamt-),v3l{„;sses.d^niiti^ 
gleich die Beendigung des Prozeßverh GeslC\Ut 
Prozesses herbei führt. Nur unter die ozeß se 
tonnte überhaupt ein Vergleich im Haup ^
;rkannt werden. .„ 2 0 ^ d

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 25. Okt. ’ . ¡c)i

P-fl Pr24. KG. -  § 13 Ziff.3 RAGebO. Ein ' Recl,tsp ¡w» 
verlangt das Aufgeben einer wirklic » fQcD 
ein Nachgeben in bezug auf konkret ^ „ n f tL j t ig ^  
gehört ein Verzicht auf bloße in de 
Mnorlirhlipilpn nicht. Deshalb liegt in _ , j gesc ,

Ehegatten regelmäßig Kein » u s— " ! ,  im
bindung mit einem Rechtsmittelverzicht ^

Die

Möglichkeiten nicht. Deshalb liegt ¡ » ¿ f t  
Jnterhaltsverzicht von aus gleicher . nicl1' zeü- , 
ihegatten regelmäßig kein Vergleich, EbeP
- - r mit einem Rechtsmittelverzicht .m
i i c  Beschwerde, welche sich geg^ 

der Verglcichsgebühr wendet, is t, v. 4- eg&?Q.
und deshalb zulässig (§7 Abs. 2 d njcht l  
[RGBl. I, 1994J). Sie ist aber sachlicn denen geifö, 

Zwar kann den Erwägungen, atis d paS kej
die Festsetzung der Vergleichsgebuh werde.0-> 1  
kasse abgelehnt hat, nicht beigetreten rgIeich> beri & 
geht davon aus, daß bei einem 0esa® . 1ing ^wljCrtete ,ii
den Eheprozeß und die Unterhahsrege!lubJ geo 
Ehegatten umfaßt, der im Eheprozeß lejchsg 
menanwalt den Anspruch auf die v
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S t e .  soweit die Vergleichsgebühr im Ehe- 
könne «f Frage kommt, nur dann geltend machen 
fade aU(.ifnn er n*cht nur im Eheprozeß, sondern ge- 
°rdnet j Um Abschluß des Qesamtvergleichs beige- 
^rage ist ■ ei? se‘> woran es vorliegend fehle. Diese 
Entsch o n ^ ‘sc*len vom Senat in seiner grundsätzlichen 
bereits' im W 3248/40 v. ll.N ov. 1940: DR. 1941, 110, 
■¡ach gegenteiligen Sinne entschieden worden. Da-
Anąrinenanw ucl"  nur ^ r  den Eheprozeß beigeordneten 
"'ächst hA“  ‘i*6 Vergleichsgebühr, welche dadurch er-

* Uul) o I n Olloh .-1 „. C l.---------~ fln!.®®tveroV0t,ein auch den Eheprozeß beilegender Ge- 
, rrnenrei'i,+ geschlossen wird, für welchen aber das 
legung ( j.1 pn'cht bewilligt worden ist, für die Bei- 

Tro(2. s Eheprozesses aus der Reichskasse zu.
^gen dipA} be?tellt hier kein Anspruch des BeschwF. 
Sabühr. n„ lc . asse auf Erstattung einer Vergleichs- 
^Schioj. nn e‘n Prozeßvergleich ist überhaupt nicht 
"le der Se 5torden' Zu einem solchen Vergleich gehört

Ctßh.. . ?Cr3fip in mplirorAn in iiitirrefpr 7 p ił Pr.

ein Prozeßvergleich ist überhaupt nicht

f e enen ¡nnfcI erude in mehreren in jüngster Zeit er- 
°e,der Partg-„  • betont hat, ein wirkliches Nachgeben
An
«nd' 20 w

yon

V°n Rechh,!161?,’- e‘n Opfer, welches in dem Aufgeben 
sPfUch ,f?sitl°nen, welche die Parteien für sich in 

'IW 'rA w A '1’ liegt (20 W 3635/40 v. 18. Dez. 1940
sol h 2/40 V' 20- Dez- iy l(J)-

schon1ClIV ^ ufgeben von Rechten kann allerdings 
die p,-?. weiteres dann gesprochen werden, 

i »«f ire. ;eien eine Vereinbarung dahin treffen, daß 
VieimP|,Qwelcbe Ansprüche gegeneinander verzich- 

Iifegebenen es s‘cb bei den von den- Parteien
all* erst in ,ecbfen um konkrete (wenn auch viel- 
«(;er Utn h: , ,r Zukunft liegende) Ansprüche, nicht ‘«JOnu-. .me blnRP M;;„i:„ui.„:* u . - j - i i  u„

Sie auf

eri??ten vöf bloße Möglichkeit handeln, unter be- 
i,.leEen zu ■ aussetzungen vielleicht einmal Ansprüche 
t Senseitio-p ?"nen. Diese Klarstellung ist gerade bei 
%p8cttea vonUutei haItsregeIunS unter — früheren — 
sig Scheidung . ,,edeutung. Denn durch die rechtskräf- 

'? den fo ls, ,  eine neue Rechtslage geschaffen, wie 
jen|ndsatzlich^-Öd >" EheG. geregelt ist. Danach ist 
fü>  pänf>n ein Unterhal tsanspruch nur in den- 
,Cr a ll» ;-  ‘ en  VO rp-PSpl,»,, P K a n n f ta(laDAlle‘n ÖHpr V?ugese.hen. in denen der eine Ehegatte 
(¡aK .n beide erwiegend schuldig erklärt ist. Sind 
Leinen Vnn ;u?adei!.sc*ndt* an cler Scheidung, ohne
H:?n.ka
^ a l t ,

nn
en

Vn« ■. °  JC.1UUU (Ul Uvl uviU.U.Uli^|) VzUlU,

d- .1“ ?en die überwiegende Schuld trifft, 
_M ... i ujemgen Ehegatten, der sich selbst nicht 
a.f?? zu oP:_n’ unter gewissen Voraussetzungen ein 
dne'); Dies ¡A6" 1, Unterhalt zugebilligt werden (§68 
spfu .bloße pne , e.r> wie § 68 ausdrücklich ausspricht, 
nicht , Wie ¡h ‘lg ,.e‘tsregelung. Von einem Rechtsan- 
UUr VgesProche„ dle §§ 66, 67 gewähren, kann dabei 
W. Ur diese p-i'rei d?11. Ob die Voraussetzungen selbst 

r sli_wird rprrii -Ar'Uregelung des 8 68 EheG, vor- 
bndt billig n u 3 •oder ^ocb häufig im Zeitpunkt

der

derllceier UntpH?Cu V(')'bg dahinstehen. Ein derartig be- 
^kjjppibunir 1’alts_>.Anspruch“  wird sich demnach bei 
Mehl* begenri *r a s e'ne völlig unbestimmte, in der 
^¡d‘e yolllf0mme» ungewisse Möglichkeit darstellen, 

’bgen u,it?n ,Vcün der späteren Entwicklung der 
eine„a abh:i !+Ĉ t*‘c*len Verhältnisse der früheren 
Und u°der ear' , nK Oer Verzicht auf Unterhalt durch 
,kt« ts la « re  K'i iCjEhegatten bei einer solchen Sach- 
3lls a, Juchts de* daher kein Aufgeben eines kon- 
Nkt Seiten .wb'klichen Rechtsposition, keines-
S m A er WirkriAtl!?1;11 Ehegatten, der in diesem Zeit- 
'i5aii i 1 gesichert'^ hch. s*arkere und in seinem Ein- 
, befra, r Fall 1 .> w*e dies überwiegend beim Ehe- 
>  ¡a die ßeurt u 'rd' ^ ag ^alln se'bst auf seiten der 
,'fieti ir 'brer peJeilung eine günstigere sein können,

SO aus
fehlt5b a.n der v, es gleichwohl auf seiten des Ehe- 

! ef earn‘t das p .taUj Sefzung des Nachgebens und ent- 
t,e,r T„?,eit i« p  K,ordernis eines Prozeßvergleichs, das 
'b ist tbestand d ach| eben beider Teile, ohne welches

:b°hlst es
§13 Ziff.3 RAOebO. nicht er-

enaih iV ln dem zur Entsch. stehenden Falle, en, w uaben
lderbYeri habpnC*'A5e, jeder gewisse Eheverfehlungen 

age aus L - , , dann ¡st die Ehe auf Klage und 
widerseitiger gleicher Schuld geschieden

Wonar-n zunächst beiderseits Erklärungen 
-,„1 ^Uil Sie iprlnr I?hA«r<»rfah1linCren

worden. Danach haben die Parteien auf Rechtsmittel ver­
zichtet und anschließend einen Vergleich dahin zu Proto­
koll gegeben, daß sie auf jeden Unterhaltsanspruch 
gegeneinander für die Vergangenheit und die Zukunft 
verzichteten und wechselseitig den Unterhaltsverzicht 
annähmen. Hier ist in keiner Beziehung, weder was den 
gegenseitigen Unterhaltsverzicht noch was den Rechts­
mittelverzicht anlangt, ein wirkliches Nachgeben über­
haupt, jedenfalls kein solches auf seiten beider Parteien 
zu ersehen.

Was den Rechtsmittelverzicht anlangt, so hat der Se­
nat in der oben schon genannten Entsch. v. 18. Dez. 
1940 bereits aus gleicher Erwägung heraus verlangt, daß 
auch dieser Verzicht ein Aufgeben einer Rechtsposition 
bedeutet und deshalb dann zu einer v e r g l e i c h s ­
we i sen Beilegung des Rechtsstreits nicht führen kann, 
wenn die Ehe der Parteien entsprechend dem Einver­
nehmen der Ehegatten geschieden worden ist, wie dies 
ausweislich des Sitzungsprotokolls auch hier der Fall ist.

Die Parteien können sich schließlich auch nicht dar­
auf berufen, daß sie ausdrücklich einen „Vergleich zu 
Protokoll gegeben haben und ein solcher vom Gericht 
zu Protokoll genommen worden sei. Nicht die äußere 
Formulierung von Abreden durch die Parteien, auch 
nicht die Art der Protokollierung oder gar die Bezeich­
nung der zwischen den Parteien getroffenen Verein­
barung durch das Prozeßgericht ist für die gebuhren­
rechtliche Beurteilung, ob ein Prozeßvergleich nach g iß 
Ziff.3 RAGebO. vorliegt, maßgebend. Entscheidend ist 
vielmehr ausschließlich, ob die Vereinbarung ihrem We­
sen nach die Voraussetzungen des Vergleichs in dem 
oben dargelegten Sinne erfüllt (so die oben genann e
Entsch. v. 20. Dez. 1940). D „w f

Damit erweist sich hier der Anspruch des Beschw . 
auf die Vergleichsgebühr als unbegründet.

(KG., 20. ZivSen., B e s c h l .  v. 20. Jan. 1941,20 W 63/40.)
T

25. KG. — §§ 13 Ziff.3, 42, 43, 45 RAGebO.
Die Tätigkeit des Substituten laßt gebühren grund- 

¡äizlich nur in der Person des Hauptbevollmachtigten ent­
stehen, außer wenn das Gesetz selbst — so in § 45 R 
uebO. etwas anderes vorsieht. Das gilt auch für die Ver 
deichsgebühr, die sonst grundsätzlich eine Mitwirkung 
iesjenigen Anwalts voraussetzt, welcher die Vergleichs-

’ w frd dagegen Ä T d e m ’ Prozeßbevollmächtigten auf
Verlangen der Partei noch ein a" dere,r«„An^etzteren fSS 42 43 RAGebO.), dann kann außer den für letzteren
/orgesehenen besonderen Gebühren für ihn auch eine 
Vergleichsgebühr, und zwar neben der für den Prozeß­
e n ,n ä c h s te n  entstehenden yerglernhsgebulm erwach- 
sen und nach Maßgabe des §91 Abs. 2 S. 2 Z l U. erstat 
lungsfähig sein, sofern jeder der Anwälte entsche.dend 
zu dem Vergleichsschluß mitgewirkt hat. f )

Der von der Beschw. verfolgte Anspruch auf Festset­
zung einer zweiten Vergleichsgebühr ist nicht begründet. 
Denn durch den im zweiten Rechtszuge unter den a 
leien zu oerichtlichem Protokoll v. 30. Juli 1940 geschlos 
jenen Vergleich ist die Vergleichsgebuhr nur einmal, 
nämlich für den Prozeßbevollmächtigten des Kl. im zwei­
en Rechtszuge nicht dagegen für den bei dem Ver- 
gleichsschluß unmittelbar mitwirkenden erstinstanzlichen 
Rechtsanwalt entstanden. Dies ergibt sich aus folgenden

' 'DuS^Beweisbeschluß ist die Augenscheinseinnahme 
darüber angeordnet worden, ob sich in dem von der 
Bekl errichteten Luftschutzkeller Risse gezeigt haben. In 
dem auswärtigen Augenscheinstermin ist nicht der zweit­
instanzliche Prozeßbevollmächtigte des Kl., sondern des­
sen erstinstanzlicher Rechtsanwalt erschienen. In diesem 
Termin ist es dann zum Abschluß eines Vergleichs ge­
kommen Der Anspruch auf z w e i  Vergleichsgebühren 
wird vom Kl. damit begründet, daß eine solche Gebühr 
für jeden der Anwälte erwachsen sei. Der erstinstanzliche 
Anwalt sei in Untervollmacht des Prozeßbevollmächtig­
ten aufgetreten. Der Vergleich sei in einer vom Bericht­
erstatter durchgeführten Sitzung des KG. geschlossen 
worden. Im übrigen habe der Prozeßbevollmächtigte

oolhet rlip pvfnrHprlirhp Tnticrkpit u/elrhf» 711m Ah-
83*
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Schluß des Vergleichs geführt habe, entwickelt. Denn erst 
durch den Inhalt seiner BerBegr. und den Vortrag in der 
mündlichen Verhandlung habe ein Beweisbeschluß ermög­
licht werden können, ohne die Beweisaufnahme wäre aber 
die Gegenpartei niemals zu einer vergleichsweisen Ver­
ständigung bereit gewesen. Auch bei einer persönlichen 
Besprechung mit dem Prozeßbevollmächtigten habe dieser 
die Möglichkeit eines Vergleichs erörtert und den Ab­
schluß eines solchen befürwortet. Damit habe auch er 
einen Beitrag zum Abschluß des Vergleichs geleistet, wie 
er schließlich den Vergleich nebst Vollstreckungsklausel 
zugestellt habe.

Diese Ausführungen lassen nicht erkennen, inwiefern 
hier zwei Vergleichsgebühren entstanden sein sollen. Die 
Rechtslage bei Tätigwerden mehrerer Anwälte für eine 
Partei hinsichtlich der für die mehreren Anwälte erwach­
senden Gebührenansprüche ist eine verschiedene, je nach­
dem ob die Anwälte untereinander im Verhältnis vom 
Hauptbevollmächtigten zum Unterbevollmächtigten stehen, 
oder ob beide von der Partei mit Hauptvollmacht — sei 
es zum Betriebe des ganzen Prozesses, sei es zur Ver­
tretung der Partei in einzelnen Prozeßabschnitten — 
versehen werden. Erteilt der Prozeßbevollmächtigte für 
einzelne Prozeßhandlungen einem anderen Rechtsanwalt 
Untervollmacht, so daß der Substitut die Prozeßhand­
lungen nur an Stelle des Prozeßbevollmächtigten vor­
nimmt, so erwachsen grundsätzlich die dadurch entstehen­
den Gebühren nur in der Person des Prozeßbevollmüch- 
tigten selbst.

Eine Ausnahme macht das Gesetz in §45 RAGebO. 
für denjenigen Rechtsanwalt, dessen Tätigkeit sich auf 
die Vertretung in einem nur zur Beweisaufnahme be­
stimmten Termin beschränkt. Diesfalls entsteht für den 
Beweisterminsanwalt neben der Beweisgebühr des Pro­
zeßbevollmächtigten und neben dessen Prozeßgebühr die 
Beweisgebühr für den Substituten, außerdem noch eine 
Prozeßgebühr in Höhe von fünf Zehnteilen.

Für die hier zur Entscheidung stehende V e r ­
g l e i c h s g e b ü h r  des § 13 Ziff. 3 RAGebO. gilt aber 
diese Ausnahmeregelung nicht. Zwar erwächst sie für die 
Mitwirkung des Anwalts bei einem zur Beilegung des 
Rechtsstreits abgeschlossenen Vergleich, verlangt also 
grundsätzlich und regelmäßig, daß derjenige Anwalt, der 
eine Vergleichsgebühr für sich in Anspruch nimmt, auch 
selbst ursächlich zu dem Vergleichsabschluß mitgewirkt 
hat. Stellt dieser Anwalt aber zu dem Prozeßbevollmäch- 
tigten in dem Verhältnis als Unterbevollmächtigter, so 
ist seine Tätigkeit dem Prozeßbevollmächtigten als eigene 
Tätigkeit zuzurechnen, auch soweit es sich um eine auf 
vergleichsweise Beilegung des Rechtsstreits gerichtete 
Tätigkeit handelt. Obwohl also die maßgebliche Tätig­
keit vom Substituten entwickelt wird, erwächst die Ver­
gleichsgebühr ausschließlich für den Prozeßbevollmäch­
tigten und kann nur von diesem gegen die Partei geltend 
gemacht werden. Es steht dann überhaupt nur eine ein­
zige Vergleichsgebühr zur Erörterung und kann auch 
nur eine Vergleichsgebühr als erstattungsfähig in Frage 
kommen.

Anders ist es in den Fällen der §§42, 43 RAGebO., in 
denen von der Partei selbst oder auf ihr Verlangen von 
dem Prozeßbevollmächtigten die Vertretung der Partei 
in der mündlichen Verhandlung einem anderen Rechts­
anwalt übertragen wird. Dieser Anwalt steht neben dem 
Prozeßbevollmächtigten und ist rechtlich nicht als dessen 
Substitut anzusehen. Für ihn erwachsen daher nach Maß­
gabe der §§42, 43 Gebühren neben denen des Prozeß­
bevollmächtigten. Dies gilt, obwohl im Gesetz nicht aus­
drücklich erwähnt, auch hinsichtlich der Vergleichs­
gebühr. Sie ist in sinngemäßer Anwendung dieser Be­
stimmungen, mindestens auf dem Wege über §89 RA­
GebO., dem nach §§42, 43 auftretenden Anwalt zuzubil­
ligen, sofern durch seine und nicht des Prozeßbevollmäch­
tigten Mitwirkung es zum Abschluß eines Vergleichs 
kommt. Der Senat schließt sich hierin der auch von 
B a u m b a c h ,  1 zu § 43; W i 11 e n b ü c h e r , 3 zu §43 
und OLG. Hamburg: OLGRspr. 35, 228 vertretenen Auf­
fassung an. Daneben kann auch für den Prozeßbevoll­
mächtigten eine Vergleichsgebühr entstehen, sofern auch 
er entscheidend ursächlich zu dem Vergleich mitgewirkt 
hat, so daß in diesem Falle die Partei zwei Vergleichs-

[Deutsches Recht, W ochen^
die

gebühren schuldet und zwei Vergjei<^sgebiii^ ltf 
Erstattung durch die Gegenpartei in Frage k * jje ¿es
-.... cirh flUCf1 1nen. Die

iny uujlv-u l . ---  t, :lTi I
e gleiche Rechtslage findet sich auch i
:i Mitwirkung von Verkehrsanwalt ^

proz1#
§ 44 bei "Mitwirkung von Verkehrsanwan “ “ T ¿es $e' 
bevollmächtigten zu einem Vergleich (vgl. tn  • 
nats v. 22. Okt. 1932: JW. 1933, 542). , s0v'0f

Daß auch im Falle des § 45 RAGebO. • j e(l Su® 
für den Prozeßbevollmächtigten als auch wje di* 
stituten die Vergleichsgebühr erwachsen «a > g7() 
OLG. München v. 28. Okt. 1916: JW- 19‘ t zUtrefi^ 
gesprochen hat, vermag der Senat nicht . für d\  
anzuerkennen. Denn wenn die Vergleichsg eige
Prozeßbevollmächtigten — auch^ ohne (uteö — ̂

ob.
•ntw_ic

Tätigkeit, allein durch die Tätigkeit des Sub 
reits entstanden ist, ist es rechtlich uner(.„i,P;t e 
er selbst noch irgendwelche Vergleichstatis ^  ap- ,̂ 
und ob die Vergleichsgebühr für ihn aurlnhmSweiseji. 
Grunde erwachsen ist. Solchenfalls -  f f  f  ozeßbfe‘ 
z w e i  Vergleichsgebiiliren, eine für den zU las= 
mächtigten, eine für den Substituten, ents 
fehlen Anlaß wie Rechtsgrundlage. §§42, Jts

Die Rechtslage ist also in den Fällen andere^

jkel' 
diese«'

Die Rechtslage ist also in aeu j. andeic*"
auch 44 RAGebO. einerseits und des . nde ge%  
eine verschiedene. Dabei liegt das entsc ,3 RA^ eiH 
liehe Merkmal in den Fällen der 9 § . f p e s o ®11 |er

a wenfjudarin, daß die Trennunng der Tätigkeit wei>>. 
Verlangen der Partei beruht, während 0 (ausi
prozeßbevollmächtigte Rechtsanwalt sei . £0 2've„e 
seiner Person liegenden Gründen) für die c,* , diese . 
einem anderen Anwalt Untervollmacht jn sol „4$
Stimmungen nicht zur Anwendung gel. •’ cjile d# 8„is 
F n llt*  h p w p n ilp t p« Hann ehonso WlC
äuiiuimugcu m in i nunvuuu..b p halAC Uc VT
Falle bewendet es dann ebenso wie >n , Anw. Ver- 
RAGebO., sofern daselbst die Tätigkeit e dag die (t. 
Substituten in Frage kommt, bei der Kej> ’ A ^ u ^ '  
gleichsgebühr ausschließlich für denjen g ¡-gleR'1

zlo.- /Ittrr'U  p itrp tip  T a f ir r l iP it  ZU dCtfl Ciich^.wächst* der durch eigene Tätigkeit zu dem v | aChe .]. 
gewirkt hat. Es ist dann gegeb<ene”1f  finde« fjus- 
mehreren Anwälte, sich untereinander a sell ,lIllter- 
l e n b ü c h e r  zu §43). Vorliegend ist v n als r iv0ll'43). Vorliegend »1 H als a n ­
geführt, daß sein erstinstanzlicher An ptozWD<0\r 
bevollmächtigter des zweitinstanzliche ten ist. ¿eS 
mächtigten im Augenscheinstermin au>fi -,itwirklirl'?jireh' 
lieh ist der in diesem Termin unter \  |Ch
Unterbevollmächtigten geschlossene Ve» ‘ v0iltTi» ^
rechtlich ausschließlich dem Hauptpro 0 mef'
ten zuzurechnen, ohne daß es darauf .^ t lia- ¿ef 
dieser seinerseits zu dem Vergleich jm g jer v zuiH 
zu sei nur kurz bemerkt, daß ohnehin di?5
BeschwF. angeführten Tätigkeiten als te, d,e 
\/p r*rY lp iphenK crliliiR  iin p rk n n n t WCluCU
DCSUIWI . dugyum ivu , UÖfla1'-’
Vergleichsabschluß anerkannt werden ês.
das LG. bereits zutreffend verneint he lfende, f f  z 
bloß allgemein einen Vergleich f e*udei. MitvVirf  g««1̂

t re e h 1^ '
nicht der Umstand, daß durch die “ ‘f Ä c h  sei® 
des Prozesses, mag sie auch maßgebl seih>.acu0eiie,°
keit des Prozeßbevollmächtigten beeinu y ergleie‘,Slr'Aa t* Piorronnartpi iiHprhillllTt GTSt ClflC

eines Anwalts die Voraussetzung de ^  iiaf^lu«» 
einem bestimmten Vergleich nicht, ers f ä f
nicht der Umstand, daß durch die bis ^ütc\i die gejted

der Gegenpartei überhaupt erst eine v ’ ”
heit herbeigeführt worden ist. . VerglelC”  ̂ ,

Es ist somit hier nur eine einzig 
entstanden. 104(1 20 ^ 3 . m

(KG., 20.ZivSen., Beschl. v. 20. Dez. - ’ ^  stelß cfi

Anmerkung: Der Entsch. ist zuzustiinm §"§ 4 2 , jSf ejj1. 
verschiedene Rechtslage in den f  al!enRe,Triindurt̂ uhstl! s- 
§44) und des § 45 klar .heraus. der ^
leuchtend. Die Rieht,gke.tJe^Mze , ,
der einen Beweistermin1 Beweistermin w a r u m > iterv rtfien 
und der Vio-Prozeßgebühr nicht noch *  ver d f

ne Verp-leichsirebühr, fü r  s ( ,,riiärt ^
eneI
e z'

. . .  daImaui54 auu iy«»»**/« ... V^^Yoirh^^aiS^
zu diesem Sühnetermin hinfahren.

U11U UCI 71U-1 luttugt-uum ....
insbes. eine Vergleichsgebühr, t uRf  f  ¡ef er f  ,0:
mag durch folgendes praktische Bei P sühuef  ̂  K. 
Das Gericht ordnet einen auswartigen uch ¿ e 
der also n u r  zu einem Vergleichsver..^,falle 
(was durchaus Ä
mäßig sein kann). Der . vei “ -,„;rrp&„„ 
zu diesem Sühnetermin hinfahren. Vergf jie
wenn es zum Vergleich kommt wid . ¿efert hie­
durch persönliche Tätigkeit. Kann1 o d e r " 
nicht machen und beauftragt er einen w,rd
legen mit der Terminswahrnehmung, =
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'*ch ̂ im11 vden Gedanken kommen, daß 
gkichLv^g^'chs.falle — beide Anw 
Vertreten°) r verd'ent hätten, der Prozeßbevollmächtigte 
tnals iür den Substituten und dieser selbst noch

selbstverständ- 
beide Anwälte je eine Ver-

Anivältg S-lc/ '  Aucb in diesem Falle ist es Sache der 
h obi(je’mSR untereinander abzufinden, worauf zu § 45 
ê?eben“-i-<.esc*llusse hingewiesen ist. Ein gewisser und^oenenfaii^— TI?  hingewiesen -n . —

solchen f i s erstattungsfähiger Betrag steht ja in einem 
ZUr Verfr. 6 dber die Vergleichsgebühr hinaus schon 
Abivese >n Höhe der Reisekosten, Tagegelder und
sPart ®ltsgelder, die fällig geworden sind, aber er- 

werden konnten.
RA. E. G. W e g e n e r ,  Berlin.

i Ol p *
st in ei„„ "7 § 1 Arm An wG.; § 39 RAO.; § 45 RAGebO. 
Lander' "  f esonj?ers dringlichen Falle der ArmAnw., 
ŝsvärti.rf.,!1 RWerl.c*‘Scn persönlichen Wahrnehmung eines 
i ^rechti, 7iewe*stermins verhindert ist, ausnahmsweise 
, s Jtnterho. I,an?.U8ehen, einen auswärtigen Rechtsanwalt 
?e‘stermin<>Vo mächtigten m‘t der Wahrnehmung des Be­
ßren Z  ZAU beauftragen, so kann er die vollen Ge- 
If Falle so; Austagen, die der auswärtige Rechtsanwalt 
i r êiclKV,Ier ®eiordnung nach den §§39, 41 RAO. aus 
a£en aus%asser,ers*attet erhalten hätte, als eigene Aus- 
Der . er Reichskasse erstattet verlangen, t)

?^ahencn bei. der von dem beauftragten Richter ab- 
■ e|a ' uswartigen Beweisaufnahme nicht von sei- 

j  Stichen Prozeßbevollmächtigten, sondern
k."reten ,,,nrc lv°Hrnacht von einem auswärtigen Anwalt 
3̂v°tlmächtigt en‘ -^er FJrkundsbeamte hat dom Prozeß-

H
yerti

sti " ‘kosten ’ " .bei  der Festsetzung seiner Armen- 
Au<siar,«n ,n seinen eigenen Gebühren und son- 

. Iw»« , ßen nicht die für die Zuziehung des aus-
zu- 
der

wenn der Prozeßbevoll-
1 k ' -

k^h% e °d ?  entstanden wäre, 
spU,^11 erwähnten ausw;

.et,

•dei,

'^en Anwalts

iti
Selbst urM^bnten auswärtigen Beweisaufnahme-

So , ts als Auslagen geforderten 77,15 ,9iM z 
osten rn i nur einen Betrag von 34,40 %JH, d

Erinnemrhr?l:nommen batte
iiici v" gehörtUn® hiergegen ist stattzugeben. Im allge- 
Vert’ aUs\värfi(J„esDzu den Pflichten des Armenanwaltes, 
Anbetung s;p:„ .eweisaufnahmetermine, bei denen die 
Ä ,  selh!?er PLartei erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 Arm- 

n> daß p«: Wanrzunehmen. Will er der Gefahr ent- 
iL c ,von h.  ” e„  Ansicht über die Notwendigkeit der 
l̂ ich i halb ru Gericht nachher nicht geteilt und daß 
Schnn ,asse vpro6 Erstattung der Reisekosten aus der 
seti S-häufig. n,fa®t wird, so ist es, wie der erk. Senat 

chsA.'ioo|^^sProchen hat (z. B. in den Beschliis- 
V  a äßig daß’n120 Und HöchstRRspr. 1937 Nr. 1472), 
?crirL,ntritt’ filn ?,er Armenanwalt über diese Frage vor 
iaht „ herbeifri , ! e. e‘ne Stellungnahme des Prozeß- 
?er ’st die<!Ut-r ' , ^ ‘rd dabei die Erforderlichkeit be- 
AQ. ,?tehendpn Dr das Kostenfestsetzungsverfahren nach

§3g >3 M§ r‘ d6S Senats (a' a' ° )  bindend (a- M-
" ^ nde d ie t^1/  RRAO. kann auch, wenn besondere 

S eines / ° rdern> der armen Partei zur Wahr-
kS5?“lerer Änw-,uŜ a.r*'Sen Beweisaufnahmetermins ein 

ntlici, .beigeordnet werden. Der Anlaß dazu 
"  beio-n da,r*n Hogon, daß der der Partei im 

• Beweis»?,« r ete Prozeßbevollmächtigte die aus 
'nen Vdnahme, wiewohl ihre Watirnehmum

Ann „
iü Ä W ic h

ftl,

0 o vu rech* 1 .... . >  vv IC VVUII1 1111C WaillUCIIIUUUg
ai,derweii;„„  "digen Vertreter notwendig ist, in- 

eÄH ',yahrne]ln,i:,er1 beruflicher Inanspruchnahme nicht 
• Hsilnn geman kann- Der beigeordnete Beweisanwalt 

i e der 5 »  ^5 RAGebO. die Beweisgebühr und 
|Jttie[,.satze au ',ozeßgebühr nach Höhe der Armen- 
? • lov'a't zümdT .Reichskasse. Die Rspr. gibt dem 
M̂Hfl 35s». ,T„ed allgemein das Wahlrecht (KG.: 
N h ’,, N’r-695’ 824; G a e d e k e , „KostRspr“ ,

JW’ ir !L und d*e dortigen Verweisungen; 
# 4 :  M d b p ^ l8’ =  M.d.RRAK. 1938,*69; 
, ! «  de„ ?PAI<- 1Q38, 189; Jena: SächsA. 1940, 
4  einNng r]„„rmin selbst wahrzunehmen, mit der 

ehl auswärt: auswärtiSen Beweistermins von sich 
tr! e'ltPn s*ehendp„®L-n Anwalt zu beauftragen. Die da- 
h>  Auslaß Kosten billigt sie dem Armenanwalt 

" Hei/, bei 'ejfp i1 oberwiegend nur bis zu dem Be- 
ekosten :r Terminswahrnehmung erwachsen-

’ Um Teil aber auch (Naumburg: M. d.

RRAK. 1936, 65 =  JW. 1936, 2152; M.d.RRAK. 1938, 
69 =  JW. 1938, 699; Düsseldorf: JW. 1936, 2571; befür­
wortend auch Gaedeke:  JW. 1936 Anmerkungen, 
2572, 3325 je unter 6) bis zu demjenigen Betrage zu, den 
die Reichskasse im Falle einer Beiordnung nach § 39 
Abs. 2 RAO. aufzuwenden gehabt hätte.

Nach der feststehenden Rspr. des erk. Senats (Höchst­
RRspr. 1937 Nr. 1472; JW. 1938, 1195 und M.d.RRAK. 
1938, 86; M.d.RRAK. 1938, 158) und auch verschiedener 
anderer Obergerichte (Kassel: JW. 1937, 1651; Düssel­
dorf, Breslau: M.d.RRAK. 1938, 86, 185; ebenso Jonas,  
„ZPO.“ , 16. Aufl., §115 Anm. VII Abs. 2 u. JW. 1937, 
201) steht dagegen dem Armenanwalt die Befugnis, von 
sich aus eineil unterbevollmächtigten Anwalt für die aus­
wärtige Beweisaufnahme zu bestellen, nur ausnahms­
weise und nur dann zu, wenn besondere Umstände — 
z. B. Zeitmangel — das als den regelmäßigen Weg an­
zusehende Beiordnungsverfahren nach § 39 Abs. 2 RAO. 
ausschließen. In aller Regel ist demnach der armen 
Partei anzusinnen, daß sie über die Frage, ob die Wahr­
nehmung des auswärtigen Termins durch einen beson­
deren Anwalt auf Kosten der Reichskasse notwendig ist, 
zunächst eine Entsch. des Prozeßgerichts herbeitührt. 
Von diesem Standpunkt aus kann es deshalb für ge­
wöhnlich nicht in Frage kommen, dem Armenanwalt, 
der diesen Weg nicht einhält, die Kosten seines Nacn- 
bevollmächtigten aus der Reichskasse zu ersetzen.

Im vorliegenden Falle hatte aber das Prozeßgericht 
die Reise des Prozeßbevollmächtigteu zu der Beweisauf­
nahme in M. für „erforderlich“  erklärt. Es steht deshalb 
für die Kostenfestsetzung bindend fest, daß die Wahr­
nehmung dieses Termins durch einen Anwalt notwendig 
war. Der Prozeßbevollmächtigte hatte außerdem dem 
Prozeßgericht angezeigt, daß es ihm wegen anderweiter 
Termine unmöglich sei, au dem Beweistermin teilzu­
nehmen. Diese Begründung seiner Unabkömmlichkeit 
durfte er — ähnlich wie dies für das Kostenerstattungs- 
verfahren gilt (Beseht, des Sen.: DJ. 1936, 978 u. SachsA. 
1937 27) — für ausreichend halten. Er hatte gleichzeitig 
gebeten, dem Kl. für die Beweisaufnahme in M. auf 
Grund von §§ 39, 41 RAO. den erstinstanzlichen Prozeß­
bevollmächtigten beizuordnen. Er hatte damit den an 
sich vorgeschriebenen Weg eingehalten, dann aber wegen 
der Besorgnis, daß diese Maßnahme nicht mehr rechtzei- 
tig durchführbar sei, selbst den Substituten bestellt.

Einerseits war es also, da der Ausgang des für den 
KL lebenswichtigen Rechtsstreits von dem Ausfall der 
Beweisaufnahme abhing, besonders wichtig und notwen­
dig, daß der persönlich verhinderte Kl. dort von einem 
Anwalt vertreten wurde. Andererseits stand dem an der 
eigenen Wahrnehmung dieser Beweisaufnahme verhin­
derten Prozeßbevollmächtigten infolge des schon ge­
schilderten Verlaufs der Sache nicht mehr genügend Zeit 
zur Verfügung, für die rechtzeitig beantragte gericht­
liche Bestellung eines geeigneten besonderen Bewe.s- 
anwalts zu sorgen. Bei dieser Sachlage diente er seiner 
Partei und der Sache am besten, wenn er dem mit dem 
Streitstoff bereits vertrauten erstinstanzlichen f rozeß- 
bevolhuächtigten des Kl. Nachvollmacht erteilte. Von 
dem von Naumburg: M.d.RRAK. 1938, 69, 70 vertrete­
nen Rechtsstandpunkt aus, daß das AG., wenn es nicht 
selbst mit der Durchführung der Beweisaufnahme befaßt 
ist, zur Auswahl eines Terminsanwalts gar nicht befugt 
sei war dies sogar unter den gegebenen Verhältnissen 
der einzig mögliche Weg, die Interessen des Kl. in der 
Beweisaufnahme zu wahren Wenigstens unter diesen 
besonderen Umständen erscheint es gerechtfertigt, dem 
Armenanwalt zur Befriedigung des von ihm bestellten 
Bewcisanwalts diejenigen Kosten aus der Reichskasse zu 
erstatten, die sie auch bei einer Beiordnung aus § 39 
Abs. 2 RAO. zu tragen gehabt hatte. Nach Lage der 
Verhältnisse ist dem Armenanwalt bilhgerweise nicht an­
zusinnen die den Betrag seiner eigenen Reisekosten 
übersteigenden Mehrkosten, die überdies zu dem Werte 
des Streitgegenstandes (12000&Ä) in keinem Mißver­
hältnis stehen, auf sich zu nehmen.

(OLG. Dresden, 14. ZivSen., Beschl. v. 26. Nov. 1940, 
14 W 186/40.)

Anmerkung: Zu der hier wieder einmal auftretenden 
Streitfrage, ob durch § 39 RAO. in gewissem Sinne ein-
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schränkend in die Funktionen des Armenanwalts einge­
griffen worden ist, indem die Wahrnehmung auswärtiger 
Termine entweder nur durch den prozeßbevollmächtig­
ten Armenanwalt oder durch einen eigens hierfür bei- 
geordneten Beweisterminsanwalt erfolgen kann, während 
die Betrauung eines Substituten durch den prozeßbevoll­
mächtigten Armenanwalt grundsätzlich ausgeschlossen 
sein soll, wäre an sich nichts weiter zu sagen. Denn der 
Stand der Meinungen ist in obiger Entsch. zutreffend 
wiedergegeben, die Gründe für und wider ergeben sich 
aus den aufgeführten Entscheidungen.

Doch ist es folgender Satz der Entsch. des OLG. 
Dresden, welcher ein Verweilen notwendig macht, der 
Satz: „Bei dieser Sachlage diente er (der Armenanwalt) 
seiner Partei und der Sache am besten, wenn er . . . “  
Damit wird nämlich an den Kernpunkt der besonderen 
Streitfrage gerührt und zugleich der gerade itn Armen­
anwaltkostenrecht schlechthin ausschlaggebende Gesichts-' 
punkt genannt, jedenfalls soweit es sich um die Stel­
lungnahme des Gerichts zu Ermessensentscheidungen 
des Armenanwalts handelt, aus denen er Ansprüche an 
die Reichskasse herleitet. Ich habe schon häufig be­
tont, daß er für den Armenanwalt eine überaus mißliche 
Sache ist, wenn er zwar auf der einen Seite aus eigener 
Verantwortung über die Wahrnehmung und das Wie der 
Wahrnehmung der Rechte seiner Partei befinden soll, 
auf der anderen Seite aber diese nur durch seine Ver­
antwortung bedingte Entschlußfreiheit mittelbar — sogar 
recht erheblich — dadurch eingeengt wird, daß später 
das Gericht die Maßnahme des Anwalts für nicht not­
wendig erklärt und ihm so entweder seine Vergütung 
oder (worum es sich dabei meist handeln wird) seine 
baren Aufwendungen (überwiegend Reisekosten) vor­
enthält.

Hier kann in der Tat nur der Gesichtspunkt, wie der 
Sache se l bs t  — was mehr ist als: der Pa r t e i  am 
besten gedient ist oder gedient wäre, den Ausschlag 
geben. Denn wenn die Frage so gestellt wird und dann 
bejaht werden muß, dann kann die Entsch. über die 
Notwendigkeit der vom Anwalt ergriffenen Maßnahme 
nicht zweifelhaft sein. So darf man also getrost für den 
Begriff „notwendig“  i. S. der Reisekostenbestimmungen 
des §1 Abs. 3 ArmAnwG. den Begriff: „der Sache 
selbst am besten gedient“  setzen und wird dann am 
leichtesten zu der richtigen Beurteilung der Sachlage und 
damit des Erstattungsanspruchs des Armenanwalts ge­
langen.

Mit diesem Satz widerlegt aber eigentlich OLG. Dres­
den seine eigene grundsätzliche Auffassung zu der Frage 
aus § 39 RAO., welche dahin geht, daß nur in ganz be­
sonderen Ausnahmefällen dem Armenanwalt gestattet 
(d. h. mit Aussicht auf Erstattung seiner Aufwendungen 
hierfür gestattet) ist, zu der Maßnahme zu greifen, 
selbst sich einen Substituten zu bestellen, wenn der Ter­
min wahrnehmungswürdig und der Prozeßbevollmäch­
tigte selbst daran verhindert ist oder seine Reisekosten 
dafür unverhältnismäßig hoch sein würden. Bei folge-, 
richtiger Durchführung des vom OLG. Dresden aufge­
stellten — und wie gesagt, als Pr in/z ip aufzustellen­
den — Satzes, „wie der Sache selbst gedient ist“ , muß 
dem Armenanwalt stets das Wahlrecht offenbleiben, 
welche der in Betracht kommenden drei Möglichkeiten 
er benutzen will, je nachdem „der Sache selbst“  damit 
am besten gedient ist, unter welcher Devise alle in 
Betracht kommenden Gesichtspunkte in gerechter Weise 
Berücksichtigung finden können. Dann ist es allerdings 
nicht mehr zu vertreten, die durch Bestellung eines 
Substituten dem Anwalt erwachsenden Auslagen nur in 
ganz besonderen Ausnahmefällen ihm zu erstatten, son­
dern diese Erstattung hat stets dann zu erfolgen, wenn 
der von ihm eingeschlagene Weg der Sache am besten 
entspricht (vgl. Gaedeke ,  „ArmAnwG.“  S. 63: „Die 
Wahl muß der pflichtmäßigen Entschließung des An­
walts überlassen bleiben“ ).

Daß man gerade beim Armenanwalt auch sonst von 
diesem Grundsatz aus allgemein die Richtschnur für eine 
richtige Beurteilung findet und am ehesten zu einer der 
Gesamtsachlage entsprechenden befriedigenden Lösung 
von Grenzfällen gelangt, dafür möchte icn ein besonders 
anschauliches Beispiel aus der Praxis anführen: Im Unter­
haltsprozeß des unehelichen Kindes, das obgesiegt hatte,

[Deutsches Recht, Wo chenaUsŜ ,

hatte der Berufungsanwalt des Beld. zunächst au |aS, 
Kosten Ermittlungen durch einen Detektiv anst .eS. 
sen, welche so bedeutsames Material gegen die./erfolg 
mutter erbrachten, daß der Anwalt daraufhin m ur)d 
das Armenrecht für den Bekl. nachsuchen _ KO" gejneta 
auch ohne weiteres ein abweisendes Urteil erzielte- - p  
Anspruch auf Erstattung der Detektivauslagen * 
als Armenanwalt erwachsenen Auslagen standen s y 
tige Gründe entgegen. Einmal unter dem Gesic1{jsatzli? 
daß eine derartige Materialbeschaffung gru is0 i"
Aufgabe der Partei selbst ist, derartige Koste * defl1 
Wahrheit Parteiauslagen darstellen, die n i c h t z.u 
Umwege über den Armenanwalt aus der Rel<zn, ¿¿ß d|£ 
erstatten sind. Ferner unter dem GesichtspunK , gc-
Aufwendungen v o r Bewilligung des Armenr a|l0rd-
macht waren, vom Armenrecht ohne RückwirKi i^erseits 
nung also nicht gedeckt werden konnten. yorgetiel1 
war kein Wort darüber zu verlieren, daß das 
des Anwalts im Interesse der Sache selbst flt,r Ar  

gerechten Entscheidung nur zu begrüßen u!\ Dr0ze5s£, 
durch die richtige Entscheidung des Unterhai I g e  
ermöglicht worden war. Folglich mußte e>“ . er AUL

Ersatz igfunden werden, dem Anwalt zum
Wendungen zu verhelfen. Er wurde gefunden . g voij 
Hilfe des vom KG. vertretenen Grundsatzes, n(j »i 
Armenanwalt aufgewendete Kosten, deren A KvsW' 
sich der Partei obliegt, ausnahmswei se a £fl |<o 
des Armenanwalts anerkannt und erstattet ' „tande. «f 
nen, wenn entweder die arme Partei auvorb^*!?t i  
aus eigenen Mitteln das zur sachgemäßen u ateriä*..L 
des Prozesses für ihren Anwalt erforderliche jej nic 
beschaffen oder wenn sonst billigerweise de 
zuzumuten ist, selbst tätig zu werden und A ,, vjelJS; 
zu machen, das Vorgehen durch den Anw 
durchaus sachgemäß ist (KG. v. 14. Nov. >94 • g. 1U 
3588; vgl. dazu auch Gaedeke ,  „ArmAn 1 ¿eSten 
Hier ist also bereits der Satz: „der Sache a qcsic- 
dient ist“  als letzten Endes ausschlaggeb^. ¡ff|<dt ^  
punkt anerkannt. Damit war die eine Sch'w “ ■peilî s 
geräumt, und es konnte so wenigstens derje & ung 
Detektivkosten, welchen er erst nach t>e' fagea 
Armenrechts gezahlt hatte, ihm als seine

lin­

der Reichskasse erstattet werden. b <
Es ist also der vom OLG. Dresden

rf
Se

Auslagen des Armenanwalts, welche aus st ^ pn ihn1,,„2

Va
g e m e i n e  M a ß s t a b  jedenfalls für die p

deren Fall als ausnahmswe i se  zu der
Gesichtspunkt geführte Maßstab in ^^eurte il^ffc '

gemäßen Ermessen unterliegenden 
wachsen, mindestens da, wo es sich um die ReiselV|]i 
von Terminen oder sonst den Aufwand v . gen 
handelt. KGR. Dr. Ga ede*

„¡¡if
^ * f c l ( 5

27. KG. -  § 1 ArmAnwG.; § 515 Zp0; S n e i f ß  
den BerBekl. erst nach der Berufungsruc ) rDiAi1'%iif- 
Erwirkung eines Kostenurteils läßt für̂ ciê ^  ̂ ¿ost ĵijst-Lwi wii ivuiig ciuca ivvaiciiut icna jgj-
Prozeßgebühr nur nach dem Streitwert ejn vj* ge­
stehen, da trotz der Möglichkeit, auch n ^.£ ßer«' ¡¡ui- 
urteil zu erwirken, der Rechtsstreit °urp ie(|igiiiif> s 
rücknahme in der Hauptsache seine £ hgfii
den hat. proAf,M

Die Erinnerung rügt zu Unrecht, daß °}, igO^vicl'11̂ 
nur nach dem Streitwert der Kosten n-' ¡¡e
statt nach dem vollen Streitwert der HauP • j, £ne 5 de. 
ist. Denn der Erinnerungsführer ist ers si g ,  
der Hauptsache dem BerBekl., und zwar, trägst a er»/iV 
prozessualen Lage im Zeitpunkt der A ^ 0nd jpU‘ 
Armenrechtsbewilligung ohne weiteres » §
nur für dip Frwirkritnr des Kostcnurtcll „bleich u(i fn,
gegen denm BerKl. beigeordnet worden
Tra£ aui newuiiguru» uca uuiwv..*-» ßeru»14: v: j.
den BerBekl. bereits vor Rücknahme d !%
worden war und nur deshalb vorher ni oCh  ̂ (
den ist, weil die Zulässigkeit der Berufung « J
stand, so hat doch die später im 1 e uebeior^11’ 
Armenrechtsbewilligung und AnwaUsb^ pr U«* 
rückwirkende Kraft. Eine solche hätte vo ^  ¿o ^  
ausdrücklich ausgesprochen werden J ^ hin ke'Stit ^ausarüCKllcn ausgesprochen ‘ . .„hin cfl
dazu nach der gegebenen Sachlage ohne ozeßger 
lassung Vorgelegen. Außerdem hat uas
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mehr
lehnt. 61116 S(ßche Rückwirkung auch ausdrücklich abge- 

nahm°ê ?, der, ordnungsmäßig erfolgten Berufungsrück-
1. II *  W i l  I H n A f  , 1 „  1 \  1 ;  < ■ 1 • 1 I T    1 . .  .1 . .  « ..ledige par, a6er der Rechtsstreit in der Hauptsache er­
mäßig j ,  "^delte sich nur mehr noch um die kosten- 
lich der rT Ĉ u11£ des Rechtsstreits, so daß ausschließ- 
Ŝ t « J * ! raS der h 's dahin entstandenen Kosten den 
Anstelle ¿ - d bestimmt. Selbst die für den BerBekl. noch
hstiow“ . Möglichkeit, seinen Antrag auch auf ein Ver- 

es ief nUruei1 nach.§ 515 Abs. 3 ZPO. auszudehnen (wo- 
w*l%uno k Jauc*1 e*ner Ausdehnung der Armenrechtsbe- 
der Rechts katte), würde nichts daran ändern, daß
reits * in der Hauptsache seine Erledigung be-

nachin hatte, die Prozeßgebühr somit keinesfalls 
j>e\vesen u m Streitwert der Hauptsache zu berechnen 
11.Jan icnore„ ( zu vgl. dazu die Entsch. des Senats vom 
«38 Nr! 54o - -  1933> 1078t bei O a e d e k e , „KostRspr.“
ander. und die daselbst weiter angeführten Entsch.*  OLG.).'

(K g  20 7 ' c
’ ^  <ivSen., Beschl. v. 9. Dez. 1940, 20 Wa 143/40.)

M fc ~  §8 4, 77, 79 GKG. 
ü^tsstrpf/l^^dener Beteiligung von Streitgenossen am 
1, , nt das M aAer Antragstellerhaftung (§ 77 GKG.) be- 
“attun» (s ,"taß der Beteiligung, bei der Entscheidungs- 
!°,rgenoijim„ 1 GKG.) die in der Kostenentscheidung 
°"e Sesam?6 ^Heilung, mangels einer solchen die 

t"8 8 87 O k n ,u|dnerische Haftung der Streitgenossen 
a®se gegenüber611 ^ m*an£ der Kostenhaftung der Reichs-

m°nknanŝ K*ck!Bche Kostenentscheidung ist die für den 
l aßeebendP o Ui, Grund des § 79 Ziff. 1 GKG. schlechthin 

‘«er KorrpW C .aSrundlage. Sie ist im Ansatzverfahren 
v>  Sie pj!,* , *ähig, mag sie selbst offensichtlich falsch 
CnÜ der so c der Reichskasse in jedem Falle das Recht, 

araueh 7,,6S‘gestellten Haftung für die Gerichtskosten
3. it», Zu machen.

Ke'^^'dunp"!!6 dieser Unabänderbarkeit ist die Kosten- 
Om^ehnnpner Auslegung, gegebenenfalls auch unter 

sti*nden f  v°n außerhalb der Entscheidung liegenden 
v Durch Grt i ‘ " /ertfesfsetzungsbeschluß) fähig.
sari!1*^ ’!! unr'|I -i,des *-G. sind die Bekl. nach Klageantrag 
Drtea hu'dnern . r11 d*e Kosten des Rechtsstreits als Ge- 
W l Beruf,,..,,. aafer,egt worden. Sie haben gegen dieses 
Her uS streit ,],3 ®lngelegt. Im zweiten Rechtszuge ist der 
des d gleich ?.u gerichtlichem Protokoll geschlosse- 
^0skhK Ssl reitscrn t  w.orderi. ln diesem sind die Kosten

2 an
Ä n!*a_..
daßrcl)skasse

amte'!! ^eSeneinander aufgehoben worden. 
s DG- hat die von dem Bekl. zu

Gehro,r den r..i ,zu zahlenden Kosten derart berechnet, 
'70nn !Len nac i i j zu 2 wegen der vollen gerichtlichen 
H i A * inAll„ dem vollen Streitwert der Klage mit 
ue'den ®eSen zu^ m *1 £enonlmen, den Kl. und den Bekl. 
•Wp das » ' r Haftung nicht herangezogen hat, weil 
Sara,,?ailsatz bS5-nrecht bewilligt worden war. Diesen 
?32q 2> daß e KamPft der Bekl. zu 2 mit dem Hinweis 
¡W ’ ■■% beteilirr+an <3em Rechtsstreit nur in Höhe von 
?erbK Aerslan .gewesen sei, und daß folglich ihn trotz
W > s t en Kostenentscheidung des LG. die
r̂iieb treffen „ nach einem höheren Streitwert als 

e,hsckFll''desen , nnten. Das LG. hat die Erinnerung 
k îtipJdung u’ ~a es bei der gerichtlichen Kosten- 
atte .̂f gerichHiiunden müsse, die nur durch ander- 

, Hier Seänüp . ''es Urteil und nicht durch Vergleich 
könncn-(Üb 4?Schwpr,iĈt sich die in zulässiger Weise er- 

f?r'chtr ?e*chskacc des BekI- zu 2- Sie ist der Ansicht, 
N w chen KrKij se> Jwenn sie in Ausnutzung der land- 
»astanJe, neben (Inen^ cheidung den Bekl. zu 2 in vollem 
Ä CS  qL & ™ ,Bekl. zu 1 für die gesamten erst- 

d e » lte rm , f i tskosten *n Anspruch nehme, obwohl 
%  oK-e,Samtstrpun nVr mit einem Betrage von 7320 9Ut 
l1*, Utir| lektiy recbioVeri- von beteiligt sei, sich
tpdiirC gerade?,, ,  ’dngen Vermögensvorteil verschaf- 
(i!'rStr5 f  Standnnnul1Stig hande,n würde. Im übrigen 
C lclikp genossenU-7,ktUdaß für die Heranziehung meh- 
i^Üi l̂PUnkten a zur Kostenhaftung von verschiedenen 
N^^ntrag^ifnszugehen sei, je nachdem ob es sich 

1 dringend i!Jng °derdie Entscheidungshaftung 
uer Nachprüfung in dem Sinne, daß in

keinem Falle ein Streitgenosse für mehr Kosten zur'Haf­
tung herangezogen werden könne, als seiner Beteiligung 
am Rechtsstreit entspreche.

Die Beschwerde mußte im Ergebnis Erfolg haben. Aller­
dings besteht keinerlei Veranlassung, die bisher in der 
Rspr. über die Inanspruchnahme mehrerer Streitgenossen 
wegen der von der Partei geschuldeten Gerichtskosten 
entwickelten Grundsätze zu ändern. Der Senat hat seine 
Auffassung hierzu bereits in seiner Entsch. 20 Wa 21/35 
v. 2. Febr. 1935 (JW. 1935,1710, bei Gaedeke,  KostRspr. 
1938 Nr. 90) niedergelegt und befindet sich hierbei in 
Übereinstimmung mit der Rspr. des RG. (zu vgl. RG. 
v. 19. Febr. 1934: JW. 1934, 1354 mit zustimmender Be­
sprechung von G a e d e k e  a. a. O. — RGZ. 144, 12). 
Danach ist zu unterscheiden zwischen der Antragsteller­
haftung aus § 77 GKG. und der Entscheidungs- und Über­
nahmehaftung aus § 79 GKG. Bei der ersteren kann der 
einzelne Streitgenosse nur gemäß seiner Beteiligung am 
Rechtsstreit, d. h. nur im Verhältnis der ihn betreffenden 
Anträge, als Kostenschuldner in Anspruch genommen 
werden. Anders bei der Entscheidungshaftung. Hier ist 
maßgebend die gerichtliche Kostenentscheidung. Sie be­
stimmt ausschließlich den Umfang der Kostenhaftung 
jedes einzelnen von mehreren auf einer Seite beteiligten 
Streitgenossen. Nur das Prozeßgericht hat es danach in 
der Hand, durch Anwendung der Vorschriften des § 100 
Abs. 2 u. 3 ZPO. Unbilligkeiten vorzubeugen und-eine 
Haftung jedes einzelnen nicht im vollen Umfange am 
Rechtsstreit beteiligten Streitgenossen nach dem ganzen 
Streitwert zu verhindern.

Eine Ausdehnung des für die Antragstellerhaftung aus 
§ 77 maßgebenden Gesichtspunktes auch auf die Fälle der 
Entscheidungshaftung aus §79, wie sie insbes. Jonas:  
JW. 1932, 3199 Anm., ebenso Komm. 2 b zu §87 GKG-, 
auch OLG. Düsseldorf: Recht 1934, 6847 für angebracht 
halten, ist vom Senat wie auch vom RG. (zu vgl. auch 
schon RG. v. 27. Febr. 1931: JW. 1931, 1811 =  RGZ. 131, 
339) ausdrücklich abgelehnt worden. Denn maßgebend 
ist nicht, wie für das Verhältnis der Prozeßparteien zu­
einander, der Grundsatz des § 100 Abs. 1 ZPO., daß die 
Streitgenossen nach Kopfteilen haften (mit der Möglich­
keit der ausdrücklichen Anordnung einer engeren oder 
weiteren Haftung, § 100 Abs. 2, 3 ZPO.), maßgebend ist 
vielmehr für den Kostenanspruch der Reichskasse an sich 
der Grundsatz des § 87 GKG. Nach ihm tritt die ge­
samtschuldnerische Haftung mehrerer Kostenschuldner 
dann ein, wenn eine Verteilung der Kosten in der ge­
richtlichen Entscheidung nicht erfolgt ist. Ist eine gericht­
liche Entscheidung ergangen und ist eine verschieden 
bemessene Verteilung der Kosten unter den Streitgenossen 
nicht vorgenommen, so bewendet es mithin bei der Regel 
des § 87, welche bewußt im Gegensatz zur früheren 
Kopfteilshaftung in das GKG. in der Form des Ges. vom 
21. Dez. 1922 „zur Vereinfachung der Kostenerhebung 
aufgenommen worden ist. Das bedeutet, daß „überall da, 
wo eine Verteilung möglich gewesen wäre, ergänzend 
und zugleich zwingend die gesetzliche Verteilung ein­
greift, nämlich die gesamtschuldnerische Haftung aut das 
Ganze“  (Gaedeke:  JW. 1934,1353 Anm.). Dieser gesetz­
geberische und im Gesetz auch hinreichend zum Aus­
druck gebrachte Zweck darf naturgemäß nicht durch 
entsprechende gegenteilige Gesetzesauslegung vereitelt 
werden.

Wenn trotzdem für die A n t r a g s t e l l e r h a f t u n g  
das Maß der Beteiligung jedes einzelnen Streitgenossen 
den Umfang der Haftung bestimmt, so liegt die dafür 
ausschlaggebende Erwägung darin, daß anders keine 
Möglichkeit bestünde, der verschiedenen Bemessung der 
Beteiligung einzelner Streitgenossen am Rechtsstreit 
kostenrechtlich überhaupt Rechnung zu tragen. Bei der 
Kostenentscheidung kann dies durch das Prozeßgericht, 
also durch besondere Anordnung, geschehen. Bei der 
Antragstellerhaftung dagegen würde eine entsprechende 
Möglichkeit, welche als Gegengewicht gegen die grund­
sätzliche Gleichbehandlung in § 87 GKG. gegeben sein 
mull, fehlen. Folglich entspricht es hier — ohne den 
Grundsatz des § 87 GKG. zu verletzen — nur einem 
Gebot gerechter Inanspruchnahme der mehreren Streit­
genossen, wenn jeder nur in Höhe seiner Beteiligung am 
Rechtsstreit als Kostenschuldner der Reichskasse zu haf­
ten hat.
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An dieser auf wohlerwogenen Gründen beruhenden 
Unterscheidung hält der Senat auch bei erneuter Prü­
fung gegenüber den Ausführungen der Beschwerde fest. 
Es ist insbes. nicht zu ersehen, inwiefern diese Rspr., wie 
die Beschwerde meint, vom Standpunkt der neueren ge­
läuterten Rechtsauffassung aus dringend einer Revision 
bedürfte. Denn diese Revision in dem von der Beschwerde 
angestrebten Sinne würde nach den obigen Darlegungen 
zu einer einschneidenden Änderung der Tragweite des 
§ 87 und damit zu einem Eingriff in den Willen des Ge­
setzgebers führen, der ausschließlich diesem Vorbehalten 
bleiben muß, um so mehr, als seine Auswirkung Kosten­
ansprüche des Reichs und damit solche Mittel betrifft, 
welche für die Zwecke der Allgemeinheit vom Reich ein­
gezogen und verwertet werden.

Ist danach hier von der landgerichtlichen Kostenentschei­
dung dahin auszugehen, daß beide Beklagten für die Ge­
richtskosten des ersten Rechtszuges in vollem Umfange 
gesamtschuldnerisch haften, so besteht, selbst wenn diese 
Kostenentscheidung sich als rechtsirrig und selbst falsch 
herausstellen sollte, nur die Möglichkeit einer Korrektur 
auf dem Wege einer Änderung der Kostenentscheidung 
im Rechtsmittelwege, ein Weg, der naturgemäß dort ver­
sagt; wo es zu einer Entscheidung in höherer Instanz 
deswegen nicht kommt, weil die Parteien sich vergleichen. 
Selbst wenn dann in dem Vergleich eine der verschie­
denen Beteiligung der Streitgenossen Rechnung tragende 
Kostenverteilung vorgenommen wird, so kann diese, weil 
mit Rücksicht auf § 81 GKG. zur Änderung der gericht­
lichen Kostenentscheidung nicht ausreichend, an der 
durch das Urteil geschaffenen uneingeschränkten Kosten­
haftung der mehreren Streitgenossen nichts ändern.

Diese Korrektur kann auch nicht etwa auf dem Wege 
erreicht werden, daß der Reichskasse verwehrt wäre, von 
der Entscheidungshaftung Gebrauch zu machen. Der Sinn 
der Entscheidungshaftung des § 79 GKG. ist der, die 
Haftung einer Person der Reichskasse gegenüber auf 
den gerichtlichen Kostenausspruch zu gründen. Dieser ist 
folglich so, wie er lautet, für die Frage der materiellen 
Haftung der Reichskasse gegenüber für deren Kosten­
ansprüche und damit für das vom Kostenbeamten zu 
handhabende Kostenansatzverfahren schlechthin maß­
gebend. Es würde zu einem unerträglichen Zustand von 
Rechtsunsicherheit führen, wenn dem die Kosten an­
setzenden Kostenbeamten die Befugnis eingeräumt wäre, 
die ergangene Kostenentscheidung des Gerichts darauf­
hin zu überprüfen, ob sie materiell richtig erscheint und 
der umfangmäßig etwa verschiedenen Beteiligung ein­
zelner Streitgenossen am Rechtsstreit überhaupt oder in 
ausreichendem Maße Rechnung trägt. Solche Befugnis 
würde bedeuten, daß ein gerichtlicher Ausspruch, von 
dem mit vollem Bedacht die Kostenrechtsbeziehungen 
der Prozeßparteien zur Reichskasse abhängig gemacht 
sind, gerade im Verhältnis dieser Beteiligten zueinander 
seiner Wirkung beraubt würde. Damit wäre dem Kosten­
beamten und den Instanzen des Kostenansatzverfahrens 
eine Befugnis eröffnet, welche nur den Spruchinstanzen, 
gegebenenfalls im Rechtsmittelverfahren, zugewiesen ist 
und welche sich praktisch über die grundsätzliche Un­
anfechtbarkeit einer Kostenentscheidung für sich allein 
hinwegsetzen würde.

Es muß auch dem von der Beschwerde gegen die 
Reichskasse erhobenen Vorwurf, daß sie, wenn sie sich 
eines solchen Urteils bediene, welches nach Ansicht der 
Beteiligten eine zu hohe Kostenhaftung eines der Streit­
genossen ausspricht, mindestens objektiv sich einen rechts­
widrigen Vermögensvorteil verschaffe, darüber hinaus 
aber arglistig handele und gegen die guten Sitten ver­
stoße, mit Entschiedenheit entgegengetreten werden. Die 
Rechtsgrundlage für das Vorgehen der Reichskasse ist 
durch die gerichtliche Entscheidung geschaffen. Sie be­
gründet die Kostenhaftung einer Partei. Sie umschreibt 
auch den Umfang dieser Haftung und gibt damit der 
Reichskasse die Rechtsgrundlage und das Recht, dem­
entsprechend den Kostenschuldner in Anspruch zu neh­
men, ohne daß dieser auf dem Umweg über derartige, in 
Wahrheit nur die Richtigkeit der gerichtlichen Kosten­
entscheidung betreffende Einwendungen eine auf pro­
zessualem Wege nicht mehr herbeiführbare Änderung 
der Kostenentscheidung erzwingen könnte.

Versagen danach die von der Beschwerde gegen die

[D e u tsch e s  R e ch t, W o c h e n a W
rrabe

, „-riehen
Heranziehung des Bekl. zu 2 zu den erstinsta 
Gerichtskosten nach einem 7 3 2 0 übersteigen^ jj ¡¡n 
wert erhobenen Einwendungen, so konnte g!eic i êr- 
Ergebnis der Beschwerde der Erfolg nicht versag ^  
den. Der Senat hat bereits in seiner grunds. tn  ■ a[lS- 
11564/30 v .24.Nov. 1930 (bei Gaedeke Nr. J ' ^  
gesprochen, daß es —• unbeschadet des Grunas^.g ¡st,

‘was daSMaßgeblichkeit der Kostenentscheidung
eine__  Kostenentscheidung dahin a u s z u 1 egen \ us]egun®
Gericht mit ihr habe besagen wollen. Solche a ¿¡¡rf- 
setzt naturgemäß in aller Regel eine Ausleguiigs^ijrhe1’
t i g k e i t  der Entscheidung, also eine gewisse elc„v- 
über ihre Tragweite und über den Erfolg voranrU\at l>f 
das Gericht mit dieser Entscheidung beabsi solch® 
Immerhin ist die Auslegung nicht schlechthin ‘ -a 
Fälle beschränkt. Auch eine dem äußeren Ans gC(iei- 
eindeutige und damit weder auslegungsbecm ¡̂ ¡jung 
nende noch einer Auslegung Raum lassende tn  gS m 
kann sehr wohl der Auslegung fähig sein, a! t,en, & 
dann, wenn besondere Umstände dafür sp j,a{ zi'U 
das Gericht mit dieser Entscheidung nicht ü sChcini ,r

lehn0

oas ( je n e m  m ir  u ie s e i L m s u ia u u n g  ,  ± »nsCn«-1’ ,,r
Ausdruck bringen wollen, was ihr Wortlaut ^  ¡¡v 
klar in eindeutiger Weise besagt. Es wird si lCjeln> 't 
um verhältnismäßig seltene Ausnahmefalle , - seit
denen entweder die Begründung der Entscnt ‘ "  L
oder auch außerhalb derselben liegende Mo .¡lircli “ o 
solche wird vornehmlich die Wertfestsetzung jjeM) da 
Gericht in Frage kommen — außer Zweite ^¡j|er fl., 
nur mit Hilfe einer Auslegung dem wahren -  

- - fOelti*11»

außer ¿wem1 ‘Wrjj|en u.vf't 
wahren w‘‘rsChafft

Prozeßgerichts über die Kostentragung
wird. .. ,nr. Es BJL.

Solche besonderen Umstände liegen hier e geg , 
zunächst LG. den Streitwert hinsichtlich der festgeSL r. 
über beiden Bekl. einheitlich auf 17000- ^  __ aj*. 
Damit hatte es zu erkennen gegeben, da ungbe .e 
dings irrtümlich — von einer gleichen Bete s 
Bekl. ausgehe. Demgemäß konnte die ßekl- ieS 
Kostenentscheidung beim Unterliegen he l. Koste1’ q
dahin lauten, daß sie gesamtschuldnerisch j, des
Rechtsstreits zu tragen hätten. Dieser Aus P daß Cjii- 
bringt aber nichts anderes zum AusdrucK, ßetu ¡|{
RpIz 1 pti + cnrpi ' hpnr l  M A ß 6 1 -f.Bekl. en t sp r echend  dem Maße tefl vefj'Lß- 
g u n g  am Rechtsstreit auch in diê  K StreJ jejli' 
würden. Erst nachdem in höherer Instanz __ t?e cji 
festsetzung der — unstreitig verschiede ha’ , ¡¡¡ig
gung der beiden Bekl. angepaßt worden^ertfestsê e rt
das LG. auf Beschwerde hin seine früh st?, e n StNv/eS 
geändert und durch Beschl.v.^
hinsichtlich des Bekl. zu 1 auf 
Bekl. zu 2 auf 7320 31M, letztere in

ersteren

festgesetzt. . , ,  .c;ellt,
Damit hat das LG. nachträglich klarg o der 

frühere Auffassung über das g l e i che  .£se Ror. am 
gung der beiden Bekl. unzutreffend sel- .«„fig a11’ ¡c|it- 
der Auffassung des LG. muß sich zwang/ iar —u.........._  _  _ ........ .... i liod&Mf
die Tragweite der Kostenentscheidung' nachtr
liehen Urteil auswirken, wenn anders und, faeß 
Streitwertfestsetzung überhaupt noch
haben soll. Diese Kostenentscheidung s . „en 
Erlaß, wie daruelecrt. zum Ausdruck e ß

solhe ß jajl
■M

die
nfli

Erlaß, wie dargelcgt, zum AusdrucK
beiden Bekl. entsprechend dem , mjt als1/ r#
am Rechtsstreit zur Kostentragung (und „  si” '
Schuldner) verpflichtet würden. Nur > hahw3(5 
deshalb diese Kostenentscheidung auch J das c 
dem die damalige Auffassung des L.CJ- ertfeSXst. . 
Beteiligung durch die nachträgliche vVorden.hreS fr, 
richtig- und damit zugleich klargest trotz /), 

mg ist daher - -  als
weichenden Wortlauts — so zu vers ¿je K°s;i zU “ j, 
ausgesprochen hätte, daß jeder der l Re’ch t s s ^  
dem Maß seiner S c ä t t  »  de.»¿ S V p > S .
gen habe. Nur diese Auslegung en 1 aUCh f 1 ,s 
den hier vorliegenden besonderen, a ngeric 
Umständen dem wahren Willen rtcnansatz ¿es, VL.
lieh ist diese Auslegung für den K - Anŝ 1
zu legen. Sie führt zur Aufhebung als |jer
der Bekl. zu 2 bisher in höherem
teiligung (7320 SM ) entspricht, zur 
gezogen worden ist. .

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 6. Jan. ’ " ’
20^

347S;
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Öffentliches Recht
sCh i’, RQ- — §§ 41, 48 RGes. zur Änderung von Vor- 
BesJj au* dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, des 
riScji“angs- und des Versorgungsreclits (BRÄndG.); Bay- 
a *,0. über die Besoldungsangleichung bei den Be- 
scUr, der Gemeinden, Gemeindeverbände und Körper- 
(0v|!,tl„des öffentlichen Rechts (2. BAV.) v. 7. Aug. 1933

0 o. 211).
tehall Abs‘ 3 BRÄndG. schließt den Rechtsweg für Ruhe- 
or(i S p rüch e  eines Gemeindebeamten nicht aus. Die 
Vuci !C len Gerichte sind aber in vollem Umfang an den 
hsbe^gsakt der Ruhegehaltsangleichung gebunden. 
iiHvi- '■’’dere hat die Verwaltungsbehörde allein zu prüfen, 
für r]ac, n die Bestimmung eines höheren Hundertsatzes 
beruhe Ruhegehalt auf eigenen Leistungen des Beamten 
ehunn- Und deshalb nach II 2 e der 2. BAV. der Anglei- 
zogejj die Ruhegehälter der Reichsbeainlen ent-

Qrujj Änderung der Regelung von Bezügen, die auf 
%  BRAiidG. schon gekürzt waren, ist unter- den 
Verw'.t'nen Voraussetzungen der Widerruflichkeit von 
Sticht “ '.'Sekten nicht nur zulässig, sondern Pflicht. Der 
daß n ®,111 §48 BRÄndG. ist nicht dahin zu verstehen, 
uieht n, i d'esem Zeitpunkt eine Änderung der Regelung 
„DiVn n  ^«lässig wäre.
'ür .enelll'iigungspilicht des I I 7 der 2. BAV. g ilt nur 

einer bereits vorgenommenen Anglei- 
Der Ar Bezüge zugunsten des betroffenen Beamten.

dienst a,' trat *m Jahre 1899 als Ratsassessor in den 
«01 zumn k la g te n  Stadtgemcinde, rückte im Jahre
1 Uer vn ^^phtsrat auf und wurde ab 1. Juli 1919 auf dieV u > U L ClUI IIIIU VV U1 U C IX LJ l  . J UU 17 17 uui u iv

% t. A°n ?9 Jahren als zweiter Berufsbiirgermcister be- 
, Zur p,!i 1 Juh 1929 trat er in den Ruhestand, 
i s°ldetoi, i?e'lalts- und Hinterbliebcnenversorgung ihrer 
J?Hiar i 07ABeamten hatte die beklagte Stadtgemcinde im
^Itie a ‘y ein" n — 1 Ci:Ci-----:-
C *  Art. i

. . .  _ 
ne des<A e‘ne Rcnsionskasse als örtliche Stiftung im 

ns recht» der bayerischen Gemeindeordnung für
* stamm einische Bayern v. 29. April 1869 errichtet. 
|te.trieincie Y?r 111 ögen blieb Eigentum der beklagten Stadt- 
,.Wisrv,„‘ f?.ch dem Pensionsstatut waren sämtliche inv« “Sehen n- uem Pensionsstatut waren samtnene in 
¡glichtA+. -ens*en stehenden Angestellte zum Beitritt?nrliCL "L  SlP Cf«!— mmJ *•/-» ö Ri rr

-ii 
3i

ier'"" Jahrzehnt’

C rl>che p j. f1? hatten Eintrittsgebühren und regelmäßig 
d« e't ert,- u ge m  leisten. Im Falle der Dienstuntaug- 
Ar. Dien,t‘e-ien sie als Ruhegehalt im ersten Jahrzehnt 
j'hen ahreA  Vio, im zweiten Jahrzehnt 8/io und im
tar Iet2(Zzehnt oder später. 9/ 10 des im Durchschnitt 
d Bietistiau 3 J“ hre bezogenen Dienstgehalts; bei 
»- vmi„ j i lren und zugleich 70 Lebensjahren wurdeU‘le TY u '-UglClCIl I V  LCUCIlbJdluui vvuiuc
am' des <;* lenstgehalt als Ruhegehalt gewährt. Nach 
foiff hade+a i ts konnten Änderungen des Statuts nur 

‘gen, “ er bereits erworbenen Pensionsrechte er- 
Ärri 5

-Uni 1931 erging die 2. VO. des ReichsPräs.
die j J? von Wirtschaft und Finanzen (RGBl. I, 

der'Abzüge Ü 1 Kap. 1 § 7 (Abs. 2) anordnete, daß die 
% Beaniten’ v; artegclder und Versorgungsansprüche 
(|AeßSerenPu .  Angestellten der Gemeinden nicht gün- 
Shr„ eamtAn1 Sein dürften als die der gleichzubewerten- 

und ‘ - - - - - -

“s t b e Tei1 II 
B Ä e> Wa 
er gerl "  ,utld i 

. U sehl
i  ß*nd Angestellten des Reichs. In der ent-
BeyPt-1931 H?y$rischen BcsoldungsangleichsVO. vom 

{.'hierzu " ,VB!. 249) und den Bayerischen Ausf- 
f e j l  Nr.2 1  16'0 k t .  1931 (GVBI. 303) — unter A I 
kr iAge'lunn. ■ War bestimmt worden, daß eine günsti- 
< W ,  S insbesondere auch bei Bestimmung liöhe- 

Ruhegelder vorläge, soweit 
eigenen Leistungen der 

Pensionskasse

PeA,Verirfiu^Ze für die Ruhegelder vorläge, soweit 
a. Afan (.v'.JSungen nicht auf eigenen Leistlinge 
die fr )  beruhraRe . /u r gemeindlichen Pensions _

6 e“ l. ni('i,fen' Bine allgemeine Regelung hat hierzu
am .A ‘ .h o f fe n .?es, am 3o . on
zur A,JUni '933 (RGBl. I, 433) ergangene Reichs- 

von Vorschriften auf dem Gebiete 
I| 4nt?5rechk ,SCAa,rat™-. des Besoldungs- und des Ver- 
hiinj *■ die * ^BRÄndG.) forderte in seinem Kap. VIII 
hierAr> Gem,.o,n,^ eichung der Bezüge der Beamten der 
\ | p! ,ergamr,.,ÜetJ,Usw- an die der Reichsbeamten. Die 
k rk 'chung bp.ne, Bayerische VO. über die Besoldungs- 
A g.de „ n , den Beamten der Gemeinden, Getneinde- 

AV.) y u Körperschaften des öffentlichen Rechts 
'•Aug. 1933 (GVBI. 211) bestimmte in 112,

a, d, e, unter anderen: Eine günstigere Regelung der 
Dienst- und Versorgungsbezüge liege insbesondere vor 
bei Gewährung höherer Grundgehälter, höherer Woh- 
nungsgeldzuschüsse, höherer Zulagen, Nebenbezüge, fer­
ner bei Bestimmung höherer Hundertsätze für die Ruhe­
gehälter, soweit diese Vergünstigungen nicht auf eigenen 
Leistungen der Beamten (Beitragsleistungen zu gemeind­
lichen Pensionskassen u. dgl.) beruhten.

Der Kl. hatte während seiner 30jährigen Dienstzeit die 
satzungsgemäßen Beiträge an die Pensionskasse e]“ llc 
tet, hatte zuletzt ein Dienstgehalt von 17 3 5 ° ^  und 
hieraus zunächst ein Ruhegehalt von 15615 M l  (—-90 /o) 
bezogen; dieser Jahresbezug unterlag späterhin der ue- 
haltskürzung von 23o/o.

Am 17. Nov. 1933 beschloß der Stadtrat der Bekl., in 
Anwendung der 2. BAV. und der dieser beigefug en 
Richtlinien entsprechend der unter 50000 hegenden Ein­
wohnerzahl A.s ab 1. Okt. 1933 dem Ruhegehalt des Kl. 
ein Grundgehalt von 10600 SU, einen Wohnungsgeld­
zuschuß von 14405t.« und einen Hundertsatz von 79 und 
11 gleich 90°/o, ab 1. Jan. 1934 — wegen Vollendung des 
65. Lebensjahres — einen solchen von 75 und 11 gleicn 
86o/o zugrunde zu legen. Dieser mit einer Reihe we“ er“ r 
besoldungsrechtlicher Maßnahmen der Regierung von M. 
vorgelegte Beschluß wurde von dieser nicht beanstandet 
in deren Bescheid Nr. 8153 f 136 v. 30. Dez. 1933 he ßt 
es lediglich, es werde Entschließung ergehen, falls sicn 
bei Prüfung der Einstufung der Ruhestandsbeamten Be­
anstandungen ergäben.

Im April 1936 reichte der Kl. geSen b.?A‘?g0„  
Stadtgemeinde Klage auf Zahlung von bOO&^ Teilbe r g 
zurückbehaltenen Ruhegehalts ein, die die Bekl. aus der 
Zeit vor dem 1. Okt. 1933 noch schulde, da die An­
sprüche des Kl. aus der Mitgliedschaft zur Pensmns- 
kasse nicht auf einem Dienstverhältnis, sondern auf 
einem besonderen Vertrag, einer Art Yehrs‘c.beo au{ 
trag beruhten. Demgegenüber berief sich die Bekl. a 
das”  BRÄndG. und d ie Z B A V ., die nur ^ “ nberuhr 
ließen, was der Kl. selbst Pension!äk s e gideist
habe, rechnete mit den bis 3L Okt. «34 erfolgten Uber 
Zahlungen der Ruhegehaltsbezuge au A ^ c h ts la ä f tL  
Klageabweisung. Das LG. A. gab mit K)a„ e statf  
gewordenem -  Endurteil v 3.pez. 1936 der Klage statt,
da der Ruhegehaltsunterschied v0"  aSsschheß-
Dienstgehalts auf eigener, wenn f c l1 ^ '  f  u  
licher 1 eistunff des Kl. beruhe und insoweit keine rune 
geldähnlichen Bezüge, sondern ein versicherungsahnliches

VeÄ ; h |“ ? A T i ' » U , W l  entsprechend mit Ver- 
füeune v 10 Febr. 1937 das monatliche Ruhegehalt des
Kl? auÜ 728,5 i 9tM fest, das Ü11A 1G 3UC ’ UI"
die Monate März bis Juni ausbezahlt wurde.

Am 22 Juni 1937 löste der Oberbürgermeister der be- 
Am ^  ‘ . d die Pensionskasse von 1879 mit

W ^ k f in /v  dlglu li 1937 auf und stellte die Zahlung von 
W k^ ih « R n Ä n e n  ein- demgemäß wurde das Ruhe- 
gehah des KL erstmals für Juli 1937 auf 604,45 3UI um

‘ 2'm U der gegenwärtigen Klage begehrt der Kl. Zahlung 
diese 124 06 i «  nebst Zinsen hieraus mit folgender Be­
gründung’ Der Unterschied zwischen 75o/0 gesetzlichem 
und90«/<fstatutarischem Ruhegehalt sei ihm rechtskräftig 
una yu /o sia Ansnruch darauf überdies durch die

Febr. »37 anerkannt, auch 
vcrnigurg _ 3 DBQ geschutzt, endlich auch im
StedfraibMchluß v 17 Nov. 1933 ohne Beanstandung
der übergeordneten Regierung von M. ihm zugesprochen.
RRÄndCi und 2 BAV. seien aut die sog. Zuschußpen­
sionen nicht anwendbar, da diese auf Grund eines außer­
halb der Diestbezüge stehenden versicherungsahnlichen 
bürgerlich-rechtlichen Vertragsverhaltmsses geschuldet 
würden, und da ferner die Vergünstigung aut eigenen 
Leistungen des Kl. beruhe.

Die Bekl trat dem Anspruch des Kl. entgegen: Die 
Auflösung der Pensionskasse sei gesetzliche Pflicht der 
Stadtgemeinde gewesen; insbesondere habe das Bayeri­
sche Staatsministerium des Innern in einer Entschließung 
v. 17. Sept. 1937, 3 054a IV 1, die Angleichung der Ver­
sorgungsbezüge auch hinsichtlich der Zuschußpensionen 
ausdrücklich gefordert. Zudem seien die Rechtsansprüche
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des KI. durch § 63 mit § 40 Abs. 4 BRÄndG. gegenstands­
los geworden. Die Verfügung v. 10. Febr. 1937 stelle 
keine endgültige Festsetzung der Bezüge des Kl. dar, 
die Nichtbeanstandung durch die Aufsichtsbehörde sei 
keine Genehmigung. Das Urteil v. 3. Dez. 1936 sei nur 
hinsichtlich des damals eingeklagten Betrags in Rechts­
kraft erwachsen.

Das LG. sprach mit Endurteil v. 20. Jan. 1938 dem 
Kl. einen Teilbetrag von 42,74 9UI nebst Zinsen zu und 
wies im übrigen die Klage ab.

Das BG. wies die Klage im vollen Umfange ab.
Das RG. bestätigte.
Die Bekl. hat auf Grund der Verfügung des Ober­

bürgermeisters v. 22. Juni 1937 das Ruhegehalt des Kl. 
ab 1. Juli 1937 von 728,52 3tM auf 604,45 3tM, also um 
124,07 ¡UM, gekürzt. Von diesem Differenzbetrag macht 
der Kl. nunmehr nur den Betrag von 42,76 91M nebst 
Zinsen geltend.

Trotz Fehlens der Revisionssumme bestehen gegen 
die Zulässigkeit der Rev. keine Bedenken (RGZ. 152, 3).

Auch die Zulässigkeit des Rechtswegs wurde vom BG. 
mit Recht bejaht. Wie der erk. Senat in seinen Urteilen 
v. 13. Dez. 1938, 111 74/1938 und v. 6. Jan. 1939, III 60/1938 
schon ausgeführt hat, wird die Zulässigkeit des Rechts­
wegs nicht durch die Bestimmung des § 41 Abs. 3 
BRÄndG. in Frage gestellt, wonach Maßnahmen, die 
in Durchführung des § 40 dieses Gesetzes getroffen wer­
den, nicht der Nachprüfung im ordentlichen Rechtsweg 
unterliegen, da es sich bei dieser Vorschrift nicht um 
die Ausschließung des Rechtswegs, sondern nur um die 
Bestimmung, inwieweit das Gericht bei seiner Entsch. an 
den Verwaltungsakt der Angleichung gebunden ist, 
handelt.

'Auch die übrigen Prozeßvoraussetzungen liegen nun­
mehr vor. Die Klage ist erst nach dem Inkrafttreten des 
Deutschen Beamtengesetzes (DBG.) erhoben worden. 
Damit ist, auch soweit es sich um Ansprüche aus der 
Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes handelt, die 
Beibringung .des Vorbescheides der Obersten Aufsichts­
behörde (§143 DBG.; §1 Abs.3 der DurchfVO. zum 
DBG. für die Kommunalbeamten v. 2. Juli 1937 [RGBl. I, 
729]) erforderlich. Diesen Vorbescheid des RegPräs. in 
W. v.' 12. Sept. 1940 Nr. 8153 d 48 hat der Kl. nunmehr 
vorgelegt und damit die Voraussetzungen des § 143 DBG. 
noch rechtzeitig erfüllt (RGZ. 104, 23 |24]; 161, 163 [165] 
=  DR. 1939, 18221°).

Aus der Rechtskraft der Entsch. des früheren Rechts­
streits kann der KI. nichts für seine Ansprüche herleiten, 
weil die Rechtskraft bei teilweiser Geltendmachung eines 
Anspruchs sich nur auf den eingeklagten Betrag erstreckt, 
die Gründe des Urteils aber nach ständiger Rspr. nicht 
an der Rechtskraft des Urteils teilnehmen (RGZ. 120, 319 
mit Anführungen).

Die Gerichte sind nach § 41 Abs. 3 BRÄndG. in vollem 
Umfange an den Verwaltungsakt der Ruhegehaltsanglei­
chung gebunden und müssen die von der Verwaltungs­
behörde getroffene Entsch. ohne eigene Nachprüfung 
ihrer Entsch. zugrunde legen. Die Verwaltungsbehörden 
allein haben zu prüfen und zu entscheiden, inwieweit 
die Bestimmung eines höheren Hundertsatzes für das 
Ruhegehalt auf eigener Leistung des Kl. beruht und so­
mit gemäß II 2 e der 2. BAV. der Angleichung entzogen 
ist. Das hat der erk. Senat in seinen Urteilen v. 22. Mai 
1936, III 275/1935: JW. 1936, 31837 und v. 25. März 1939, 
III 60/1938 in dem Rechtsstreit F. gegen Stadtgemeinde 
E. eingehend dargelegt. Der Kl. hat demgegenüber nichts 
vorgebracht, was zu einer anderen rechtlichen Beurtei­
lung Veranlassung geben könnte.

Einzugehen ist aber auf das Vorbringen der Rev., daß 
die Verfügung des Oberbürgermeisters der Stadtgemcinde 
v. 22. Juni 1937, durch die die Pensionskasse mit W ir­
kung v. 1. Juli 1937 aufgelöst und die Zahlung der 
Zuschußpensionen an Ruhegehaltsempfänger eingestellt 
wurde, einen rechtsgültigen Verwaltungsakt, der dem 
von den ordentlichen Gerichten verfolgbaren Anspruch 
des Kl. entgegenstehe, nicht darstelle. Die Rev. meint, 
durch den Beschluß des Stadtrats v. 17. Nov. 1939 sei dem 
Kl. in Anwendung der 2. BAV. m it Genehmigung der zu­
ständigen Aufsichtsbehörde (der Kreisregierung von M.) 
die jetzt streitige Zuschußpension zugesprochen worden

Versor'
und gemäß II Nr. 7 der 2. BAV. hätte cl" ^ ¡g i in g  
gungsbezüge neuregelnder Beschluß der Gen gebe11 
äer Aufsichtsbehörde bedurft. Diese Ausfuhrunge«
fehl.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß eine ^ „ d ö .  
der Regelung von Bezügen, die auf Grund Vorausse*l 
schon gekürzt waren, unter den allgcmemen 0jCftt 
zungen der Widerruflichkeit von Verwaltung ^  zum 
nur zulässig war, sondern daß sogar die flg \>e- 
Widerruf und zum Erlaß einer richtigen A ' ,:chtig wa 
stand, wenn die erste Anordnung sachlich ¿¡e fec­
und dem Gesetz nicht entsprach. Es ist a rRÄ11 
Setzung des Stichtags (31. Dez. 1933) w ° 7  
nicht dahin zu verstehen, daß nach diesem ^  [25] 7" 
Regelung nicht mehr zulässig wäre (RGZ- 1 ’ iVO • 
JW. 1936, 222112; RGZ. 157, 161 [164 ]r jai e< ste 
1527»; RAG. 15, 305 [308]). Die vom Oberburg tr0,fe#e 
der beklagten Stadtgemeinde am 22. Juni1 « jn “
Anordnung fiel ihrem Inhalte nach zwe  ̂ $og 
Rahmen der nach dem ßRÄndG. zulässig ausdrUi  
gebotenen Maßnahmen. Die Verfügung ni „ ezUg. r  s 
lieh auf das BRÄndG. als Rechtsgrund ag .^ß ig  
Oberbürgermeister handelte dabei als , 7, des geI”J  
Organ der beklagten Stadtgemeinde an S t e d „gS. W 
II 4 der 2. BAV. mit der Prüfung der B e s o i^ j Apn 
Versorgungsbestimmungen des BRÄndu. war h
1935 befaßten Gemeinderats. An diesem ,a ’\23)- , J. 
DGemO. v. 30. Jan. 1935 in Kraft getreten (5die VePf 
§ 32 des Gesetzes führt der Bürgermeister_ W* „
tung in voller und ausschließlicher Verant des 
also der Oberbürgermeister in Durchtun 
BRÄndG. die Ruhegehaltsbezüge, so wiegu a„gep 

zügen gleich zu bewertender Reichsbe ^  tgege gBezügen gleich zu bewertender Ktieiw^ , entges“ 
hat, so kann dem aus Rechtsgründen nie ierunS 
treten werden. Einer Genehmigung der’ a|
durfte die Verfügung in ihrer Eigens«-“ - der 
Anglcichungsmaßnahme nicht. Der U1? yerfehlt

\vei
Rev.

he­
itere
iuf

Urt. ’■‘iSNr. II 7 der Bayerischen 2. BAV. ~
Von dem erk. Sen. wurde schon 111 de Vor^Lß- 

1939, III 60/1938, darauf hingewiesen, dal/ „ V ne uy1VJV, 111 w / x Vtutuu* ***“ &------------------------

lediglich die von dem Gesetzgeber vorß.e 
keit regelt, daß sich nach der Prüfung d 
chungsmaßnahme durch die Aufsicntsn 
oder im Einzelfall zu einer Neuregelung ' ^
Anlaß ergibt, der vom Gesetzgeber ofte , credar'1' ¡glitig 
der Durchführung der Angleichung heg öe°e
I-,. . ■_ XI. II -r,l__o UA\7 x.̂ rrrpiiehene ei1*

weil aucn die zunacnsi u u iu ig u -  Cduric" ’ .  v«‘ 
maßnahmen dieser Genehmigung n i c t n  p r ü ] ü^  
genügt, daß sie der Aufsichtsbehörde wei'de” ' einê
gelegt und von ih r nicht beanstan ,1 aUSfiS nUr
schärfere Erfordernis der „Genehm 8^ 1«  Ar  
oder besonderer Neuregelungen so llIltlf?en f
verhüten, daß durch solche Neuregel 8rflCkga?“0 g®1' 
gleichungen wieder ganz oder te“ w®;.ne hat f!rfiigu t 
macht werden. Die fragliche Bestimmung^ Ve 
stigere Neuregelungen im Auge, wo , h i«^ . w Ä  
der Regierung v. l.O k t. 1937 zutrei Wu'L
scheidend ist, daß ein sachlicher Grün ^lend ist, daß ein sachlicher Grün > der >> 

ng der Angleichung, abweichend v tr0ffen 
ie erste Angleichungsmaßnahm l
einer Genehmi<ninsr der Autsicr)

fiihrung
für die cisic rtiigicixiiuugoii««*—---. i.Renoi“ - 
lung einer Genehmigung der Aufsich - 
werfen, nicht ersichtlich ist. —  daß

Es kann auch nichts ausmachen, d eifleBi/öii'iiSe 
und die Auflösung der Pensionskass se als ¿öfU
folgte. Nur die Auflösung der Pension-1̂«fsich 
Stiftung bedurfte der Genehmigung die Ei A 
(§66 Abs. 2 DGemO.). Im übrigen wa fojge 0 
der Zahlung der Zuschußpension die [N-l
lösung der Pensionskasse. .u j321™'1

(RG., III. ZivSen., U. v. 18. Okt. 1940, ^ ^ 5

30, RG. — Art. 2 Ges. über den Neu»“.̂  Verf^t. fß, 
v 30. Jan. 1934 (RGBl. 1, 75); Ges. “ b/ Rf  1,1 
im Behördenaufbau v. 5. Juli 1939 ( ^  57 W«{ ‘¿¡cl>‘ K  
WeitnVerf.; §§ 17, 124, 13p erScliahe0 aud>

Die Länder sind als Gebietskorpers ^{&n 
seitigt und bestehen als Verwaltungse
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Länder ?  5 .über deu Neuaufbau des Reiches fort. Die 
damit Vf  n 'nsbes. Träger der Schulverwaltung und des 
Landab Ji7Undenen fiskalischen Vermögens. Zwischen dem 
re>chenH0 it und der Reichsbahn besteht ein so weit- 
äerseiu»/ Llnterschied, daß die Selbständigkeit der bei- 
Lönnen s" “ ecD ssteIIung außer Zweifel ist. Deshalb 
streit 'e s!ch auch als Partei im ordentlichen Rechts- 

DiegRge" ubertreten.
Beamte di ln JJn u i t g  in  A rt - 57 WürttBeamtG., wonach der 
selbst best t.Vertretungskosten im Umfange eines für ihn 
ten ormia ■ fl?611 Rückgriffsanspruchs gegen einen D rit- 
^egen Art se,bst zu tragen hat, verstößt nicht
solcher rI' ;• Abs- 1 Satz 3 WeimVerf. Die Zulässigkeit 
^*ferdin?sS • ™ungen ist in der Rspr. des RG. anerkannt, 
dem Inkraft?1"? s° lchs Bestimmungen für die Zeit nach 

Bei der a en des DBG. nicht mehr wirksam.
Sehen, d»R • We5 dun£ des § 139 DBG. ist davon auszu- 
des Beamfi lm.Rahmen dieser Bestimmung der Schaden 
währte Ver" n,cbi a*s durch ihm nach einem Unfall ge- 
soll. |  pjg l?£Sungsbezüge gemindert angesehen werden 
die Zurriii.o , ‘ *sl aucf1 dann anzuwenden, wenn zwar 
'°lgte, (jas setzung nach dem Inkrafttreten des DBG. er- 
?einetn ini,_ *™adenstiftende Ereignis aber schon vor 
¡st die Bpha‘‘ireten war. Dienstherr i. S. des § 139 DBG. 
?e*Üge Zu rtl®> welche dem Beamten die Versorgungs- 
• 'sinfachnn ŵähren hat. § 6 Abs. 2 Satz 1 Ges. über die 

n'^|t e n tgeh ,m Behördenaufbau steht dieser Auffassung
L.S ist fl * I

iahende“ ?u bezweifeln, daß der Begriff „weiter­
e n  Schari«Prüche itn § 124 Abs. 2 DBG. schlechthin 
u ?e Sclnri0„nsersa*zansPruch umfaßt. Das Gesetz w ill 
(!eit einsctir*Sf rsatzansPrüche wohl der Höhe nach inso- 
UrSorgej„i , nken, als sie über die Grenzen der Unfall- 
i^Sungsfäli nffe,a hinausgehen. § 124 DBG. ist auf Ver- 
ai! Ungsbesf;„ des früheren Rechts, die nach den Ober­
em Recht * ün?en zu § 107 unter Nr. 4 DBG. nach 

A 28 M' U bebandeln sind, nicht anwendbar, f )  
vp ,be' U, einäV W 6 wurde auf dem Bahnübergang in 

• Reirhck i a tomn’bus durch'einen Eilgüterzug der 
Sa!1' d‘e Sein- a in erfaßt, da der Bahnwärteraushelfer 
R *en des n n '?,n nicht geschlossen hatte. Zu den In- 
| ' > g  außpr I?nJ ..Us gehörte der Gewerbeschulrat R.

pe StirnwunH ° r ûn®’en und Quetschungen eine klaf- 
bpr ’ der ak  r e Und einen Rippenbruch davon, 
fair s*and cfTueamter 'm Dienste des Landes Württem- 
dag s° schwer naSb dem Klagevortrag durch den Un- 
leb, er aUch n den Nerven geschädigt worden sein, 
8isor.n®'eri d ie n e t* Abheilung seiner anderweitigen Ver- 
Verf ® Kultm;„;*Jn*?hig geblieben sei. Das Württember- 
nad,ab,ren seine!terium leitete daher im April 1937 das 
des Inkr {if urruheietzung ein. R. wurde dann — 
^Un!Üllrers u, i‘ Drd ,en dcs DBG. -  durch den Erlaß 
Wa f  v- 1. (an , „ ^ ‘chslonzkrs v. 27. Aug. 1937 mit Wir- 
Steif.’1 dem i\ ,„  , 'i1 den Ruhestand versetzt. Bis dahin 
den cdretun(i  i de Württemberg (dem KI.) für seine 
C i > .  dc,L!mr Amttc 2960,43 Ä *  an 
Abso^iich der c*Ci,®ekL nur 167,13 MM erstattet hat. 

p. wiirttßQ ^ e,‘ ‘vertrctungskosten bestimmt Art. 57
bs'Tf'n'ich o,"\. nckl- nur 167,13 M i  erstattet hat. 

•»Eine y er

&  Ä e h ? t " - - - Z“ m Ersa-tzeder- Stellvertretung* 
! rsat? h V ß ic h -

21. Jan. 1929 (RegBl. S. 7) folgendes:

insoweit, als Dritte dem Beamten auf
ge» haften n re£htlicher Verpflichtung für Wieder 
tun~n. Dritte‘ „ „ er, Beamte hat solche Ersatzansprüche

I*
llrv t ‘ -'Http .. J "7‘“ vv *'«»• 3UU,ut Lfiaauanoinuvm

s hört spin« ten Staat abzutreten; mit der Abtre
Ersatzansprüche

iic'h Abtretu Clgene Ersat:zpflicht auf.“
^in ab? e g e ^ rE' arnng hat R, am 12. Mai 1937 schrift- 
f^ a ltü f^n z iff iä lir^  ^uhegehalt des R. ist entsprechend 

<so-ib'Sen Ro,-£en Dienstzeit auf 70% seiner ruhe- 
^ la tu 'i dem l festgesetzt worden. Er erhält da-

J n. 1Q38 ein Ruhegehalt von 397,8 9 ^ K

fec^ätzanm frr y erfahren macht der Ki. weitere 
\?tcl!]fcb.t, sondern lC le geltend, jedocli nicht aus eige- 
fetrAV^ch einmal übertragenem Rechte des R. Es 

ten 279;

derrU"Ü_V0"  A rt-57 Abs.'2 WürttBO. in Ver­

i> W .aich einmal aus übertragenem Rechte des R. Es 
3Cd7koaten 2 7 o L ? lden nicht erstatteten Teil der 

Nurm auf Grund3,30 nebst 4°/» Zinsen ab 8. Jan.^ m r .  uc
t‘n 'pm anderen011 erklärten Abtretung gefordert 

borderunD-!nK 6rlanSt der KI. auf Grund gesetz- 
S bergangs gemäß § 139 DBG. Scha­

denersatz im Umfange der Versorgungsbezüge, die an 
R. gezahlt sind und weiterhin gezahlt werden müssen. 
Insoweit wird mit der Klage zunächst ein Betrag in 
Höhe der Ruhegehälter für die Monate Jan. bis Mai 1938 
mit insgesamt 1898,45 91M nebst 4o/o Zinsen von jeweils 
397,89 StM seit den einzelnen Fälligkeitsterminen begehrt, 
außerdem die Feststellung der Verpflichtung der BekL, 
dem Kl. die künftigen Versorgungsleistungen an R. bis 
zum 19. Aug. 1957 (Vollendung seines 65. Lebensjahres) 
oder für den Fall seines früheren Ablebens bis zu seinem 
Tode zu ersetzen.

Das LG. hat den Hauptanträgen der Klage stattge­
geben. Das BG. hat jedoch nur den Zahlungsantrag hin­
sichtlich der Vertretungskosten, und auch diesen nur für 
den Zeitraum bis zum 30. Juni 1937 als begründet an­
gesehen. Unter Berücksichtigung der geleisteten Teil­
zahlung hat das BG. daher die Verurteilung der Bekl. 
nur in Höhe von 1738,49 MM nebst Zinsen hiervon auf­
rechterhalten; im übrigen hat es die Klage abgewiesen.

Das RG. gab der Klage im wesentlichen mit folgen­
der Begründung statt:

Die Klage verfolgt bürgerlich-rechtliche Schadens­
ersatzansprüche des Gewerbeschulrats R. gegen die 
Deutsche Reichsbahn, die zum Teile durch rechtsge­
schäftliche Abtretung, zum anderen Teile kraft beson­
derer Gesetzesvorschrift auf das Land Württemberg 
übergegangen sein sollen. In Ansehung dieser Ansprüche 
kann die Zulässigkeit des Rechtsweges nicht zweifel­
haft sein.

Wäre indessen die Ansicht der Bekl. richtig, daß sie 
selbst und das Land Württemberg sich als bloße Verwal­
tungsstellen des Reichsfiskus entgegenstünden, dann 
würden die Klageansprüche nicht nur wegen der Ver­
einigung von Forderung und Schuld in einer Hand er­
loschen sein, sondern es würde auch für einen Rechts­
streit kein Raum bleiben, weil dieser von einer I artei 
nicht gegen sich selbst geführt werden kann.

Keinesfalls kann das Land Württemberg in dem hier 
gegebenen Zusammenhang als Stelle der Reichsvermo- 
gensverwaltung angesehen werden. Die gegenteilige Auf­
fassung der Bekl. hat das BG. mit Recht abgelehnt. 
Nach Art. 2 des Ges. über den Neuaufbau des Reichs 
v. 30. Jan. 1934 (RGBl. I, 75) sind die Hoheitsrechte der 
Länder auf das Reich übergegangen. Damit wurden zwar 
die Länder ■ ihrer Eigenstaatlichkeit entkleidet. Sie sind 
aber als Gebietskörperschaften nicht beseitigt und be­
stehen als Verwaltungseinheiten fort. Nach § 1 der 
1. DurchfVO. zu dem vorgenannten Gesetze v. 2. Febr. 
1934 (RGBl. I, 81) haben die Landesbehorden diejenigen 
Hoheitsrechte wahrzunehmen, die ihnen zur Ausübung 
im Aufträge und im Namen des Reichs insoweit zuruck­
übertragen sind, als das Reich nicht allgemein oder im 
Einzelfalle von diesen Rechten Gebrauch macht. So ist 
insbesondere die Schulverwaltung nicht vom Reiche in 
Anspruch genommen worden. An dem Fortbestehen der 
Länder und ihrer Behördenorganisation hat auch das 
Gesetz über die Vereinheitlichung im Behordenaufbau 
v 5. Juli 1939 (RGBl. I, 1197) nichts Grundlegendes ge­
ändert, mögen auch die Landesbehorden nach § 1 dieses 
Gesetzes zugleich zu Behörden des Reichs und_ die 
Landesbeamten nach §5 Abs. 1 zu unmittelbaren Reichs­
beamten geworden sein. Denn das genannte Gesetz setzt 
in seinen SS1 1, 6 u. 7 das Bestehen der Länder und ihrer 
eigenen Haushaltsführung voraus, auch sind die Besol­
dungsgesetze der Länder aufrechterhalten geblieben. So 
werden die M ittel für die damit zusammenhängenden 
Personalausgaben nach der ausdrücklichen Bestimmung 
des 8 7 von den Ländern bereitgestellt und bilden einen 
Teil des Landeshaushalts, wenn sie auch „fü r das Reich“  
aufgebracht werden. In einem höheren Sinne steht frei­
lich das Vermögen der Länder dem Reiche zu. Aber die 
noch im JFlusse befindliche Reichsreform ist nach der 
organisatorischen Seite hin bisher nicht bis zu einer 
Verschmelzung der fiskalischen Verwaltungen der Län­
der mit derjenigen des Reichs vorgetrieben worden. Bei 
dem gegenwärtigen Stande müssen daher die Länder als 
Träger 'namentlich der Schulverwaltung und des damit 
verbundenen fiskalischen Vermögens angesehen werden. 
Sie treten als solche nicht nur Dritten, sondern auch 
dem Reiche gegenüber in Erscheinung, so daß gegen­
seitige bürgerlich-rechtliche Beziehungen nicht ausge-

84*
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schlossen sind. Der gegenteilige Standpunkt der Bekl. 
greift der künftigen staatsrechtlichen Entwickelung vor 
Und würde auf bürgerlich-rechtlichem und verfahrens­
rechtlichem Gebiete die Grenzen verwischen, die ver­
fassungsrechtlich noch aufrechterhalten sind.

Die in dem vorgenannten Umfange bestehende selb­
ständige Rechtsstellung der Länder tr itt mit besonderer 
Deutlichkeit gegenüber der Deutschen Reichsbahn her­
vor. Diese bildet nach dem neuen RBahnG. v. 4. Juli 
1939 (RGBl. I ,1205) zwar nicht — wie früher die Deut­
sche Reichsbahngesellschaft — eine juristische Person 
neben dem Reiche, sondern einen Teil der Reichsverwal­
tung. Aber das Reichseisenbahnvermögeu, zu dem die 
streitigen Verbindlichkeiten gehören (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 b), 
ist in weitgehendem Maße aus dem übrigen Vermögen 
des Reichs ausgegliedert worden und stellt ein hiervon 
völlig getrennt zu haltendes Sondervermögen mit eige­
ner Wirtschafts- und Rechnungsführung dar (§ 1 Abs. 3), 
für das die Deutsche Reichsbahn .im rechtsgeschäfthchen 
Verkehre und vor Gericht unter ihrem Namen auftritt 
(§2  Abs. 1). Ob diese Ausgliederung zur Folge hat, daß 
sich das Reich und die Deutsche Reichsbahn in rechts­
geschäftlicher und verfahrensrechtlicher Hinsicht als selb­
ständige Parteien gegenübertreten können, mag hier 
dahingestellt bleiben. Jedenfalls besteht zwischen dem 
Landesfiskus und der Reichsbahn ein so weitreichender 
Unterschied, daß er die Selbständigkeit der beidersei­
tigen Rechtsstellung jeglichen Zweifels entheben muß. 
Die von der Bekl. gegen die Zulässigkeit der Klage 
erhobenen Einwendungen dringen daher nicht durch.

Den verlangten Ersatz für die Stellvertretungskosten 
hat das BG. dem Lande Württemberg nicht für die ge­
samte Zeit seit dem Unfall (28. März 1936) bis zur Pen­
sionierung des R. (1. Jan. 1938), sondern nur bis zum 
1. Juli 1937, dem Tage des Inkrafttretens des DBG., zu­
gesprochen. Dieser Teil des Urteils ist sowohl von der 
Rev. des KL als auch von der Anschlußrev. der Bekl. 
angegriffen worden, und zwar von der Rev., soweit der 
Anspruch für die Zeit v. 1. Juli bis zum 31. Dez. 1937 ab­
gewiesen, von der Anschlußrev., soweit ihm für die vor­
hergehende Zeit entsprochen worden ist.

Der Anspruch wird, wie gesagt, aus abgetretenem 
Rechte des R. erhoben. Er hängt mit der im Tatbestände 
wiedergegebenen Bestimmung in Art. 57 WürttBG. zu­
sammen, wonach der Beamte die Vertretungskosten im 
Umfange eines für ihn selbst bestehenden Rückgriffs­
anspruchs gegen einen Dritten grundsätzlich selbst zu 
tragen hat, hiervon aber durch die Abtretung dieses 
Rückgriffsanspruchs an das Land, die er vornehmen 
muß, befreit wird. Das BG. hat zunächst geprüft, ob 
die grundsätzliche Belastung der württembergischen Be­
amten mit den Kosten für ihre Stellvertretung etwa den 
Vorschriften in Art. 129 Abs. 1 Satz 3 WeimVerf. zu­
widerlief. Das hat das BG. unter Darlegung der rechts­
geschichtlichen Entwicklung des württembergischen Be­
amtenrechts verneint, weil die Rechtslage der Landes­
beamten durch Art. 57 WürttBG. gegen früher nicht ver­
schlechtert worden sei. Diese Ausführungen bewegen 
sich im wesentlichen auf dem Gebiete nichtrevisiblen 
Rechts und sind daher im dritten Rechtszuge nicht nach­
prüfbar. Sofern aber eine Verletzung wohlerworbener 
Rechte nicht vorliegt, stand es dem Landesrecht frei, 
den Landesbeamten auch für den Fall unverschuldeten 
Fernbleibens vom Dienste die Verpflichtung zum Er­
sätze der durch ihre Vertretung entstandenen Kosten 
aufzuerlegen; das erst recht, wenn diese Verpflichtung 
auf den Umfang etwaiger Rückgriffsrechte des Beamten 
gegen Dritte begrenzt wurde und es genügen sollte, daß 
der Beamte seine Rückgriffsansprüche dem Lande zu 
dessen Befriedigung zur Verfügung stellte. Dieser Stand­
punkt ist bereits in RGZ. 140, 373 mit eingehender Be­
gründung vertreten worden. Dort ist auch dargelegt, 
daß der Abtretung des Befreiungsanspruchs des Beamten 
weder die Bestimmungen in § 400 BGB. noch in § 850 
Abs. 3 ZPO. a. F. (jetzt §850g Nr. 1 ZPO.) entgegen­
stehen, und daß der Anspruch in der Hand des Abtre­
tungsempfängers die Gestalt eines Leistungsanspruchs 
angenommen hat.

Im weiteren ist das BG. aber schon um deswillen zu 
einer Abweisung des Anspruchs für die Zeit v. 1. Juli
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bis zum 31. Dez. 1937 gelangt, weil mit ^ ni ung jks 
treten des DBG. am 1. Juli 1937 die Verpfl>cht erreich* 
R. zum Ersätze der Vertretungskosten ihr hi, is ' - p 
habe. Das ist zutreffend. Das Beamtenverhaltn
unterfiel mit dem genannten Tage den Bt i des 
dieses Gesetzes, das die Folgen des Fer jj_ pi 
Beamten vom Dienste in §17 abschheßen 
Heranziehung des Beamten zum Ersätze u ,,„rcChulde*el. 
seine Vertretung auch in den Fällen u 1 iung aN 
Fernbleibens vom Dienste ist dieser K g gtes u> 
fremd. Da R. an der Wahrnehmung .seine®llinCiert "ia • 
folge des Unfalls unverschuldeterweise ge , j. m  
gingen die Kosten für seine Vertretung sei jedigllC" 
1937 also nicht mehr zu seinen Lasten, sond r ¿¡ese® 
zu Lasten des Landes Württemberg, bo ¿iel ächst da 
Zeitpunkte ab die Schädigung fort, die ,K’ württemSJ 
durch erlitten hatte, daß er dem Lande w u \Vai

Stellvertretung erstatten k>en,
■llvertrctunuskosten Ul Be, ..

die Kosten seiner — -----------0 „
er aber,, soweit Stellvertretungskosten in ^ ‘ “ ^einen ^ 
nicht mehr geschädigt, dann konnte er au ^  ¡hm * 
satz dafür von der Bekl. verlangen, und < ¡ffsansprU, 
das Land Württemberg abgetretene RucKg nStafl 
hatte damit seinen Inhalt verloren und wa b 

los eeword' n-
' piese

Was die Vertretungskosten aus der vc » B e k l-  
Zeit angeht, so setzt der Rückgriff gege voraus-p ,L  
von dieser zu vertretende Schadensursach getrj g

• i . i..... . j .... — k i i . u  ,ln r nachwird durch den Unfall gebildet, der nac . gedinip . 
nen Feststellungen eine nicht wegzudenk getraCht
dafür war, daß R. während des hier 1 ej,en k? 
menden Zeitraums seinen Dienst nicht v ß g für 
Freilich ist die weitere Folge, nämlich Vee weitere Folge, namw.» . nen v- „ 
Kosten seiner dadurch notwendig Hor­
tung aufzukommen hatte, erst [huch j efblirt ^  
der Bestimmung in Art. 57 WürttBG. herböß^ 
den. M it Rücksicht darauf ist das BG- ■ u_ 7 Rr ¿t. 
gelangt, daß die Bestimmungen u? 98 *> , „  gege\ tti 
„ f in  V  7 i,m M 97i rRHRl s 2071 auf ae" F hrt aa
gelangt, uau uic Dcsmmnuugui ■■■ oo .„n j m  
pflG. v. 7. Juni 1871 (RGBl. S,207) auf den fhhrt 
tigen Fall nicht anwendbar seien. Das D jen 
aus, es handele sich weder um Hcilungs j,abe,. ¡sC
Vermögeusnachteile, die R. dadurch e ¡t zei ŵ er- 
infolge der Verletzung seine Erwerbsta 1'b . r el” Ldele 
oder dauernd aufgehoben oder geminae eg na> v0l) 
nchmung seiner Bedürfnisse eingetreten gefreiunc’h3bO 
a:~u Anspruch au . ¡-ande0 rCjeH

nncr die nur besw ♦ ^
sich vielmehr um einen , 
einer bedingten Verpflichtung, die 
weil sie in dem ...........

verptnentung, uie ;  t i0 mt 
WürttBG. besonders bê emeinc «be1 

Czu m ü s j  #
|  |  ■^Schadhaftigke>tcledutll„g g

Schranke für den Unfall von ursächlic icr prage, Jet1 
wesen sei. Die dann noch verbleiben jure detn
Bekl. für das Nichtschließen der S ch ra m ^ untci 
Schrankenwärter haftet, ist vom BO. z woffffu. 
Gesichtspunkt des § 831 BGB. J fp ru tt der _ V_ l-

weil sie in dem WürttBG. besonuers .i-gmeu* rabe 
sei. Das BG. glaubt daher auf sonstige ¡̂¡gsefl. pineb 
densersatzbestimmungen zurückgreifen ¡t 
verneint das BG., daß die Schadha^ & Rg|

uesicnrspunKi ues s o ji dO+,,ri2 üe‘., Aie »
BG. lehnt jedoch insoweit eine Hattu K sVeil d pbeJ. 
das Verhalten ihres Schrankenwärters un^e jjataas vcrnaucn inres acnranitcu»ai.-- w 
den Nachweis seiner sorgfältigen Aus' ß0. die l31 
wachung erbracht habe. Dagegen ha ¿es A r a»
tung der Bekl. aus dem QeMchtspunW*flkeIl^ J  de >tune der Bekl. aus uem ues iuu» i- .i.ranken".^  o .. 
WeimVerf. für begründet, weil cIcr ; it cinet.‘.jutsch'lC 
Beamter in Ausübung öffentlicher Ge * rCi1 Nic 
R. gegenüber obliegende Amtspthcn im
ßen der Schranken schuldhaft verlct n’cir«sd15

Diese Erwägungen des BG. si.nciJ ß t°  Es istRsp" t t  
Hinsicht von Rechtsirrtum beeinfluß[ v  „der K 0 f L  
darauf hinzuweisen, daß nach fest t nê ej
RG. die Haftung einer öffentheh-reen^die Haftung einer onem»«* - -fflten 
schaff für das Verschulden ihrer B 131 —

i aus Art-

1 1 ________
Haftung’des Art. I3 l WeimVerf. bejahte alleln j ^ |£flä i

eanu ^
einander aus §831 BGB. und aus A r ( R  5 
i. Verb. m. § 839 BGB. begründet sein ^ weäj ßö , 
239 [250] und o ft) . Das B G .Jta tte^te

Vor alle' pedie „g
>< b o A  s * « ; vvon vornherein ausschalten mussen 

die Anschlußrev. mit Recht, daß d ärter alf' erk- 
der Schranken durch den SclvankenW3 der 
öffentlicher Gewalt ansieht. Das trifft. eingeh f  #  -
in mehreren Entsch. aus jüngster oßZ- , .heil 
legt hat, nicht zu. Insoweit kann au( ätere u 
das in demselben Sinne ergangene P
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d e ^40, 111 124/39, verwiesen werden. Die Haftung 
Mützen s*c'1 daher nicht auf Art. 131 WeimVerf.

atz zu de 
iftung des 
3as Qesel 
lögensbela 
-rsatz für

öraücHT“ adiSung al- ................- r------------------------  ,
hömpru.L .Schaden aber nicht unmittelbar aus der

aber 9 e§easatz zu der Auffassung des BQ. ergibt sich 
Maf+nur' ” a^ ung des Bekl. ohne weiteres aus dem 
deinen v  J?as ^ esetz schützt zwar nicht die allge-v ' besetz schützt zwar mcnx uie auge-
letzten Vermögensbelange, sondern gewährt dem Ver- 
-  .. .nur Ersatz für denjenigen Schaden, der aus der 

gung als solcher entspringt. Andererseits
KOrnprii j“ ^»tauen aocr ment unmmeiuai aus uv., 
der ver?"511 Unmöglichkeit, die Erwerbstätigkeit infolge 
kann «Au Un®- auszhüben, hervorzugehen; der Schaden 
häitni, , .11 auclt erst aus dem Hinzutreten äußerer Ver- 
f°Ige s„;nergeben. So liegt die Sache hier. R. mußte in- 
traf ihnmer Verletzung vom Dienste fernbleiben; daher 
W i e g e n  des hinzutretenden Art. 57 WürttBG. die 
dafür ein Un̂ ’ se'ne Vertretungskosten zu tragen, soweit 
daher rrni ^ ^ P f l ic h t ig e r  Dritter vorhanden war. Es ist 
TOügg aujatzlich so anzusehen, daß sich seine Dienst- 
^zeichnfif , Stellvertretungskosten in dem vom Gesetz 
durch e iJn\ y mfange vermindert haben. Daß«rch eiiip"‘ \,VJUUanSe verminaert naoen. uan R. da- 
?e‘ne Verl? Verm°Sensnachteil erlitt» der ursächlich auf 
e.'t zur Ai Ulld se*ne dadurch bedingte Unfähig- 

z\usubung .seines Berufs zurückgeht, kann so-
ke't zur

“  nicht'£!u?.u,n 
Die ! l f^ hch sein.

mit

flöhe j er , f er Klage weiter verfolgten Ansprüche (in 
aUs äbuHpu/^rgungsbezüge des R.) werden ebenfalls 
»dt einen1 c ?  l^echte erhoben, setzen also auch inso- 
Uu'- voran«55'^adcnsersatzanspruch des R. gegen die 
(e 'tpflQ  ^le Rechtsgrundlage bildet auch hier das 
tC”°n au«’» f f^ sen wesentliche Voraussetzungen — wie 
iP®mt als pUr rt ~  vorliegend gegeben sind. Nur 
/rm ÖBenon ^haden hier nicht mehr ein zeitweiliger 
heit sich b” f c'1teil des R. in Betracht, sondern cs han- 
g»e* lL-V .m die ................... ’• |

Sein

llles Bnfiii111 ,dlc vermögensrechtlichen Dauerfolgen 
;.r durch R> w ’e das BG. feststellt, infolge
:‘,n früh,,,.».11. "fa ll erlittenen Gesundheitsbeschädigungrrüherpo .“ '«u erlittenen Uesunaneitsoescnaaigung 

dn ' nach w« l11̂  Ulld Gehalt verloren, so muß ihm die 
” ®chadcn p ’ i33 RHaftpilG. den daraus entstehen-

Utld
2r r*  ersetzen

»■'* der 2ü rr i '? e Zusammenhang zwischen dem umau 
W? seiner o“  lcsetzung des R. ist weiter für den Über­
ist , r8 Vrm C ladensersatzansprüche auf das Land Würt- 

liirimt grundlegender Bedeutung. In § 139 DBG. 
;ur q ’ r u  ’ wenn ein Ereignis, das den Dienst­

en =-n vernii? ,r.Ung °der Erhöhung von Versorgungs- 
diJ11 Scharin»entet, für den Versorgungsberechtigten 
d 4 ^ A nsprupur-SatzansPruch gegen Dritte begründet,

Unfall

h

,”«^«ua|ii UUI gCgtll JLHlllC UCglUUUCl,
da« j'ensiheVi.« Umfange der Versorgungsbezüge auf 
de« \vFr Unfall1 .ergeht. Insoweit steht jedenfalls fest, 

'ugleich die Versorgungspflicht des Lan- 
i ues n-*r gegenüber R. über den Schadenersatz- 
mt " damit' j?eKen die Bekl. zur Folge gehabt hat, 
¡-,uten Bestimm?,™ v°rnehmste Voraussetzung der ge-

ans
««cf

ins0bergeheSn1umUng e'r fü»t‘ ist.
Er°uVi'f> als ru?nnte c!er Anspruch des R. natürlich nur 
Mhp aBer n,It-Ser .wirklich einen Schaden erlitten hat. 
virtr'le'lalt erh:-uSeiiJ. Oehalt verloren, während er jetzt 
Dritte n> daß h Rie RsPr - Bat früher die Auffassung 
ist | , 1 *u ve rtrp f , eamte. der durch ein von einem 
geSet,®.°Weit K(>f le:"des Ereignis dienstunfähig geworden 
h w -  lche V(»rlnen Vermögensschaden erleidet, als er 
enty''st nun™ , orKungsbezüge erhält. Dieser Auffas- 
V l eJ> Worden a i Cr durch 8 139- DBG. die Grundlage 
aiiftL.ajl es uuhm’- aen.n diese Bestimmung geht davon 
ersct, ^ 'eten kr,u!g, wäre, wenn der Dritte den von ihm 
ehie ,e.n braucj. laden zu einem Teile deshalb nicht zu 
â ch i ’rsorgünrr’ Wei der Dienstherr dem Geschädigten
- ri"- sunnr gewährt. In 8 139 ' '  -------,l~

*| df  § 12 des Un
rersn; ««stimmt- , ' d a*enstandes v. . 
,berp;£llngsbezi",na der Anspruch im Umfange dieser
'Mo st i°  iuee a,,f ' '— r' : '

«ach j  lsQrRnnr, 1 uer Dienstherr dem Oeschadigrcn 
N  pde® Vorb?Mgey ahrt- 111 § 139 DÖG. ist deshalb 
’ 2ii\er®°nen de« c ?^s § des UnfFürsG. für Beamte 
y<Wf bestim™; ^¡datenstandes v. 18. Juni 1901 (RGBl. 
,^rp;^Ungsbeyii,frv J ?er Anspruch im Umfange dieser 

llslirnniunrrL -A11 den Dienstherrn übergeht. In 
K® dl ausz.ugeh,,nlnit1 der Entsch. RGZ. 163, 396 ist also 

Bin gewahrt??’ ,d,aß dcr Schaden des R. sich nicht 
des BeKr;-. , Versorgungsbezüge mindert, 
hip, s l3y Dy, , ung bedarf ferner die Anwendbarkeit

das scimr!„aUl rsolche Falle» 1"  denen ” , wAe
es DBG m'M'ftende Ereignis vor dem Inkraft- 

• U. Juli 1937) Hegt, die Zurruhesetzung

®cr
treten

aber erst nachher erfolgt ist. Die DurchfBest. z. DBG. 
in der Fass, der 2. DurchfVO. v. 13. Okt. 1938 (RGBl. I, 
1421) zu § 139 unter Nr. 1 besagen darüber, daß Scha­
denersatzansprüche auf den Dienstherrn nach § 184 Abs. 1 
auch in den Fällen übergehen, in denen die Versorgung 
auf bisherigem Recht beruht. Diese Bestimmung betrifft 
allerdings, ‘wie sich aus dem Hinweise auf § 184 Abs. 1 
ergibt, unmittelbar nur diejenigen Versorgungsberechtig- 
tigten, die sich zur Zeit des Inkrafttretens des DBG. 
bereits im Ruhestande befanden. Gehen aber f.™en 
Schadenersatzansprüche aus vorher erlittenen UntaUen 
auf den Dienstherrn über und ist dieses nach § 139 DBG. 
ohne weiteres auch für später in den Ruhestand getre­
tene Beamte wegen ihrer Ansprüche aus späteren Un­
fällen der Fall, so kann es für Mischfälle der vorliegen­
den Art vernünftigerweise nicht anders sein. Der Zeit­
punkt des Unfalls des R. ist daher für den Übergang 
seiner Ansprüche auf den Dienstherrn nicht von Be­
deutung.

Fraglich kann jedoch sein, ob das Land Württemberg 
für den Anfall der Schadenersatzansprüche noch als 
Dienstherr des R. anzusehen ist, nachdem in § 6 Abs. 2 
Satz 1 des Ges. über die Vereinheitlichung im Behorden- 
aufbau v. 5. Juli 1939 bestimmt worden ist, daß die 
(früheren) Landesbeamten nur noch das Deutsche Reich 
zum Dienstherrn haben. M it Recht hat das BG. dje*« 
Bedenken nicht für durchschlagend erachtet. Das DBG. 
hatte im § 139 unzweifelhaft diejenige Behörde im Auge, 
welche dem Beamten die Versorgung zu gewähren hat, 
denn der Übergang der Schadensersatzansprüche des Be­
amten sollte dafür einen Ausgleich gewähren. Für die 
Bestimmung können somit nur wirtschaftliche, nicht 
staatsrechtliche Gesichtspunkte entscheidend gewesen 
sein. Daher muß auch jetzt noch der Schadenersatzan­
spruch derjenigen Behörde anfallen, die die Versorgungs­
lasten trägt. Sie ist trotz der Bestimmung in § 6 des Ges. 
v. 5. Juli 1939 als Dienstherr in dem besonderen Sinne 
anzusehen, den § 139 DBG. mit dieser Bezeichnung' ver­
bindet. Das aber das Land Württemberg che Last der 
Versorgung des R. zu tragen hat, ist unstreitig und er­
gibt sich ebenfalls aus dem Ges. v. 5. Juli J?39. Nach § 
dieses Ges. haben die Länder die Mittel für die Besol­
dung der Beamten der in § 1 Nr. 1 genannten Behörde 
aufzubringen. Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 konnte e 
dings zweifelhaft sein, ob die Lehrer an staatlichen 
Schulen zu den Beamten der in § 1 Satz 1 genannten Be 
hörden rechnen, da sie dort als eine besonder 
Beamten genannt sind. Aber aus §5 A?sM e f  ;j dert/  
daß besoldungsmäßige Änderungen durch die verankerte 
staatsrechtliche Stellung der bisherigen Lände;3j>eamten 
nicht eintreten sollten, und z w a r  weder bei den Beamt 
der in § 1 Satz 1 genannten Behörden noch bei den ihnen 
nach 8 5 Abs 1 Satz 2 gleichgestellten Lehrein an Staat

die eigene Hand genommen.
Nacli alledem rechtfertigt sich die Folgerung, daß 

der Schadenersatzanspruch in Hohe der dem R- gewa 
ten Versorgung begründet und in diesem Umtange Kran 
Gesetzes auf las Land Württemberg übergegangen ist 

Es fragt sich endlich noch, ob dieses Ergebnis durch 
die Bestimmung in § t24 Db u  wieuci t

untall l. a. «es 8 dieger Dienstunfan sich im Be-
reiche e°ner anderen öffentlichen Verwaltung, nämlich 
reicne eine ereignet habe. Für diesen Fall
derjenige ^  habe ein Beamter nach § 124 Abs. 1
DBG nur einen Anspruch in den Grenzen der §§ 107 bis 

« Abs 1 2 u. 4 — das sind die maßgeb­
licher?Belt mmungen über die Unfallfürsorge -  und 
dieser Anspruch stehe ihm nur gegen die eigene Behörde 
?u weitergehende Ansprüche auf Grund allgemeiner ge­
setzlicher Vorschriften könne er nach §124 Abs. 2 gegen 
eine öffentliche Verwaltung oder ihre Bediensteten nur 
geltend machen, wenn der Unfall durch eine vorsätzliche 
unerlaubte Handlung eines Bediensteten verursacht sei, 
was bei dem Unfall des R. aber nicht zutreffe. Das BG. 
legt demnach den § 124 Abs. 2 dahin aus, daß der dienst-
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Unfallverletzte Beamte, falls sein Unfall nicht auf einer 
vorsätzlichen unerlaubten Handlung eines Behorden- 
bediensteten beruht, auf die ihm von seiner Behörde zu 
gewährende Unfallfürsorge beschränkt ist, und daß da­
neben keine Schadenersatzansprüche gegen die andere 
für den Dienstunfall verantwortliche Verwaltung beste­
hen, also auch nicht auf den eigenen Dienstherrn des 
Beamten übergehen können. Das BG. meint ferner, daß 
die so zu verstehenden Bestimmungen des §124 Dtsu. 
im gegenwärtigen Falle zur Anwendung zu bringen 
seien, obwohl der Dienstunfall sich vor ihrem Inkraft­
treten ereignet habe, weil die dem R. wegen des Dienst­
unfalls gewährte Versorgung wenigstens ihrer Hohe 
nach auf dem DBG. beruhe. Denn die Versorgung habe 
sich nach den schon genannten DurchfBest. zu diesem 
Ges. zu §107 unter Nr. 4 für vor dem 27 Jan. 193/ 
eingetretene Dienstunfälle zwar nach dem bisherigen 
Rechte zu richten, sofern dieses dem verletzten Beamten 
günstiger sei, anderenfalls aber nach den allgemeinen 
Versorgungsbestimmungen in §§ 79 bis 106 des neuen 
Gesetzes. Da nun in der Tat die Unfallfürsorgebestim- 
mungen des WürttBG. für R. die ungünstigeren gewesen 
seien, habe er Ruhegehalt nach den allgemeinen Be­
stimmungen des DBG. erhalten, so daß auch dessen 
§ 124 Platz greifen müsse.

Diesen Ausführungen kann nicht zugestimmt werden. 
Sicher ist freilich, daß dem durch Dienstunfall ver­
letzten Beamten nach § 124 Abs. 2 „weitergehende An­
sprüche gegen eine andere Verwaltung, in deren Dienst­
bereich der Unfall geschehen ist, abgeschnitten sein 
sollen, wenn der Unfall nicht durch eine vorsätzliche 
unerlaubte Handlung eines Bediensteten verursacht wor­
den ist. Aber es ist zu bezweifeln, daß das Gesetz unter 
den „weitergehenden“  Ansprüchen schlechthin jeden 
Schadenersatzanspruch versteht, der an sich neben dem 
Ansprüche auf Unfallversorgung hergehen kann. Eher 
ließe sich annehmen, daß das Gesetz diese Schaden­
ersatzansprüche nur der Höhe nach insoweit einschran- 
ken w ill, als sie über die Grenzen der Unfallfürsorge­
leistungen hinausgehen, und damit würde sich die sicher­
lich nicht ohne Bedacht gewählte Fassung des Abs. 1, 
wonach der Verletzte mit seinen Ansprüchen nicht über 
die „Grenzen“  der Unfallfürsorgebestimmungen hinaus­
gehen kann, decken. Die weitere Vorschrift in Abs. 1, 
daß sich der Verletzte nur an den eigenen Dienstherrn 
halten soll, braucht, wie auch die amtliche Begründung 
zum DBG. (DRAnz. Nr. 22) nahelegt, nicht mehr zu be­
zwecken, als den Adressaten für die Ansprüche des Be­
amten zu bestimmen, ohne daß dadurch notwendiger­
weise der Bestand etwaiger Schadenersatzansprüche be­
rührt sein müßte. Vielleicht muß gerade daraus, daß der 
Beamte an seinen eigenen Dienstherrn verwiesen wird, 
entnommen werden, daß diesem sodann auf dem Wege 
über § 139 DBG. ein Ausgleich mit der anderen Verwal­
tung, in deren Dienstbereich der Unfall geschehen ist, 
Vorbehalten bleiben soll. Einer abschließenden Stellung­
nahme zu diesen Fragen bedarf es indessen nicht, weil 
§ 124 DBG. auf den vorliegenden Fall überhaupt nicht 
zur Anwendung kommen kann. Überleitungsbestimmun­
gen zu dieser Vorschrift fehlen. Das BG. hat richtig er­
kannt, daß §124, der einen Teil der Unfallfürsorge­
regelung des DBG. bildet, nur dann anwendbar ^sein 
kann, wenn die Versorgung des R. auf eben dieser 
Unfallfürsorgeregelung beruht. Insoweit besteht ein Ge­
gensatz zu § 139 DBG., dessen Anwendbarkeit auf die 
Versorgungsfälle des früheren Rechts, wie schon er­
wähnt, durch besondere Überleitungsvorschriften zuge­
lassen worden ist. Die Unfallfürsorge, die R. wegen 
seines vor dem 27. Jan. 1937 eingetretenen Dienstunfalls 
zu beanspruchen hatte, richtete sich aber nach den schon 
oben angeführten Überleitungsbestimmungen zu § 107 
unter Nr. 4 nach bisherigem Rechte, soweit es sich um 
seinen Anspruch auf Unfall-Ruhegehalt handelt. Die 
Überleitungsvorschrift fügt hinzu, daß das auch dann 
gelte, wenn das Beamtenverhältnis des durch den Unfall 
Verletzten — wie es für R. zutrifft — erst nach dem 
30. Juni 1937 endet, es sei denn, daß nach den allgemei­
nen Vorschriften der §§79 bis 106 eine höhere Versor­
gung zusteht. Die zuletzt genannten allgemeinen Vor­
schriften verhalten sich aber nicht über das günstigere
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UnfaHruhegehalt (§ 108 Abs. 1 N ' - 1
son­
derUmaUrunegenau iuo■ n er bim

dern das gewöhnliche Ruhegehalt (§ 79). ch dur° 
Überleitungsvorschrift zu §107 laßt sich ’ mter, ^  
folgende Überlegung ermitteln: Wenn ein f  der folge 
vor dem 27. Jan. 1937 einen Dienstunfall mrt ^  d 
seiner Dienstunfähigkeit erlitten hätte, ers gQ ffllißte 
30. Juni 1937 in den Ruhestand versetzt wu “ chriften f  ' 
zweifelhaft sein, ob er nach den neuen Vor Unfaliruhe 
Grund seines Unfalls einen Anspruch aut den a« 
gehalt oder auf Grund seiner Zurruhesetzung 
sonst damit verbundenen Anspruch aut Ägrleitare 
Ruhegehalt besitzt. Diese Frage hat die 1uentsChiede ’ 
Vorschrift klären wollen und hat sie • Unfall’  ̂
daß der Beamte einen Anspruch aut -: ¡t aber .' 
gehalt nach altem Rechte behält, daß ih  ̂ durch %
etwa günstigere Stellung, d,eDer V e r la n g t hätteW n  
Zurruhesetzung nach neuem Rechte erlang getroffe®, 
genommen werden soll. Da nun nacl 0.ünstigere 
Feststellungen das letztere das für R- Sr,..v,»creha'.
ist er denn aucn mu utm gewu.,....— Dien^“ 
ohne Rücksicht auf seine Eigenschaft am erhal s 
verletzter — zur Ruhe gesetzt worden- unute 
Ruhegehalt demnach nicht unter dem y  pürsorgo , er 
in §§107 ff. DBG. besonders geregelten ^ öh„.cn
Dienstunfälle, sondern als Ruheständler & Verseh et- 

r-,:.. -.Kor l, nc H it ich seine> Dien?.Art. Die besonderen 
nicht praktisch 
Unfalls beruhenUnfalls berunen nur aui auem w u . . - . . - -  -  vei=“ T ctie 
das neue Recht des DBG. dagegen hat s e m ^  Tatsa 
wie bei jedem anderen Beamten nur • e;nen U" für

« Ä ^ A a m i tfürsorgebestimmungen einzugreifen. \ rret£c 
die Anwendung des § 124 DBG. an j s0mit 
ten Grundlage. Diese Bestimmung sten prfia»* 
der vom Lande Württemberg erhobenen

' C(RG., III. ZivSen., U. v. 18.Okt.1940,

Anmerkung: Die Annahme des RO;> RechÜS ĵjige 
Länder im fiskalischen Raum getren . selbs,  ̂ j er 
sind und sich somit auch im f/ozen entspr% Jam 
Prozeßparteien gegenübertreten k ° n"^ d aUG. v;,„ng a>5

« B W »  Ä '
Prozeßparteien gegenübertreten können, 
gegenwärtigen Rechtslage. Das Neuau 
1934 hat die Länder zwar in ihrer Staaten, b f 
Hoheitsträger eigenen Rechts, d. h. als mit ret, 
sie aber in ihrer Eigenschaft als .A»«- , ] La ĝ o-
herigen Rechtsfähigkeit bestehen gelas 0$

n i  u ______r»  U  C  Q A . y  <i 11 f l  7  i n  , ,  C 5 0 / ^ t | f i f t '„Dt. VerwR.“  S. 27-30; M a u n z  in ; 
boda, „Grundfragen der Rechtsauffas ß jChe j «  . 
das daselbst, Fußn. 13, angeführte umfang Je Rei d
tum, vor allem E m i g ,  „Der Nen hat, ¡¡b*J
DVerwBl. 1934, 319). An dieser RecJ r dSaS ö & f i  1# 
RG. weiter zutreffend ausführt, auch ü y 5. 
die Vereinheitlichung im Behörden^“ ■ djeSes V cö* 
nichts geändert (vgl. zur Bedeutung ^  
P f u n d t n e r :  RVerwBl. 1939, 569 • die d aeA  
b e r g e r :  Dt. Verw. 1939,419ff.). Da all ° nd ,htf 
Länder vom Deutschen Reich ^ g e t  s" ’ gegL
über rechtlich selbständige Vermöge^ 1 ^ embergRei#  
der vorliegenden Klage des Landes w ^  def ^  
das Deutsche Reich bzw die e£ e£ hsbahn nA c& Ä  
Verwaltung bildende Deutsche R ¡̂.¡egssac ,s rcc 
Wege. Auch im Reichsleistungs: und K Reich J e b ^ r  
recht werden die Länder gegenüber d e : gef  
lieh selbständige Vermögenstrager una . ungsg
falls auch als Vergütungs- bzw. Ents 
des Reichs behandelt.

Auch den Ausführungen des RG zu zuzu «du
Pflicht für die Stellvertretungskosten -etz,gen jj \Q
Insbesondere tr ifft es zu, daß nach der j zaInsbesondere tr ifft es zu, dan nau' RQ atn [eI) y .  
läge, d. h. seit Inkrafttreten des DBG 0ea^• ten \  
grundsätzlich keine Verpflichtung >tungsk vVe^f, 
Ersatz der für ihn aufgewandten Ve ten d „5 ?
steht. Das gilt auch von V e r ir e tU i^ K ^ e r fa ^  
der im Zuge eines förmlichen Dien ßea^je 
folgten vorläufigen Dienstenthebu g Beträgefl> t& Ä jj 
RDStO.) entstanden sind Vo"  , ^ L en Die" s 
Beamten nach Aufhebung der v o r l a u d i e  Jein
(mit der nach §79 RDStO regelmaß.g^ isf) 
eines Teiles seines Gehaltes verbun fen, Wle 
Abs. 2 RDStO. nachzuzahlen sind, dur
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läufigen0rv'St’ d'e Kosten einer für die Zeit der vor- 
■ ■ Dienstenthebung notwendig gewordenen Stell-

S ’ y d ,  „RDStO. 
ausfühÎ ur« e. B r a n d  ______
letzung h üa”  der Beamte im Falle vorsätzlicher Ver-

äingV dürft’ »KDStO.<r §82 Anm.24, S.735 oben). Aller- 
Ite. B r a nd  zuzustimmen sein, wenn er a.a.O.

Un? rl » Deamie im raue voisaizm-uc» v>_i-
auch zur n  > *spBicht, z- B. bei Amtsunterschlagungen, 
l*eranffe7r. Ueckung der notwendigen Vertretungskosten 
des Rq ogen werden kann. Der in den Ausführungen 
Stellung k W , te § 17 DBG. befaßt sich, wie zur Klar- 
yerfrefiniY * i ej sei> nicllt mit der Frage der Stell- 
^erlust 1? n ^ n’ sondern — in Abs. 2 — mit dem 
¡?rsäum,,nr Dienstbezüge im Falle schuldhafter Dienst- 
Fembleihl“ ' Uaß der Beamte im Falle unverschuldeten 
“ert noch nS V° m ^*enst weder seine Dienstbezüge ver- 
Se'Vandten^vr zum Ersatz der für seine Vertretung auf- 
^eifelhaft ¡?s*en herangezogen werden kann, ist un- 
HuzweckmäR-°. Sprecht diese Regelung erscheint, so 
Wetln der r g kann s*e u. U. sein. Dies nämlich dann, 
Feinheit + e dadurch der Dienstleistung an der All- 
Jichtlich u 7 tZ0Scn wird, daß er von irgendwem wider- 
j esUndheit „  sc,bildhaft an seinem Körper oder seiner 
aer heamfp ^e®^bädigt worden ist. Dann fehlt es, wenn 
Lû Ukotnm»«eL , n*cht für seine Stellvertretungskosten 
5Ut den schi.m- ’ an jeder rechtlichen Handhabe, hier- 
Abaden lac+;rlgen Dritten haftbar zu machen, und der 
uer 5̂ -. - somit im Pe/rohMif' of^tt auf Hipcpm aut^teuerhr. ' m Ergebnis statt auf diesem auf
?euen Rechfci d^r Allgemeinheit. Dieses Ergebnis der 
, SiscHn p „ ‘af e ist unerwünscht. Die frühere württem- 

d ° elung) die unter völliger Schonung des be 
dniten die Haffharrnarhuno- He« eigentlicher

troff,
sch.Jenenfdigers . die Haftbarmachung des eigentlichen
ullem ihr trchte und damit die Allgemeinheit von
rS Wieder fr^ r+C|?dich und schuldhaft zugefügten Scha­
f f -  Vorzuzieh 6 War Segenübcr der Regelung im

Württemk“ - -Es. ware 711 erwägen, or 
Ri»i\l953/54io\ e-r?!,scIie Regelung (vgl. dazu 

Lch einführen solh» '10Cb nacbträgbch für

f ljp l des 8U?f)nllr” ngen des RG. über Sinn und Trag-

ob man die 
RG.: JW. 

das ganze

Weite
R i o n r t ‘a ues UDer Slnn UI1U 1Ia& inSm; :„„PBG. sei auf die Erörterung dieses

aiJ ea- Dortmi=lner Anmerkung: DR. 1940,1435/36 ver- 
i^Adie Bedpf.t sovv°bl die frühere Rspr. des RG. wie 
de'd:leset ßirZtU?S, des § 139 DBG. im Zusammenhang 

°ben ahJoü behandelt. M it Recht führt das RG. in
stior^neFäUp AUckten Urteil aus, daß §139 DBG. auch 

enri“ Fro:~...‘Anwendung finde, in denen das schaden-
S ^ g g e d r ü c k t e
l&Hde EreHe-Anwen- “ “ s Luuc, ... u ...... ,
ist ,) L‘eSt, die 7 Vor dem Inkrafttreten des DBG. (1. Juli 
der ä ß a'so d,.r‘A rr!jbesetzung aber erst nachher erfolgt 
het-i-pPrüche , edPunkt des Unfalls für den Übergang 

n nir-Ui Qes verletzten Beamten auf seinen Dienst-8> r ä $ t

An;i sJ h b
bp*°a( tBedeutung ist. Zu diesen das Über- 
n / m'enden Fragen heißt es zutreffend bei

W  Uder efhÄR? dem DBG. (vgl. §184 Abs. 1) ge- 
Eref en Zei tn' *  'Tcrde.11 müssen, o hn e  R ü c k s i c h t  
näch J* n i s e i I  11 nk t > in  dem  das m a ß g e b e n d e  
%  «i„e? Forschrift6 * j?  * e n i s t .  Zu den Personen, ’die 
neUcn n.T> gehn,- ,.,11 .dieses Gesetzes versorgungsbercch- 
^bs. i yurschrif.,,,1 einmal die Personen, die nach den 
s°Hen v 7 1 „  VcrsorSungsberechtigt werden (§184 
si*rücK„ ie bereife , zum, andcren gehören dazu die Per- 
Uetien e ,.auf Vor dem Inkrafttreten des DBG. An-
b̂s i ¿*lese Ä„^l°.rS.un2sbezüge erworben haben und

V n - atz,. -«• 3 f;-!ysB.r.üche gemäß der Vorschrift in §184 
(.die \/„_ ur die -  . . .

?je ^ W ^ m  Kecht regeln (ist der Schaden 
°lsherio-„Lv.9r dem 27. Un ioa7b 0;„^,fr,.tpn Cn sind

i'ßse Ansn?-g.Ungsbezüge erworben haben 
->m ri atz 3 für u ;fciJe, gemäß der Vorschrift in § 

?Um iv® ^ersorn-,,!/ " kunft zugesprochen worden si 
!§iensf?! nach bfsh„gSbezüge dieser Personen sich ai

sind;
auch

zi/1*.
tr. 4 ?n9: .n!Chh “ b^ e  a l t e  R e c h t ,  vgl. DV. Nr. 1 

l i n d e s  D g q  Abs. P. S e i t  d e m  I n k r a f t -î°r 8u
’bte 'r'k^bezü !?pU t - w e r d e u s o m i t  alle V e r -  
Zütr rb l i e bene n fu .r B e a m t e  u n d  B e a m t e n -  
ä ffe n d  8i " e n a c h dem DBG.  g e w ä h r t . “

auch die Ausführungen des RG. dar-

über, daß trotz § 6 Abs. 2 Satz 1 des Ges. über die Ver­
einheitlichung im Behördenaufbau v. 5. Juli 1939 das Land 
Württemberg und nicht das Deutsche Reich als Berech- 
tigter aus der cessio legis des § 139 DBG. anzusehen ist.
Es kann in diesem Zusammenhang, wie das RG. richtig 
bemerkt, nur der Träger des finanziellen Aufwandes, also 
das Land, das für die Besoldung und die Ruhebezüge 
des Beamten aufzukommen hat, als der rechte Forde­
rungsprätendent in Betracht gezogen werden (ygb 
E h r e n s b e r g e r a .  a.O. S. 420 links: „Im  übrigen ändert 
sich nichts an der Personalverwaltung durch die Lander . . .  
Zwar ist ,Dienstherr' nur das Reich (§ 6 Abs. 2), aber 
die Zuständigkeiten für die Anstellung und Befoiderung 
der Beamten . . .  und  fü r  d ie  g anz e  P e r s o n a l ­
w i r t s c h a f t  . . .  bleiben unberührt“ ).

Bemerkenswert — und bisher wohl auck 
sind die Überlegungen, die das RG. zu §124 DBG. an­
gestellt hat. Ob § 124 Abs. 2 DBG. mit dem Ausschluß 
„weitergehender“  Ansprüche dem betroffenen Beamten 
alle neben der beamtenrechtlichen Unfallversorgung lier- 
gehenden Ansprüche vo n  G r u n d  a u f  n e h me n  oder 
sie, wie das RG. zur Erwägung stellt, „nur d e r H o h e  
nach insoweit e i n s c h r ä n k e n  w ill, als sie ubf r rJr 
Grenzen der Unfallfürsorgeleistungen hinausgehen . laßt 
sich mit interpretativer Logik allein nicht entscheiden. 
Eine am vernunftgemäßen Ergebnis ausgerichtete ((teleo­
logische*) Gesetzesauslegung wird aber wohl zu dem 
dem RG. vorschwebenden Ergebnis gelangen müssen. 
Denn es ist bei der Verschiedenheit der Vermögenslage!- 
in der öffentlichen Verwaltung möglichst zu erstreben 
daß dem mit der Bezahlung von Gebuhrnissen vorzeitig 
belasteten Verwaltungsträger in den Grenzen vor­
zeitigen Leistungspflicht ein Ausgleichsanspruch gegen 
die für die vorzeitige Belastung (d. h für den Unfal ) 
verantwortliche andere Verwaltung zusteht. Dieses Er 
gebnis läßt sich aber nur mit den Gedankengangen des 
RG erreichen. Man wird somit in der Tat zu dem Er 
gebnis kommen müssen, daß der .Anspruch des un fa l-
verletzten Beamten gege^ die schadigcmd^ ande^ ^

Grunde nach” v e r n e i n t ,  sondern für diesen Anspruch 

T e  “ P a t i rv lt g li imagH o n ^ S l e r T  der allein
für passivfegitimiert erklärten eigenen Verwaltung aber 
nicht ie r  Rückgriff gegen die für den Un alß verantwort­
liche andere V e r w a l t u n g ^  w«denR«JL  ̂ ^

Recht der Ostmark
01 RG _  88 469, 1369 ABGB. Wendet der Schuldner

S Ä fe  aabzuweisen , beklagte Schuldner ist vielmehr
!  I S  ä z «  «eg« Herauseabe daa P,a„-

’ ' p d  ( 7  b c t™ te r e r " ä rb T d cn beiden Bekl. in deren 
¡¡emeinachaftlichei Auftrag[ und April

K geliefert. D e ,PKl. 
1936 waren zun Sicherstellung seiner Ansprüche
behauptet Je™ > 1Q36 von der Erstbekl. zwei Bonds
to n “ jeToOO $ Jom. der 8o/oigen jugoslawischen Dollar- 
von je iw  übergeben worden. Der Kl. hat
gegen'dfe'beiden'ßekl. Klag! erhoben mit dem Antrag,

zu erkennen schuldig, zur ungeteilten Hand mit
5 Ä  tbekl d S  kl.179813,45*. nebst. Zinsen bei 
Exekution zu bezahlen, insbes. bei Exekution auf die 
Rn Resitz des Kl. befindlichen zwei $-Bonds;

9 der Zweitbekl. sei schuldig, zur ungeteilten Hand 
“  it der Erstbekl. dem Kl. 11 496,4d K nebst Zinsen 
hei Exekution zu bezahlen, insbes. bei Exekution in 
die im Besitz des KI. befindlichen zwei $-Bonds. 

Die Kla^e gegen die Erstbekl. hat das BG. „dermalen“  
abgewiesen. Der Klage gegen den Zweitbekl. auf Zah­
lung von 11496,45 K hat das BG. unter Kostenauferlegung 
an den Zweitbekl. stattgegeben; das Mehrbegehren auf 
Zahlung dieses Betrags „bei Exekution auf die im Besitz
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des Kl. befindlichen $-Bonds“  hat das BO. jedoch eben­
falls „dermalen“  abgewiesen.

Das RO. hob das Urteil des BO. mit folgender Be­
gründung auf: . . .  - .

Es ist entgegen der Ansicht des BG. nicht einzusehen, 
warum die vom KI. erhobene Klage nicht als eine Pfand­
klage anzusehen sein soll. Der Klagantrag bei einer 
Pfandklage hat nach der herrschenden Lehre und Rspr. 
dahin zu lauten, daß der Bekl. schuldig sei, den Betrag 
der Pfandforderung bei Zwangsvollstreckung in die Pfand­
sache zu bezahlen. Diesem Erfordernis entspricht der 
vom Kl. gestellte Antrag, der dahin geht, die Bekl. seien 
schuldig, den Betrag von 19813,45 K bzw. von 11 496,45 K 
bei Exekution, und „insbes. bei Exekution in die im 
Besitz des KI. befindlichen zwei $-Bonds“  zu bezahlen. 
Damit bringt der Kl. in unzweideutiger Weise zum Aus­
druck, daß'er Befriedigung aus der in seinem Besitz be­
findlichen Pfandsache verlangt. Er verlangt allerdings 
mit dem gestellten Klagantrag außerdem auch von den 
beiden Bekl. als von seinen persönlichen Schuldnern Be­
zahlung dieser Beträge und beansprucht dafür, wie es 
jedem Gläubiger zusteht, Exekution in das gesamte Ver­
mögen der beiden Bekl. Der Kl. erhebt also gegen jeden 
der beiden Bekl. sowohl die dingliche als die persönliche 
Klage. Diese Auslegung seines Klagbegehrens ergibt sich 
ohne weiteres sowohl aus der Fassung des Klagantrags 
als aus dem Vorbringen des Kl., mit der er seinen Klag­
antrag begründet. Sollten beim BG. trotzdem Zweifel 
über den Sinn der erhobenen Klage bestanden haben, so 
wäre es Sache des BG. gewesen, diesen Zweifel durch 
Befragung zu beseitigen. — Rechtsirrig ist aber auch die 
Ansicht des BG., daß die Klage „dermalen“  abzuweisen 
sei, weil der KI. nicht die Rückstellung des Pfandes bei 
Bezahlung der Forderung angeboten habe. Zwar ist es 
richtig, daß nach §§469,1369 ABGB. der Pfandnehmer 
das Handpfand dem Pfandschuldner, sobald dieser die 
Befriedigung leistet, zurückzugeben hat. Auch hat die 
Rückgabe des Pfandes durch den Pfandnehmer Zug um 
Zug gegen Bezahlung der Pfandforderung zu erfolgen. 
Der Schuldner kann gegenüber der Klage einwenden, 
daß er nur gegen gleichzeitige Rückgabe der Pfandsache 
verurteilt werden dürfe. Das bedeutet aber nicht, daß die 
Klage, wenn dieser Einwand vom Schuldner erhoben 
wird, als vorzeitig erhoben anzusehen und daher „der­
malen abzuweisen“  ist. Denn der mit der Klage erhobene 
Anspruch ist kein betagter Anspruch. Es hat daher keine 
zeitweise Abweisung des Klagbegehrens, sondern eine 
Verurteilung Zug um Zug zu erfolgen. Durch eine zeit­
weise Abweisung der Klage würde, wie U n g e r („System 
des österr. allgemeinen Privatrechts“  Bd. 2 S. 501) zu­
treffend bemerkt, nicht nur ganz unnötiger- und un­
gerechtfertigterweise die Führung eines zweiten Prozesses 
veranlaßt, sondern es würde dem Kl. Unrecht geschehen, 
da der Bekl. nur verlangen kann, daß er nicht früher 
leisten müsse als der Kl. und da der KI. infolge der Ab­
weisung der Klage sogar in die Prozeßkosten verurteilt 
werden müßte. Das Recht und Interesse beider Teile wird 
vollkommen gewahrt, wenn der Bekl. verurteilt wird, 
nur gegen Rückgabe der Pfandsache zu zahlen. Auf dem 
Standpunkt, daß in einem solchen Fall die Klage nicht 
als vorzeitig erhoben abzuweisen ist, steht auch die 
Rspr. des ObGer. Brünn. Nach ihr genügt es, daß der 
Kl. sich — wie es im vorl. Fall geschehen ist — bereit 
erklärt, das Pfand zurückzugeben. Dann hat Verurtei­
lung der bekl. Partei Zug um Zug zu erfolgen. (Vgl. 
K l a n g  Bd.4 S.856 und die dortigen Zitate.)

(RG., V III. ZivSen., U. v. 11. Nov. 1940, V III 525/39.)
[N.]

W ochen^J^

¡52. RG. -  §§ 28, 66, 76 ÖstJN.; §§ 
der letzte gemeinsame Wohnsitz der Ehega pO-*ut, 
land war, kann die örtliche Zus<dndigkei bestnö1“ 
einen Ehescheidungsstreit nicht nach § 76 OS J • ¡flji 
werden. Hat der beklagte Ehemann zur zei d ivSa 
erhebung seinen Wohnsitz im Altreich, p/pO) ^ 
diesen sein allgemeiner Gerichtsstand ( S 1 des pö. ‘ 
stimmt, der wiederum für die Zuständig* 1 ßCsî . 
Ehesachen nach § 606 ZPO. maßgebend ' tänjig na 
mung eines ostmärkischen Gerichts als z 
§ 28 ÖstJN. ist in diesem Falle nicht zulässig- ög

(RG., V III. ZivSen., Beschl. v. 21. Nov. ¡9'10> ^,]
148/40.)

——— *cJlt
Sächsisches OberverwaltungsgeE^

33. §§ 104, 103 RAbgO. Erzielt der
durch Fortführung des Gewerbebetrieb cj,nimg [L 
Schuldners Gewinne, so sind diese für die K;rChens!eu, 
von dem Gemeinschuldner zu entrichten onkur9vef gje 
als dessen Einkommen zu behandeln. Der . weit, al5. 
ter haftet mit der Masse für diese Steuer „„(richR11 
auf Grund der von ihm erzielten Gewinne . .¿riial'1

Die Rechtsfolgen aus vom Konkursverwa 
der Masseverwaltung vorgenommenen ni v e rr t^ t keia 
treffen die Konkursmasse und damit da deshaln Nj. 
Gemeinschuldners. Die Konkursmasse k QerrIeiilS ¿et 
selbständiges Steuersubjekt d a rs te lle n ^D e ^^  au ^

.. ............. ........\chefl
iw:

selbständiges Steuersubjekt darstellen, ^  auc“ ef
ner bleibt Eigentümer der Masse und Konku.f . 
Träger ihrer Einkünfte. Durch die von „ t zw’s 
walter abgeschlossenen Verträge werden sonderte-_____  _0 pl'tl SEZ**W
ihm persönlich und den Vertragsgeg" ’ j,tliche 
sehen diesen und dem Gemeinschuldnei 
hungen geschaffen. _ _ ^  pines G e^L f

■ sie
bien

ungen gescimucu. ¡nes u
Sind demnach die durch die Fortführung oeträg 

uetriebs des Gemeinschuldners gewonnen j^r 
Einkommensteuer mit zugrunde zu leg.e_r. ’ . htigj ” ‘;fel 
auch für die Kirchensteuer nicht unberu ¿¡rche^ v 
Denn die Grundlage für die Be1??3*1!11“  ¡sjach § ,ter, -  
ist das Einkommen des

.ue1
.-er

ist das tinicommen aes oieueipmw.w&- ve,,,. 
bunden mit § 103 RAbgO. hat der K ° * f v erm < ß  d>e 
ihm nach der KO. die Verwaltung * * .  %  Qr 
Gemeinschuldners zusteht, dafür zu erzicl*i;eterl
Steuern, soweit sie auf Grund der vo vert  ̂ als0
winne zu entrichten sind, aus den v °" chtigte 
Mitteln beglichen werden. Der Steuerb ¿¡e
auch die Haftung des Konkursverwalter fl
der Steuer in diesem Umfang geltend^ ^ajsesd^-jj

wciuch. — ,, rc ur 1des Konkursverwalters,
. .  ..............—-sem Umfang ge l t endMasses^n
Die Eigenschaft der Kirchensteuer 11 s verden, c|i, 

auch nicht etwa deswegen verneint aUS Qe
Steueranspruch zum mindesten nicht ul eg

per

•ha11ner ertrage erzien. wie zubci . Zus ,nf
ners zu einer Religionsgesellschaft ist bereits '. teUei‘‘ , 
der Eröffnung des Konkursverfahrens 1 KirChert ^  
war. Er ist ebenso Voraussetzung d öhnhche , E

tiria Hat w/nVinsitr oder der .uoach&aiAA 1
war. er isi e u v u i a u « v . - - B w  ;
Spruchs wie der Wohnsitz oder ^ f.^L b e s c h ^V h * 
halt im Inland Voraussetzung für d!5ir(TersteliefP 
kommensteuerpflicht und für die “  
einer bestimmten Gemeinde ist. ^

(SächsOVG., Entsch. v. 16. Nov. 1940,



A n f a n g  M a i  erscheint  in 4. A uf lage;

Das gesamte deutsche

G n a d e n r e d i t
Syst

nebst verwandten Gebieten
kroatische Textausgabe m it A n m erku n g en  und einem au s fü h rlic h e n  S a c h re g is te r von

Regierungsrat W olfgang Menschell
Deutsche Jus t i z :  . . .  Damit darf das Werk als die bisher vollständigste Zusammenstellung 
gnadenrechtlicher und verwandter Bestimmungen angesprochen werden. Durch diese bigensen 
und durch die Übersichtlichkeit seiner Anordnung wird cs sich in der Praxis der Bewegung - 
wohl wie der staatlichen Verwaltung als zuverlässiges Hilfsmittel bewähren und ubera or - 
entbehrlich werden, wo, wie es häufig der Fall ist, die Gnadenfrage über den Bereich der ein­

zelnen Verwaltung hinausgreift.
Minister ia lblat t  des R WM :  Das Buch entspricht einem dringenden Bedürfnis Der Ver­
fasser, der sich die Aufgabe gestellt hat, vor allem der Praxis zu dienen, hat seinen Zweck in vo - 
bildlicher Weise erreicht. Das Buch sollte bei keinem Sachbearbeiter in Gnadensachen fehl -

Ganzleinenband — Preis: 12.— RM.

Zu beziehen durch  den Buchhandel  oder  d i r ek t  vom Ver lag .

T s CH ER R E C H T S V E R L A G  G M B H . • B E R L I N  • L E I P Z I G  • W I E N
Berlin W35, Hildebrandstraße 8

Crung fürOstmark  und  S u d e t e n l a n d :  D e u t s c h e r  R e c h t s v e r l a g  Gm bH., Wi e n  I, Ri emer ga s s e  1

D a u s g e z e i c h n e t e  H a n d -  u n d  N a c h s c h l a g e b u c h  i n  n e u e r  A u f l a g e .
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Die Genehmigungspflicht des II 7 der 
2. BAV. g ilt nur für Änderungen einer be­
reits vorgenommenen Angleichung der Be­
züge zugunsten des betroffenen Beamten. 
RG.: DR. 1941, 665 Nr. 29

Art. 2 Ges. über den Neuaufbau des Rei­
ches v. 30. Jan. 1934; Ges. über die Verein­
fachung im Behördenaufbau v. 5. Juli 1939; 
Art. 129 WeimVerf.; §§ 17, 124, 139 DBG.; 
Art. 57 WürttBeamtG.

Die Länder sind als Gebietskörperschaf­
ten nicht beseitigt und bestehen als Verwal­
tungseinheiten auch nach dem Gesetz über 
den Neuaufbau des Reiches fort. Die Län­
der sind insbes. Träger der Schulverwaltung 
und des damit verbundenen fiskalischen Ver­
mögens. Zwischen dem Landesfiskus und 
der Reichsbahn besteht ein so weitreichen­
der Unterschied, daß die Selbständigkeit 
der beiderseitigen Rechtsstellung außer 
Zweifel ist.

Die Bestimmung in Art. 57 WürttBeamtG., 
wonach der Beamte die Vertretungskosten 
im Umfange eines für ihn selbst bestehen­
den Rückgriffsanspruchs gegen einen D rit-

ten grundsätzlich selbst zu tragen hat, ver­
stößt nicht gegen Art. 129 Abs. 1 Satz 3 
WeimVerf. Die Zulässigkeit solcher Bestim­
mungen ist in der Rspr. des RG. anerkannt. 
Allerdings sind solche Bestimmungen für 
die Zeit nach dem Inkrafttreten des DBG. 
nicht mehr wirksam.

Bei der Anwendung des § 139 DBG. ist 
davon auszugehen, daß im Rahmen dieser 
Bestimmung der Schaden des Beamten nicht 
als durch ihm nach einem Unfall gewährte 
Versorgungsbezüge gemindert angesehen 
werden soll. § 139 DBG. ist auch dann an­
zuwenden, wenn zwar die Zurruhesetzung 
nach dem Inkrafttreten des DBG. erfolgte, 
das schadenstiftende Ereignis aber schon 
vor seinem Inkrafttreten war. RG.: DR. 
1941, 666 Nr. 30 (Reuß)

Kl. »

Recht der Ostmark
§§ 469, 1369 ABGB. Wendet der Schuld­

ner* gegenüber der Leistungsklage des 
Pfandgläubigers ein, daß er nur gegen 
gleichzeitige Rückgabe der Pfandsache ver­
urteilt werden dürfe, so ist die Klage nicht

„dermalen abzuweisen“ , wenn 
PiirifQtplliincr des Pfandes nie F

gegen 
ililung

Rückstellung des Pfandes -y- ...
hat. Der beklagte Schuldner ^  ^  

jedoch Zug um Zuf 
:s Pfandes 

urteilen. RG.: DR,

fort vef*ZU

28, 66, 76 östjN.;__§§o ^ 0hnäjtz-r(.

gäbe des Pfandes — zur ¿a v *  
-  —  1941, 671 Nr. «

606. Z j
Ansitz “J

Wenn der letzte gemeinsame w“ die or 
r-, . . • A urar. Kan“ „ EEhegatten im Ausland war, ^  j 
liehe Zuständigkeit des LG. “licne ¿ustanaigKeu 76 osu1’,,
scheidungsstreit nicht nach 8 ¿72 N
stimmt werden. RG.: DR- ’

Sächsisches Oberve:
IM ,T w  RAbgO. E rz ie h ^ £ * *

Verwalter durch Fortführu g rs ö«"':f£)p 
betriebes des Genietnsch de^
so sind diese für die ,r:chten
dem Gemeinschuldner zu e„ zu b p
chensteuer als dessen Em * ^ 1  in ,fli
dein. Der Konkursverwalter ^  äie
Masse für diese Steuer m 612
Grund der von ihm «zielte« R ^1, 
entrichten ist. SächsOVU- 
Nr. 33

I

!

JkaMmą!

Bewerbungen auf Zifferanzeigen  stets mit der 
Ziffemummer kennzeichnen; auch a u f dem Um­
schlag, dort am besten in der linken unteren Ecke, 
m it Buntstift umrahmt.
Bei Bewerbungen auf Stellenanzei gen niemals O ri­
ginalzeugnisse, sondern m it Namen und Adresse 
gekennzeichnete Zeugnisabschriften beifügen. Auf 
L ichtb ildern  müssen Name und Adresse auf der 
Rückseite vermerkt sein. Unter „Einschreiben“ oder 
„Eilboten“ eingesandte Bewerbungen können nur 
als „Einschreiben“ - oder „Eilboten“ -Briefe weiter­
gesandt werden, wenn das Porto hierfür beigefügt 
ist. Diese Art Briefe und mehrere Bewerbungs­
schreiben auf verschiedene Zifferanzeigen dürfen auf 
dem äußeren Umschlag die Ziffemummer nicht tra­
gen; sie sind nur an die Anzeigenabteilung zu richten.

Anzeigenpreis: die viergespaltene
m m Z e i l e ^ R p f ^ ü r V e r l ^ ^ - ^  
Verkehrsanzeigen 36  Rp1» . „  2zW':,j
einspaltige Gelegenheitsanzeig^ Wj 
fi’amilinnnnvpi rrpn IITIO , ¿0 *■Familienanzeigen und rebote i-5°
Ziffergebühr für Stellenangc- ^  
für Stellengesuche und Geleg 
50 Rpf.

Anzeigenschluß: jeweils d| r
Vorwoche, nur für eilige 5 ^ steht¡ Ie

„Anzeigen - Abteilung“ D eutscher R echtsverlag Gm bH., Berlin W 35

wenn Raum noch zur Verfüg^11!? 
der Montag der Erscheinung

.. „..vaui0®Zahlungen für Anzeigenbetrage ReCj,tsve 
Scheckkonto des Deutsche
GmbH. -  Berlin Nr. 45» 7°’ f  \ i

LU t z ° v ^

O f f e n e  S t e l l e n : : : : : : : : : : : : :
22
: : : : : : : : : : : : :

Für die Dauer unseres Wehr­
dienstes suchen wir ab s o f o r t

Vertreter.
Dr. M u n d t  und Dr. H o f f e r t ,  

Rechtsanwälte und Notare, 
S t e t t i n ,  Paradeplatz 16.

Vertretung
für beide Fächer wegen Einbe­
rufung ab s o f o r t  

zu vergeben.
Gehaltsan^ebote an

Rechtsanwalt und Notar 
H o u d e 1 e t , 

S c h w e d t  / Oder

h a “t t g C "
G r o ß e  B o r g b a u g « 8 0

O o l l iü r i f t ( in ) . .
zur Bearbeitung von Rechtsangei s

zu möglichst baldigem A ' - se **0t 
B eschäftigung a ls  A n w a lt*

ist möglich und erwu

Angebote unter Angabe von G ^a'j^^nes^^itirg  
Referenzen, möglichst unter Beifüg n̂ AnZ-*Ayfer I8'
Lichtbildes u. „Bergbau“ A. Lütz°w
Deutscher Rechtsverlag, Berlin w ’

Vertreter
für zur Wehrmacht einberufenen 
Rechtsanwalt s o f o r t

gesucht.
S c h u l z ,

P o t s d a m ,  Zeppelinstr. 26.

Wegen Einberufung zur Wehr­
macht für s o f o r t

Vertreter
gesucht.

Rechtsanwalt S c h o e n , 
G u m m e r s b a c h  (Rhld.).

Anwaltsassessor
(arbeits. gedieg. Persönlichkeit) 
mit Aussicht auf spätere Assoz. 
nach B r e s l a u

gesucht.
Angebote unter A . 1488 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowuferl8.

Rechtsanwalt in Stuttgart B u c h t bald­
möglichst

Assessor
als Vertreter fü r die Dauer des Krieges 
unter günstigen Bedingungen. W eiter­
beschäftigung nach Beendigung des 
Krieges wahrscheinlich. Zuschriften mit 
Lebenslauf, Lichtbild, Zeugnisabschrif­
ten sowie Angabe der Vergütungsan- 
sprüctie unter A. 1494 an Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W  35, lü tzo w u fe r 18.

• <iüdete0^ V Großes Industrie werk im
sucht

zur Entlastung des SyndiW

ju r if t ifc h e n
Bewerbungen mit Lebenslauf, L ic b ^  ^
und Gehaltsansprüchen unter A. 1 gef1*11 >
Abteilung Deutscher Rechtsver ’

Lützowufer 18
A n z e i g e n s d i l u O

ist jeweils der D o n n e r s ta g  d e r  V o r w o c h e  1
D e u ts c h e r  R e c h ts v e r la g  G .m .b .H ., A n z e ig e n - A b te i lu n g ,  

B e r l in  w  35, Lützowufer 18. Telefon 22 40 86.

A



a °der<¡nsf n fdr s
^JfährlichP Rf gesucht.
i^ stgeschripíewerl3unSen mit 
jlchtb¡ld n„ue?em Lebenslauf, 
n' 1492’ an »a ts.ansPrüchen u. 
Jocher p „ uzf'Sen-Abfeilung

b„ i ¡s

^r°vorsteher(in) 
v°n gesucht

Dr 5 echtsanwalt 
'• * r a n 7 n -

2  Cruger ,  
UntBer| in W 8,

43.

sfiB 5 ' i f , f ° Vors teh e r

Ŝ í?W;" -td M n0tyPÍStÍn

SHt et"T,altsbi^
ve? 0tari * Í u í ; aí  Möglichst 

aut) ?üm 1 4  ^ ost<mwesen

^ Chts*nwaíu°nrteMfr ü h r “ 
l Dr ». Und Notar
8"> ‘ » w S0' V " ^ ' ,  

“ ■ w " 0* » « ;

H -íísstr ■
^ % am gesuch t.

BaltDr- K a r l i

N . , * l,' 7 ».
i ^ - l ^ chröder.:

r Perfekte 
Stellung

Bürovorsteher
für Notariats- und Anwaltspraxis 

gesucht.
Rechtsanwalt Dr. A u e r t , 

B e r l i n  W  15, 
Kurfürstendamm 197.

Tel. 91 68 18.

Bürovorsteher (in)
für lebhafte Anwaltskanzlei in 
Köln a. Rh. für sofort oder später

gesucht.
Angenehme selbständ. Stellung. 
Nur Angebote tücht iger  Kraft  
mit Oehaltsforderung. 
Rechtsanwalt E. B r i n k m a n n  I, 

K öl n  (Rh.), Hohe Str. 55/61.

Bürovorsteherin,
perfekt in Steno u. Schreibm. für 
Berliner Anwaltspraxis

gesucht.
Angebote mit Lebenslauf, Zeug­
nisabschriften und Ciehaltsangabe 
erbeten unter A. 1489 an Anz.ei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowuf er 18.

Anwaltsgehilfe (in)
für s o f o r t  gesucht. 
Bewerbungen mit Gehaltsan­
sprüchen, Zeugnissen und Licht­
bild erbeten an

Rechtsanwalt und Notar 
Dr. Poch er,  

M e i n i n g e n  (Thür.), 
Schlundgasse 3,

Perfekte Stenotypistin,
die auch Bürovorsteherarbeiten 
übernehmen kann, für s o f o r t  
oder zum 1. 4. 1941

gesucht.
Rechtsanwalt Dr. Kü hn ,  

B e r l i n  W50, Tauentzienstr. 20.

Es gilt Anzelgen-Preisliste Nr. 2
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«•••«»*••••»Gesuchte Stellen
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Volljurist,
mehrjährige, selbst.Anwaltspraxis 
u. Schriftleitertätigkeit, befähigt, 
vielseitig interessiert, sehr gew., 
frei verfügbar, sucht D auer­
stellung in Industrie, Wirtschaft 
oder als Hilfsarbeiter in größerer 
Anwaltskanzlei. Berlin bevorzugt. 
Angebote unter A . 1498 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35, Lützowuf er 18.

Volljurist
sucht Stellung als Syndikus oder 
Hilfsarbeiter, auch auswä r t s .  
Angebote unter A . 1491 an Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35, Lützowufer 18.

20 jährige Bürogehilfin
aus Anwaltspraxis, erfahren im Notariat, 
mit guten Zeugnissen, flo tte Maschinen­
schreiberin

sucht Stelle
in industriellem Unternehmen, Versiche­
rung oder Anwaltspraxis. Angebote mit 
Gehaltsangaben erbeten unter A . 14 9 3  
an Anzeigen-Abteilung DeutscherRechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Anwaltsassessor
mit besten Zeugnissen und Referenzen, 
dessen Anwärterzeit abläuft, 

sucht
Verbindung m it älterem oder jüngerem 
Anwalt in Ober- oder Niederbayern 
(Großstädte ausgeschlossen) zwecks 
P ra x is ü b e rn a h m e . Zuschriften unter 
A . 1 4 7 4  an Anz.-Abteilung Deutscher 
Rechtsverlag, Berlin W  35, Lützowuf er 18.

Opfert für das KW HW !

— ----------------- -- -------------------------------- —

B ekanntm achungen verschiedener Art

Rechtsanwalt, Dr.,
35 Jahre, z.Zt. beauftragt. Richter, 
tüchtig. Sachbearbeiter, gewandte 
Umgangsformen, sucht alsbald 
oder später Assoziation oder 
Praxisübernahm e. E in la g e  
möglich. Ang. u. A . 1450an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35, Lützowufer 18.

Anwaltsnotar i. landschaftl. schön, 
westdeutschem K urort, ruhige
Praxis, geeignet für älter. Kollegen

sucht Tausch nach Berlin.
Eigenheim mit großem Garten 
kann übernommen werden. An­
gebote unter A . 1496 an Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag,Berlin W35, Lützowufer 18.

Pfundtner - Neubert,
Reichsrecht, neuester Stand. Ordner 
mit Ringrnechanik. Sehr gut erhalten 
zu v o rk a u fo n .  Angebote m it Preis 
unter A . 1 4 9 0  an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Verkaufe
Kommentar Reichsgerichtsräte

Band 1—5, 8. Auflage, 
gut erhalten, für 55.— RM. 
Rechtsanwalt D r. K ühn, 

B e r l i n  W 50, Tauentzienstr. 20.

Verkaufe Juris
enthalt

B u n d © 8 0 ö s“ * f:ltb*a*11 1868» *870
R e ic h s o e s e tz b la t t  1871-1940, außer 
P r  G e s e tz s a m m lu n g  1858—1940, a 
J u * t lz m ln ls t a r la lb la t t  1844—1932, a 
D e u ts c h «  J u s t iz  1933—1940 
E n ts c h e id u n g e n  d e s  O b e r tr lb u m  
G e n e r a l r e g ts le r  z u  d e n  E n is c h e l  
N e u m a n n , D ie  E n ts c h e id u n g e n  

P r .  O b e r t r ib u n a le ,  Chronologie 
E n ts c h e id u n g e n  d e s  R e lc h s g e r l  
G e n o r a lr e g ls t e r  zu den Bänden 1— 

81—90, 91—J00, 111—120, 121—130, 
J u r is t is c h e  W o c h e n s c h r if t  bezv* 

sowie zahlreich

Rechtsanwalt G erike, Bre

tische Bücherei
snd u. a 

1873
ußer 1883, 1899. 
ußer 1846, 1923

, 1a von 1837—1879 (Bd. 1—83) 
d u n g a n  d e s  O b e r t r ib u n a ls  (Bd.1-80). 
a u s  d e n  e r s te n  6 0  B ä n d e n  d e s

:h geordnet (3 Bände und Registerband), 
chts  Band t—164 mit 
30 3 i—40 41—50, 51-60. 61—70, 71—80, 
3L—140, 141-150, 151-160 
. D e u ts c h e s  R e c h t 1893—1940 
e andere Bücher.

slau 1, Schweidnitzer Str. 27.

«ntiouimMice «tiftcbot:

erjd)ienene) geh. OTH 100.
mffrfisoeletiblatt 190Ü-1939 (ab 1924 21. 1 uni) 11)...............gcb. »3» 280. —
TOo*enid)tift, ^u r i ft., 1900-1938 (1938-38 ungebunben).. . .  geh. 9103! 290.

3 . @ d) t» e i tj e r  e o r t i m e n t  /  © e v l t «  * 8 8
SraniBflidjc Strafjc 16 / gi'riiipcfdjer 121167/68 

»uAßanblnnfl unft «n tinua rin t fü r mcd)to> «nb « Ir tf^a fts ito iflen fiftn ftr«

W ir kaufen zurück:
Deutsches Recht vereinigt m it Juristische Wochenschrift:

Jahrgang 1940: Heft 6, 7, 8, 41, 47 
zum Preise von 50 Pfg. je Heft zuzügl. Versendungsspesen 

Übersendung erbeten an

D e u t s c h e r  R e c h t s  v e r l a g  G. m. b. H.,
Leipzig C 1, lnselstraße 10



:Haft

Die Kündigung
Lösung des Arbeits Verhältnisses und ihre rechtlichen Folgen 

Von Dr .KURTM AUREß
Die vielen am Arbeitsprozeß Beteiligten, seien es Betriebsführer, Angestellte Arbeiter oder Lebr'Inge in der Pr.vanvirJ 
wie bei öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, brauchen einen leicht verständlichen Ratgeber in a'len£ r£gŜ  
des Arbeitsverhältnisses. Diesem Bedürfnis dient die vorliegende Schrift. Die neuen Bestimmungen dcr Krieg g^^ sonder 
sind eingearbeitet. Von jeher hat das Recht der Kündigung nebst den angrenzenden Fragen nicht nur den ju

jeden schaffenden Volksgenossen interessiert. t  4.8 O
Umfangs 143 Seiten Preis:

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag ^

D E U T S C H E R  R E C H T S V E R L A G  G.m .h.H., B E R L I N  / L E I P Z I G
B e r l i n  W  35, H i l d e b r a n d s t r a ß e  8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: Deutscher Rechtsverlag O .tn.b. H., Wien 1, Riemergasse^

Amtsgerichtsrat Franz Holtkamp

Bereinigung alter öthulDcn
Textausgabe

mit Anmerkungen und ministeriellen Verfügungen auf
Grund der Neufassung des Gesetzes vom 3.Scpt. 1940 

3., völlig neu bearbeitete Auflage

DasSchuldcnbereinigungsgesetz beruht auf dem Grund­
gedanken, Volksgenossen, die unverschuldet infolge der 
Wirtschaftsnot vor der Machtübernahme oder infolge 
ihres Einsatzes für die Bewegung verschuldet sind, nicht 
länger in ihrer Schuldennot zu belassen, sondern sie in 
der Weise zu entlasten, daß sie durch Gewährung von 
Stundung, Ratenzahlungen, Zinsermäßigung oder Erlaß 
der Schuld wieder zu einer angemessenen Lebenshaltung 
und zum Aufbau einer neuen Existenz gelangen können. 
Alle Schuldner und Gläubiger sind an dem Gesetz interes­
siert. Das Buch ist für alle Personen- und Behörden­
kreise gedacht, und auch ein praktisches Hilfs­
mittel für den Rechtswahrer, der nicht zu einem 

umfangreichen Kommentar greifen will.

Preis kartoniert RM. 2.70

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.h.H. • Berlin • Leipzig • Wien
B e r l i n  W 3 5 ,  H i l d e b r a n d s t r a ß e  8.

Ausl  i e f e r u n g  für Ostmark  und Sud et eng au:
De utscher  Rechtsver lag ,  W ie n  1, Riemergasse 1

Sthcüiung 
ohne üerfchiil&cn

von Rechtsanwalt

Dr. G* oon Scanjoni
Zwe i te ,  verbesserte und 

auf den neuesten Stand ge br ac i
essantes,c_

Die Broschüre behandelt den wohl i'.'mch die.̂ °,S 
Teil des neuen deutschen Ehcrechts, n gcj,eic1
,,-*-,- i t ,  eine Ehe wegen eines Grundes j eran«c he

ngen, der mit „Schuld“ des f 'n. ffroßdrutsin<l 
n nichts zu tun hat. Die durch d ^ rfliidr s u. 
ent neu hinzugekommenen v l . ht|jche K nie 

ausiuhrlich behandelt; die reichsge . rgeleg*',,.ci(S- 
sprechung ist beinahe lückenlos “ j  Ausdfü on. 
Sprache ist klar und in ihrer £ornJ't“wahrer!e die 
Sicherheit nicht nur für den Ree» =. G erden  
dem auch für den Laien ve,rstan?', großdeu si,se
Laienwelt, die über dieNeureglung ja te'ürtef-
Eherechts noch immer sehr verW° ' nkbar b ^  
falsch urteilt, wird das Erscheinen dan

Preis kart. RM 1-80
• kt VC1®

Zu beziehen durch den Buchandel oder ,r
.. t |̂ eipzi0

Deutscher Rechtsverlag GmbH.* Ben|n
Berlin W 35, Hildebrandstr. ^  

Auslieferung für Ostmark und Sude ^.e|nergaSS 
Deutscher Rechtsverlag G m bH . ,  Wien . ^  ^

zu bri 
Gatten 
Eherecnt 
ausführlich

das sparsame*0 Schönschriftband
# ) Man braucht es seltener zu wechseln, weil das feinfädige Gewebe besonders douer 

hoft ist und im Spezialverfahren mit hochkonzentrierten Farbstoffen getränkt wurde

Ä


